Beschlussvorlage Vorlage-Nr: VO/GV08/2013-1163

Gemeinde Bad Kleinen Status: offentlich
Aktenzeichen:

Federfiihrend: Datum: 21.05.2013

Bauamt Einreicher:

Satzung uber den Bebauungsplanes Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen
fur das Gebiet "Miihle", fiir das Muhlengelande
Abwagungsbeschluss uber den Vorentwurf

Beratungsfolge:

Beratung O/N  Datum Gremium

o] 19.06.2013  Gemeindevertretung Bad Kleinen

Beschlussvorschlag:

1. Die wahrend der frihzeitigen Beteiligung von Behdrden und sonstigen Tragern
offentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB und den Nachbargemeinden nach
§ 2 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen sowie die Stellungnahmen und
Anregungen der Offentlichkeit im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung nach
§ 3Abs.1 BauGB hat die Gemeinde Bad Kleinen unter Beachtung des
Abwagungsgebotes geprift. Im Rahmen der Abwagung ergeben sich
- zu bertcksichtigende,
- teilweise zu bericksichtigende und
- nicht zu bertcksichtigende Stellungnahmen.
Das Abwagungsergebnis gemal Anlage 1 ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Die Verwaltung wird beauftragt diejenigen, die Anregungen erhoben bzw.
Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Griinde in
Kenntnis zu setzen.

Sachverhalt:

Die Gemeinde Bad Kleinen hat das Beteiligungsverfahren mit dem Vorentwurf zur
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 in Bad Kleinen durchgefihrt. Die Behérden und
sonstigen Trager Ooffentlicher Belange wurden am Aufstellungsverfahren beteiligt. Die
Offentlichkeit hat Gelegenheit zur Stellungnahme genommen. Das Beteiligungsverfahren
wurde nach § 3 Abs. 1 BauGB und nach § 4 Abs. 1 BauGB durchgefihrt.

Im Ergebnis ergeben sich
- zu berucksichtigende,
- teilweise zu bertcksichtigende,
- nicht zu berlcksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Das Konzept ist entsprechend zu Uberarbeiten. Die Gemeinde Bad Kleinen hat sich
entschieden, die Arten der Nutzung entsprechend anders festzulegen. Anstelle der
Sondergebiete sollen Mischgebiete festgelegt werden, um hier den Anspruch des Wohnens
entsprechend zu wiirdigen. Dies findet im Abwagungsvorschlag seinen Niederschlag.
Abstimmungen mit Behoérden sind diesbezlglich zu fihren, so dass die Gemeinde Sicherheit
vor Durchfihrung des erneuten Beteiligungsverfahrens und vor dem Beschluss Uber den
Entwurf des Bebauungsplanes erhalt.

Die Erkenntnisse aus dem frihzeitigen Beteiligungsverfahren flieRen in die Erarbeitung der
Entwurfsunterlagen ein. In Auswertung des friihzeitigen Beteiligungsverfahrens kann
beurteilt werden, dass die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a BauGB vom Grundsatz
her bestatigt wurde. Voraussetzung ist der erganzende Nachweis insbesondere dazu, dass
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die Europaische Schutzgebietskulisse (SPA-Gebiet Schweriner See) nicht beeintrachtigt

wird.

Beratungsergebnis Bauausschuss vom 28.05.2013

» B-Plan Nr. 23 — Zustimmung einstimmig
Herr Mahnel erlautert den Beschlussgegenstand:

Anlage/n:

Verkehrszahlung im Uferweg (Schilerprojekt)
am Silo geschossweise Schallgrenzen festlegen

wg. gleichberechtigter Nutzung von Wohnen und touristischer Infrastruktur
kann so nicht bleiben — Mischgebiet

im Mischgebiet sind FEWO nicht zulassig, aber Pensionen und Hotels
Mischgebiet — einstimmig ja

Hohe von Muhle und Silo soll so bleiben

Beherbergung 100 Betten, 80 Zimmer?

Anzahl WE’s?

SPA-Prifung: Mischgebiet

Ausschluss von Tankstellen, Vergniigungsstatten, Gartenbaubetrieben

Bad Kleinen B23 Vorentwurf TOB A3

Text TeilB—3

Begrindung -2

kurz Vorentwurf B 23 Bad Kleinen ohne Birger 1
Abw Vorentwurf B 23 Bad Kleinen — 1

kurz Vorentwurf B 23 Bad Kleinen Burger - 1

Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Gremiums

Davon besetzte Mandate

Davon anwesend

Davon Ja- Stimmen

Davon Nein- Stimmen

Davon Stimmenthaltungen

Davon Befangenheit nach § 24 KV M-V
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SATZUNG

UBER DEN

BEBAUUNGSPLAN NR. 23

DER GEME

NDE BAD KLEINEN

EUR DAS GEBIET "MUI;ILE“
FUR DAS MUHLENGELANDE
GEMAR § 13a BauGB

Bereich des B-Planes Nr. 23
der Gemeinde Bad Kleinen
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ART DER BAULICHEN NUTZUNG

Sonstiges Sondergebiet (gem. § 11 BauNVO)
Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur

Sonstiges Sondergebiet (gem. § 11 BauNVO)
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Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der Satzung iiber
den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen
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VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom ................. . Die ortsubliche
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Veroffentlichung im amtlichen Bekanntmachungs- und
Informationsblatt ,Mackelbdrger Wegweiser* des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am .................. erfolgt.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......ccovviviiievnecns e
Der Biirgermeister

2. Beteiligung der Raumordnung und Landesplanung
Die fir Raumordnung und Landesplanung zustandige Stelle ist gemaR § 17 Landesplanungsgesetz (LplG) mit Schreiben
vom ................... beteiligt worden.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......coooevviinievneens e
Der Biirgermeister

3. Verfahrenswechsel - Beteiligung der Offentlichkeit

Die Gemeindevertretung hat am....................... beschlossen, das Verfahren gemaf § 13a BauGB weiterzufiihren. Der
Verfahrenswechsel und die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gem&aR § 3 Abs. 1 BauGB ist nach ortsiiblicher
Bekanntmachung durch Verdffentlichung im amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblat ,Méackelbdrger
Wegweiser® des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am ............... erfolgt. Mit dieser Bekanntmachung des
Verfahrenswechsels wurde auch ortsiblich bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren
ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......ccouvvviviniieiene s

4. Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Bas. 1 Satz 1 BauGBist vom ................... Bis zum ...l
Durchgefiihrt worden.

Gemeinde Bad Kleinen, den ......ccecvvevivmnevnns

Der Birgermeister

5. Beteiligung der Behdrden
Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berihrt werden
kann, sind gemaR § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom ................ zur AuRerung auch im Hinblick auf den

Verfahrenswechsel aufgefordert worden.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......covvviviviiiieene s
Der Biirgermeister

6. Offentliche Auslegung
Die Gemeindevertretung hat den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 und der Begriindung dazu am ................
gebilligt und die 6ffentliche Auslegung geméf § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......ccooeveiiievnecnes e
Der Biirgermeister

7. Offentliche Auslegung

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 23 bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) und der
Entwurf der Begriindung sowie das schalltechnische Gutachten zum Verkehrslarm haben in der Zeit vom .................... bis
Zum ......ccoeeween....... Wahrend der Dienststunden nach § 3 abs. 2 BauGB offentlich ausgelegen. Die 6ffentliche Auslegung
ist mit den Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist von jedermann schrifich oder zur Niederschrift
vorgebracht werden konnen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tber den
Plan unbericksichtigt bleiben kdnnen und dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulassig ist,
wenn mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder
verspatet geltend gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht werden koénnen, am ................ durch
Verdffentlichung im amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt ,Mackelbdrger Wegweiser* des Amtes Dorf
Mecklenburg-Bad Kleinen ortstiblich bekannt gemacht worden. Die Behérden und sonstigen Trager o¢ffentlicher Belange
sind mit Schreibenvom .................. Uber die offentliche Auslegung informiert und gemald § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe
einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......ccovevvviniiiiens s
Der Birgermeister



8. KatastermaRiger Bestand

Der katasterméfige Bestand am ............ wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen
Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Priifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte
im Ma3stab .................. vorliegt. Regressanspriiche kdnnen nicht abgeleitet werden.

Gemeinde Bad KIBINEN, BN ovvvviiiieeieieeee e
Der Biirgermeister

9. Stellungnahmen )
Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie die Stellungnahmen der Behdrden und
sonstiger Trager 6ffentlicher Belange am ..................... geprift. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Gemeinde Bad KIBINEN, AEN .ovvieiiieeeeeeeee
Der Biirgermeister

10. Satzungsbeschluss
Der Bebauungsplan Nr. 23, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die o¢rtlichen
Bauvorschriften wurden am ..........ccooeen. von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen, die Begriindung dazu

wurde gebilligt.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......cccvuvvviiniieneeaes e,
Der Burgermeister

11. Ausfertigung
Der Bebauungsplan Nr. 23, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die Satzung tber die
ortlichen Bauvorschriften werden hiermit am ..................... ausgefertigt.

Gemeinde Bad Kleinen, den .......ccccovoiniennees e,

Der Burgermeister

12. Bekanntmachung

Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und Uber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurde durch Veroffentichung im amtlichen
Bekanntmachungs- und Informationsblatt ,Mackelbdrger Wegweiser® des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen am
.................. ortstiblich bekanntgemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln in der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (8 215 Abs. 1 BauGB)
und weiter auf Falligkeit und Erldschen von Entschadigungsansprichen (844 BauGB) hingewiesen worden.

Die Satzung ist mit Ablauf des .................... in Kraft getreten.

Gemeinde Bad KIBINEN, BN .ovuivieiiiieiieeeeeee e
Der Burgermeister

SATZUNG

DER GEMEINDE BAD KLEINEN UBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 23
FUR DAS GEBIET "MUHLE®, FUR DAS MUHLENGELANDE

GEMASS PAR.10 UND PAR. 13a BAUGB

Aufgrund der 88 10 Abs. 1, 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. I S. 2414), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509), sowie nach der Baunutz-
ungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI.|S. 132), geédndert durch
Artikel 3 des Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22. April 1993 (BGBI. 1 S. 466) sowie nach der
Landesbauordnung Mecklenburg- Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 2006
(GVOBI. M-V S. 102) zuletzt geéndert durch Artikel2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBI. M-V S. 323), wird nach
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Bad Kleinen vom ..........cccccovvvvvnnnn. folgende Satzung tber
den Bebauungsplan Nr. 23 fiir das Gebiet "Miihle®, im Verfahren gemal § 13a BauGB, fiir das Mihlengelénde, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.



TEIL B = TEXT

zur Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 fiir das Gebiet ,Miihle fir das
Mihlengelande der Gemeinde Bad Kleinen

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1.

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

SO 1.1 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung und touristische
Infrastruktur
(8 11 Abs. 2 BauNVO)

1. Das Sonstige Sondergebiet Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur
dient der Unterbringung von Einrichtungen der touristisch genutzten
Fremdenbeherbergung, der touristischen Infrastruktur und von Schank- und
Speisewirtschaften.

2. Innerhalb der Gberbaubaren Grundsticksflachen des Gebietes SO 1.1 sind folgende
Nutzungen zulassig:

- Betriebe des Beherbergungswesens,

- Schank- und Speisewirtschaften,

- touristische Informations- und Serviceeinrichtungen (z.B. Fahrradverleih,
Bootsverleih, etc.),

- Anlagen und Einrichtungen fur kulturelle, gesundheitliche, sportliche und
sonstige touristische Zwecke, die den Betrieben des
Beherbergungswesens dienen und diese nicht wesentlich storen,

- Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO.

SO 1.2 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung, touristische Infrastruktur
und Wohnen
(8 11 Abs. 2 BauNVO)

1. Das Sonstige Sondergebiet Fremdenbeherbergung, touristische Infrastruktur und
Wohnen dient der Unterbringung von Einrichtungen der touristisch genutzten
Fremdenbeherbergung, der touristischen Infrastruktur, wvon Schank- und
Speisewirtschaften und dem Wohnen.

2. Innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen des Gebietes SO 1.2 sind folgende
Nutzungen zul&ssig:

- Wohnungen,

- Betriebe des Beherbergungswesens,

- Schank- und Speisewirtschaften,

- touristische Informations- und Serviceeinrichtungen (z.B. Fahrradverleih,
Bootsverleih, etc.),

- Anlagen und Einrichtungen fir kulturelle, gesundheitliche, sportliche und
sonstige touristische Zwecke, die den Betrieben des
Beherbergungswesens dienen und diese nicht wesentlich stéren,
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- Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO.

3. Innerhalb der tGberbaubaren Grundstucksflachen des Gebietes SO 1.2 sind folgende
Nutzungen ausnahmsweise zulassig:
- Ferienwohnungen.

SO 2 - Sonstiges Sondergebiet Sport- und Spielanlagen
(8 11 Abs. 2 BauNVO)

1. Das Sonstige Sondergebiet Sport- und Spielanlagen dient der Unterbringung von
Anlagen und Einrichtungen flr sportliche und sonstige Freizeitzwecke.

2. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes Sport- und Spielanlagen sind folgende
Nutzungen zulassig:

- Anlagen die sportlichen und sonstigen Freizeitzwecken und deren
Verwaltung dienen und die die zuldssigen Nutzungen des Gebietes SO 1
und SO 3 nicht wesentlich storen,

- Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO.

3. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes Sport- und Spielanlagen sind folgende
Nutzungen ausnahmsweise zulassig:
- Schank- und Speisewirtschaften.

SO 3 - Sonstiges Sondergebiet touristische Infrastruktur, Wohnen und Gewerbe
(8 11 Abs. 2 BauNVO)

1. Das Sonstige Sondergebiet touristische Infrastruktur, Wohnen und Gewerbe dient
vorwiegend der Unterbringung von Einrichtungen der touristischen Infrastruktur,
dem touristischen Gewerbe und von Schank- und Speisewirtschaften sowie dem
Wohnen.

2. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes touristische Infrastruktur und touristisches
Gewerbe sind folgende Nutzungen zulassig:

- Wohnungen,

- Anlagen fir kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke, die das
Wohnen nicht wesentlich stéren

- nicht storende Gewerbebetriebe, die der touristischen Infrastruktur dienen
und das Wohnen nichtwesentlich storen,

- Schank- und Speisewirtschaften,

- Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir
Betriebsinhaber und Betriebsleiter im Sinne des § 8 Abs.3 BauNVO,

- Stellplatze, die den Gebieten SO 1.1 und SO1.2, SO 2 und SO 3 dienen.

3. Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes touristische Infrastruktur und touristisches
Gewerbe sind innerhalb der Uberbaubaren Grundsticksflachen folgende Nutzungen
ausnahmsweise zulassig:

- Lagereinrichtungen, Lagerrdume,

- Mobilfunkanlagen auf oder an vorhandenen baulichen Anlagen,

- Photovoltaikanlagen auf oder an vorhandenen baulichen Anlagen,
- andere Anlagen regenerativer Energien.
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2.

MAR DER BAULICHEN NUTZUNG
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §18 BauNVO)

Hohe baulicher Anlagen

1.

Die zulassige Hohe der baulichen Anlagen wird durch Festsetzung der maximalen
First- und Geb&udehdhe bestimmt.

Als unterer Bezugspunkt flr die Festlegung der Hohe der baulichen Anlagen gilt die
mittlere Fahrbahnhéhe der angrenzenden 6ffentlichen Verkehrsflache ,Uferweg®.

Die maximal zulassige Firsthéhe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die Firsthéhe
wird definiert als Hohe der oberen Dachbegrenzungskante, also der aufiere
Schnittpunkt der beiden Dachschenkel des Geb&udes.

Die maximal zulassige Gebaudehothe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die
Gebaudehthe wird definiert als das senkrecht gemessene maximale Mal3 vom
festgesetzten Bezugspunkt bis zur Oberkante des Geb&udes oder der baulichen
Anlage.

Im Gebiet SO 1.2 ist eine Uberschreitung der festgesetzten maximalen Firsthohe
durch Luftungsrohre, Schornsteine und Antennenanlagen bis zu héchsten 2,00 m
zulassig.

Eine Uberschreitung der festgesetzten maximalen Gebaudehthe durch
untergeordnete technische und betriebliche notwendige Dachaufbauten (z.B.
Klimaanlagen, Aufzige, Schornsteine, etc.) sind ausnahmsweise zuldssig. Die
Uberschreitung darf maximal nur 20% der Dachflache und héchsten 3,00 m
betragen.

Im Gebiet SO 3 ist eine Uberschreitung der festgesetzten maximal zulassigen
Gebaudehthe durch Mobilfunkanlagen zuléassig, wenn das Landschaftsbild nicht
unzulassig beeintrachtigt wird.

Im Gebiet SO 3 ist die Uberschreitung der festgesetzten maximal zulassigen
Gebaudehthe ausnahmsweise durch ein Staffelgeschoss mit Dachterrasse zulassig.

BAUWEISE
(89 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

1.

2.

Im Gebiet SO 1.1 gilt fir das bestehende denkmalgeschitzte Mihlengebaude die
abweichende Bauweise mit der MaBgabe,__dass Gebaudelangen tber 50,00 m mit
seitlichem Grenzabstand zulassig sind. Im Ubrigen gilt die offene Bauweise.

Im Gebiet SO 1.2, SO 2 und SO 3 gilt die offene Bauweise.

FLACHEN FUR NEBENANLAGEN UND STELLPLATZE
(89 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

1.

In den festgesetzten Sondergebieten SO 1.1,SO 2, und SO 3 sind Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO sowie Stellplatze nach § 12 BauNVO nur innerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflichen sowie in den dafir festgesetzten Flachen fir
Nebenanlagen und Stellplatze zulassig.
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2.

Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes SO 1.2 sind Nebenanlagen im Sinne
des 8 14 BauNVO sowie Garagen, uberdachte Stellplatze (Carports) und Stellplatze
nach 8 12 BauNVO aul3erhalb der tGiberbaubaren Grundsticksflachen zul&ssig.

5. GRUNFLACHEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

1.

Im norddstlichen Plangebiet ist eine private Grunflache mit der Zweckbestimmung
Streuobstwiese festgesetzt. Vorhandene Gehdélze sind zu erhalten.

Zwischen den Baugebieten SO 1.1/ SO 1.2 und SO 2 ist eine private Grunflache mit
der Zweckbestimmung ,Gliederungsgrin“ festgesetzt. Das Anlegen von ful3laufigen
Verbindungswegen ist zulassig.

Im Plangebiet sind private Grunflachen mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage®
festgesetzt. Innerhalb dieser Griinflichen ist das Anlegen von Wegen und
Kommunikationsbereichen zulassig. Die Grunflachen sind durch das Anpflanzen
von Gehoélzgruppen und Solitargehoélzen parkartig zu gestalten.

6. BAULICHE UND SONSTIGE VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHADLICHEN
UMWELTEINWIRKUNGEN
(8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

1.

Zum Schutz vor Verkehrslarm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind aktive
LarmschutzmalRnahmen an der nordwestlichen Grundstiicksgrenze (Grenze des
Plangeltungsbereiches) erforderlich. Die Errichtung einer mindestens 4 m hohen
Larmschutzeinrichtung ist erforderlich. Die Larmschutzeinrichtung ist als
Larmschutzwand, Larmschutzwall oder als Kombination aus Larmschutzwand und
Larmschutzwall herzustellen. Anstelle der Larmschutzwand koénnen vorhandene
Gebadude die Larmschutzfunktion Ubernehmen. Diese sind dann dauerhaft in
Kubatur und Lage zu erhalten.

Zum Schutz vor Verkehrslarm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind zuséatzlich
passive LarmschutzmalRnahmen erforderlich. Neben Grundrissanordnungen
(Anordnung der nicht schutzbedtrftigen Raume und Flure an der der Bahnstrecke
zugewandten Gebaudeseite) muss die Luftschallddmmung von Auf3enbauteilen
mindestens die Anforderung des entsprechenden Larmpegelbereiches der DIN
4109 - Schallschutz im Hochbau - erfillen. Alle zum sténdigen Aufenthalt
bestimmten Raume sind mit schallgedammten Liftungselementen gemaR VDI-
Richtlinie 2719 auszustatten.

Im Gebiet SO 3 sind fiir das bestehende Silogebaude (im 2. OG) an den jeweiligen

Gebéaudeseiten folgende Larmpegelbereiche (LPB) einzuhalten:

- an der der Bahnstrecke zugewandten Geb&audeseite tags der LPB IV und nachts
der LPB VI,

- fir die Seitenfronten (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB I/ IV und nachts
der LPB V/ VI,

- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebaudeseite tags der LPB Il und nachts
der LPB IV.

Im Gebiet SO 1.2 sind fur das bestehende Wohngebaude (im 1. OG) an den

jeweiligen Gebaudeseiten folgende Larmpegelbereiche (LPB) einzuhalten:

- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebaudeseite tags der LPB Il und nachts
der LPB YV,
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- for die sidwestliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB Il und
nachts der LPB V,

- fir die nordostliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB Il und
nachts der LPB 1V,

- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebéaudeseite nur nachts der LPB Ill.

AulRenwohnbereiche (Balkone, Loggien, Terrassen) sind ab Larmpegelbereich IV
unzulassig.

Die Larmpegelbereiche werden im weiteren Verfahren abschliel3end gutachterlich
bestimmt.

3. Innerhalb der festgesetzten Larmpegelbereiche (LPB) sind passive MalRhahmen
zum Schutz gegen Verkehrslarm zu treffen. Zum Schutz vor Aul3enlarm sind flr
AulRenbauteile von Aufenthaltsrdumen die Anforderungen der Luftschallddmmung
nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®, Ausgabe November 1989, einzuhalten.
Die erforderlichen resultierenden Schallddmm-MalRe der AufRenbauteile ergeben
sich nach DIN 4109 aus den in der Tabelle aufgefiihrten Larmpegelbereichen. Nach
auRRen abschliel3ende Bauteile von schutzbedurftigen Raumen sind so auszufiihren,
dass sie folgende resultierenden Schalldamm- MalRe aufweisen:

Die Tabelle ist ein Auszug aus der DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®, November 1989, Tabelle 8
(Hrsg.: DIN Deutsches Institut fiir Normung e.V.)

Raumart
Larmpe- Maf3geblicher Aufenthaltsrdume in Biroraume'und ahnliches
gelbereich AulRenlarmpegel Wohnungen,
Ubernachtungsraume in
dB(A)l Beherbergungsstatten,

Unterrichtsraume u. a.

erf. R'wes des AuRenbauteiles in dB

Il 56 bis 60 30 30
i 61 bis 65 35 30
\ 66 bis 70 40 35
\Y 71 bis 75 45 40
\'! 76 bis 80 50 45

An AuRenbauteile von Raumen, bei denen der eindringende Auf3enlarm aufgrund der in den Raumen ausgeubten
Tatigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Forderungen gestellt.

Die Korrekturwerte nach Tabelle 9 und 10 der DIN 4109 zu beachten.

Fur Schlafzimmer, Kinderzimmer und schutzbedirftigen Raume mit ahnlicher
Nutzung im Larmpegelbereich 11l und héher sind die Fenster mit schalldammenden
Luftungsoffnungen zu versehen, die die Einhaltung der resultierenden
Luftschalldammung (Ryy res) des gesamten Aufienwandbauteiles gewahrleisten.

Es kdénnen Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen zugelassen werden,
soweit nachgewiesen wird, dass insbesondere an gegeniber den Larmquellen
abgeschirmten oder Larmquellen abgewandten Gebéaudeteilen geringere
Schalldamm-Mal3e erforderlich sind.
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4. Die Nachweise uber ausreichenden Schallschutz sind im
Baugenehmigungsverfahren zu fihren.

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN UBER DIE AURERE GESTALTUNG BAULICHER
ANLAGEN

Werden im Planverfahren unter Beachtung der denkmalpflegerischen Anforderungen
festgelegt.

NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN UND HINWEISE

VERHALTENSWEISE BEI ARCHAOLOGISCHEN FUNDEN, BODENDENKMALEN,
BAU- UND KUNSTDENKMALEN

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder aufféllige Bodenverfarbungen entdeckt
werden, ist gemall 8§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die zusténdige untere
Denkmalschutzbehérde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum
Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes fiur Kultur und Denkmalpflege oder dessen
Vertreter in unverdndertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfir der
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentiimer sowie zufallige Zeugen, die
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der
Anzeige.

ANZEIGE DER ERDARBEITEN BZW. DES BAUBEGINNS

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehdrde spétestens zwei
Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewabhrleisten, dass
Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes fur Kultur und Denkmalpflege bei den
Erdarbeiten zugegen sein kdnnen und eventuell auftretende Funde gemal § 11 DSchG
Mecklenburg-Vorpommern unverziglich bergen und dokumentieren kénnen. Dadurch
werden Verzdgerungen der Baumalnahmen vermieden (vgl. § 11 Abs.3 DSchG M-V).

MUNITIONSFUNDE

Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschlieen, dass auch in einem fir den
Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten Bereich Einzelfunde
auftreten kbnnen. Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht
durchzufiihren. Sollten bei Tiefbauarbeiten kampfmittelverdachtige Gegenstande oder
Munition gefunden werden, sind aus Sicherheitsgriinden die Arbeiten an der Fundstelle
und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst
ist zu benachrichtigen. Notigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehérde hinzuzuziehen.
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger Mittel
erhalt, ist nach § 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet dies unverzuglich den 6rtlichen
Ordnungsbehotrden anzuzeigen. Nach VOB Teil C und DIN 18299 ist der Bauherr
verpflichtet, bei den Angaben zur Baustelle nach Angaben zu vermuteten Kampfmitteln
im Bereich der Baustelle sowie zu Ergebnissen von Erkundungs- und
Beraumungsmalinahmen zu machen.

VERHALTEN BEI AUFFALLIGEN BODENVERVERFABUNGEN BZW. BEI
GERUCHEN

Sollten wahrend der Erdarbeiten Hinweise auf Altlasten oder altlastverdachtige Flachen,
erkennbar an unnatirlichen Verfarbungen bzw. Gertiche des Bodens, oder Vorkommen
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von Abféllen, Flussigkeiten u.d. (schadliche Bodenverfarbungen) auftreten, ist die
Landratin des Landkreises Nordwestmecklenburg als untere Abfallbehdrde unverziiglich
nach Bekannt werden zu informieren. Grundsticksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur
ordnungsgemalen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs oder Bauabfalls nach 8§88
10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG) verpflichtet.

ABFALL- UND KREISLAUFWIRTSCHAFT

Alle BaumaRnahmen sind so vorzubereiten und durchzufiihren, dass von den Baustellen
als auch von den fertiggesteliten Objekten eine vollstandige und geordnete
Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises erfolgen kann. Der
Grundstucksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach 88 10 und 11 Krw-/AbfG zur
ordnungsgemafRen Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Abfalle
(verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht verwertet werden koénnen, sind
entsprechend 88 10 und 11 KrW-/ AbfG durch einen zugelassenen Beforderer in einer
Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfalle dirfen gemald § 18
ADbfAIG M-V nicht abgelagert werden. Sie sind wieder zu verwerten.

BODENSCHUTZ

Werden schadliche Bodenveranderungen oder Altlasten im  Sinne des
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der zusténdigen
Behdrde, Staatliches Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Schwerin, gemald § 13
BBodSchG die notwendigen Malinahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung,
Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfllung dieser Pflichten ist die
planungsrechtlich zulassige Nutzung der Grundstiicke und das sich daraus ergebende
Schutzbedirfnis zu beachten, soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2
BBodSchG zu vereinbaren ist. Fir jede MaRhahme, die auf den Boden einwirkt, hat der
Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schéadliche
Bodenveranderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu
vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der Baumalinahmen
verhaltnismaRig ist. Bei der Sicherung von schadlichen Bodenveranderungen ist zu
gewabhrleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr oder erhebliche,
nachteilige Belastung fiir den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Im Falle einer
Sanierung muss der Verursacher daflir sorgen, dass die Vorbelastungen des Bodens
bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass die fir den jeweiligen Standort
zulassigen Nutzungsmoglichkeiten wieder hergestellt werden.

ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE

1. Geholze

Die Beseitigung von Geholzen darf gemall § 39 (5) Satz 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. Marz
durchgefuhrt werden. Ausnahmen sind zuldssig, sofern der gutachterliche Nachweis
durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Flachen keine Brutvigel briten
und die Zustimmung der zustandigen Behorde vorliegt. Dieser Nachweis, dass keine
besonders geschitzten Brutvogel vorkommen bzw. erheblich beeintrachtigt werden, ist
durch den Bauherren/ Vorhabentréger der zustandigen Behodrde rechtzeitig vor Beginn
der Baumal3nahmen vorzulegen.

2. Flederméause

Zur Vermeidung der Totung von Fledermdusen sind alle Baume mit einem
Stammdurchmesser von mehr als 40 cm, die zur Rodung vorgesehen sind, vor
Abnahme durch einen Fachgutachter auf Besatz durch Fledermduse zu prufen.
Aufgefundene Tiere sind vorsichtig zu bergen und artgerecht zu versorgen.
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3. Flederméuse und Gebaudebruter

Vor dem Abriss bzw. dem Umbau von Gebduden sind diese fachgutachterlich
hinsichtlich mdoglicher Quartiere, Wochenstuben oder Nester von Flederm&usen und
Gebaudebriter zu untersuchen. Mit einem geplanten Umbau oder Abriss der im
Plangebiet vorhandenen Gebaude darf erst begonnen werden, wenn durch den
Bauherren/ Vorhabentrager Nachweise erbracht wurden, dass die
Artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 (1) des Bundesnaturschutzgesetzes
eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine Flederméause oder Gebaudebriter
vorkommen bzw. nicht erheblich beeintrachtigt werden, ist durch den Bauherren bzw.
Vorhabentrager der zustandigen Behorde rechtzeitig vor Beginn von Baumaflnahmen
vorzulegen.

Werden Wochenstuben, Sommer- oder Winterquartiere von Fledermausen oder Nester
von Gebaudebritern (Schwalben) festgestellt, ist die zustandige Behoérde zu informieren
und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. Abriss- bzw. Umbauzeiten sind
festzulegen. Weiterhin werden ErsatzmalRnahmen (Schaffung von Fledermausquartieren
oder Quartieren fur Gebaudebruter) erforderlich, welche mit der zustandigen Behorde
abzustimmen sind.

4, Zauneidechse

Mit den Bautatigkeiten darf erst begonnen werden, wenn durch den Bauherren/
Vorhabentradger Nachweise erbracht wurden, dass die Artenschutzrechtlichen
Bestimmungen des §44(1) des Bundesnaturschutzgesetzes beziglich der
Zauneidechse eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine Zauneidechsen
vorkommen bzw. nicht erheblich beeintrachtigt werden, ist durch den Bauherren bzw.
Vorhabentrager der zustandigen Behorde rechtzeitig vor Beginn von Baumaflnahmen
vorzulegen.

Kann ein Vorkommen bzw. eine erhebliche Beeintrachtigung des Erhaltungszustandes
der lokalen Population der Zauneidechse nicht ausgeschlossen werden, ist die weitere
Vorgehensweise mit der zustandigen Behdrde festzulegen. Z.B. kdnnten die betroffenen
Flachen mit einem mobilen Amphibienzaun, den Zauneidechsen nicht erklettern kénnen
einzuzédunen. Der Zeitpunkt der Einz&unung ist mit der zustdndigen Behodrde in
Abhangigkeit des geplanten Baubeginns festzulegen. Die Zauneidechsen und andere
vorgefundene Arten sind mittels Eimern und /oder Handfang einzusammeln und
aullerhalb der eingezéunten Flache zu verbringen. Der Amphibienzaun bleibt wahrend
der gesamten BaumalRnahme bestehen und ist jeden Tag nach Bauende zu schlieRen.

5. Informationspflicht
Die Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Belangen sind den bauausfiihrenden
Firmen aktenkundig zu machen.

6. Monitoring

Insofern artenschutzrechtliche Belange betroffen sind, ist die Wirksamkeit der im Text
Teil B unter Hinweise zu den Artenschutzrechtlichen Belangen aufgefiihrten
MaRnahmen im Rahmen der Uberwachung gemaR § 44 BNatSchG zu priifen. Dazu ist
ein dreijahriges Monitoring vorzunehmen, um ggf. Nachbesserungen der Festlegungen
festzulegen. Wahrend der Vegetationsperiode sind dazu jahrlich mindestens drei
Aufnahmen des faunistischen Bestandes der betroffenen Artengruppe vorzunehmen.
Wird eine erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustandes der betroffenen
Artengruppe bzw. Art  festgestellt, sind in Abstimmung mit der zustandigen
Naturschutzbehtérde Nachbesserungen abzustimmen. Dann sind andere oder
zusatzliche MaRnahmen auch auf3erhalb des Plangebietes durchzufihren und das
Monitoring ist um weitere 3 Jahre zu verlangern.
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Teil 1 Stadtebaulicher Teil

1. Bedeutung und langfristiges Planungskonzept der Gemeinde

Die Gemeinde Bad Kleinen gehort zum Landkreis Nordwestmecklenburg. Sie
befindet sich im sudostlichen Teil des Landkreises am Nordufer des Schweriner
Sees und nimmt als Grundzentrum die Funktionen flr den zugeordneten
Nahbereich war.

Zur Gemeinde Bad Kleinen gehoren die Ortsteile Bad Kleinen, Fichtenhusen,
Gallentin, Glashagen, Hoppenrade, Losten, Niendorf, Wendisch Rambow. In
der Gemeinde, mit einer Flache von etwa 23,43 km? leben 3.643 Einwohner
(Stand 31.12.2011).

Von besonderer Bedeutung ist die Lage von Bad Kleinen an einem
Eisenbahnknotenpunkt. Hier kreuzen sich die Uberregionalen Achsen des
Schienenverkehrsnetzes, die Strecken Hamburg-Libeck-Rostock-Stralsund
und Berlin-Schwerin-Wismar.

Die reizvolle Lage der Gemeinde Bad Kleinen am Ufer des Schweriner Sees ist
von Bedeutung. So werden und wurden beispielsweise die Bereiche ndrdlich
des Schweriner Sees fur Naherholungszwecke genutzt. Die Verbindungen des
Schweriner Sees als WasserstraBe zur Elde und Elbe bieten vielfaltige
Erholungsmdoglichkeiten fir den Wasserwander-, Wander-, Rad- und
Reittourismus. Die Nahe zur Landeshauptstadt Schwerin sowie zu den
Weltkulturerbestadten Lubeck und Wismar bieten Einheimischen und Touristen
gute Mdglichkeiten das vielseitige Kulturangebot zu nutzen.

Die Landwirtschaft ist und bleibt ebenso ein wichtiger Wirtschaftsfaktor der
Gemeinde Bad Kleinen.

Langfristiges Planungsziel der Gemeinde Bad Kleinen ist die Sicherung und
Entwicklung des ehemaligen denkmalgeschiitzten Muhlengeldandes zu einem
fremdenverkehrlich und touristisch genutzten Standort. Eine untergeordnete
Wohnnutzung soll zuléssig sein.

Die Gemeinde Bad Kleinen will aufgrund ihrer nattrlichen Bedingungen sich zu
einem naturnahen Tourismusstandort entwickeln und eine Anerkennung als
Erholungsort anstreben. Das Muihlengeldnde ist hierbei als ein
gesamtkonzeptionell zu betrachtender Bereich unter Bericksichtigung der
Lagegunst zum Schweriner See zu entwickeln. Die Gemeinde Bad Kleinen
befindet sich in einem Tourismusentwicklungsraum und will die vorhandenen
Potentiale fur die gemeindliche Entwicklung nutzen.

Andere oder weitere Potentiale fir eine Entwicklung stehen im Zentrum des
Ortes Bad Kleinen und in Seenahe nicht zur Verfugung. Die Nahe der Flachen
im Geltungsbereich des Schweriner Sees ist ein wesentlicher Standortfaktor.
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2.

2.1

2.2

Allgemeines

Abgrenzung des Plangeltungsbereiches

Das Plangebiet befindet sich im Studen der Gemeinde Bad Kleinen im Ortteil
Bad Kleinen zwischen Bahngleisen und Wohnbebauung, welche unmittelbar an
den Schweriner See angrenzt.

Der Plangeltungsbereich wird wie folgt begrenzt:

im Norden durch die Mihlenbriicke,

im Nordwesten durch die Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG,

im Osten durch den Uferweg,

im Sudosten durch den Uferweg,

im Siudwesten durch den in Aufstellung befindlichen
vorhabenbezogenen  Bebauungsplan Nr. 25  ,Sportboot -
Servicestation®.

Kartengrundlage

Als Kartengrundlage fir die Satzung uber den Bebauungsplan Nr. 23 der
Gemeinde Bad Kleinen dient die ALK, die vom Amt Dorf Mecklenburg-Bad
Kleinen bereitgestellt wurde.
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2.3

2.4

Bestandteile des Bebauungsplanes

Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen besteht aus:

= Teil A - Planzeichnung im MaR3stab 1 : 1.000 mit der Planzeichenerkl&arung
und

= Teil B - Textliche Festsetzungen zum Bebauungsplan sowie
= der Verfahrensubersicht.

Dem Bebauungsplan wird diese Begrindung, in der Ziele, Zwecke und
wesentliche Auswirkungen des Planes dargelegt werden, beigefiigt.

Rechtsgrundlagen

Der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes der Gemeinde Bad Kleinen
liegen folgende Rechtsgrundlagen zugrunde:

= Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509).

= Verordnung Uber die bauliche Nutzung der  Grundstiicke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), geandert durch Artikel 3 des
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetzes vom 22. April 1993
(BGBI. | S. 466).

= Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung
des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 1990) vom 18.
Dezember 1990 (BGBI. | S. 58), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

= Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBI. M-V S. 102),
zuletzt geé&ndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVOBI.
M-V S. 323).

= Kommunalverfassung fiur das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V)
vom 13. Juli 2011, verkindet als Artikel 1 des Gesetzes uber die
Kommunalverfassung und zur Anderung weiterer kommunalrechtlicher
Vorschriften vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777)

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in der letztglltigen Fassung zum Zeitpunkt
der Planaufstellung.

Griunde fur die Aufstellung des Bebauungsplanes

Das Gelande der ehemaligen Muhle in Bad Kleinen soll einer neuen Nutzung
zugefuhrt werden. Die derzeit Uberwiegend brach liegende und durch Leerstand
der vorhandenen denkmalgeschitzten Bausubstanz gepragte Flache stellt
einen stadtebaulichen Missstand innerhalb der Ortslage von Bad Kleinen dar.
Es qilt, den innerdrtlich entstandenen stadtebaulichen Missstand zu beseitigen
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4.1

und Entwicklungsmoglichkeiten fir eine stadtebauliche Neuordnung des Areals
darzustellen. Derzeit stellt sich der Bereich ungeordnet und stadtebaulich
unzureichend in die Ortslage integriert dar.

Das stadtebauliche Potenzial des Plangebietes ergibt sich dabei im
Wesentlichen aus der Nachbarschaft des Schweriner Sees. Der Gemeinde Bad
Kleinen eroffnet sich die Mdoglichkeit eine potentielle touristische
Entwicklungsflache stadtebaulich neu zu ordnen und einer neuen Nutzung
zuzufuhren.

Andere oder weitere Potenziale fir eine derartige Entwicklung stehen im
Zentrum vom Ort Bad Kleinen und in Seenahe nicht zur Verfligung. Die Nahe
der Flachen zum Erlebnisbereich des Schweriner Sees ist ein wesentlicher
Standortfaktor fur die Realisierung der Planungsabsicht der Gemeinde.

Fur die Gemeinde Bad Kleinen ist es Ziel den naturnahen Tourismus weiter zu
starken. Dabei sind die Flachen des vorliegenden Bebauungsplanes fur die
Schaffung weiterer Beherbergungskapazitaten sowie eines attraktiven Freizeit-
und Infrastrukturangebotes interessant. Vorhandene attraktive
Wegeverbindungen sollen besser nutzbar gemacht werden. Hierbei ist
planerisch eine Verbesserung des offentlichen Raumes entlang des Uferweges
vorgesehen. Die vorhandenen Grinstrukturen sollen in die Weiterentwicklung
und Gestaltung des Plangebietes einbezogen werden.

Einordnung in Ubergeordnete und ortliche Planungen

Landesraumentwicklungsprogramm

Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V)
werden die Ziele der Raumordnung und Landesplanung dargestellt.

Fir die Gemeinde Bad Kleinen werden u.a. folgende Ziele und Aussagen
getroffen:

= Die Gemeinde gehort zum Ober- und Mittelbereich Wismars.

= Sudlich des Gemeindegebietes verlauft die Grenze zum Stadt-Umland-
Raum Schwerins.

= Die Gemeinde befindet sich im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und
Vorbehaltsgebiet Tourismus.

= Im Bereich des Schweriner Sees sind ein Vogelschutzgebiet (SPA) und ein
FFH-Gebiet ausgewiesen.

=  Westlich und o6stlich des Gemeindegebietes sind weitere FFH-Gebiete
verzeichnet, sowie Vorranggebiete bzw. Vorbehaltsgebiete fir Naturschutz
und Landschaftspflege.

= Bad Kleinen ist an das groRraumige Schienennetz angebunden.

= Durch den an Bad Kleinen angrenzenden Teil des Schweriner Sees
verlauft eine wichtige Binnenschifffahrtsverbindung.

= Nordwestlich von Bad Kleinen befindet sich ein Vorbehaltsgebiet
Trinkwasser.

= Westlich der Gemeinde Bad Kleinen verlauft ein (berregionales
Stral3ennetz (B106), welche Wismar mit Schwerin verbindet.
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4.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm enthalt gemald 8§ 5 LPIG M-V die
Ziele und Grundsatze der Raumordnung und Landesplanung.

Die allgemeinen ubergeordneten Aussagen fur den Bereich der Gemeinde Bad
Kleinen werden durch das Regionale Raumentwicklungsprogramm
~Westmecklenburg“ (RREP WM) vom 30. August 2011 beurteilt:

Die Gemeinde Bad Kleinen ist als Grundzentrum dargestellt. "Grundzentren
sollen als Standorte fir die Versorgung der Bevolkerung ihres
Nahbereiches mit Gitern und Dienstleistungen des qualifizierten
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Grundbedarfs gesichert und
weiterentwickelt werden." (3.2.2. Punkt 2)

Bad Kleinen befindet sich im Mittelbereich Wismar.

Zum Nahbereich Bad Kleinen gehdren neben der Gemeinde selbst Bobitz,
Hohen Viecheln und Ventschow.

Die Gemeinde wird dem Landlichen Raum mit giinstiger Wirtschaftsbasis
zugeordnet. "Landliche Raume mit glnstiger Wirtschaftsbasis sollen unter
Nutzung ihrer hervorgehobenen Entwicklungspotenziale und
Standortbedingungen als Wirtschafts- und Siedlungsstandort so gestarkt
und weiterentwickelt werden, dass sie einen nachhaltigen Beitrag zur
wirtschaftlichen Entwicklung Westmecklenburgs leisten und
Entwicklungsimpulse in die strukturschwachen Landlichen Raume geben
kénnen." (3.1.1 Punkt 4)

Die Gemeinde Bad Kleinen liegt innerhalb eines
Tourismusentwicklungsraumes. "In den Tourismusentwicklungsraumen
sollen die Voraussetzungen flr die touristische Entwicklung starker genutzt
und zusatzliche touristische Angebote geschaffen werden. Insbesondere
sollen die vielfaltigen Formen der landschaftsgebundenen Erholung
genutzt, die Beherbergungskapazitaten bedarfsgerecht erweitert und die
touristische Infrastruktur verbessert werden." (3.1.3 Punkt 3)

Die Gemeinde Bad Kleinen liegt im Bereich eines Vorbehaltsgebiet
Landwirtschaft.

Die Gemeinde Bad Kleinen ist an das gro3rdumige Schienennetz
angeschlossen.

Entlang des Schweriner Sees, der sudlich an Bad Kleinen angrenzt,
verlaufen  regional bedeutsame  Radrouten und  europaische
Fernwanderwege. "Das Uberregional und regional bedeutsame
Radwegenetz soll erhalten und weiter ausgebaut werden."

(3.1.3 Punkt 9)

Durch den Schweriner See verlauft ein wichtiger Schifffahrtsweg.

Im Bereich der Gemeinde Bad Kleinen ist ein Vorbehaltsgebiet Trinkwasser
zu finden, d.h. dass alle raumbedeutsamen Planungen, Vorhaben und
MalRnahmen so abgestimmt werden sollen, dass diese Gebiete in ihrer
besonderen Bedeutung fur den Trinkwasserschutz mdoglichst nicht
beeintrachtigt werden. (siehe 5.5 Punkt 2)

Abgesehen von der nordlichen Gemeindegebietsgrenze sind um Bad
Kleinen Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete fur Naturschutz und
Landschaftspflege zu finden. Hier sind z.T. Natura 2000-Gebiete sowie
Landschaftsschutzgebiete festgelegt.

Westlich der Gemeinde befindet sich in B 106 als Ubergeordnetes
StraRennetz zwischen Wismar und Schwerin. Der Ort selbst ist Uber die
Landstral3e LO31 als regionales Stra3ennetz angebunden.
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4.3

4.4

Gutachterliches Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern

Das Gutachterliche Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (August
2003) trifft u. a folgende Aussagen fur das Gebiet der Gemeinde Bad Kleinen:

- Das Umland Bad Kleines hat eine wichtige Funktion als Rastgebiet fir
Vdgel. Gebiete im Westen der Gemeinde werden als stark frequentierte
Nahrungsgebiete eingestuft und im Nordosten als regelméafig genutzte
Nahrungsgebiete. Die Bewertung der Rastgebietsfunktionen variiert
zwischen Bewertungsstufe 2 (mittel bis hoch) und Bewertungsstufe 3 (hoch
bis sehr hoch).

- Die Analyse und Bewertung des Lebensraumpotentials auf der Grundlage
von Strukturmerkmalen der Landschaft stuft die westlich der Gemeinde
gelegenen Waldflachen mit einer Bewertungsstufe 2 (mittel bis hoch) ein.

- Im Bereich Bad Kleinen sind Lehme/ Tieflehme anzufinden.

- Die Grundwasserneubildung wird mit mittlerer Bedeutung eingestuft (10-
15%).

- Das Landschaftsbildpotential wird fiir den Bereich des Schweriner Sees als
hoch bis sehr hoch und fur die Wald- bzw. Forstgebiete als mittel bis hoch
eingestuft.

- Der Schweriner See wird als Raum mit giinstigen Voraussetzungen zur
Forderung natur- und landschaftsvertraglicher Erholungsnutzung eingestuft.

Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklenburg

Im  Gutachterlichen Landschaftsrahmenplan  Westmecklenburg  (Erste
Fortschreibung September 2008) werden u.a. folgende Aussagen fir das
Gebiet der Gemeinde Bad Kleinen getroffen:

- Der angrenzende Schweriner See ist als Schwerpunktvorkommen von Brut-
und Rastvégeln von europdaischer Bedeutung verzeichnet.

- Siudwestlich der Bad Kleinen sind Waldflachen vorhanden, die als naturnah
oder mit durchschnittlichen Strukturmerkmalen bezeichnet werden. Ostlich
sind Walder mit deutlichen strukturellen Defiziten vorhanden.

- Der Bereich entlang des Wallensteingraben 6stlich von Bad Kleinen wird als
wird als naturnaher Feuchtlebensraum mit geringen Nutzungseinflissen
beschrieben mit FlieRgewasserabschnitten mit bedeutenden Vorkommen
von Zielarten.

- Das Gemeindegebiet kann der Landschaftszone 4 Hohenrticken und
Mecklenburgische Seenplatte, der Grol3landschaft 40
Westmecklenburgische Seelandschaft und der Landschaftseinheit 402
Schweriner Seengebiet zugeordnet werden.

- Als Schwerpunktbereiche und MalRnahmen zur Sicherung und Entwicklung
von oOkologischen Funktionen sind u.a. die Renaturierung beeintrachtigter
Uferabschnitte der Schweriner Sees, die erhaltende Bewirtschaftung
Uberwiegend naturnaher Walder mit hoher naturschutzfachlicher Wertigkeit
und die ungestorte Naturentwicklung der naturnahen Ro&hrichtbestéande,
Torfstiche, Verlandungsbereiche und Moore.

- Der Schweriner See sowie der Wallensteingraben werden als
Biotopverbund im engeren Sinne entsprechend 8§ 3 BNatSchG betrachtet.

- Uferbereiche des Schweriner Sees, Bereiche der Naturnahen Waélder
westlich Bad Kleines sowie angrenzende Bereiche des Wallensteingrabens
werden dem Biotopverbund im weiteren Sinne zugeordnet.
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4.5 Flachennutzungsplan

Die Gemeinde Bad Kleinen verfugt uber einen wirksamen Flachennutzungsplan
und die wirksame 1. und 2. Anderung des Flachennutzungsplanes.

Die Flache des Plangebietes ist im wirksamen Flachennutzungsplan als
gemischte Bauflache mit zusatzlichen Regelungen fir den Denkmalschutz
dargestellt.
Der Bebauungsplan ist nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt und wird
im Rahmen des Planverfahrens nach § 13a BauGB im Wege der Berichtigung
angepasst.

Auszug aus der 2. Anderung des Flachennutzungsplanes

4.6 Schutzgebiete und Schutzobjekte

In den angrenzenden Bereichen des Schweriner Sees sind die folgenden

Schutzgebiete zu finden:

» Landschaftsschutzgebietes (LSG) ,Schweriner Aulensee”

= SPA-Gebiet 64 ,Schweriner Seen“ bzw. EU-Vogelschutzgebiet ,Schweriner
Seen® (DE 2235-401)

» und das FFH-Gebiet ,Schweriner Aulensee und angrenzende Walder und
Moore® (DE 2234-304)
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5. Stadtebauliche Bestandsaufnahme

51 Planungsrechtliche Ausgangssituation

Das Plangebiet liegt im Suden der Gemeinde Bad Kleinen zwischen dem
Uferweg und den Bahngleisen des Uberregionalen Schienennetzes. Der
Plangeltungsbereich betragt ca. 2,65 ha. Derzeit besteht kein verbindliches
Baurecht Uber einen Bebauungsplan fiir die innerdrtliche Flache.

Abbildung 1: Lage im Siedlungsbereich (Quelle: GeoPort.MV)

Abbildung 2: Blick in das Gelande mit Miihlengeb&ude
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Das Plangebiet selbst stellt sich als ungeordnete und derzeit Gberwiegend
brach liegende Flache innerhalb der Ortslage von Bad Kleinen dar. Der
Leerstand (seit 1994) der vorhandenen denkmalgeschiitzten Bausubstanz
pragte Flache. Im Plangeltungsbereich befinden sich ein Silogebaude, ein
Wohnhaus, ein Werkstatt- und Garagengebaude und ein Trafogebaude. Alle
genannten Gebaude stehen unter Denkmalschutz. Das vorhandene Wohnhaus
wird noch zum Wohnen genutzt. Parallel zum Uferweg befindet sich eine
ebenso leerstehende Baracke, die nicht zu erhalten ist.

Abbildung 3: Denkmalgeschutzter Speicher

Die Lage des Grundstiicks ist einerseits durch seine touristisch attraktive Lage
mit einer interessanten Blickbeziehung auf den Schweriner See und anderseits
durch die Lage an der Uberregionalen Bahnstecke gekennzeichnet. Insgesamt
ist das Plangebiet stddtebaulich unzureichend in die Ortslage integriert. Das
Plangebiet fallt von Norden nach Siden ab.

Im Verlauf des Uferweges befindet sich tberwiegend Wohnbebauung in Form
von freistehenden Einfamilienh&usern mit Blick auf den Schweriner See.

Im Sudwesten an das Plangebiet schliel3t sich der Geltungsbereich des in
Aufstellung befindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 25
»oportboot und Servicestation“ an. Im Nordwesten grenzen die Gleisanlagen
der Deutschen Bahn AG mit den Uberregionalen Streckenverbindungen an.
Nordlich des Plangebietes befindet sich die Muhlenbriicke mit Anschluss an
den Uferweg.

Das Plangebiet ist Uber die bestehenden StralRen gut an das innerdrtliche
Verkehrsnetz angebunden. Dariber hinaus bestehen Wegeverbindungen zum
Schweriner See mit seinen regional bedeutsamen Radwanderwegen und dem
europaischen Fernwanderweg.

Nutzungskonflikte mit angrenzenden Gebieten sind nicht gegeben.
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5.2 Naturrdumlicher Bestand

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage von Bad Kleinen,
zwischen den Bahnanlagen und dem Schweriner See. Der Geltungsbereich
wird im Norden, Osten und Siden durch den Uferweg/Mihlenstralle (OVL)
begrenzt. Die westliche Begrenzung bilden Gleisanlagen (OVE) sowie deren
Nebenanlagen. Sudwestlich des Plangebietes befindet sich ein kinstlich
angelegter Wasserspeicher (SYW) mit umlaufender Zuwegung (OVU).

Innerhalb des Plangebietes bestimmen die versiegelten Freiflachen und die
hochbaulichen Anlagen des ehemaligen Mihlengelandes (OIG) die
Biotoptypenstruktur. Der nordliche Bereich des Geltungsbereiches ist durch die
ehemalige gartnerische Nutzung gepragt. Charakteristisch sind neben alteren
Obstgehdlzen hier auch diverse Schuppen zur Kleintierhaltung. Nach der
Nutzungsaufgabe ist dieser Bereich zunehmend ruderalisiert (OBD).
Vorhanden Anlagen und Gleise in diesem Bereich sind zu einem Grof3teil von
Vegetation Uberdeckt. Dementsprechend haben sich Brombeeren und
naturlicher Geholzaufwuchs aus Birken und Berg- bzw. Spitz-Ahorn
ausgebreitet. Der Ubergang zur nérdlich und westlich verlaufenden Strale
(MuhlenstraBe/Uferweg) ist in diesem Bereich durch eine Béschung gepragt.
Stral3enbegleitend ist eine geschlossene Birkenbaumreihe (819 NatSchAG
M-V) vorhanden.

Abbildung 4: Noérdlicher Teilbereich

Die Bereiche sudlich der ehemaligen Gartenflachen sind zu eine Grof3teil
versiegelt ausgebildet. Die teils mehrgeschossigen Gebaude (OIG) sind direkt
Uber gepflasterte Flachen und Betonflachen (OIG) an den Uferweg
angeschlossen. Auch hier sind Flachenversiegelungen teilweise durch eine
geringe Vegetationsschicht tberwuchert. Vorhandene Lagerbereiche, z.B.
nordlich des Silo-Gebaudes, sind auch teilversiegelt (OVU) ausgebildet.
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Abbildung 5: Bereich nordlich vom Silogebaude

Der Bereich zwischen den Gebauden und dem Uferweg ist als Griinflache
(PGZ) ausgebildet. Die Griunflache wird wiederholt durch die einzelnen
Zufahrten und Zugéange (OIG) unterbrochen. Innerhalb dieser Grinflache sind
mafgeblich Rasenflachen und Ziergehdlze entwickelt.

Abbildung 6: Bereich des Mihlengelandes im westlichen Anschluss
an den Uferweg

Randbereiche sowie die stral3enbegleitenden Freiflachen im stdlichen Teil des
Geltungsbereiches sind als geschlossene Gehdlzbereiche (PHX) mit
Uberwiegend heimischer Ausstattung ausgebildet. Der Uferweg wird im
sudlichen Bereich durch eine liickige Allee (819 NatSchAG M-V) aus Rol3-
Kastanien begleitet.
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Im nordlichen Ruderalbereich, an den internen Verkehrsflachen sowie
vereinzelt im Bereich der Gebdude sind Baume mit einem Stammumfang von
=>100 cm entwickelt. Es handelt sich hierbei maf3geblich um Birken, Ahorn
sowie Kastanie. Aufgrund der vorhandenen und ehemaligen géartnerischen
Nutzung der Flachen wird fir diese Baume nicht von einem Schutzstatus nach
§ 18 NatSchAG M-V ausgegangen.

Innerhalb des Geltungsbereiches sind keine gemaR § 20 NatSchAG M-V
geschuitzten Biotope vorhanden.

6. Verfahrensdurchfiihrung

Die Gemeinde Bad Kleinen fuhrt das Aufstellungsverfahren in Anwendung des
§ 13a BauGB als Verfahren der Innenentwicklung durch.

Es handelt sich hierbei um die Wiedernutzbarmachung der brach gefallenen
Flache des ehemaligen Muhlengeldndes mit seiner denkmalgeschitzten
Bausubstanz.

Aufgrund der Lage des Plangebietes innerhalb der bebauten Ortslage Bad
Kleinens und der Wiedernutzbarmachung von Flachen schatzt die Gemeinde
die Anwendung des Verfahrens der Innenentwicklung nach § 13a BauGB als
zulassig ein.

Das Plangebiet befindet sich im Siiden der Gemeinde Bad Kleinen. Es befindet
sich am Rand der bebauten Ortslage zwischen den Bahngleisen des
Uberregionalen Schienennetzes und der Wohnbebauung entlang des
Uferweges. Die Wohnbebauung ihrerseits grenzt unmittelbar an den Schweriner
See an. Auch im Plangebiet ist Wohnnutzung vorhanden. Die Wohnnutzung ist
im Plangebiet aufgrund der Vorbelastung durch den Lam von den
Bahnanlagen eingeschrankt.

Das Plangebiet ist fur den Ausbau von verschiedenen
Fremdenverkehrsnutzungen - Schaffung weiterer Beherbergungskapazitaten,
sowie eines attraktiven Freizeit- und Infrastrukturangebotes - bestimmt. Die auf
dem Gelande vorhandenen Gebaude unterliegen dem Denkmalschutz. Diese
denkmalgeschitzten Gebdude sollen entsprechend den Planungszielen
entwickelt und wiedernutzbar gemacht werden. Eine zusatzliche Bauflache ist in
das Sondergebiet Sport- und Spielanlagen integriert. Mit dem Bebauungsplan
werden zusatzliche Versiegelungen durch bauliche Anlagen im Innenbereich
ermdglicht. Neben den genannten touristischen Angeboten werden auf dem
Gelande weitere Aufenthaltsbereiche vorhanden sein.

Detaillierte Aussagen zu den Planungszielen konnen Punkt 6 dieser
Begriindung entnommen werden.

Es wird von der Durchfiihrung einer Umweltprifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB
abgesehen. Hierauf wurde in der ortsiiblichen Bekanntmachung im Verfahren
der Planaufstellung gemaR § 13a BauGB des Aufstellungsbeschlusses
hingewiesen.

Das Plangebiet hat eine GroBRe von 26.570m2. Die zusatzlichen
Versiegelungen durch Bau- und Verkehrsflachen liegen weit unter 20.000 m2.
Die genaue Bettenanzahl ist noch nicht festgelegt. Es wird nach derzeitigem
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Planungsstand jedoch davon ausgegangen, dass die Bettenanzahl etwa 100
betragt bzw. weniger als 80 Gastezimmer geschaffen werden.

Eine Vorprifung des Einzelfalls wurde aufgrund der geringen Gréf3e der Flache
sowie der angenommenen Anzahl der Betten bzw. Gastezimmer nicht
durchgefihrt.

Um den Nachweis der Anwendbarkeit des Verfahrens der Innenentwicklung zu
fuhren, wird nach den Kriterien, die fur Umweltberichte gemal} § 2a BauGB in
der Begrindung zu berlcksichtigen sind, zusammenfassend der Nachweis
gefuhrt:

Die Art der baulichen Nutzung wird als Sonstige Sondergebiete mit den
Zweckbestimmungen- Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur,
Wohnen, Sport- und Spielanlagen und Touristische Infrastruktur, Wohnen und
Gewerbe - festgelegt.

Es muss eine Uberschlagige Prifung gemaR § 13 Abs. 1 Nr. 2 unter
Berticksichtigung der in Anlage 2 des BauGB genannten Kriterien
vorgenommen werden. Ausfuhrungen hierzu sind nachfolgend zu finden.

Das Plangebiet befindet sich in einem stark anthropogen vorbelasteten Bereich.
Nordwestlich des Plangebietes verlaufen Uberregionale Gleisanlagen der
Deutschen Bahn AG. Das Plangebiet selbst ist durch die ehemalige Nutzung
der Mihle mit ihren Nebenanlagen und versiegelten Flachen vorbelastet.

Die Sensibilitat aufgrund von besonderen naturlichen Merkmalen des
Planungsbereichs wird durch die vorhandenen Vorbelastungen als gering
eingeschatzt.

Eingriffe sind in Bebauungsplanen, die den Anforderungen des § 13a BauGB
genligen, zulassig. Eine Ermittlung des Eingriffes und der erforderlichen
Ausgleichsmalinahmen wird daher nicht erforderlich.

Mit der baulichen Nachverdichtung bzw. Wiedernutzbarmachung im
Innenbereich wird einer Inanspruchnahme bisher unbebauter Flachen
entgegengewirkt und somit dem Grundsatz des sparsamen Umganges mit
Grund und Boden und einer nachhaltigen Entwicklung Rechnung getragen. Der
Bebauungsplan nimmt diesbeziliglich ansonsten keine Bedeutung ein.
Zusatzliche Versieglung findet nur in einem geringen Ausmal} statt, da die
vorhandenen denkmalgeschiitzten Gebaude nachgenutzt werden. Die
Auswirkungen durch Flacheninanspruchnahme beziehen sich ausschlielich
auf den Plangeltungsbereich.

Kumulierende Bebauungspléane der Innenentwicklung - die also in einem engen
sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen - sind nicht
aufgestellt. Aufgrund der Lage und GroRe des Standortes sind keine
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten.

Durch die vorliegende Planung sind keine umwelt- oder gesundheitsbezogenen
Probleme erkennbar.

In ca. 200 m (minimal 90 bzw.160m) Entfernung vom Plangebiet befinden sich
Natura-2000-Gebiete SPA-Gebiet DE 2235-401 ,Schweriner Seen” und FFH-
Gebiet DE 2234-304 ,Schweriner AuRensee und angrenzende Walder und
Moore*.
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Im Plangebiet  sollen  verschiedene  touristische Freizeit- und
Infrastruktureinrichtungen geschaffen werden. Dabei teilt sich das Plangebiet in
Sondergebiete mit unterschiedlichen Nutzungszwecken auf. Fur den Grolteil
der Freizeit- und Infrastruktureinrichtungen wird nach derzeitigem
Planungsstand von einer nach innen gerichteten Nutzung, d.h. von
Einrichtungen, welche keine Auswirkungen auf die Bereiche aufl3erhalb des
Planungsgebiets haben, ausgegangen. Dazu z&hlen beispielsweise die
geplanten Sporteinrichtungen.

Im Sondergebiet SO 1 sind teilweise touristische Infrastruktur- und
Serviceeinrichtungen zugelassen, wie beispielsweise Fahrrad- oder
Bootsverleih, bei welchen Auswirkungen auf die vorhandenen Schutzgebiete zu
erwarten sind. Im Sondergebiet SO 2 sind unterschiedliche Sport- und
Freizeitaktivitaten vorgesehen und im Sondergebiet SO 3 touristische
Infrastruktur und Gewerbe. Zusétzlich sind in den Gebieten SO 1.2 und SO 3
Wohnungen im Sinne der allgemeinen Wohnnutzung zulassig.

Die touristischen Freizeit- und Infrastruktureinrichtungen werden erst im Zuge
der fortschreitenden Planung prazisiert. Prinzipiell ist eine Nutzung der
Schutzgebiete durch Spazierganger/ Laufer, Fahrradfahrer oder Bootsportler zu
erwarten.

Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung im Bebauungsplan Nr.23 ist
kein Ausbau der vorhandenen Infrastruktur, wie die Erweiterung der
Steganlagen entlang des Schweriner Aul3ensees vorgesehen. Das bestehende
Rad- bzw. Wanderwegesystem wird als ausreichend eingeschatzt und die
zusatzliche Beeintrachtigung durch Nutzer des Plangebietes als gering. Neuen
Wegeverbindungen zum Ufer des Schweriner Sees und damit zu den
Schutzgebieten sind im Rahmen der vorliegenden Planung nicht vorgesehen.

In Bezug auf den zu erwartenden Bootsverkehr wird nach derzeitigem
Planungsstand davon ausgegangen, dass lediglich eine Verlagerung von
vorhandenen Bootsunternehmen erfolgt. Es wird daher von keiner Erhéhung
des Bootsverkehrs auf dem Schweriner Auflensee durch Nutzer des
Plangebietes ausgegangen.

Es bestehen somit keine Anhaltspunkte fir eine erhebliche zusatzliche
Beeintrachtigung von Erhaltungszielen/ Schutzzwecken der europaischen
Natura 2000-Schutzgebieten.

Ein Managementplan fur das EU-Vogelschutzgebiet "Schweriner Seen" und
FFH-Gebiet "Schweriner Au3ensee und angrenzende Walder und Moore"
befindet sich derzeit in Vorbereitung und wird voraussichtlich im Herbst 2013
fertiggestellt.

Auswirkungen beziglich der Zielarten der Natura 2000-Gebiete werden im
Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchung (siehe
Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Punkt 10) betrachtet.

Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen sind einzuhalten. Der Nachweis wird
wahrend des Planverfahrens erbracht. Die Belange des §44
Bundesnaturschutzgesetzes werden im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag
bertcksichtigt.

Im Plangebiet sind Gehdlze vorhanden, insbesondere im Nordosten und
Slidosten. Die Geholze im Nordosten, im Bereich der geplanten
Streuobstwiese, wurden zum Erhalt festgesetzt. Im Zuge der fortschreitenden
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Planung  wird der  Schutzstatus der Gehdlze nach § 18
Naturschutzausfiihrungsgesetz M-V Uberprift und ggf. notwendigen Fallungen
gesondert betrachtet werden. Des weiteren sind gemall § 19
Naturschutzausfihrungsgesetz M-V geschutzte Gehdlze innerhalb des
Plangebietes vorhanden.

Weitere Ausfihrungen zum naturraumlichen Bestand sind unter Punkt 5.2
dieser Begrundung dargestellt.

Die mit der geplanten Bebauung verbundene, starkere verkehrliche
Frequentierung des Uferweges wird als nicht erhebliche Beeintrachtigung
eingeschatzt. Fur das Plangebiet selbst bestehen bereits Vorbelastungen aus
dem Verkehrslarm des angrenzenden Uberregionalen Schienennetzes.

Bei Einhaltung des ordnungsgeméafen Umganges mit Betriebsmitteln sind
baubedingte Risiken des Menschen durch Grundwasserverunreinigungen etc.
auszuschlieBen. Dazu gehdéren u.a. Vorkehrungen zum Schutz vor
Grundwasserverunreinigungen in der Bauzeit. Relevante Emissionen sind
durch das Vorhaben nicht zu erwarten.

Die Auswirkungen auf den Naturhaushalt (FlAcheninanspruchnahme) sind als
gering einzuschatzen. Es handelt sich um eine Wiedernutzbarmachung brach
gefallener Flachen mit erhaltenswerter Bausubstanz. Das Plangebiet ist stark
anthropogen vorbelastet durch die ehemaligen Nutzungen. Der o6kologische
Wert des Planungsraumes wird dementsprechend als gering eingestuft. Die
zukunftig zusatzlich bebauten Grundflachen veréndern dies nur gering.
Erhebliche negative Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes werden nicht
erwartet. Die Empfindlichkeit des Planungsraumes gegentber Eingriffen bleibt
aufgrund der Lage im Siedlungsraum und der anthropogenen Vorbelastungen
fast unverandert.

Bisher sind keine Bodendenkmale innerhalb des Plangebietes bekannt.

Der sachgerechte Umgang mit Abfallen und Abwéssern ist durch die Einhaltung
gesetzlicher Vorschriften abgesichert.

Die Ver- und Entsorgung des geplanten Gebietes ist gesichert.

Durch den vorliegenden Bebauungsplan Nr. 23 wird nach derzeitigem
Kenntnisstand nicht die Zuldssigkeit von Vorhaben begriindet, die einer Pflicht
zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem Gesetz Uber
die Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Landesrecht unterliegen.

Aufgrund der Darlegungen ist der Nachweis erbracht, dass das Planverfahren
gemal § 13a BauGB anwendbar ist.

Es erfolgt eine friihzeitige Unterrichtung und Erérterung der Offentlichkeit
gemal § 3 Abs. 1 BauGB mit diesem Vorentwurf. Die Behdrden werden ebenso
im Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB mit dem Vorentwurf beteiligt.

Die Offentlichkeit wird weiter am Aufstellungsverfahren durch die offentliche
Auslegung gemaRl § 3 Abs. 2 BauGB beteiligt. Die Behdrden werden im
Rahmen des Planaufstellungsverfahrens gemaf 8§ 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.
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7.1

Zusammenfassung

Nach der Prufung ergeben sich hinsichtlich des geplanten Vorhabens keine
erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgiiter Boden, Wasser, Pflanzen und
Tiere, da die fur die bauliche Nachverdichtung in Anspruch genommenen
Flachen, als anthropogen gepragte Siedlungsflichen einzuschéatzen sind.
Aufgrund der Lage im Innenbereich sind diese zuséatzlichen Versiegelungen
nicht relevant im Sinne des Naturschutzrechtes und des BauGB.

Insgesamt kann eingeschéatzt werden, dass durch das Planvorhaben keine
entscheidungserheblichen negativen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
Da bei Betrachtung der relevanten Kriterien nicht davon auszugehen ist, dass
Beeintrachtigungen vorliegen, kann von der Prifung der Umweltbelange
abgesehen werden.

Planungsziele

Planungsziele

Planungsziel der Gemeinde Bad Kleinen ist die Sicherung und Entwicklung des
denkmalgeschitzten ehemaligen Mihlengelandes zu einem fremdenverkehrlich
und touristisch genutzten Standort. Die Eignung des Gelandes zur Umsetzung
der Planungsziele ergibt sich aus der Lagegunst zum Schweriner See mit Blick
auf den Schweriner See. Das Gebiet kann stadtebaulich und touristisch durch
die vorhandene Néhe zum Schweriner Aul3ensee neue Impulse erfahren und
die Attraktivitat kann zunehmen.

Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Grundlage
fur die Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes Fremdenbeherbergung
und touristische Infrastruktur durch die bauliche Wiedernutzbarmachung einer
innerdrtlichen Brachflache. Mit der Planung soll die Verfestigung des
stadtebaulichen Missstandes, verursacht durch den Uberwiegenden Leerstand
der denkmalgeschiitzten Bausubstanz, verhindert werden und die
Beeintrachtigung der angrenzenden Wohnnutzung kann somit vermieden
werden. Durch die Beseitigung der stadtebaulichen Missstande wird eine
positive Wirkung auf das Ortsbild erreicht.

Um dieses Ziel zu erreichen, soll das ehemalige Miihlengeldnde neu geordnet
werden und einer Uberwiegend touristischen Nutzung und
Fremdenbeherbergung zugefiihrt werden. Eine maRvolle bauliche Ergédnzung
am Uferweg ist Planungsziel. Die Gemeinde Bad Kleinen hat sich dafir
ausgesprochen, in Teilbereichen Wohnnutzung, verbunden mit dem Erhalt der
denkmalgeschiitzten Bausubstanz zu ermdglichen. Die touristische Entwicklung
des Gebietes ist vorrangiges Planungsziel.

Fur die Gemeinde Bad Kleinen ist die Flache zum einen fir die Schaffung
weiterer Beherbergungskapazitaten sowie eines attraktiven Freizeit- und
Infrastrukturangebotes interessant; zum anderen auch wichtig, um weitere
attraktive Wegeverbindungen orts- und landschaftsnah herzustellen und somit
den naturnahen Tourismus weiter zu starken. Hierbei ist planerisch eine
Verbesserung des offentlichen Raumes entlang des Uferweges und eine
Einbindung des Plangebietes in die vorhandenen Griunstrukturen vorgesehen.
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7.2

Die Nachnutzung des ehemaligen Mihlengelandes hat unter Beachtung der
Erfordernisse der Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu
erfolgen. Hierzu sind gutachterliche Untersuchungen zu den Auswirkungen des
an das Plangebiet nordwestlich angrenzende Uberregionale Schienennetz
erforderlich. Die Behandlung der immissionsschutzrechtlichen Belange ist im
Rahmen des Aufstellungsverfahrens zur Rechtssicherheit fir zukinftige
Nutzungen zu berucksichtigen.

Stadtebauliches Konzept und Nutzungskonzept

Grundsatzlich ist die Wiedernutzbarmachung des ehemaligen Mihlengelandes
fur touristische und Fremdenverkehrszwecke, die planungsrechtliche Sicherung
der Bestandsbebauung und die maf3volle bauliche Ergédnzung im Bereich des
Uferweges vorgesehen.

Das Muhlengelande soll einer gesamtkonzeptionellen Betrachtung unterliegen
und die Belange des Denkmalschutzes sind zu bertcksichtigen. Eine
wesentliche Forderung des Denkmalschutzes ist eine einheitliche Entwicklung
des Areals. Separate Nutzungseinheiten aus unterschiedlich funktionierenden
Teilbereichen sind moglich, sofern das Gesamtensemble in seinem
Erscheinungsbild jedoch gewahrt bleibt.

Die touristische Entwicklung des Gelandes mit einem breit gefacherten Angebot
an Nutzungsmdoglichkeiten ist vorrangiges Zielsetzung der Gemeinde. Die
Nutzungsmaoglichkeiten beziehen sich insbesondere auf den Erhalt und die
Entwicklung der denkmalgeschiitzten Bausubstanz. Die urspriingliche Nutzung
soll weiterhin erlebbar bleiben, so dass von den urspriinglichen technischen
Einbauten der Mihle Teile erhalten bleiben sollen.

Neben der touristischen Entwicklung des Gebietes soll nach Entscheidung der
Gemeinde Bad Kleinen in der vorhandenen denkmalgeschiitzten Bausubstanz
auch Wohnnutzung zuldssig sein. Da sich in unmittelbarer Néhe des
Plangebietes das Uberregionale Schienennetz der Deutschen Bahn AG mit den
Streckenverbindungen  Hamburg-Libeck-Rostock-Stralsund  und  Berlin-
Schwerin-Wismar befindet ist eine Uberprufung dahingehend erforderlich, ob
die geplanten empfindlichen Nutzungen innerhalb des Plangebietes durch
Verkehrslarm beeintrachtigt werden.

Die ErschlieBung des Plangebietes erfolgt Gber den Uferweg. Innerhalb des
Plangebietes sind private fuBlldufige Verbindungen vorgesehen, die die
Nutzungseinheiten miteinander verbinden und so der Gesamteindruck des
Muhlengeléndes gewahrt wird.

Der ruhende Verkehr wird im sidlichen Teil des Plangebietes in einer groReren
Stellplatzanlage aufgenommen. Optional sind noch weitere Stellplatze
aullerhalb des Plangebiets in Abhangigkeit der Nutzungen vorgesehen. Es
erfolgt nur eine nachrichtliche Darstellung, da es sich um Flachen der
Deutschen Bahn AG handelt, fur die gemanR § 23 Allgemeines Eisenbahngesetz
(AEG) die Freistellung zu beantragen ware.
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8.

8.1

8.2

Inhalt des Bebauungsplanes

Art der baulichen Nutzung

Fur das Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet nach § 11 Abs. 2 BauNVO
festgesetzt. Hierbei wird innerhalb des Plangeltungsbereiches eine
Nutzungsdifferenzierung des  Sonstigen  Sondergebietes wie  folgt
vorgenommen.
- SO 1.1 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung und touristische
Infrastruktur
- SO 1.2 - Sonstiges Sondergebiet Fremdenbeherbergung, touristische
Infrastruktur und Wohnen
- SO 2 - Sonstiges Sondergebiet Sport- und Spielanlagen
- SO 3 - Sonstiges Sondergebiet touristische Infrastruktur, Wohnen und
Gewerbe.
Mit der Festsetzung eines Sonstigen Sondergebietes ist ein Festsetzungsgehalt
gewollt, der sich keinem der in den 8§ 2-10 BauNVO geregelten Gebietstypen
zuordnen lasst, weil es die dortigen Nutzungsmerkmale nicht aufweist. Die
zulassigen Nutzungen in den einzelnen Sondergebieten SO 1.1- SO 3 sind
funktional aufeinander bezogen, um den Forderungen des Denkmalschutzes
nach einer gesamtheitlichen Entwicklung des Areals Rechnung zu tragen.
Separate Nutzungseinheiten aus unterschiedlich funktionierenden Teilbereichen
sind mdglich, sofern das Gesamtensemble in seinem Erscheinungsbild jedoch
gewabhrt bleibt.
Das Planungsziel der Gemeinde ist, die pragende Nutzung des Gebietes durch
den Fremdenverkehr zu erreichen und der Wohnnutzung eine untergeordnete
Bedeutung beizumessen. Die Forderung von Einrichtungen der Naherholung
und des Tourismus sind als vorrangiges Planungsziel nicht Uber ein
allgemeines Wohngebiet oder Uber ein Mischgebiet erreichbar, so dass die
Gemeinde Bad Kleinen von der Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes
nach § 11 Abs.2 BauNVO Gebrauch macht.

MalR der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird fir das Plangebiet im Wesentlichen durch
die Festsetzung

= der Grundflachenzahl (GRZ),

= der maximalen Firsthohe (FHmay),

= der maximalen Oberkante des Gebaudes (OKyay).
bestimmt.
Die entsprechenden Festsetzungen sind auf dem Plan in den
Nutzungsschablonen enthalten.

Um im Plangebiet eine stadtebauliche Ordnung zu erreichen und gleichzeitig
dem denkmalgeschitzten Bestand Rechnung zu tragen, werden in den
einzelnen Sondergebieten SO 1.1- SO 3 unterschiedliche Nutzungsmalie z.T.
unterhalb der in § 17 BauNVO genannten Obergrenze festgesetzt.

Die zulassige Hohe der baulichen Anlagen wird durch die Festsetzung der
maximalen First- und Gebaudehdhe bestimmt. Die gewéhlten Mafe nehmen
Bezug auf die denkmalgeschitzten vorhandenen Geb&dude innerhalb des
Plangebietes. Die Hohe der neu zu errichtenden baulichen Anlagen richtet sich
nach der stadtebaulich gewtinschten Verdichtung in diesem Bereich.
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8.3

Die maximal zulassige Firsththe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die
Firsthohe wird definiert als Hohe der oberen Dachbegrenzungskante, also der
auRere Schnittpunkt der beiden Dachschenkel des Gebaudes.

Die maximal zulassige Gebaudehohe ist in der Planzeichnung festgesetzt. Die
Gebaudehohe wird definiert als das senkrecht gemessene maximale Mal3 vom
festgesetzten Bezugspunkt bis zur Oberkante des Gebdudes oder der
baulichen Anlage.

Als unterer Bezugspunkt fiir die Festlegung der Hohe der baulichen Anlagen gilt
die mittlere Fahrbahnhthe der angrenzenden offentlichen Verkehrsflache
.Uferweg".

Im Gebiet SO 1.2 ist eine Uberschreitung der festgesetzten maximalen
Firsthohe durch Liftungsrohre, Schornsteine und Antennenanlagen bis zu
hdchsten 2,00 m zulassig.

Eine Uberschreitung der festgesetzten maximalen Geb&audehohe durch
untergeordnete technische und betriebliche notwendige Dachaufbauten (z.B.
Klimaanlagen, Aufziige, Schornsteine, etc.) sind ausnahmsweise zuléssig. Die
Uberschreitung darf maximal nur 20% der Dachflache und héchsten 3,00 m
betragen.

Im Gebiet SO 3 ist eine Uberschreitung der festgesetzten maximal zulassigen
Gebaudehthe durch Mobilfunkanlagen zulassig, wenn das Landschaftsbild
nicht unzulassig beeintrachtigt wird.

Die Regelungen zu den Mobilfunkanlagen sind aufgrund der bestehenden
Anlagen erforderlich und werden uber die Festsetzung der ausnahmsweisen
Zulassigkeit fur kiinftige Anlagen geregelt.

Im Gebiet SO 3 ist die Uberschreitung der festgesetzten maximal zulassigen
Gebaudehthe ausnahmsweise durch ein Staffelgeschoss mit Dachterrasse
zulassig. Diese Festsetzung wurde getroffen, um die touristischen Potenziale
auszuschopfen und den Panoramablick Uber den Schweriner See in
Verbindung mit einer attraktiven Nutzung zu ermdglichen.

Bauweise, Uberbaubare Grundstiucksflachen

Bauweise

Im Plangebiet gilt die offene Bauweise. Fir das denkmalgeschiitzte Gebaude
der ehemaligen Muhle gilt unter Berlcksichtigung des denkmalgeschitzten
Bestandes die abweichende Bauweise mit der Maf3gabe, dass Geb&audelangen

Uber 50,00 m bei Einhaltung des seitlichen Grenzabstandes gemal LBauO M-V
zuldssig sind.

Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden als Baugrenzen festgesetzt und
orientieren sich maf3geblich an dem denkmalgeschitzten Bestand. Bauliche
Erweiterungsmoglichkeiten wurden eroéffnet.

Fur das denkmalgeschitzte Gebaude der ehemaligen Mihle wurde zu den
Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG eine Baulinie festgesetzt, da diese
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8.4

8.5

8.6

bauliche Anlage in ihrer Lage gleichzeitig als aktiver Schallschutz fiur die
dahinterliegenden Gebéaude und Freiflachen dient.

Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen

In den festgesetzten Sondergebieten SO 1.1, SO 2, und SO 3 sind
Nebenanlagen im Sinne des 8 14 BauNVO sowie Stellplatze nach 8§ 12
BauNVO nur innerhalb der tberbaubaren Grundsticksflachen sowie in den
dafur festgesetzten Flachen fur Nebenanlagen und Stellplatze zulassig.

Die Festsetzung wurde getroffen, um in diesen Gebieten den ruhenden Verkehr
der touristischen Nutzung unterzuordnen. Hierbei ist die im sddlichen
Plangeltungsbereich und im Gebiet SO 3 gelegene Stellplatzanlage zu
bertcksichtigen, da diese auch den ruhenden Verkehr aus dem Plangebiet
aufnehmen kann. Die Stellplatzanlage wird durch eine Larmschutzwand von
den touristisch geprégten Nutzungen abgegrenzt.

Innerhalb des festgesetzten Sondergebietes SO 1.2 sind Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO sowie Garagen, Uberdachte Stellplatze (Carports) und
Stellplatze nach 8§12 BauNVO  auBerhalb  der  Uberbaubaren
Grundstucksflachen zulassig.

Die Festsetzung wurde getroffen, da die festgesetzten Baugrenzen um den
denkmalgeschitzten Gebaudebestand herum keine zusatzlichen Mdglichkeiten
fur Stellplatze, Garagen und Nebenanlagen eréffnen.

Verkehrsflachen

Die ErschlieBung des Plangebietes erfolgt Gber den Uferweg. Innerhalb des
Plangebietes sind private fuBllaufige Verbindungen vorgesehen, die die
Nutzungseinheiten miteinander verbinden und so der Gesamteindruck des
Mihlengelandes gewahrt wird. Die Festlegung der fuRBlaufigen Verbindungen
und weiterer privaten ErschlieBungsmoglichkeiten erfolgt im weiteren
Planverfahren.

Grinflachen

Im norddstlichen Plangebiet ist eine private Grinfliche mit der
Zweckbestimmung Streuobstwiese festgesetzt. Vorhandene Gehdlze sind zu
erhalten.

Das Planungsziel besteht in Festsetzung einer privaten Streuobstwiese zur
Abgrenzung der touristischen Nutzung zu Mihlenbricke und zu den Anlagen
der Deutschen Bahn AG. In diesem Bereich ist es Ziel der Gemeinde Bad
Kleinen zu prifen, ob ein gestalteter Larmschutzwall anstelle einer
Larmschutzwand ebenso als aktiver Schallschutz gegeniiber Verkehrslarm
vorgesehen werden kann.

Zwischen den Baugebieten SO 1.1/ SO1.2 und SO 2 ist eine private Griinflache
mit der Zweckbestimmung ,Gliederungsgrin® festgesetzt. Das Anlegen von
fuBlaufigen Verbindungswegen ist zulassig.
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8.7

Das Planungsziel besteht darin, die Nutzungseinheiten des gesamten Areals
miteinander zu verbinden und so den Zielstellungen der Denkmalpflege zu
entsprechen, den Gesamteindruck des Muhlengelandes zu wahren.

Im Plangebiet sind private Grinflachen mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage*
festgesetzt. Innerhalb dieser Grinflachen ist das Anlegen von Wegen und
Kommunikationsbereichen zulassig. Die Griunflachen sind durch das
Anpflanzen von Geholzgruppen und Solitargehdlzen parkartig zu gestalten.

Die Festsetzung der privaten Griunflachen entlang des Uferweges soll die
Einbindung des Gebietes in die vorhandenen Grunstrukturen vorsehen.

Immissionsschutz

Ausreichender Schallschutz ist eine Voraussetzung fir gesunde Wohn-,
Arbeits- und Lebensverhéltnisse der Bevolkerung. Daher war zu priufen, welche
Larmbelastungen von dem Uberregionalen Schienennetz der Deutschen Bahn
AG ausgehen. Diese Larmbelastungen stellen unstreitig die Hauptlarmquelle im
Plangebiet dar. Die hohen Belastungen resultieren aus dem
Eisenbahnknotenpunkt Bad Kleinen. Hier kreuzen sich die Uberregionalen
Achsen des Schienenverkehrsnetzes, die Strecken Hamburg-LUbeck-Rostock-
Stralsund und Berlin-Schwerin-Wismar.

Industrie- und Gewerbelarm sowie Freizeitlarm ist im Plangebiet nicht
vorhanden.

Durch das Ingenieurbiro fur Schallschutz Dipl.-Ing. Volker Ziegler wurde eine
Larmimmissionsuntersuchung  bezilglich  des  Nutzungspotentials  des

ehemaligen Muhlen- und Speichergelandes durchgefihrt. Die
Larmimmissionsuntersuchung vom 18.05.2012 bildet die Grundlage fur
Aussagen und Festsetzungen Zu aktiven und passiven

SchallschutzmalRnahmen im Plangebiet.
Auszugsweise werden aus dem Gutachten die Aussagen dazu mit eingefligt:

»,Berechnungsergebnisse und Bewertung

Mit dem Schallausbreitungsprogramm LIMA, Version 8.01.0, vorgenommene
flachendeckende Berechnungen der Beurteilungspegel tags sind fiur den
Prognosehorizont 2025 und die Immissionshéhen von 2,8 m (EG), 5,5 m (1.
OG) und 8,2 m (2. OG) als Anlagen 4 — 6 beigefligt. Die Bestandsgebaude, die
erhalten bleiben sollen, sind in dem Simulationsmodell als abschirmende und
reflektierende Objekte enthalten. Dartber hinaus gelten die Ergebnisse der
Anlagen 4 — 6 fir freie Schallausbreitung innerhalb des Plangebietes (ohne
Larmschutzwall/-wand entlang der Bahnstrecke, ohne geplante Gebaude).

Die nicht gesondert dargestellten Beurteilungspegel fur die Nacht sind aufgrund
des néachtlichen Giterzugaufkommens mit um 1 dB(A) geringeren
Larmbelastungen nahezu unverdndert gegeniber den  Tagwerten
(Verschiebung der Beurteilungspegel tags um eine 1 dB(A) - Isolinie zur
Bahnstrecke hin).

Am unmittelbar an der Bahnstrecke gelegenen Miihlengebaude kommt man an
der Nordwestfassade tags und nachts auf Beurteilungspegel von ca. 70 dB(A),
am etwas zurickliegenden Silogebdude von ca. 64 dB(A). Durch
Gebaudeeigenabschirmungen ist an den von der Bahnstrecke teilweise
abgewandten Nordost- bzw. Stdwestfassaden von bis zu 5 dB(A) und auf den
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vollstandig abgewandten Sudostfassaden von mindestens 10 dB(A) niedrigeren
Larmimmissionen auszugehen.

Das Wohnhaus und das Garagengebdude profitieren von Teilabschirmungen
des Bahnlarms durch das davorstehende  Muihlengebaude. Die
Beurteilungspegel bewegen sich tags und nachts gebaudeseitenabhangig
zwischen 50 dB(A) und 60 dB(A).

Die der Bahnstrecke vollstandig bzw. teilweise zugewandten Fassaden des
Mihlengebaudes und des Silogebaudes sind somit hohen Larmbelastungen
ausgesetzt oberhalb der Orientierungswerte des Beiblattes 1 zu DIN 18005-1
von 55 / 45 dB(A) fur Allgemeine Wohngebiete, 60 / 50 dB(A) fir Mischgebiete
und 65 / 55 dB(A) fur Gewerbegebiete (in denen Blrordaume und
betriebsbezogene Wohnungen schutzbedurftig sind), groRtenteils auch
oberhalb der um 4 dB(A) héheren Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV.

An den vollstandig von der Bahnstrecke abgewandten Fassaden des
Mihlengebdudes und des Silogebaudes sowie an dem teilabgeschirmten
Wohnhaus bzw. Garagengebaude sind die Larmbelastungen geringer. Am Tag
kommt man auf Beurteilungspegel, die im Bereich der flr Mischgebiete und
Allgemeine Wohngebiete geltenden Orientierungswerte von
60 dB(A) und 55 dB(A), in der Nacht aber groR3tenteils tber den jeweiligen
Orientierungswerten von 50 dB(A) und 45 dB(A) — teilweise auch Uber den
Immissionsgrenzwerten von 54 dB(A) und 49 dB(A) — liegen. Allerdings wird in
der Nacht der als Grenze des planerischen Handelns anzusehenden
Hochstwert der 16. BImSchV von 60 dB(A) nicht Uberschritten.

In den fur Neubebauungen zur Verfigung stehenden Plangebietsbereichen
sudwestlich des Silogebéudes, zwischen dem Silogebaude und dem
Mihlengebdude bzw. dem Wohnhaus und dem Garagengebaude sowie
nordgstlich davon mit weitgehend freiem Schalleinfall liegen die
Beurteilungspegel tags und nachts zwischen 55 dB(A) und 70 dB(A). Am Tag
kann partiell von Wohn- und Mischgebietsqualitat ausgegangen werden. In der
Nacht werden die daflr geltenden Orientierungs- und Immissionsgrenzwerte
(bereichsweise einschlief3lich des Hochstwertes von 60 dB(A)) Gberschritten.

Bezogen auf die Zugfrequentierung bzw. Emissionspegel des Jahres 2010
ergeben sich am Tag um ca. 4 dB(A) und in der Nacht um ca. 3 dB(A) geringere
Beurteilungspegel.

SchallschutzmalBnahmen

Eine Larmberuhigung des Mihlengelandes Ilasst sich erreichen durch
Errichtung eines Larmschutzwalles bzw. einer Larmschutzwand — oder einer
Kombination aus beiden — entlang der nordwestlichen Plangebietsgrenze
(aktiver Schallschutz).

Die Anlagen 7 — 9 enthalten beispielhafte flachendeckende Berechnungen mit
einer Hohe der Larmschutzanlage von 4 m. Am Tag lasst sich damit in der
AuRenwohnbereichs- und Erdgeschosshdhe grofdtenteils das Schutzziel der 16.
BImSchV (teilweise auch das Schutzziel der DIN 18005-1) fur Allgemeine
Wohngebiete bzw. das Schutzziel der DIN 18005-1 fur Mischgebiete erreichen.
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In der Nacht verbleiben aber Uberschreitungen der Orientierungs- und
Immissionsgrenzwerte.

Ab dem 1. Obergeschoss nimmt die Abschirmwirkung einer 4 m hohen
Larmschutzanlage (insbesondere dann, wenn sie sich wie im sldwestlichen
Abschnitt der nordwestlichen Plangebietsgrenze von den Bahngleisen entfernt)
deutlich ab. Um auch in Nutzungsebenen oberhalb des Erdgeschosses zu
spurbaren Larmberuhigungen zu kommen, muisste die La&rmschutzanlage tber
4 m hinaus erhoht werden.

Mit geeigneten Grundrissanordnungen, die nicht schutzbedirftige Nebenraume
und Flure an den der Bahnstrecke zugewandten Gebaudeseiten vorsehen,
sowie durch auBenlarmpegelabhangige Bemessung der Schallddmmung der
AulRRenbauteile incl.  schalldammender  Liftungseinrichtungen  stehen
MalRnahmen des passiven Schallschutzes zur Verfiigung. Dabei ist zu
beachten, dass der aktive Schallschutz vorrangig in die Abwagung einzustellen
ist. Dies gilt insbesondere fir den Schutz von AuRenwohn- und sonstigen
ruhebedurftigen Aul3ennutzungsbereichen.

Nutzungsempfehlungen

Das ehemalige Muhlen- und Speichergelande ist im Hinblick auf die Belange
des Schallschutzes nur eingeschréankt fur Dauer- und Ferienwohnen geeignet.
Neben der Errichtung einer abschirmenden Larmschutzanlage mit einer Héhe
von > 4 m, die mdglichst dicht an der Bahnanlage heranriicken sollte, ist eine
Beschréankung der Geschossigkeit erforderlich. Auch dann sind zum Schutz der
Nachtruhe zusatzliche passive Mallnahmen an bzw. in den Gebauden
vorzusehen. Vorteilhaft ware eine Nutzungsgliederung mit weniger
schutzbedurftigen Einrichtungen im Nordwesten und einer Beschrankung der
Wohnbebauung auf den suidostlichen Rand des Plangebietes.

Primar sollte eine Gebietsnutzung ohne bzw. mit untergeordneten
Wohnfunktionen erwogen werden. Dazu zahlen Gewerbenutzungen sowie
touristische und infrastrukturelle Einrichtungen u.a., auf deren eigenen Stérgrad
im nachsten Abschnitt eingegangen wird. Ggf. kommen auch Hotelnutzungen
mit den bereits beschriebenen Strategien des passiven Schallschutzes in
Betracht. Auch dabei sind ruhebedirftige Aul3ennutzungsbereiche moglichst
aktiv durch Errichtung einer abschirmenden Larmschutzanlage bzw. durch
Gebaudeabschirmungen zu schitzen.*

Aufgrund der gutachterlichen Aussagen werden bauliche und sonstige
Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen erforderlich.
Es werden aktive LarmschutzmalBnahmen entsprechend den gutachterlichen
Empfehlungen dicht an der Bahnanlage vorgesehen.

Zum Schutz vor Verkehrslarm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind aktive
LarmschutzmalRnahmen an der nordwestlichen Grundstucksgrenze (Grenze
des Plangeltungsbereiches) erforderlich. Die Errichtung einer mindestens 4 m
hohen Larmschutzeinrichtung ist erforderlich. Die Larmschutzeinrichtung ist als
Larmschutzwand, Larmschutzwall oder als Kombination aus Larmschutzwand
und Larmschutzwall herzustellen. Anstelle der Larmschutzwand konnen
vorhandene Geb&ude die Larmschutzfunktion Gbernehmen. Diese sind dann
dauerhaft in Kubatur und Lage zu erhalten.
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Mit dieser Festsetzung wird erreicht, dass am Tag in Erdgeschosshéhe und
somit auch fir die AuflRenwohnbereiche das Schutzziel fir Allgemeine
Wohngebiet teilweise und fir Mischgebiete vollstandig erreicht wird.

Fir weitere Geschosse wird das Schutzziel nicht mehr mit aktiven
LarmschutzmalRnahmen von 4,00 m erreicht und es besteht nur noch die
Maoglichkeit der Festsetzung von passiven Schallschutzmafl3nahmen.

Eine Beschrankung der Geschossigkeit ist unter dem Gesichtspunkt des
Denkmalschutzes nicht mdglich und wirde zusatzlich die touristischen
Nutzungspotentiale - Panoramablick Gber den Schweriner See - einschranken.

Zum Schutz vor Verkehrslarm von den Anlagen der Deutschen Bahn sind
zusatzlich passive LarmschutzmalRnahmen erforderlich. Neben
Grundrissanordnungen (Anordnung der nicht schutzbedirftigen Raume und
Flure an der der Bahnstrecke zugewandten Gebaudeseite) muss die
Luftschallddmmung von AuRenbauteilen mindestens die Anforderung des
entsprechenden Larmpegelbereiches der DIN 4109 — Schallschutz im Hochbau
— erfullen. Alle zum sténdigen Aufenthalt bestimmten R&ume sind mit
schallgedammten Liftungselementen gemaf VDI-Richtlinie 2719 auszustatten.

Am Tag waren durch aktive und passive Schallschutzmaf3nahmen auch unter
Nutzung der AuRenwohnbereiche eine touristische und in bestimmten Bereiche
auch eine allgemeine Wohnnutzung méglich.

In der Nacht verbleiben erhebliche Uberschreitungen der Orientierungs- und
Immissionsgrenzwerte, da sich die Tag- und Nachtwerte nur um 1 dB(A)
unterscheiden.

Fur die Zulassigkeit von schutzbedurftigen Nutzungen waren an den jeweiligen
Gebaudeseiten die erforderlichen Larmpegelbereiche zu ermitteln und
entsprechend festzusetzen.

In der Vorentwurfsphase wird nur eine Beispielrechnung fir eine
Geschossebene fir die Baugebiete und deren Uberbaubaren Flachen getroffen,
fur die das Wohnen als Nutzungsmoéglichkeit berticksichtigt ist. Diese
Berechnung gilt als beispielhafte Berechnung. Es wird eine beispielhafte
Rechnung vorgeben. Bei Fortfiihrung der Planung ist der Festsetzungsumfang
zu prufen. Dabei ist fur alle Geschossebenen und fir alle Gebaude in denen
das Wohnen zulassig ist, eine entsprechende Festsetzung je Geschossebene
vorzugeben, so dass eine rechtseindeutige Zuordnung mdaglich ist.

Nach Auswertung der Stellungnahmen zum Vorentwurf ist vorgesehen, das
Larmgutachten unter Beriicksichtigung der Erkenntnisse aus dem
Beteiligungsverfahren zu prazisieren. Ebenso ist die Prazisierung in Bezug auf
die beispielhafte Festlegung von Larmpegelbereichen fir Gebaude, die das
Wohnen zulassen, vorgesehen.

Unter Beriicksichtigung der konkreten ortlichen Situation und in Abstimmung mit
dem L&rmgutachter wird empfohlen, von den ansonsten geltenden
Anforderungen der DIN 4109, die Larmpegelbereiche von den
Beurteilungspegeln tags abzuleiten, abzuweichen. Unter Bertcksichtigung der
Anforderungen an die Schaffung gesunder Wohn- und Lebensverhéaltnisse
werden als Grundlage fur die Ableitung von Larmpegelbereichen die

Planungsstand: Vorentwurf 24.10.2012 26



Begriindung zur Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 fir das Mihlengelande der Gemeinde Bad
Kleinen gemaf § 13a BauGB

Beurteilungspegel nachts zugrunde gelegt. Damit wird unter dem
Vorsorgeprinzip von sonst geltenden Anforderungen der DIN 4109 in diesem
Punkt zu sicheren Seite hin abgewichen.

Beispielhaft wurde diese Ermittlung fir das Gebiet SO 3 fir das zweite
Obergeschoss und fir das Gebiet SO 1.2 durchgefiihrt. Hierbei ist zu
bertcksichtigen, dass die DIN 4109 nur fur die Tagwerte gilt. In der Regel sind
die Tagwerte deutlich hoher als die Nachtwerte. Im Plangebiet unterscheiden
sich die Tag- und Nachtwerte jedoch nur um 1 dB(A) und es erfolgt keine
Larmabschwéchung in der Nacht. Es ist ein Unterschied in Bezug auf die
heranzuziehenden Orientierungswerte der DIN 18005/1 Schallschutz im
Stadtebau von 10 dB(A) zwischen den zuldssige Tag- und Nachtwerten zu
kompensieren.

Im Gebiet SO 3 sind fiir das bestehende Silogebaude (im 2. OG) an den

jeweiligen Gebaudeseiten folgende Larmpegelbereiche (LPB) einzuhalten:

- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebaudeseite tags der LPB IV und
nachts der LPB VI,

- fir die Seitenfronten (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB Ill/ IV und
nachts der LPB V/ VI,

- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebaudeseite tags der LPB Il und
nachts der LPB IV.

Im Gebiet SO 1.2 sind fur das bestehende Wohngeb&aude (im 1. OG) an den

jeweiligen Gebaudeseiten folgende Larmpegelbereiche (LPB) einzuhalten:

- an der der Bahnstrecke zugewandten Gebaudeseite tags der LPB IIl und
nachts der LPB V,

- fur die sudwestliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB Il
und nachts der LPB V,

- fir die nordostliche Seitenfront (senkrecht zur Bahnstecke) tags der LPB I
und nachts der LPB 1V,

- an der der Bahnstrecke abgewandten Gebaudeseite nur nachts der LPB Il

AuBenwohnbereiche (Balkone, Loggien, Terrassen) sind ab Larmpegelbereich
IV unzulassig.

Innerhalb der festgesetzten Larmpegelbereiche (LPB) sind passive
MalRnahmen zum Schutz gegen Verkehrslarm zu treffen. Zum Schutz vor
AuBenlarm sind fir AuBenbauteile von Aufenthaltsraumen die Anforderungen
der Luftschallddmmung nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®, Ausgabe
November 1989, einzuhalten. Die erforderlichen resultierenden Schallddmm-
Male der AulRenbauteile ergeben sich nach DIN 4109 aus den in der Tabelle
aufgefihrten Larmpegelbereichen. Nach aufRen abschlieRende Bauteile von
schutzbedurftigen R&umen sind so auszufuhren, dass sie folgende
resultierenden Schalldamm- Mal3e aufweisen:
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Die Tabelle ist ein Auszug aus der DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau“, November 1989,
Tabelle 8 (Hrsg.: DIN Deutsches Institut fir Normung e.V.)

Raumart
Larmpe- MaRgeblich Aufenthaltsraume in Buroraume und
gelbereich er Wohnungen, ahnliches
AuRenlarmp Ubernachtungsraume
egel in
dB(A)l Beherbergungsstétten
, Unterrichtsrdume u.
a.

erf. R'wres des AulRenbauteiles in dB

Il 56 bis 60 30 30
Il 61 bis 65 35 30
v 66 bis 70 40 35
Vv 71 bis 75 45 40
\ 76 bis 80 50 45

'An AuRenbauteile von Raumen, bei denen der eindringende AuBenlarm aufgrund der in den Raumen
ausgeiibten Tatigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine
Forderungen gestellt.

Die Korrekturwerte nach Tabelle 9 und 10 der DIN 4109 zu beachten.

Fiar Schlafzimmer, Kinderzimmer und schutzbedirftigen Raume mit &hnlicher

Nutzung im Larmpegelbereich Il und hoéher sind die Fenster mit
schallddmmenden Luftungsoffnungen zu versehen, die die Einhaltung der
resultierenden Luftschalldammung (Rw',res) des gesamten

AuRenwandbauteiles gewahrleisten.

Das Mal} des tatsachlichen Schallschutzes h&ngt stark von der Raumgeometrie
und dem Anteil der ,verlarmten“ Fassade ab, also dem Verhdltnis zwischen
AuBenbauteilen zur Grundflache eines Raumes. Die globalen Anforderungen
an die Schalldammung der Aul3enbauteile eines Raumes sind Grundlage fur die
Bemessung. Nachdem die globale Anforderung an die Schalldammung der
AuBenbauteile eines Raumes erfolgt ist, werden im néachsten Schritt die
einzelnen Bauteile so dimensioniert, dass die globalen Anforderungen unter
konstruktiven und wirtschaftlichen Aspekten erfullt werden.

Massive Wande, wie Kalksandsteinwande oder Betonwénde erfillen in der
Regel Schallddmmmale von (ber 50 dB. Die in der Praxis erreichbaren
Schalldammmalle von Fenstern sind deutlich niedriger. Deshalb wird die
erreichbare Gesamt-Schalldammung in der Regel durch die schalltechnisch
schwacheren Bauteile, wie Fenster / Tiuren / Rolladenkasten sowie
Luftereinrichtungen bestimmt.

Unter Berilcksichtigung der hier zugrunde liegenden und zu beachtenden
Anforderungen an den Schallschutz ist absehbar, dass sich hohe
Aufwendungen ergeben kdnnen.

Auswirkungen auf die Umgebung ergeben sich in Folge der Planung nicht,
wenn die hierzu gutachterlich beurteilten Rahmenbedingungen eingehalten
werden. Der Gutachter fuhrt hierzu aus:

»Auswirkungen von Nutzungen im Plangebiet auf die Umgebung
Die ortliche Situation lasst tagsuiber gewerbliche, sportliche oder freizeitmafige
Nutzungen zu, die im Einzelfall jedoch Einschrankungen unterliegen kénnen. In
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8.8

der Nacht sind die Einschréankungen aufgrund der unmittelbaren N&ahe zur
vorhandenen Wohnbebauung am Uferweg besonders hoch. Durch
Gebietsgliederungen, die larmintensivere Nutzungen zur Bahnstrecke hin und
leisere Einrichtungen zur Wohnbebauung am Uferweg hin vorsehen, lasst sich
eine Optimierung des Nutzungspotenzials erreichen.

Auch im Hinblick auf die Regelungen zum Schutz vor Verkehrslarmbelastungen
mit den Immissionsgrenzwerten der 16. BImSchV als obere Schwellen des
Abwagungsrahmens kommt man zum Ergebnis, dass Nachfolgenutzungen auf
dem ehemaligen Speicher- und Muhlengelande einem gewissen Mald3 an
Einschrankungen unterliegen. Verkehrsintensive Betriebe und Einrichtungen
sind nur bedingt zur Ansiedlung geeignet.

Bei einer Asphaltierung des Uferweges erhéhen sich die zur Verfliigung
stehenden Verkehrskontingente durch den Wegfall des Pflasterzuschlages von
3 dB(A). Man wirde sich damit ,Luft* verschaffen fur das Nutzungspotential des
Muhlengelandes.”

Flachenbilanz

Flachennutzung FlachengroRe

Sonstiges Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung

SO 1.1 F +TlI 5.102,0 m2
SO 1.2 F+TI+W 5.790,0 m?2
SO 2 5.121,0 m2
SO 3 4.738,0 m2
Bauflachen gesamt 20.751,0 m2

Grunflachen

Private GriUnflache mit der

2

Zweckbestimmung Parkanlage 1.6950m
Private Grinflache mit
Zweckbestimmung 1.155,0 m2
Gliederungsgrin
private Griunflache mit
Zweckbestimmung 2.968,0 m?
Steuobstwiese
Grunflachen gesamt 5.818,0m?

.. 26.569,0 m2
Gesamtfldche = 2.66 ha
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10.

11.

12.

12.1

12.2

12.3

Ortliche Bauvorschriften tiber die duRere Gestaltung baulicher Anlagen

Nach 8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 Abs.1 LBauO M-V koénnen ortliche
Bauvorschriften Uber die &uRere Gestaltung baulicher Anlagen als
Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Hierzu bedarf es
im weiteren Verfahren die Abstimmung mit der zustandigen Denkmalbehérde.

Verkehrliche ErschlieBung

Die verkehrliche Erschliefung erfolgt Uber die im Bestand vorhandenen
StraRen und Wege mit Anbindung an das tbergeordnete Verkehrsnetz mit der
Landesstraf3e LO31.

Klimaschutz

Eingriffe in stadtklimatisch relevante Flachen ergeben sich in Folge der Planung
nicht. Es ist nicht davon auszugehen, dass durch die Planung die
Durchliftungssituation im Bereich der angrenzenden Bebauung nachhaltig
gestort werden wirde.

Der Bebauungsplan trifft keine zwingenden Festsetzungen zur Nutzung
regenerativer Energien. Er schlie3t die Nutzung regenerativer Energien oder
sonstige bauliche MalBnahmen zum Klimaschutz nicht aus, oder erschwert
diese erheblich. Insofern ist eine den Klimaschutzzielen entsprechende
Nutzung und Bebauung mdglich.

Ver- und Entsorgung

Wasserversorgung

Die Gemeinde Bad Kleinen gehdrt zum Verbandsgebiet des Zweckverbandes
Wismar. Die Trinkwasserversorgung erfolgt Uber bestehende
Transportleitungen aus dem Versorgungsgebiet der Wasserfassung/ des
Wasserwerkes Dorf Mecklenburg. Der Standort des zentralen Wasserwerkes
und der Wasserfassung der Gemeinde befinden sich im Ortszentrum von Bad
Kleinen. Der Anschluss des Plangebietes an die zentrale Wasserversorgung ist
im weiteren Planverfahren abzustimmen.

Abwasserbeseitigung — Schmutzwasser

Die Gemeinde Bad Kleinen gehdrt zum Verbandsgebiet des Zweckverbandes
Wismar. In Bad Kleinen besteht eine zentrale Klaranlage. Das anfallende
Schmutzwasser ist Uberwiegend durch die Herstellung neuer Anlagen mit
Anbindung an das vorhandene System zur Schmutzwasserableitung
anzubinden.

Die Anschlussgestattungen an die bestehenden Ver- und Entsorgungssysteme
sind im Rahmen des weiteren Planverfahrens mit dem Zweckverband Wismar
abzustimmen.

Abwasserbeseitigung — Oberflachenwasser

Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser ist nach Mdglichkeit auf den
Grundstucken zu versickern. Da die Gemeinde keine satzungsrechtliche
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12.4

12.5

12.6

12.7

12.8

13.

Regelung fur diese Versickerung hat, ist die erforderliche Erlaubnis bei der
Unteren Wasserbehtrde einzuholen. Die Versickerungsanlagen sind so zu
dimensionieren, dass Schaden bzw. Gefahren auszuschlielen sind. Die
Belange des Nachbarschaftsschutzes sind zu berucksichtigen.

Auf Grund der Gelande- und Bodenverhéltnisse wurde eine generelle
Versickerung im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes nicht
festgesetzt. Die abschlieRenden Regelungen sind im weiteren Planverfahren
abzustimmen.

Brandschutz/ L6schwasser

Die Loschwasserversorgung ist durch die Wasserentnahme aus dem
Schweriner See gesichert. Das Plangebiet befindet sich im Umkreis von 300 m
zum Schweriner See. Es handelt sich um Bestandsflachen. Die Regelungen zur
Ldschwasserversorgung und Ldschwasserentnahme sind im  weiteren
Planverfahren zu prazisieren.

Energieversorgung

Die Versorgung mit elektrischer Energie in der Gemeinde Bad Kleinen erfolgt
durch die E.ON edis AG. Das Versorgungsunternehmen ist rechtzeitig vor
Beginn der ErschlieBungsmalnahmen zu unterrichten, um die Versorgung der
Gebiete sicherstellen zu kénnen. Die abschlieBenden Regelungen sind im
weiteren Planverfahren abzustimmen.

Gasversorgung

Die Gemeinde Bad Kleinen wird durch die Gasversorgung Wismar Land GmbH,
deren Betriebsfuhrung durch die E.ON Hanse AG erfolgt, mit Erdgas versorgt.
Inwiefern ein Anschluss des Plangebietes moglich ist, ist im weiteren
Planverfahren mit dem Versorgungsunternehmen abzustimmen.

Telekommunikation

Die Energieversorgung der Gemeinde Bad Kleinen erfolgt durch die E.ON edis
AG. Die Deutsche Telekom AG ist rechtzeitig vor Beginn der
ErschlieBungsarbeiten und vor der Errichtung baulicher Anlagen zu
unterrichten, um die rechtzeitige Fernmeldeversorgung sicherzustellen zu
kénnen.

Abfallentsorgung

Die Beseitigung des anfallenden Haus- und Gewerbemiills erfolgt aufgrund der
gultigen  Abfallsatzung des Landkreises Nordwestmecklenburg. Die
Grundstucke sind an die 6ffentliche Abfallbeseitigung anzuschlieRen.

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

Innerhalb des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages (AFB) ist darzulegen,
inwiefern die Auswirkungen des Vorhabens auf die Verbotstatbestdnde des
8§44 Abs.1 des BNatSchG wirken. Weiterhin ist, zur Bericksichtigung des
Europarechtes zu prifen, ob gegen einen Verbotstatbestand der FFH- Richtlinie
Art. 12, 13 bzw. Art. 5 der VS-RL verstoRen wird. Fiur dieses Vorhaben gilt
insbesondere § 44 Abs. 5, wodurch der Verbotstatbestand eingeschrankt wird:
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Gemal 844 (5) BNatSchG gilt:

.Fur nach § 15 zulassige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie fliir Vorhaben
im Sinne des § 18 Absatz 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches zuldssig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und
Vermarktungsverbote nach Mal3gabe der Satze 2 bis 5.

Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgefihrte Tierarten,
europaische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer
Rechtsverordnung nach 8 54 Absatz 1 Nummer 2 aufgefiihrt sind, liegt ein
Verstol3 gegen das Verbot des Absatzes 1 Nummer 3 und im Hinblick auf damit
verbundene unvermeidbare Beeintrachtigungen wild lebender Tiere auch gegen
das Verbot des Absatzes 1 Nummer 1 nicht vor, soweit die 6kologische
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten im r&umlichen Zusammenhang weiterhin erfillt wird.

Soweit erforderlich, koénnen auch vorgezogene AusgleichsmalRnahmen
festgesetzt werden. Fur Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV
Buchstabe b der Richtlinie 92/43/ EWG aufgefuhrten Arten gelten die Satze 2
und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschiitzte Arten betroffen, liegt
bei Handlungen zur Durchfiihrung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstol3
gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.*

Die Berlcksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange auf der Ebene der
Bauleitplanung erfolgt unter Berticksichtigung des Merkblattes: ,Hinweise zum
gesetzlichen Artenschutz gemal § 44 Bundesnaturschutzgesetz auf der Ebene
der Bauleitplanung“ (Quelle: Landesamt fir Umwelt, Naturschutz und Geologie
Mecklenburg-Vorpommern; Merkblatt: Hinweise zum gesetzlichen Artenschutz
gemal 8 44 Bundesnaturschutzgesetz auf der Ebene der Bauleitplanung;
November 2010):

Kurzdarstellung der relevanten Verbote

»Schadigungsverbot (ggf. im Zusammenhang mit dem Toétungsverbot, § 44
Abs. 1 Nr. 3 und 4 in Verbindung 8 44 Abs. 5 BNatSchG; ggf. im
Zusammenhang mit § 44 Abs. 1 Nr. 1): Es ist verboten, Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten der wildlebenden Tiere der besonders geschitzten Arten aus der
Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren oder wildlebende
Pflanzen der besonders geschitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu
zerstdren.

Das Verbot tritt ein, wenn die 6kologische Funktion der Fortpflanzungs- oder
Ruhestatte fur die betroffenen Tierindividuen bzw. der (besiedelte)
Pflanzenstandort nicht durch vorgezogene AusgleichsmaRnahmen (,CEF®) im
raumlichen Zusammenhang erhalten wird.

Unvermeidbare T6étung oder Verletzung von Tieren, die im Zusammenhang mit
der Schadigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestéatten auftritt, kann ebenfalls
durch Mafnahmen zur Funktionserhaltung ohne Eintreten des Verbotes
ausgeglichen werden.

Storungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2)° Es ist verboten, wildlebende Tiere der
streng geschitzten Arten und der europdischen Vogelarten wahrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu storen.
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Das Verbot tritt ein, wenn sich durch die Stdérung der Erhaltungszustand der
lokalen Population einer Art verschlechtert.

Das Eintreten des Verbotstatbestandes kann durch populationsstitzende
MalRnahmen vermieden werden.

Totungsverbot_(ohne Zusammenhang mit Schadigungsverbot, § 44 Abs. 1 Nr.
1 BNatSchG): Es ist verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschutzten
Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu toten oder ihre
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu
zerstoren.

Das Verbot: tritt ein, wenn sich das Lebensrisiko von Individuen der
geschitzten Arten aufgrund der Realisierung der Planung (i.d.R.
betriebsbedingt) signifikant erhdht, umfasst auch unbeabsichtigte Toétung oder
Verletzung und ist nicht durch vorgezogene AusgleichsmalRnahmen (,CEF*) zu
Uberwinden.”

Danach sind nachfolgende Arten zu bertcksichtigen:

I alle wildlebenden Vogelarten

I samtlichen Arten des Anhangs IVa FFH-RL,

i Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie
92/43/EWG aufgefihrten Arten

Innerhalb des Vorhabenstandortes befinden sich mehrere nicht mehr genutzte
Gebaude. Darunter auch ein Silogebaude mit einer Héhe von Uber 35 m.
Flachenhafte Gehdlze und groRRere Einzelbdume sind vorhanden. Nordwestlich
grenzen Flachen der Deutschen Bahn an.

Es wird vom Fachgutachter Martin Bauer empfohlen das Gelande und die
insbesondere die Gebaude des Plangebietes zu untersuchen.

Relevanzprifung
I alle wildlebenden Vogelarten

Im Bereich des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes koénnen, unter
Berticksichtigung der vorhandenen Biotopstrukturen, stérunempfindliche Arten
wie z.B.: Amsel, Blaumeise, und Kohlmeise das Plangebiet als Nahrungshabitat
nutzen. Potentielle Bruthabitate sind mit den flachenhaften Gehélzen und den
EinzelbAumen ebenfalls vorhanden. Das Potential des Vorkommens von
Bodenbritern wird aufgrund der Lage im Siedlungsraum, der starken
Verinselung und der Larmemissionen durch die Anlagen der Deutschen Bahn
als gering eingeschatzt, da der Nutzungsdruck durch die benachbarten
Frequentierungen und den Pradatorendruck (Hunde und Katzen) als zu hoch
eingeschatzt wird.

Es wird vom Fachgutachter Martin Bauer empfohlen, das Gelande und die
insbesondere die Gebaude des Plangebietes auf Quartiere von Brutvbgeln in
und an den Geb&uden zu untersuchen.

Zielstellung ist es, die Funktion der Gebaude fir die Artengruppe der Brutvogel
zu erfassen und zu bewerten. Die Gebdude besitzen eine potenzielle
Bedeutung als Brutplatz fur Brutvogelarten wie z.B. Mauersegler, Dohle,
Rauchschwalbe, Mehlschwalbe, Bachstelze und Hausrotschwanz.
Insbesondere hinsichtlich der Arten Mauersegler, Dohle, Rauchschwalbe und
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Mehlschwalbe, die mehrjahrig Bruthabitate nutzen, besteht potenziell ein
artenschutzrechtlicher Tatbestand.

92/43/EWG aufgefuhrten Arten

samtliche Arten des Anhangs IVa FFH-RL

Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IVb der Richtlinie

Als Grundlage wird die Tabelle des LUNG: ,In Mecklenburg-Vorpommern
lebende, durch Aufnahme in den Anhang IV der FFH- Richtlinie ,streng
geschutzte® Pflanzen und Tierarten®, Stand 25.10.2012 verwendet. Die Spalte 4

wurde unter

Berucksichtigung der

ortlichen Biotopstrukturen und der

Lebensraumanspriiche der Arten erganzt.

1 2 3 4
Gruppe wiss. dt. Artname Relevanz im Plangebiet
Artname
Gefal3- Angelica Sumpf-Engelwurz | Fir die Arten sind keine geeigneten
pflanzen palustris Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden.
Gefal3- Apium Kriechender Daher kann ein Vorkommen
pflanzen repens Scheiberich, - | ausgeschlossen werden.
Sellerie
Gefal3- Botrychium | Einfacher
pflanzen simplex Rautenfarn
Gefal- Caldesia Herzltffel
pflanzen parnassifolia
Gefal- Cypripedium | Frauenschuh
pflanzen calceolus
GefaRk- Jurinea Sand-Silberscharte
pflanzen cyanoides
GefaRk- Liparis Sumpf-Glanzkraut,
pflanzen loeselii Torf-Glanzkraut
GefaRk- Luronium Schwimmendes
pflanzen natans Froschkraut
Weichtiere Anisus Zierliche Da keine geeigneten Gewasser vorhanden
vorticulus Tellerschnecke sind, ist das Vorkommen ausgeschlossen.
Weichtiere Unio Gemeine
crassus Bachmuschel
Libellen Aeshna Grine Fur die Arten sind keine geeigneten
viridis Mosaikjungfer Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden,
Libellen Gomphus Asiatische daher kann das Vorkommen
flavipes Keiljungfer ausgeschlossen werden.
Libellen Leucorrhinia | Ostliche
albifrons Moosjungfer
Libellen Leucorrhinia | Zierliche
caudalis Moosjungfer
Libellen Sympercna | Sibirische
paedisca Winterlibelle
Libellen Leucorrhinia | GroRRe
pectoralis Moosjungfer
Kafer Cerambyx Heldbock Geeignete, bevorzugte Stieleichen kommen
cerdo im Plangebiet nicht vor, daher kann eine
Betroffenheit der Art ausgeschlossen
werden.
Kafer Dytiscus Breitrand Da keine geeigneten Gewasser vorhanden
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1 2 3 4
Gruppe Wiss. dt. Artname Relevanz im Plangebiet
Artname
latissimus sind, ist das Vorkommen ausgeschlossen.
Kéfer Graphoderu | Schmalbindiger
s bilineatus | Breitfligel-
Tauchkafer
Kafer Osmoderma | Eremit, Geeignete, bevorzugte Stieleichen kommen
eremita Juchtenkafer im Plangebiet nicht vor, daher kann eine
Betroffenheit der Art ausgeschlossen
werden.
Euphydryas | Eschen- Fir die Arten sind keine geeigneten
maturna Scheckenfalter Biotopstrukturen (lichte Eschenwalder) im
Plangebiet vorhanden, daher kann das
Vorkommen ausgeschlossen werden.
Falter Lycaena Grol3er Feuerfalter | Da  keine  geeigneten  Feuchtgebiete/
dispar Uberflutungsraume vorhanden bzw.
betroffen sind, kann das Vorkommen
ausgeschlossen werden.
Falter Lycaena Blauschillernder Da keine geeigneten Feuchtgebiete/
helle Feuerfalter Uberflutungsraume/ Moorwiesen etc.
vorhanden sind, kann das Vorkommen
ausgeschlossen werden.
Maculinea Schwarzfleckiger | Aufgrund hoher Anspriche an seinen
arion Ameisen-Blauling | Lebensraum (Magerrasen und
Wacholderheiden mit reichlich Feldthymian)
kann das Vorkommen ausgeschlossen
werden
Falter Proserpinus | Nachtkerzen- Da keine geeigneten Feuchtgebiete/
proserpina | schwarmer Uberflutungsraume/ feuchte Staudenfluren
im Plangebiet vorhanden sind, kann das
Vorkommen ausgeschlossen werden.
Fische Coregonus | Nordseeschnapel |Fur die Arten sind keine geeigneten
001>)(yrinchus Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden.
Fische Acipenser Europaischer Stoér
sturio (Erg Mai09)
Fische Acipenser Atlantischer Stor
oxyrinchus
Lurche Bombina Rotbauchunke Das nordwestlich des  Plangebietes
bombina vorhandene Regenrtckhaltebecken,
Lurche Bufo Kreuzkrote unmittelbar neben den Anlagen der
calamita Deutschen Bahn, weist eine geschlossene
Lurche Bufo viridis | Wechselkrote Ufervegetation auf. Aufgrund der starken
Lurche Hyla Laubfrosch Verinselung wird das Potential des
arborea Vorkommens der Anhang IV Arten als sehr
Lurche Pelobates | Knoblauchkréte gering eingeschatzt. Eine
fuscus artenschutzrechtliche Relevanz wird daher
Lurche Rana arvalis | Moorfrosch nach derzeitigem Kenntnisstand
Lurche Rana Springfrosch ausgeschlossen.
dalmatina
Lurche Rana Kleiner
lessonae Wasserfrosch
Lurche Triturus Kammmolch Aufgrund der starken Verinselung wird das
cristatus Potential des Vorkommens als sehr gering

eingeschéatzt. Eine artenschutzrechtliche
Relevanz wird daher nach derzeitigem
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1 2 3 4
Gruppe Wiss. dt. Artname Relevanz im Plangebiet
Artname
Kenntnisstand ausgeschlossen.
Kriechtiere Coronella Schlingnatter Geeignete Biotope sind nicht vorhanden. Ein
austriaca Vorkommen kann daher ausgeschlossen
werden.
Kriechtiere Emys Europdische Da keine geeigneten Gewasser und
orbicularis Sumpfschildkréte | Lebensbedingungen vorhanden sind, ist das
Vorkommen ausgeschlossen.
Kriechtiere Lacerta Zauneidechse Der Fachgutachter empfiehlt eine
agilis Untersuchung des Vorhabenstandortes
aufgrund der potentiellen Lebensraume
(Bahndéamme offene, halboffene
Vegetationsflachen). Dazu sollen im Gebiet,
vor allem im Bereich der Bahndamme und in
den trockenen Saumstrukturen
Reptilienbleche ausgelegt und zwischen Mai
und August insgesamt flinfmal kontrolliert
werden.
Alternativ ware das Vorkommen der Art
potentiell anzunehmen, Malnahmen
waren erforderlich.
Meeressauger | Phocoena Schweinswal Geeignete Biotope sind nicht vorhanden. Ein
phocoena Vorkommen kann daher ausgeschlossen
werden.
Fledermause |Barbastella | Mopsfledermaus |Es wird vom Fachgutachter Martin Bauer
barbastellus empfohlen das Gelande und die
Fledermause |Eptesicus W | Nordfledermaus |insbesondere die Gebéude des
nilssonii Plangebietes auf Quartiere von
Flederméuse | Eptesicus Breitflugelfleder- | Fledermausen zu untersuchen. Zielstellung
serotinus maus ist es, die Funktion der Geb&ude fiur die
Flederméuse | Myotis GroRe Artengruppe der Fledermause zu erfassen
brandtii Bartfledermaus und zu bewerten. Die Gebaude besitzen
Fledermause | Myotis Teichfledermaus | potenziell eine Bedeutung als
dasycneme Vermehrungshabitat sowie als
Flederméause Myous Wasserfleder- Winterquartier fur gebéudebeWOhnende
daubentonii | maus Fledermausarten.
Fledermause | Myotis GroRes Mausohr |ES besteht potenziell ein
myotis artenschutzrechtlicher Tatbestand.
Fledermause | Myotis Kleine Neben den Gebauden sind ebenfalls
mystacinus | Bartfledermaus | betroffene  Einzelbaume — mit  einem
Fledermause | Myotis Fransenfleder- Stammdurchmesser von mehr als 40 cm zu
nattereri maus betrachten.
Flederméuse | Nyctalus Kleiner
leisleri Abendsegler
Fledermause | Nyctalus Abendsegler
noctula
Fledermause |Pipistrellus | Rauhhautfleder-
nathusii maus
Flederméuse | Pipistrellus | Zwergfleder-
pipistrellus | maus
Fledermause | Pipistrellus | Micken-
pygmaeus |fledermaus
Flederméuse | Plecotus Braunes Langohr
auritus
Flederméuse | Plecotus Graues Langohr
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1 2 3 4
Gruppe Wiss. dt. Artname Relevanz im Plangebiet
Artname
austriacus
Fledermause |Vespertilio |Zweifarb-
murinus fledermaus
Landsauger Bison Wisent Fur die Arten sind keine geeigneten
bonasus Biotopstrukturen im Plangebiet vorhanden.
Landsauger Castor fiber | Biber
Landsauger Cricetus Europaischer
cricetus Feldhamster
Landsauger Canis lupus | Wolf
Landsauger Felis Wildkatze
sylvestris
Landséauger Lynx lynx Eurasischer Luchs
Landséauger Muscardinus | Haselmaus
avellanarius
Landsauger Muscardinus | Europaischer
avellanarius | Wildnerz
Landsauger Sicista Waldbirkenmaus
betulina
Landsauger Ursus arctos | Braunbar

Besitz- und Vermarktungsverbote nach (2) des 844 des BNatSchG werden
nicht berthrt.

Die Bestimmungen der Abschnitte 3 und 4 des 844 des BNatSchG sind
nicht betroffen.

Auswirkungen des Vorhabens
Die stadtebaulichen Ziele und das Konzept sind in der Begriindung zum
Bebauungsplan dargestellt. Unterschieden wird nach bau-, anlage- und
betriebsbedingten Auswirkungen.

Baubedingte Auswirkungen

Als baubedingte Wirkungen werden alle im unmittelbaren Zusammenhang mit
der Bautétigkeit fur die Vorhaben stehenden Beeintrachtigungen bezeichnet.
Diese Auswirkungen beziehen sich auf das gesamte Plangebiet. Die
baubedingten Beeintrachtigungen entstehen durch:

- Baustelleneinrichtung (Materiallagerpléatzen, Baustofflagerung, Bodenkippen,
Versorgungsanlagen in der Bauphase, Aufstellen von Grofdmaschinen,
Aufstellen von Sanitareinrichtungen);

- Abriss- und UmbaumafRnahmen,

- Rodungsarbeiten,

- ErschlieBungsarbeiten (Erdarbeiten, Einsatz von Baumaschinen und -
fahrzeugen, erhohtes Verkehrsaufkommen, Anlieferungen von Béden bzw.
Schitt- und Leitungsmaterialien);

- Hochbau (Bodenumsetzungen, Einsatz von Baustellentechnik, Fahrzeuge
und Grol3maschinen, Anlieferverkehr der Materialtransporte).
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Weiterhin méglich sind:

— Beeintrachtigung benachbarter, nicht unmittelbar betroffener Biotope als
Nahrungsraum und zur Jungenaufzucht insbesondere durch die zusatzliche
Larmentwicklung und Bewegungs- / Bauablaufe;

— Vertreibung nicht standortgebundener Tierarten aus dem unmittelbaren
Baustellenbereich wahrend der Bauzeit ;

— Beeintrachtigungen durch zusatzliche Emissionen (Abgase, Staube,
Verlarmung,) und Lichtreize;

— erhohte Kollisionsgefahr zwischen Baufahrzeugen und Tieren.

Anlagebedingte Auswirkungen
Anlagebedingte  Auswirkungen beziehen sich auf die dauerhafte
Inanspruchnahme von Flachen, durch Versiegelung und Nutzungséanderung.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte  Auswirkungen resultieren aus der Nutzung des

Vorhabenstandortes.

Als Beeintrachtigungen sind vor allem relevant:

- zusatzliche Schadstoff- und Larmemissionen, visuelle Storreize (Licht,
Bewegung);

- zusatzliche Larm-, Gerausch- und Bewegungsstorungen;

- zusatzliche Scheuchwirkung.

Eine betriebsbedingte Totung einzelner Individuen durch Kfz kann nicht

ausgeschlossen werden. Es besteht jedoch kein besonders groRRes

Kollisionsrisiko. Unvermeidbare betriebsbedingte T6tungen durch Kollisionen

mit Kfz fallen grundsétzlich nicht unter den Verbotstatbestand. Dies stimmt mit

der Auffassung der Europaischen Kommission Uberein, die im Guidance

Dokument Nr. 11.3.6 RN 83 ,roadkills* als unabsichtliches Téten behandelt.

Die ordnungsgeméfRe Entsorgung entstehender Abfélle und Abwasser wird
vorausgesetzt.

Prifung der Einhaltung der Vorschriften des 8§ 44 BNatSchG in
Verbindung mit Abs. 5
Betrachtet werden die relevanten Arten/ Artengruppen die vom Vorhaben
betroffen sein konnten.

Verbote:

e 8§ 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG: Es ist verboten, wild lebenden Tieren der
besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen
oder zu toéten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschéadigen oder zu zerstoren.

e 8§44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG: Es ist verboten, wild lebende Tiere der streng
geschitzten Arten und der europdischen Vogelarten wahrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-und
Wanderungszeiten erheblich zu stdren; eine erhebliche Stérung liegt vor,
wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen Population
einer Art verschlechtert.
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e § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG: Es ist verboten, Fortpflanzungs- und
Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten Arten oder
ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen

oder zu zerstoren:
Auswirkungen des Vorhabens auf die Verbote § 44 Abs.1 BNatSchG:

I alle wildlebenden Vogelarten

I alle wildlebenden Vogelarten/ Arten, deren

Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann

potentielles

Artengruppe/
Art

Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf die
Verbote des 8§ 44 Abs.1 BNatSchG

Totungen einzelner Individuen wahrend der Bauzeit kénnen nahezu
ausgeschlossen werden, da die Voégel den Baumaschinen ausweichen
konnen. Das Risiko, beim Uberfliegen der StraRen durch Kfz getdtet zu
werden, ist wesentlich hoher einzuschatzen. Ein Verstol3 gegen § 44 Abs. 1
Nr. 1 BNatSchG liegt demnach nicht vor.

Da haufige, stérunempfindliche Arten des Siedlungsraumes Uberwiegen,

werden baubedingte  Verlarmungen, voraussichtlich unerhebliche

Auswirkungen verursachen.

potentiell Durch die Auswirkungen des Vorhabens kdénnen

vorhandene Verbotstatbestdénde nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 2 bis 3

heimische BNatSchG eintreten, welche sich erheblich auf die

storunempfind- potentielle lokale Population auswirken kénnen. Um die

liche Arten des | Verbote nicht zu berthren, sind Rodungen von

Siedlungs- Gehdolzen aulBerhalb der Brutzeit vorzunehmen. Dabei

raumes der | ist zu beachten, dass Baume mit einem

Geholze Stammdurchmesser von mehr als 40 cm, als auch
Fledermausquartier dienen kodnnen (siehe Artengruppe
Flederméause).

potentiell Durch die Auswirkungen des Vorhabens kdénnen

vorhandene Verbotstatbestdnde nach 8 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3

Gebé&udebriter BNatSchG eintreten, welche sich erheblich auf die lokale
Population auswirken kdnnen.
Werden Nester von Gebaudebriitern festgestellt, wird die
Festlegung von Abriss- bzw. Umbauzeiten erforderlich.
Weiterhin kdnnen ErsatzmalRnahmen (Schaffung von
Quartieren fur Geb&udebriter) erforderlich werden,
welche mit der zustandigen Behorde abzustimmen sind.

Il samtlichen Arten des Anhangs IVa FFH-RL

Zauneidechse Durch die Auswirkungen des Vorhabens kénnen
Verbotstatbestande nach 8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
BNatSchG eintreten, da ein Vorkommen der Art potentiell
anzunehmen ist.
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I alle wildlebenden Vogelarten/ Arten, deren potentielles
Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann

Artengruppe/ Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf die
Art Verbote des § 44 Abs.1 BNatSchG
Flederméause Die Gebaude besitzen potenziell eine Bedeutung als

Vermehrungshabitat sowie als Winterquartier  fir
gebdudebewohnende Fledermausarten. Ebenso kdnnen
Einzelbaume gréRerer Stammumfange als Quartier oder
Wochenstube fungieren.

Werden Wochenstuben, Sommer- oder Winterquartiere
von Fledermausen festgestellt, sind Festlegungen von
Abriss- bzw. Umbauzeiten erforderlich. Weiterhin wirden
dann ErsatzmalRnahmen (Schaffung von
Fledermausquartieren) erforderlich werden, welche mit der
zustandigen Behorde abzustimmen sind.

Zusammenfassung und MaRnahmen

In Auswertung der Betrachtungen zu mdglicherweise betroffener Arten/ Arten-
gruppen und mogliche Auswirkungen des Vorhabens auf diese wird
nachfolgend zusammenfassend festgestellt:

Nach derzeitigem Kenntnisstand kommen artenschutzrechtlich relevante
Pflanzenarten im Bereich des Vorhabenstandortes nicht vor. Durch die
Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes koénnen potentiell
vorkommende Brutvogel, Reptilien und Fledermause des Anhang IV der FFH-
RL betroffen sein.

Der zeitliche, qualitative und quantitative Rahmen von Bau- und
Abrissmaflinahmen ist derzeit nicht absehbar. Im Planverfahren ist daher der
erforderliche Umfang faunistischer Kartierungen mit der zustandigen Behdrde
abzustimmen.

Beziglich der geplanten Bautétigkeiten ist es somit erforderlich, auf zukunftige
Artenschutzbetrachtungen  hinzuweisen, die durch den Bauherren/
Vorhabentrager selbst zu erbringen sind. Vor Beginn der BaumalRnahmen sind
die Anforderungen an den Artenschutz gemal} § 44 BNatSchG zu beachten und
zu prufen.

Vorsorglich sollten nachfolgende MaRnhahmen zur Beachtung im Rahmen der
Ausfihrungsplanung als Hinweise in den Textteil B aufgenommen werden.
Damit soll ausgeschlossen werden, das Artenschutzrechtliche Belange der
Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes entgegenstehen:

Artenschutzrechtliche Belange
1. Gehdlze

Die Beseitigung von Gehdlzen darf gemalR § 39 (5) Satz 2 des
Bundesnaturschutzgesetzes nur im Zeitraum zwischen 1. Oktober und 1. Marz
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durchgefuhrt werden. Ausnahmen sind zulassig, sofern der gutachterliche
Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass innerhalb der Flachen
keine Brutvdgel briten und die Zustimmung der zustandigen Behdérde vorliegt.
Dieser Nachweis, dass keine besonders geschitzten Brutvogel vorkommen
bzw. erheblich beeintrachtigt werden, ist durch den Bauherren/ Vorhabentrager
der zustandigen Behorde rechtzeitig vor Beginn der Baumafinahmen
vorzulegen.

2. Flederméause

Zur Vermeidung der Totung von Fledermédusen sind alle Baume mit einem
Stammdurchmesser von mehr als 40 cm, die zur Rodung vorgesehen sind, vor
Abnahme durch einen Fachgutachter auf Besatz durch Fledermause zu prufen.
Aufgefundene Tiere sind vorsichtig zu bergen und artgerecht zu versorgen.

3. Fledermause und Gebaudebriter

Vor dem Abriss bzw. dem Umbau von Gebauden sind diese fachgutachterlich
hinsichtlich moglicher Quartiere, Wochenstuben oder Nester von Flederméusen
und Gebaudebriter zu untersuchen. Mit einem geplanten Umbau oder Abriss
der im Plangebiet vorhandenen Gebaude darf erst begonnen werden, wenn
durch den Bauherren/ Vorhabentrdger Nachweise erbracht wurden, dass die
Artenschutzrechtlichen Bestimmungen des 8§44 Q) des
Bundesnaturschutzgesetzes eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine
Flederméduse oder Gebdaudebriuter vorkommen bzw. nicht erheblich
beeintrachtigt werden, ist durch den Bauherren bzw. Vorhabentrager der
zustéandigen Behdrde rechtzeitig vor Beginn von Baumal3nahmen vorzulegen.
Werden Wochenstuben, Sommer- oder Winterquartiere von Fledermausen oder
Nester von Gebadudebritern (Schwalben) festgestellt, ist die zustandige
Behdrde zu informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. Abriss-
bzw. Umbauzeiten sind festzulegen. Weiterhin werden ErsatzmalRnahmen
(Schaffung von Fledermausquartieren oder Quartieren fir Gebaudebriiter)
erforderlich, welche mit der zustandigen Behorde abzustimmen sind.

4. Zauneidechse

Mit den Bautatigkeiten darf erst begonnen werden, wenn durch den Bauherren/
Vorhabentrager Nachweise erbracht wurden, dass die Artenschutzrechtlichen
Bestimmungen des § 44(1) des Bundesnaturschutzgesetzes bezuglich der
Zauneidechse eingehalten werden. Dieser Nachweis, dass keine
Zauneidechsen vorkommen bzw. nicht erheblich beeintrachtigt werden, ist
durch den Bauherren bzw. Vorhabentrager der zustéandigen Behoérde rechtzeitig
vor Beginn von Baumal3nahmen vorzulegen.

Kann ein Vorkommen bzw. eine erhebliche Beeintrdchtigung des
Erhaltungszustandes der Iokalen Population der Zauneidechse nicht
ausgeschlossen werden, ist die weitere Vorgehensweise mit der zustéandigen
Behdrde festzulegen. Beispielsweise konnten die betroffenen Flachen mit
einem mobilen Amphibienzaun, den Zauneidechsen nicht erklettern kénnen,
eingezaunt werden. Der Zeitpunkt der Einz&unung ist mit der zustéandigen
Behdrde in Abhangigkeit des geplanten Baubeginns festzulegen. Die
Zauneidechsen und andere vorgefundene Arten sind mittels Eimern und /oder
Handfang einzusammeln und aullerhalb der eingezdunten Flache zu
verbringen. Der Amphibienzaun bleibt wahrend der gesamten Baumal3inahme
bestehen und ist jeden Tag nach Bauende zu schlieRen.
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14.

5. Informationspflicht
Die Hinweise zu den artenschutzrechtlichen Belangen sind den
bauausfihrenden Firmen aktenkundig zu machen.

6. Monitoring

Insofern artenschutzrechtliche Belange betroffen sind, ist die Wirksamkeit der
im Text Teil B unter Hinweise zu den Artenschutzrechtlichen Belangen
aufgefihrten MaRnahmen im Rahmen der Uberwachung gemaR § 44
BNatSchG zu prufen. Dazu ist ein dreijahriges Monitoring vorzunehmen, um
gof. Nachbesserungen der Festlegungen festzulegen. Wahrend der
Vegetationsperiode sind dazu jahrlich mindestens drei Aufnahmen des
faunistischen Bestandes der betroffenen Artengruppe vorzunehmen. Wird eine
erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustandes der betroffenen
Artengruppe bzw. Art festgestellt, sind in Abstimmung mit der zustéandigen
Naturschutzbehdrde Nachbesserungen abzustimmen. Dann sind andere oder
zusatzliche Malinahmen auch auB3erhalb des Plangebietes durchzufiihren und
das Monitoring ist um weitere 3 Jahre zu verlangern.

Begrindung der Malinahmen:

Die zuvor genannten Maflnahmen werden erforderlich, um die
artenschutzrechtlichen Belange gemall 8§ 44 BNatSchG auf der Ebene der
Bauleitung hinreichend zu bertcksichtigen. Erhebliche Beeintrachtigungen der
lokalen Population potentiell vorkommender Brutvogel, Fledermause und
Gebaudebriter kbnnen somit vermieden werden.

Die Auswirkungen des Vorhabens, die durch die Planung vorbereitet werden,
verstoBen unter Berlcksichtigung der genannten MafRnahmen und
Vorgehensweise somit nicht gegen die Vorschriften fir besonders geschitzte
und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten des 8§ 44 des BNatSchG.
Entsprechend der Vorgaben des (5) des 844 des BNatSchG wird die
Okologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen
Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im rdumlichen Zusammenhang somit
weiterhin erfillt.

Auswirkungen der Planung

Mit der Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen ergeben sich auch
Auswirkungen auf den vorhandenen naturraumlichen Bestand. Insbesondere
werden die ruderalen Flachen, die sich aufgrund der Nutzungsaufgabe
zwischenzeitlich entwickelt hatten, durch Umgestaltung und
Nutzungsintensivierung betroffen sein. So werden auch die Freiflichen im
Gesamtbereich durch eine intensive Nutzung gekennzeichnet sein.

Eine Nutzung der Freiflachen fir Sport- und Freizeitaktivititen in diesem
Innenbereich ist Vorrang zu geben gegeniiber der Inanspruchnahme von
Flachen im Aul3enbereich.

Verbunden mit der Umnutzung von Flachen und der Herstellung der geplanten
Larmschutzanlagen ist auch die Beseitigung von Gehélzen mdéglich bzw. sogar
notwendig. Sofern eine Beseitigung vorgesehen ist, sind die
artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten. Weiterhin sind auch die
Auswirkungen auf den geschitzten Baumbestand zu bewerten. Hierzu ist im
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15.

15.1

weiteren Planverfahren eine Klarstellung der Lage von vorhandenen
geschitzten Baumen (Baumbestand am Uferweg) vorgesehen.

Es ist vorgesehen, die vorhandenen Geb&aude und Freiflachen wieder einer
sinnvollen Nachnutzung zuzufihren. Damit wird den Anforderungen an einen
sparsamen Umgang mit Grund und Boden entsprochen. Weiterhin kénnen auch
bereits vorhandene ErschlieBungsanlagen mit genutzt werden. Es wird ein
stadtebaulicher Missstand im Zentrum von Bad Kleinen beseitigt. Unter
Bertcksichtigung dieser Griinde werden die naturraumlichen Auswirkungen als
hinnehmbar bzw. I6sbar angesehen.

Bereits bei der Darlegung zu den Griinden fur die Planung und der Darstellung
der Planungsziele wurde dargelegt, dass es Ziel ist, diesen Bereich, der aus
stadtebaulicher Sicht fir die Gemeinde Bad Kleinen von grofRer Bedeutung ist,
mdoglichst fur eine fremdenverkehrliche Nutzung vorzubereiten. Der Umfang an
Aktivitaten wurde dargestellt. Die Gemeinde ist darum bemdiht, den
vorhandenen Bestand an denkmalgeschitzten Geb&uden einer sinnvollen
Nachnutzung zuzufihren.

Im Zusammenhang mit der Uberprufung der Auswirkungen der Planung auf die
vorhandene Umgebung ergeben sich fir die Nutzung limitierende Faktoren.
Aktivitaten innerhalb des Gebietes dirfen nicht zu Beeintrachtigungen der
Nutzungen in der Umgebung fihren; dariiber hinaus dirfen auch Auswirkungen
des Zu- und Abfahrtsverkehrs die vorhandenen und bestehenden
Schutzanspriiche der vorhandenen Bebauung nicht beeintrachtigen.

Im Zusammenhang mit der Uberpriifung der Anforderungen zum Schutz vor
Verkehrslarm von der Eisenbahn wird die Gemeinde Bad Kleinen
Abstimmungen mit der Deutschen Bundesbahn suchen, um eine Verbesserung
der Larmsituation im Ort zu erreichen. Auswirkungen, die durch ausgleichende
Festsetzungen im Bebauungsplan relativiert werden, waren auch in anderen
Bereichen zu uberprifen, um gesunde Wohn- und Lebensverhaltnisse zu
sichern

Nachrichtliche Ubernahmen

Bau- und Kulturdenkmale/ Bodendenkmale

Im Plangeltungsbereich befinden sich Baudenkmale, die als solche
gekennzeichnet wurden. Bodendenkmale sind nach gegenwartigem
Kenntnisstand nicht bekannt.

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen
entdeckt werden, ist gemal3 8§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern die
zusténdige untere Denkmalschutzbehérde zu benachrichtigen und der Fund
und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern des Landesamtes fur
Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in unverandertem Zustand zu
erhalten. Verantwortlich sind hierfir der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der
Grundeigentimer sowie zufallige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen.
Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehdrde spatestens
zwei Wochen vor Termin schriftich und verbindlich mitzuteilen, um zu
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15.2

16.

16.1

16.2

gewabhrleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes fir Kultur
und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein kdnnen und eventuell
auftretende Funde gemaR 8§ 11 DSchG Mecklenburg-Vorpommern
unverzuglich bergen und dokumentieren konnen. Dadurch werden
Verzdgerungen der BaumalRnahmen vermieden (vgl. 8 11 Abs.3 DSchG M-V).

Gewasserschutzstreifen

Die Gemeinde Bad Kleinen liegt am Schweriner Auf3ensee. Dieser ist als
BundeswasserstralRe ein Gewasser erster Ordnung, fir das das Staatliche Amt
fur Umwelt und Natur Schwerin zustandig ist.

Teile des Plangeltungsbereiches befinden sich im Kisten- und
Gewasserschutzstreifen gemald § 29  Naturschutzausfiihrungsgesetz
(NatschAG M-V) vom 23.02.2011. Der malRgebliche Kisten- und
Gewasserschutzstreifen wurde nachrichtlich tbernommen.

Ausnahmeantrage zur Unterschreitung des Gewasserschutzstreifens gemaf §
29 Abs. 3 NatSchAG M-V werden durch die Gemeinde Bad Kleinen im Rahmen
des weiteren Planverfahrens, soweit erforderlich gestellt.

Hinweise

Verhaltensweise bei unnatirlichen Verfarbungen bzw. Gerichen des
Bodens

Sollten wéhrend der Erdarbeiten Hinweise auf Altlasten oder altlastverdachtige
Flachen, erkennbar an unnattrlichen Verfarbungen bzw. Gerliche des Bodens,
oder Vorkommen von  Abféallen, Flissigkeiten u.a. (schadliche
Bodenverfarbungen) auftreten, ist die Landratin des Landkreises
Nordwestmecklenburg als untere Abfallbehtérde unverziglich nach Bekannt
werden zu informieren. Grundsticksbesitzer sind als Abfallbesitzer zur
ordnungsgemalen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs oder Bauabfalls
nach 88 10 und 11 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-AbfG)
verpflichtet.

Bodenschutz

Werden schadliche Bodenverdnderungen oder Altlasten im Sinne des
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestellt, sind mit der
zustandigen Behorde, Staatliches Amt flr Landwirtschaft und Umwelt Schwerin,
gemall § 13 BBodSchG die notwendigen Mallnahmen abzustimmen
(Sanierungsuntersuchung, Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei
der Erfullung dieser Pflichten ist die planungsrechtlich zuldssige Nutzung der
Grundsticke und das sich daraus ergebende Schutzbedlrfnis zu beachten,
soweit dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu
vereinbaren ist. Fir jede MafRnahme, die auf den Boden einwirkt, hat der
Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schadliche
Bodenveranderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu
vermeiden bzw. zu vermindern, soweit das im Rahmen der BaumalRnahmen
verhaltnismafig ist. Bei der Sicherung von schadlichen Bodenverdnderungen
ist zu gewahrleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr
oder erhebliche, nachteilige Belastung fur den Einzelnen oder die Allgemeinheit
entstehen. Im Falle einer Sanierung muss der Verursacher dafiir sorgen, dass
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16.3

16.4

die Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten soweit entfernt werden, dass
die fur den jeweiligen Standort zulassigen Nutzungsmoglichkeiten wieder
hergestellt werden.

Abfall- und Kreislaufwirtschaft

Alle Baumafnahmen sind so vorzubereiten und durchzufiihren, dass von den
Baustellen als auch von den fertiggestellten Objekten eine vollstandige und
geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises
erfolgen kann. Der Grundstucksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach 8§ 10 und 11
Krw-/AbfG zur ordnungsgeméfRen Entsorgung belasteten Bodenaushubs
verpflichtet. Abfélle (verunreinigter Erdaushub bzw. Bauschutt), die nicht
verwertet werden konnen, sind entsprechend 88 10 und 11 KrW-/ AbfG durch
einen zugelassenen Beforderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen.
Unbelastete Bauabféalle durfen gemal § 18 ADbfAIG M-V nicht abgelagert
werden. Sie sind wieder zu verwerten.

Munitionsfunde

Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszuschlie3en, dass auch in einem
fur den Munitionsbergungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekannten
Bereich Einzelfunde auftreten konnen. Aus diesem Grunde sind
Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzufihren. Sollten bei
Tiefbauarbeiten kampfmittelverdachtige Gegenstande oder Munition gefunden
werden, sind aus Sicherheitsgrinden die Arbeiten an der Fundstelle und der
unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst
ist zu benachrichtigen. Notigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehdrde
hinzuzuziehen.

Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen
derartiger Mittel erhalt, ist nach 8 5 Kampfmittelverordnung verpflichtet dies
unverzuglich den drtlichen Ordnungsbehérden anzuzeigen. Nach VOB Teil C
und DIN 18299 ist der Bauherr verpflichtet, bei den Angaben zur Baustelle nach
Angaben zu vermuteten Kampfmitteln im Bereich der Baustelle sowie zu
Ergebnissen von Erkundungs- und Beraumungsmafinahmen zu machen.
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TEIL 2 Ausfertigung

1. Beschluss uber die Begrindung

Die Begrundung zur Satzung uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde
Bad Kleinen fur das Gebiet ,Muhle“ fir das Muhlengelande wurde gebilligt in
der Sitzung der Gemeindevertretung

Bad Kleinen, den (Siegel)

Kreher
Burgermeister
der Gemeinde Bad Kleinen

2. Arbeitsvermerke

Aufgestellt in Zusammenarbeit mit der Gemeinde Bad Kleinen durch das:

Planungsbiiro Mahnel
Rudolf-Breitscheid-Str. 11
23936 Grevesmihlen
Telefon03881/7105-0
Telefax 038 81/ 71 05 — 50
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Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf
Stellungnehmende Behorde | Inhalt

und Stelle

1.1

Landkreis Nordwestmecklenburg

Landkreis Nordwestmecklenburg
Untere Wasserbehorde

Regelung entgegenstehender Belange vorzusehen.
Wasserversorgung sichern.

Wasserwerk gilt nicht mehr.
Schmutzwasserentsorgung regein.
Regenwasserentsorgung regeln.

Ableitung des Oberflachenwassers abstimmen.

Die Anforderungen an den Gewasserschutz sind
entsprechend zu beachten.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Untere Abfallbehorde

Keine entgegenstehenden Belange.
Nahrungsmittelbetrieb war vorhanden.

Keine orientierenden Untersuchungen aus Sicht der
Gemeinde. Weil Nahrungsmittelbetrieb, werden
schadliche Bodenverunreinigungen nicht erwartet.
Hinsichtlich des Bodenschutzes keine
Standortalternativen; keine Altlasten aus Sicht der
Gemeinde erwartet. Eine Standortalternative wird
nicht in Betracht gezogen. Es wird davon
ausgegangen, dass keine unrentierlichen
Aufwendungen entstehen.

Allgemeine Anforderungen an Abfallentsorgung je
nach Bedarf.

Belange des Bodenschutzes sind entsprechend
Gesetz zu beachten. Altlasten derzeit nicht bekannt.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Untere Naturschutzbehdorde

Die entgegenstehenden Belange sind zu regeln.
Nicht im Gewasserschutzstreifen.
Baumschutzbelange sind zu beachten.

I Vertraglichkeit mit dem SPA-Gebiet ist zu
untersuchen.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Untere Immissionsschutzbehorde

Immissionsschutzrechtlich keine entgegenstehenden
Belange in diesem Zusammenhang. Siehe jedoch
die Stellungnahme unter 11.1.1 und deren
Behandlung.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Kommunalaufsicht

Keine Bedenken; Gemeinde ist Planaufsteller, kann
die Kosten nicht Ubertragen.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Stral3enverkehrsamt

Keine Hinweise und Bedenken.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Stralenaufsichtsbehérde

Keine Hinweise und Bedenken.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Stral3enbaulasttrager

Keine Hinweise und Bedenken.

Landkreis Nordwestmecklenburg
FD offentlicher
Gesundheitsdienst

Anforderungen des BauGB in
Festsetzungen sind zu beachten.

Bezug auf
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Stellungnehmende Behorde
und Stelle

Inhalt

Landkreis Nordwestmecklenburg
Untere Denkmalbehérde

Keine Einwande.

Begrundung erganzen, dass Anderungen an
Baudenkmalen der Abstimmung bedurfen;
insbesondere wenn sich Baugrenzen entsprechend
andern.

Hinsichtlich der H6he wird eine stadtebauliche
Dominante gesehen! Die soll auch zuklnftig so
erhalten bleiben.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Brandschutz

In Bezug auf die Brandschutzbelange ist zwischen
Grundschutz und Objektschutz zu entscheiden. Der
Grundschutz ist zu sichern und im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens  entsprechend  zu
beachten.

Flachen fur die Feuerwehr sind im erforderlichen
Umfang bereit zu stellen.

Ldschwasserversorgung ist entsprechend
abzusichern.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Bauleitplanung

Allgemeine Ausfiihrungen.

Anwendbarkeit 8 13a BauGB.

Flachennutzungsplan kann berichtigt werden.
Verfahrensvermerke Katasteramt sind anzupassen.
Der B-Plan Nr. 25 ist in die Beurteilung nach § 13a
BauGB einzubeziehen.

Flachen, die verfugbar sind, sind bei der Planung zu
betrachten. Fremdflachen der Bahn durfen nicht
einbezogen werden.

In der Zeichenerklarung ist SO1.1 und SO1.2
anstelle SO1 und SO2 zu verwenden.

Das Zeichen fur Schallschutz ist entsprechend zu
prazisieren. Im grof3en Plan ist es enthalten.

Die Abgrenzung zur Hohe und zur Nutzung hat
jeweils eindeutig zu erfolgen.

In der Zeichenerklarung sind die Ausfihrungen zu
Stellplatzen und zu Bdschungen entsprechend zu
erganzen.

Die Art der Nutzung wird erneut behandelt. Hierzu
sind insbesondere Ausfihrungen zu den einzelnen
Parts der Nutzung zu fuhren. Die Gemeinde
Uberprift, inwiefern ein Mischgebiet oder ein
Kerngebiet festgesetzt werden kann. Ein Mischgebiet
ware vorteilhafter, weil hier eine Durchmischung von
Wohnen und Gewerbe erfolgt. Voraussetzung ist die
Abstimmung mit dem Landkreis. Ein Kerngebiet
wirde ausscheiden, weil hier der malfgebliche
Bezug auf die Handelsfunktion gelegt wird.

Abstimmung vor Entwurfs- und
Auslegungsbeschluss.
Ansonsten Auseinandersetzung mit den

Festsetzungen zu Wohnungen.
In Bezug auf Stellplatze, Garagen und Carports
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf

Stellungnehmende Behorde

und Stelle

Inhalt

bleibt die Gemeinde bei ihrer Festsetzung der
Zulassigkeit.

Die Information in Bezug auf die Bereithaltung von
Unterlagen, die einzusehen sind, wird zur Kenntnis
genommen.

Im Plangebiet soll keine Grundflachenzahl und keine
GRZ festgesetzt werden. Die Begrindung ist zu
erganzen.

Die Baugrenzen und die HoOhen verbleiben wie
abgestimmt.
Larmpegelbereiche sind
festzusetzen.

Die Uberbaubare Grundstucksflache nach § 13a
BauGB ist entsprechend zu prifen und zu beurteilen.
Eine entsprechende Darstellung der tberbaubaren
Grundstucksflache ist vorzunehmen.

Belange der Ver- und Entsorgung sind zu ergénzen.

geschossweise

Landkreis Nordwestmecklenburg
Rad-, Reit- und Wanderwege

Keine Bedenken.

Landkreis Nordwestmecklenburg
Abfallwirtschaftsbetriebe

Entsorgung erfolgt vom Uferweg.

11.1.1
Landkreis Nordwestmecklenburg
Untere Immissionsschutzbehdrde

Im Widerspruch zur Hauptstellungnahme wird hier
dargestellt, dass entgegenstehende Belange
bestehen, auf die eingegangen werden muss.

Die Beurteilung und Bewertung der
Berechnungsgrundlagen wird zur Kenntnis
genommen.

Die Larmpegelbereiche sind konkret festzusetzen.
Geschossweise gemald Gutachten; das Gutachten ist
Zu erganzen.

Die Festsetzungsvorschlage zum passiven
Schallschutz sind zu beachten. Bellftung sichern
durch teilweise 6ffenbare Fenster.

Die Schutzanspriche umliegender Bebauung sind im
Zuge  konkreter  Genehmigungsverfahren  zu
gewabhrleisten; flachenbezogene
Schallleistungspegel sind nicht vorgesehen.
Rechtsgrundlagen sind entsprechend zu beachten.

Staatliches Amt fur
Landwirtschaft und Umwelt
Schwerin

Aus landwirtschaftlicher Sicht keine Anregungen und
Bedenken.

Aus Sicht integrierter landlicher Entwicklung kein
Verfahren der Neuregelung der
Eigentumsverhaltnisse.

Naturschutzfachlich keine Belange des StALU
berthrt, Behdrden und Tréager offentlicher Belange
ausreichend beteiligt.

Wasserwirtschaftliche Belange des StALU nicht
berdhrt.

Hinsichtlich  der  Altlasten  Belange
Stellungnahme des Landkreises beachtet.

gemal
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf

Stellungnehmende Behorde
und Stelle

Inhalt

Hinsichtlich des Bodenschutzes werden Belange
bericksichtigt.

Hinsichtlich des Immissionsschutzes wird
TRANSGAS  beachtet; befindet sich nach
Stellungnahme in ausreichender Entfernung.
Larmschutzmaflnahmen sind als aktive und passive
Schallschutzmafinahmen vorgesehen. Derzeit sind
Immissionsrichtwerte nicht vorgesehen.

Belange der Abfallwirtschaft werden zur Kenntnis
genommen.

Amt fir Raumordnung und
Landesplanung

Allgemeine Beurteilungsgrundlagen.
Beteiligungsverfahrens nach 8 4 Abs. 2 BauGB
vorgesehen.

Vorgelegte Unterlagen und Planungsziel werden zur
Kenntnis genommen.

Raumordnerische Bewertung wird zur Kenntnis
genommen.

Bei Anderung der Beurteilungsgrundlagen fiir die
landesplanerischen Hinweise wird eine erneute
Stellungnahme notwendig; dies erfolgt ohnehin im
Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB.

Bergamt Stralsund

Keine planrelevanten Belange.

StralRenbauamt Schwerin

Keine Belange vorgetragen, weil keine Landes- und
BundesstralR3en beriihrt sind.

IHK

Zustimmung wird zur Kenntnis genommen.
Keine Hinweise und Einwendungen.

DB Services Immobilien GmbH

Hinweise zur Struktur der Stellungnahme der
Deutschen Bahn.

I Keine Bedenken, sofern nachfolgende Belange
beachtet werden. Inwiefern jedoch nachfolgende
Belange beachtet werden kdnnen, ergibt sich aus
der Bewertung der Stellungnahmen. Siehe
deshalb die konkrete Ausformung.

Information zum Geltungsbereich wird zur Kenntnis
genommen.

Durch die Gemeinde ist kein Kauf von Flachen
vorgesehen und keine Inanspruchnahme von
Bahnanlagen vorgesehen in diesem Bebauungsplan.
Hinsichtlich der Bestandssituation ergeben sich
Auswirkungen von vorhandenen Geb&uden auf die
Bahnanlagen; unter Berticksichtigung des Bestandes
soll die abweichende Bauweise festgesetzt werden,
um somit Abstandsflachen zu vermeiden. Dies ist
aufgrund des Bestandes begriindet und soll auch fir
die Zukunft entsprechend festgezurrt werden.
Regelung des baulichen Bestandes.

Festsetzungen zum Schutz vor Verkehrslarm werden
unter Berlcksichtigung der Eingangsdaten, die im
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf

Stellungnehmende Behorde
und Stelle

Inhalt

Gutachten verwendet wurden, getroffen.
Anforderungen aus La&rm und Erschitterungen
werden beachtet.

Konzeptionelle Untersuchungen in Bezug auf
Erschitterungen wurden bisher nicht vorgesehen.

In Bezug auf die Grundstticksgrenze ist zu beachten,
dass diese zu wahren und zu beriicksichtigen ist.
Grundstick und Bahnbetriebsanlagen dirfen nicht
beeintrachtigt werden.

Inwiefern Zuwegungen zum  Grundstick der
Deutschen Bahn Uber das Grundstiick notwendig
sind, ware gesondert abzustimmen.

Inwiefern die Grundsticksgrenzen gesondert zu
schitzen sind, ist auch mit der Bahn abzustimmen.
Entwasserungskonzept ist Voraussetzung fir die
Regelung zum Vorhaben.

Hinsichtlich Beleuchtungsanlagen  wird  eine
Ubernahme von nachrichtlichen Hinweisen in den
Plan erforderlich.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Kabel
und Leitungsanlagen vorhanden sind.

Belange des Bahnhofumbaus sind aus Sicht der
Gemeinde nicht betroffen. Mal3nahmen des aktiven
Schallschutzes an der Grundstiicksgrenze bedurfen
der  gesonderten  Abstimmung; hier  eine
nachrichtliche Ubernahme und einen Hinweis
vornehmen.

Die Stellungnahme der Deutschen Bahn Energie
GmbH ist nachfolgend beigefligt und ist nachfolgend
zu behandeln.

Bei Abstimmungsbedarf ist Kontakt mit den
jeweiligen Stellungnehmenden aufzunehmen.
Grundsatzlich sind keine Anlagen vorgesehen, die zu
Beeintrachtigungen der Bahnanlagen fihren kénnen.
Aufgrund der Nahe zur Bahn sind jedoch
Abstimmungen bezlglich der Bebauung an der Bahn
vorzusehen.

Konkrete Abstimmungen sind im Zuge von
Baugenehmigungsverfahren zu fihren.
Kontaktpartner fir Ruckfragen werden zur Kenntnis
genommen.

DB Energie GmbH

Keine Anlagen vorhanden.
Die Stellungnahme wird als Teil der
Gesamtstellungnahme gekennzeichnet.

Eisenbahn-Bundesamt

Allgemeine Aussagen zur Lage.

Es werden keine Bahnflachen berihrt.
SchallschutzmalBnahmen an der Grenze sind
abzustimmen.

Hinsichtlich  méglicher  Erschitterungen  sind
Erg&nzungen in den Planunterlagen vorzusehen; ggf.
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf

Stellungnehmende Behorde
und Stelle

Inhalt

Untersuchungen Uber  Auswirkungen durch
Erschitterungen anfihren.

Durch die Bahn sind keine Planmal3nahmen
vorgesehen. Der Ausbau des Bahnhofes ist
beabsichtigt.

Die Stellungnahme der Deutschen Bahn wurde
eingeholt.

Die Stellungnahme des Eisenbahnbundesamtes
ersetzt nicht die Stellungnahme der Deutschen Bahn.

Telekom

Die Informationen zum Leitungsbestand werden den
Verfahrensunterlagen beigefugt. Konkrete
Abstimmungen sind vor Baumalfinahme in Bezug auf
Einweisungen notwendig.

Die Anforderungen der Telekom beim Ausbau sind
entsprechend zu beachten. Die Abstimmung ist
vorzusehen. Belange sind abzuwagen.

Die Lageplanauskunft aus dem Netz wird nicht als
zweckmafig angesehen. Far konkrete
Abstimmungen ist das konkrete Plandokument zur
Verfligung zu stellen.

Zweckverband Wismar

Dem Hinweis zur Erganzung fehlender Angaben
kann nur teilweise gefolgt werden. Derzeit sind die

konkreten Anschluss- und
Versorgungsnotwendigkeiten nicht bekannt.
Hinsichtlich Trinkwasserversorgung und

Schmutzwasserableitung sind die entsprechenden
notwendigen Anlagen zu erganzen.

Hinsichtlich der Trinkwasserversorgung ist die
Leitung zu beachten.

Hinsichtlich der Loschwasserbereitstellung sind ggf.
Zisternen zu nutzen.

Hinsichtlich der Ableitung anfallenden Regenwassers
sind Anlagen herzustellen.

Abstimmungen mit dem ZVW zur Herstellung von
Anlagen sind zu fuhren.

Die Bestandsunterlagen sind zu beachten.

Busbetriebe Wismar

Keine Anregungen und Hinweise.

E.ON edis AG

Keine Bedenken.

Die Planunterlagen werden zur Kenntnis genommen.
Sie ersetzen eine konkrete Einweisung nicht.

Die Anforderungen an die Einweisung und an die
Vorbereitung von Mal3nahmen sind unabh&angig vom
Bauleitplanverfahren zu fuhren.

Hinweise zu Kabeln werden zur Kenntnis
genommen.

Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen.

Gasversorgung Wismar Land
GmbH

Hinweise zu Leitungsanlagen werden zur Kenntnis
genommen. Leitungsanlagen sind zu beachten.
Anforderungen des Versorgers sind einzuhalten und
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf
Stellungnehmende Behorde | Inhalt
und Stelle
die Unterlagen sind bei der Planaufstellung und
konkreten Vorhaben entsprechend zu beachten.
GDMcom Zusténdigkeiten werden angegeben.
Keine Leitungen und Anlagen vorhanden.
Keine Einwande zu beachten.
Plangebietsgrenzen bleiben.
Trager offentlicher Belange wurden beteiligt.
Vollmacht wird zur Kenntnis genommen.
50 Hertz Keine planrelevanten Anregungen.

Landesamt fur Kultur und
Denkmalpflege

Kulturdenkmale beachten.

Keine Bodendenkmale vorhanden.

Allgemeine Belange und Rechtssituation sind zu
beachten.

Hinweise zu Bodendenkmalen allgemeiner Art sind
zu beachten.

Hinweise zu Einzeldenkmalen sind bis zum Entwurfs-
und Auslegungsbeschluss ausreichend zu klaren!

Landesamt fUr innere Verwaltung

Keine Festpunkte.
Landkreis wurde beteiligt.

Wasser- und Schifffahrtsamt

Keine Belange berihrt.

Lauenburg
Landesamt fur Brand- und Keine Belange landesrelevanter Gefahrenabwehr
Katastrophenschutz berthrt.

Landkreis: Hinweise zum Brandschutz sind
entsprechend zu betrachten. lhnen ist nachzugehen.
Hinsichtlich des Havarieschutzes keine Hinweise.
Hinsichtlich der Munitionsbergung bzw.
Munitionsfunde allgemeine Hinweise.
Rechtsgrundlagen.

Betrieb fir Bau- und
Liegenschaften

Keine Belange berihrt.
Erforderliche Tréager oOffentlicher Belange und
Behdrden wurden beteiligt.

Wehrbereichsverwaltung

Verteidigungsanlagen Elmenhorst ist relevant; jedoch
keine Anregungen und Bedenken.

DWD

Keine planrelevanten Belange.

Forstamt Grevesmiihlen

Zustimmung.

Wasser- und Bodenverband

Zustimmung, keine Anlagen bertbhrt.

Landesanglerverband

Keine Anregungen.

Landesjagdverband

Keine Anregungen.

Schutzgemeinschaft Deutscher
Wald

Keine Anregungen und Hinweise.




Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet
»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen zum Vorentwurf

Stellungnehmende Behorde | Inhalt
und Stelle

Nachbargemeinden

Landeshauptstadt Schwerin - Keine Anregungen und Bedenken.
Gemeinde Bobitz - Keine Anregungen und Bedenken.
Gemeinde Hohen Viecheln - Keine Anregungen und Bedenken.
Gemeinde Grol3 Stieten - Keine Anregungen und Bedenken.
Gemeinde Dorf Mecklenburg - Keine Anregungen und Bedenken.

Aufgestellt fir die Diskussion:

Dipl.-Ing. R. Mahnel
Planungsbtiro Mahnel
Rudolf-Breitscheid-Stral3e 11
23936 Grevesmuhlen
Telefon03881/7105-0
Telefax 0 38 81/ 71 05 — 50
pbm.mahnel.gvm@t-online.de




- Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Machbargemeinden

Anlage 1 zum Beschluss 2013 -
Satzung Uber den Eehauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen
fiir das Gebiet "Mihle", fir das Mihlengelande
frilhzeitige Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher
Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB
I
VORENTWURF
Lfd.-Nr.| Triger offentlicher Belange Aufforderung | Posteingang |Schreiben wom| Mahnung
. |Planungsanzeige
I |Triger cffentlicher Belange 1 2 3
L1 |Lamdkreis NWM - Die Landratin 20122012 07.02.2013 31.01.2013 X
1L1.1 |Landkreis NWM - untere Immissionsschuizbehdnde 23042013 23.04.2013 X
12 |StALU Schwerin 20.1222012 23.01.2013 21.01.2013 X
1.3 |Amt fiir Raumnordnung 20.1222012 22.01.2013 17.01.2013 X
1.4 |Bergamt Stralsund 20.1222012 14.01.2013 11.01.2013 X
15 LA fir Urmwelt Maturschutz u Geologe 20122012
18 |Stralenbavarnt Schwenn 20122012 201.2013 25.01.2013 X
1.7 |Industrie- und Handelskarmmer 20.12.3012 20.01.2013 23.01.2013 x
18 [Handwerkskammer 20122012
12 |DB Services Immobiien GmibH 20.1222012 01.02.2013 28.01.2013 X
.93 |DB Services Immobiien GmbH 18.02.2013 13.02.2013 X
.10 |Esenbahnbundesamt 201222012 14.01.2013 11.01.2013 X
.11 |Evangel.-luth. Landeskirche 20122012
1112 |Deutsche Telekom AG 20.1222012 08.01.2013 08.01.2013 X
.13 |2weckverband Wismar 20.1222012 2202.2013 19.02.2013 X
1l.14 |Busbetnebe WismarGmbH 20123012 02.01.2013 28.12.2012 X
.15 |E.CON edis AG 20122012 23.01.2013 17.01.2013 X
18 |Gaswersorgung Wismar Land GmbH 20122012 7122012 27122012 b 4
117 |[GDMcom 20.1222012 15.01.2013 14.01.2013 X
1I.18 |50 Herz Transmission GmbH 20122012 02.01.2013 07.01.2013 X
Landesamt fur Kultur und Denkmalpfiege
.19 20.1222012 25.02.2013 22.02.2013 x
11.20 |LA fibr innere Verwaltung 20.1222012 08.01.2013 08.01.2013 X
.21 |Wasser- und Schifffahrisamt 20122012 22012013 21.01.2013 X
11.22 (LA fir Brand- u. Katastrophenschutz 20.1223012 11.02.2013 11.02.2013 X
.23 |LA fir Gesundheit und Sozales 20122012
Bundesanstalt fiir Immoblilienaufgaben
11.24 20.1222012
11.25 |Betrieb fir Bau und Liegenschaften 20.1222012 15.01.2013 11.01.2013 X
1128 |Wehrbereichswerwalbung 20.1222012 11.01.2013 08.01.2013 X
.27 |Deutscher Wetterdienst 20122012 17.01.2013 15.01.2013 x
11.28 |Hauptzollamt Stralsund 20123012
1.29 |Ferstamt Grevesmiihlen 20.12.3012 21.02.2013 18.02.2013 x
1130 |Landesforst M-V 20.1222012
.31 |Pofzeiprisidium Rostock 20.12.2012
1132 |Wasser- und Bodenverband 20.1222012 24.01.2013 24.01.2013 X
SWallensteingrabenikiiste™
11.33 |Wasser- und Bodenverband 20122012
"Obere Wamow'
134 |Landesanglerverband 20122012 15.01.2013 13.01.2012 x
1.35 |Landesjagdverband 20.1222012 08.01.2013 04.01.2013 x
11,38 |Schutzgemeinschaft Deut Wald e V. 20122012 X201.2013 2201.2013 X
1.37 |BUND 20.1223012
11.38 |NABU 20.1222012

1.1 |Hansestadt Wismar 20122012
.2 |Landeshauptstadt Schwerin 20122012 02.01.2013 07.01.2013 X
1.3 |Gemeinde Libstor 20122012
4 |Gemeinde Zickhusen 20122012
L5 |Gemeinde Bobitz 20122012 20002.2013 X
& |Gemeinde Hohen Viecheln 20122012 01.03.2013 X
LT |[Semeinde Grof Steten 2012 301 28.03.2013 x
.8 |Gemeinde Dorf Mecklenburg 20123012 22022013 x
V. [Offentiichkeit
V.1 |Familie Binger 02.01.2013 09.01.2013 X
.2 |[Anwohner Uferweg 08.01.2013 x
.3 |Charlotte und Dr. Michael Eckert 28122012 22122012 X
.4 |Hans Kreher 10.01.2013 X
Stellungnahmen mit
1 |abwigungsrelevanten Anregungen
Stellungnahmen ohne Anregungen!
2 |mit Hinweisen
3 |Stellungnahme ohne Anregungen und Hinweise




Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. 1.1

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Landkreis Nordwestmecklenburg
Die Landréitin
Fachdienst Bauardnung und Planung

LRl HOOWES | SR B Podmhct 1559 8 2305 Wisne
Auvsiunft erteill Thnen;

André Reinsch

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen Disnshyshiude:

Der Amisvorsteher S Borzower Weg 1, 23838 Gravesmohlen
Fiir die Gemeinde Bad Kleinenf= [ (4 (5 |7 % A 1) o3 rilimmer  Talefon Eax
Am Wehberg 17 | A Borl hieckionteim. 2. d I\.'f_ﬁ'rg.i?r:'ﬁl_ Aty 6318

u.mllﬁﬂ@nnrﬂmmmklenhurg,d-
Ont, Distus:
Samrrri s ) - Geevesmiihien, den 2013-01-31
] E FIN rﬁﬁnﬁ. m Juw_,
WA LAl
Bebauungsplan Mr. 23 fiir das Geblet ,Mihle® der Gemeinde Bad Kleinen,

hier AuRerungen des Landkreises gem. § 4 Abs 1 BauBB auf Grund des Anschreibans vom 20122012,
hier eingegangen &m 27.12.2012

23872 Dori Mecklenburg

Sehr geehrie Frau Pleth,

die Grundlage fir die Stellungnahme bilden die Verentwurfsunterlagen zum Bebauungsplan Nr. 23 for das
Gebiet MOhie" der Gemeinde Bad Kleinen mit Sachstand 24. Oktober 2012, sowie die Begrindung mit
gleichen Sachstand.

Die Beteiligung nach § 4 Abs, 1 BauGB erfolgte in dan nachfolgenden Fachdiensten des Landkreises sowle
im Abfallwirschaftsbetrieb:

FD Umwelt FD Bauordnung und Planung
Untere Naturschutzbehtrde Baucrdnung

Untere Wassarbehtrde Brandschutz

Unlare Abfallbehirde Bauleitptanung

| Uniera Immissionsschutzbehards
Bereich Kommunalaufsicht

Untere Denkmalschutzbehbrde
FD Ordnung und Sicherheit/StraBenverkehr
. Untare Streflenverkehrsbehsrde

FDO Gifentlicher Gesundheltsdienst
Stabsstelle Wirtschafis- und
Fugluﬂilenmlﬂuung

FD Bau- und Gebaudemanagement
. Untere Straltenaufsichisbehsrde
. Straflenbauiastirager

[Die eingegangenan AuBerungen und Hinweise der Fachdienste sind diesem Schieiben als Anlage beigefigl
und in der weiteren Bearbeltung durch die Gemeinde zu beachien

Wit freundlichen Grofen
Im Auftrag

I- p lﬂ 1:,"5':‘&-'
Andre Réinseh
5B Bauleitplanung

Zu 1.
Die Darlegungen zum Planungsstand werden zur Kengémommen.

Zu 2.
Die Stellungnahmen der Fachdienste des Landkreseie des
Abfallwirtschaftsbetriebes werden nachfolgend beleénSiehe nachfolgende

Behandlung.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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- Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/
Nr. Beschluss
Anlage "

Fachdienst Umwelt

Gesamtstellungnahme Fachdienst Umwel

Untere Wasserbehdrde: Herr Behrendt

I Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belangs hin,
die im Rahmen der bauleftplanerischen Abwégung kaum Oberwindbar sind,

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwéagung berlicksichtigt werden missen,

| Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belangs hin.

1. Wasserversorgung:

Die Versorgungspfiicht mit Trink- und Brauchwasser fir die Bevélkerung und die gewerblichen
und sonstigen Einrichtungen besteht fir den Zweckverband Wismar nach § 43 Abs. 1 LWaG. Die
im Punkt 12.1 der Begriindung angepebenen Hinweise zum Wasserweark Bad Kielnen und der
dazugehdrenden Trinkwasserschutzzone sollten entfernt werden. Das Wasserwerk Bad Kiginen
besteht nicht mehr und die Schutzzone wurde aufgehoben.

2. Abwasserentsorgung:

Nach § 40 Abs. 1 LWaG obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht den Gemeinden,

Die Gemeinde Bad Kleinen hat diese Pflicht gemaf § 40 Abs, 4 Satz 1 LWaG auf den
Zweckverband Wismar Gbertragen. FOr den vorliegenden B-Plan hat der 2V Wismar die
Abwasserbeseitigungspflicht,

3. Niederschlagswasserbaseitigung:

Das von bebauten oder kiinstlich befestigten Flachen abflieftende Niederschlagswasser ist
entsprechend § 54 des WHG als Abwasser einzustufen. Damit unterfiegt es grundsatzlich der
Abwasserbeseitigungepflichl der Gemeinde Bad Kleinen bzw. dem Inzwischen beauftragten
Zweckverband Wismar,

Auf der Grundlage des § 55 Abs. 2 WHG solite unbelastetes Niederschlagswasser ortsnah
versickert, verrieselt oder direkt oder ber eine Kanalisation ohne Vermischung mit
Schmutzwasser in ein Gewasser eingelzitet werden, soweil dem weder wassemechtliche oder
sonstige &ffentlich-rechtiiche Vorschriften noch wasserwirtschafliiche Belange entgegenstehen
Die Beseitigungs- und Uberlassungspfiicht entfélit filr Miederschiagswasser, wenn dieses
verwertel oder versickert wird, von dffentiichen Verkehrsfldchen im AuBenbareich abflielt oder
im Rahmen des Gemeingebrauchs in ein oberlrdisches Gewdsser/ Kiistengewasser eingeleitet
wird,

Die Benutzung elnes Gewassers, hierzu gehdrl auch die Einleitung von Niederschiagswasser,
bedarf grundséitziich der Erlaubnis, ausgenommen hiervon ist der Gemeingebrauch an
oberirdischen Gewassern, Kiistengewdssem und die erlaubnisfrele Benutzung des
Grundwassers (Regelung der Gemelnde durch Satzung). Voraussetzung fiir
Gewasserbenutzungen ist jeweils mindestens die Einhaliung des Standes der Technik. Das
Merkblatt M 153 der DWA enthalt Hinweise zur Niederschlagswassemutzung, -riickhaltung, -
reinigung, -ablefiung und -einleitung jeweils unter Beachtung der hydraulischen und stofflichen

e e |

Zu 1.
Die entgegenstehenden Belange sind zu regeln.

Zu 2.

Die Wasserversorgung wird mit dem Zweckverband Vlisabbgestimmt. Unter
Beriicksichtigung von Abstimmungen beim Zweckverbdfigmar werden folgende
Anforderungen an die Trinkwasserversorgung beribkigit und im Weiteren vorbereitet.
Zur Anbindung des Bereiches an die TW-Versorgungd flgende

MaRnahmen erforderlich:

1. Verlegung einer TW-Leitung DN 110 PE im Zusamhserg mit

der Fahrbahnerneuerung im Uferweg im Jahr 2014véirung der Versorgungsleitung DN
110 PE aus Richtung Nordosten.

2. Bau von Druckerhéherstation und Vorlagebehékerfrden
privaten Flachen durch die jeweiligen Vorhabentrégiherren
3. Die derzeit mafl3geblichen Wasserbedarfswerteisid@ Betrachtung und Abwagung mit
einzustellen und dem Zweckverband zur Kenntnisizhen.

Zu 3.
Die Hinweise auf das Wasserwerk Bad Kleinen wegdgfernt.

Zu 4.

Die Anforderungen an die Abwasserbeseitigung wurdigrdem Zweckverband Wismar
erortert. Die Schmutzwasserableitung ist wie fotgigesehen. Die Schmutzwasserableitung
ist Uber den Bau einer Druckentwéasserung im Uferaeryisichern. Anschlusspunkte werden
durch den Zweckverband geprift.

Zu 5.

Aufgrund der Bedeutung der Problematik wurde distAbmung mit dem Zweckverband
Wismar gefiihrt. Folgende Vorgehensweise ist vollymse

Nach Aussage von Frau Plieth muss auf Grund dictbenstehenden Béden eine
Versickerung ausgeschlossen werden.

Fir die Regenwasserableitung ist der Bau eines RWals im Uferweg erforderlich. Hierzy
ist ein Entwasserungskonzept gemeinsam durch Sdintwortlich fur die
StralRenentwasserung) und Zweckverband (verantefoftir die Grundstiicksentwésserung)
zu erstellen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.
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Kriterien und ist mit der Aniragetellung zur Gewasserbenutzung nachzuweisen. [st die Anlage
von Regenriickhaltebecken oder zentralen Versickerungsaniagen (Anschluss mehrers
Grundstilcke) vorgesehen, sind entsprechend fachtechnisch ermittelte Fisichen zweckgebunden
im Plangebiet auszuweisan,

Die ortsnahe und schadiose Versickerung von gefasstem Niederachlagswasser unter
Ausnutzung der natirlichen Wasseraufnahmefahigkeit des Bodens ist wasserwirtschafilich
erwlnscht. Sie ist allerdings insbesondere vom Grad der Verunreinigung des
Niederschlagswassers, dem Flurabstand des Grundwessers, der Topografie und den
Bodenverhiltnissen abhéngig. Eine Vernassung von benachbarten Grundstiicken ist beim
Betrieb der Versickerungsanlagen auszuschliefien. Auf ausreichenden Abstand der Anlagen zu
Gebauden ist zu achten, enisprechende Hinweise enthilt das DWA-Arbeltsblatt A 138

Die Gemeinde kann entsprechend § 32 Abs. 4 LWaG satzungsrechtliche Regelungen im B-Plan
zur erlaubnisfreien Versickerung auBerhalb von Wasserschutzgebieten treffen. Vorraussetzung
dafir ist, dass die grundsatziiche Maglichkeit der Versickarung besteht und diese durch
Festsetzung gem. § 8 Abs. 1 BauGB planungsrechtlich gesichert werden kann, Chne diese
Regelung Ist die Versickerung edaubnispflichtig und bei der unteren Wasserbehérde zu
beantragen. Bedingung zur Versickerung des Miederschlagswassers ist der gesicherie Nachwais
(Fachgutachten) zur Durchfilhrung einer schadfreien Versickerung anhand der
Grundstiicksgrifie, der Bodenkennwerte und der erforderdichen Flachen fir die
Versickerungsanlagen, daflr ist der unglnstigste Einzelfall zu betrachien. lst im B-Plangebiet dis
Versickerung des Niederschlagswassers Uber eine zenltrale Versickerungsaniage {Anschluss
mehrerer Grundsticke) geplant, ist eine wasserrechifiche Eraubnis bei der unteren
Wasserbehbrde zu beantragen.

Ungefasstes und nicht belastetes Niederschlagswasser, welches unmittelbar am Ort des Anfalie
grolfiachig versickeri, ist kein Gewassemutzungstatbestand und damit nichi erlaubnispflichtig,
Zu peachten sind aber auch in diesen Féllen die topographischen Gegebenheiten und die
Gefahr eines oberfidchigen Abfiusses. Der natlrliiche Abfluss wild abfliebenden Wassers darf
nicht zum Nachtell eines tiefer liegenden Grundstiickes verstéirkt oder auf andere Weise
verdndert wanden.

Fiir die Niederschlagswasserbeseitigung in Bad Kieinen ist der Zweckverband Wismar die
zustiindige Kérperschaft. Er ist in die Planung mit einzubeziehen.

Mit den in der Begrindung Punkd 12.3 Abwasserbeseitigung — Oberflachenwasser zum Plan
angegebenen Regelungen ist die ErschlieBung nicht gesichert. Die Maglichkeit der Versickerung
wird in Erwdgung gezogen, ist aber satzungsrechtiich nicht festgelegt. Aufgrund der Gelande-
und Bodenverhélinisse wurde die generelle Versickerung fur das B-Plangelénde nicht
festgesetzt. Eine wasserrechtlicher Erlaubnis kann nur ereilt werden, wenn ausreichenden
Versickerungsverhaltinisse und Bedingungen nachgewieszan sind.

Zur geplanten Niederschlagsentwisserung sind im B-Plan (Teil B Text) eindeutige
Aussagen zu treffen und ein Entwiisserungskonzept vorzulegen.

4. Gewsdsserschutz:

Mit den Bauarbeiten sind auf dem Grundstiick eventuell verhandene Drainageleitungan und
sonstige Vorflutleltungen in ihrer Funklionsféhigkelt zu erhalten bzw. wiederherzustellen.
Jeglicher Umgang mit wassergefshrdenden Stoffen hat auf der Grundlage des § 62 WHG und §
20 LWaG so zu erfolgen, dass eine Geféhrdung des Grund- und Oberflichenwassers nicht zu
besargen ist

Werden bef der Durchsetzung der Planung Erdaufschlilsse (auch Flachenkaliektoren oder
Erdwarmesonden fir Warmepumpen) notwendig, mit denen unmittalbar bzw. mittelbar auf die
Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt wird, sind diese gemaf § 49

b

Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/

Beschluss

Zu 6.

Die Anforderungen an die Ableitung des Oberflachessers werden im Zuge des Teilweise zu

Aufstellungsverfahrens abschlie3end geregelt. lfaniecine Aussage im Text Teil B beriicksichtigen.

erfolgen muss, entscheidet sich im Planverfahrégs Bt derzeit noch nicht abschlieBend

darstellbar. Méglicherweise gentigen die Ausfiihrarigeder Begriindung.

ZuT.

Die Anforderungen an den Gewasserschutz sind zthbera Die Unterlagen werden erganzZu bertcksichtigen.
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Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Abs, 1 des WHG einen Monat vor Baubeginn bei der unteren Wassetbeharde anzuzeigen, Dies
trifft ebenso flr eventuell notwendige Grundwasserabsenkungen wihrend der Baumalnahmen
ZL.

rﬁtere Abfallbehérde und Untere Bodenschutzbehérde: Fm_u ;ae |

e ———— . —

Die Stellungnahme weist auf erhebliche enlgegenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwégung kaum Uberwindbar sind.

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwagung berlicksichtigh werden missen,

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.

Abfall- und Bodenschutzrechtlich bestehen keine erheblichen Bedenken gegen das Vorhaben,
Altlasten sind im hiesigan Kataster nich! dokumentiert. Eine Gewahr flr die Altlastenfreiheit wird
damit jedoch nicht Obernommen,

Vielmehr ist darauf hinzuweisen, dass bei ehem. Gewerbegebieten, insbesondere bei
Industriegebiaten und in Bahnnihe ein erhthter Altlastenverdacht besteht. Nach LAGA M20, TR
Boden, Stand 5.11.2004, Punkt 1.2.2.1 besteht grundsaiziich Untersuchungsbedarf bei Fldchen
in Industrie- sowie Misch- und Gewerbegebieten, Disser Untersuchungspfiicht ist
nachzukommen, wenn Boden ausgebaul und wiederverwertet oder abtransportier werden soll,

Es wird an diesem Standort dringend empfohlen, eine orientierenden Untersuchung
bereits fur die Bauleitplanung von einem Altlastensachversténdigen durchzufilhren zu
lassen. Danach kénnen ggf. noch rechtzeitig im Verfahren z B. Nutzungen verschoben oder
Hohenlagen angepasst werden. Entdeckt man Altlasten zu einem spéteren Zellpunkt. sind i.d.R
erhtihle Kosten und Zeitverztigerungen damit verbunden, Bei Vorliegen orientierender
Bodenuntersuchungen st eine zuvergssigere Kosten — und Zeitplanung an exponierten
Standorten wie dem MOhlengeldnde in Bad Kleinen maglich.

Die untere Bodenschulzbehorde berat die Gemeinden gem bel der Festlegung des
Untersuchungsumfanges.

Eine Anderung der Formulierung in der Begriindung unter Nr. 16. ist erforderiich.

Das StALU, ist fur Sanierungen nach dem Bodenschutzrecht zusténdig. In der Bauleitplanung
sind jedoch auch mogliche geringere Belastungen durch Schadstoffe im Boden gegen gesunde
Wohn- und Arbeltsverhaitnisse abzuwdgen. Bel vorgesshenen empfindlicheren Nutzungen, wie
dies hier der Fall ist, sind bodenschutzrechtiich gegebene Werte einzuhalten ohne dass
Sanlerungspflichten z.B. zum Schutz des Trinkwassers in Zustdndigkeit des StALU besiehen,
Planungsrechtlich wire abzuwagen, ob unter Baer(icksichtigung sinnvoller Sanierungs- und
Sicherungsmalnahmen, andere Grundstiicke fur die vorgesehene Nutzung evil. gesigneter sind
oder gine andere Nutzung an den Standort angepasst werden kann,

Nach § 13 Abs 4 LBadSchG vom 4.7.2011 liegt die Auffangzustandigkeil entsprechend §12 Abs
1 bei den Landkreisen, Die Landkreise ziehen bei Bedarf das Stalu hinzu,

Zur Ubernahme in die Begrindung wird folgende Formulierung empfohlen;

1. Abfallentsorgung:
1.1 Entsorgung von Abfdllen der Baustelle

—

_|
&

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine entgégjegrsden Belange bestehen.

Zu 2.
Bei dem dargestellten Standort handelt es sichasretemalige Miihlengelédnde. Es

handelt sich um einen Betrieb der Nahrungsmitteltiie. Insofern geht die Gemeinde
davon aus, dass Schadigungen des Bodens niclgtesifodl. Auf weitergehende
tiefgriindige Untersuchungen wird derzeit verzichbées wird auf die Ebene des
Vorhabens und der Vorhabenvorbereitung verlagert.

Zu 3.
Die Gemeinde hat sich mit dem Sachverhalt besghaftiie bereits im vorgenannten
Punkt dargelegt, dréngt sich die Vermutung aufaalin nicht auf. Deshalb verzichtet

Gemeinde auf orientierende Untersuchungen.

Zu 4.
Die Gemeinde Bad Kleinen beschaftigt sich mit defaBgen des Bodenschutzes. Unt
Beriicksichtigung und Abwégung der Belange wirdRigriindung ergéanzt.
Standortalternativen gibt es nicht. Es wird jeddakion ausgegangen, dem liegt die
Recherche der Gemeinde zugrunde, dass Altlastehaidefirchten sind.

Zu 5.
Allgemeine Anforderungen an die Abfallentsorgungdem je nach Bedarf beachtet.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Teilweise zu beriicksichtigen.

Teilweise zu beriicksichtigen.
die

e7u beriicksichtigen.

Teilweise zu beriicksichtigen.
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Alle MaBnahmen sind so vorzubereiten und durchzufiihren, dass eine gemeinwohlvertragiiche
und peordnete Abfallentsorgung sichergestelit ist,

Bauabfalle (Bauschutt, Baustellenabfalle, auch aus Abbruch) sind zur Verwertung einer
zugelassenen Aufbereitungsanlage zuzufihren, Die Verwertung soll bereits auf der Baustelle
durch Getrennthaltung von mineralischen, metaliischen, hélzernen und sanstigen Bauabfallen
nach Maligabe des Enlsorgers vorbereitet werden. Nicht verwertbare bzw.
schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren und durch hierir gesondert zugelassene
Untermehmen entsorgen zu lassen.

Die Abfallentsorgung der Baustelle soll innerhalk von vier Wochen nach Beendigung der
Bauwarbeiten abgeschiossen sein.

1.2 Schadstoffkataster bei Abbruch von Gebsuden

Bei Abrissarbeiten insbesondere von vor 1980 errichteten Gebauden st mit dem Vorkommen
schadstoffhaltiger Baustoffe zu rechnen. In Betracht kommen insbesondere Asbest (z.B.
Asbestzementplatten, Dichtungen, Démmsteffe), Teeréle (z.B. Dachpappen) sowie Insektizide
{tragendes Hoiz)

Bei Vierdacht wird dringend geraten, durch einen Sachverstandigen ein Schadstoffkataster
anfertigen zu lassen und den Abbruch zu planen,

Besondere Gefahrdungen gehen von schwach gebundenen Asbestprodukien aus {z.B.
Brandechutzplatten, Dichtungsmaterial, Isoliermaterial).

Arbeiten mit asbesthaltigen undfoder teertihaltigen Abfallen sind in der Ragel in Anwesenheit
einer sachkundigen Person unter Einhaltung der Gefahrstoffverordnung und der Technischen
Regeln fur Gefahrstoffe-TRGS 518 und/oder TRGS 551 durchfiihren zu lassen. Die Anmeldung
hai spalestens 7 Tage vor Arbeitsbeginn bef der zustindigen Arbeitsschutzbehdrde, dem
Landagamt fir Gesundheit und Soziales, Friedrich-Engels-Strafie 47 in 18061 Schwerin zu

erfolgen,

1.3 Entsorgung von Abfdllen aus privaten Haushaltungen

Mit Nutzungsbeginn erfolgt die Abfallentzorgung durch den Abfallwirtschaftsbetrieb des
Landkreises Nordwestmeckienburg. Verantwortlich fur die Anmeldung ist der nach Abfallsatzung
dazu verpflichtete, in der Regel der Grundstickselgentimer,

2. Bodenschutz:

2.1 Auskunft aus dem Alilastenkataster

Im Planungsgebiet sind keine schadiichen Bedenverinderungen im Sinne des § 2 Abs. 3
Bundes-Bodenschutzgesetzes bekannt. Mit dieser Auskunft wird keine Gewdhr for die Freihait
des Planungsgebetes von schidlichen Bodenveranderungen oder Altlasten Gbernommaen,

2.2 Hinweige

2.2.1 Bodenschutz

Bel allen Mafinahmen Ist Vorsorge zu treffen, dass schidliche Bodeneinwirkungen, welche eine
Werschmutzung, unnédtige Vermischung oder Veranderungen des Bodens, Verlust von
Oberboden, Verdichiung eder Erosion hervorrufen kinnen, vermieden werden.

2.2.2 Mitteilungspfiichten nach § 2 Landes-Bodenschutzgesetz

Der Grundstickseigentimer und der Inhaber der tatsachiichen Gewalt Gber ein Grundstick sowie
die weiteran in § 4 Absatz 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes genannten Perzonen sind
verpfiichtet, konkrete Anhallspunkte dafilr, dass eine schadliche Bodenveriinderung oder Altlast
vorliegt, unverziiglich der Landrétin des Landkreises Nordwesimecklenburg als zusténdiger
Badenschutzbehirde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei Baumalnahmen,
Baugrunduntersuchungen oder dhnlichen Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund
zugatzlich auch fOr die Bauherren und die von ihnen mit der Durchfithrung dieser Tétigkeiten
Beauftragten, Schadensgutachier, Sachversténdige und Untersuchungsstellen

Zu 6.

Altlasten nicht bekannt sind. Anforderungen dese&sebers sind zu erfillen.

Die Anforderungen an den Bodenschutz werden betadbabei ist darzustellen, dass

Zu berucksichtigen.
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LUnuma Naturschutzbehérde: Hemr Ot

. e _!

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwigung kaum Obarwindbar sind,

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwagung berticksichtigt werden missen,

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.

1. Gewidisserschul n: Herr Ott

Die Darstellungen (Planzeichnung) und Ausfithrungen {Begriindung Nr. 15.2) zum
Gewidsserschutzstreifen treffen nicht zu.

Der Plangellungsbereich liegt nicht im Gewdsserschulzstreifen des § 20
Naturschutzausfihrungsgesetz (NatSchAG M-V), dessen Breite hier am Binnensees 50m ab
Mittelwasseriinie betrégt,

2. Baum- und Alleenschutz: Herr Ot

Das Vorhandensein gesetziich geschiltzter Baume (5§ 18 und 19 NatSchAG M-V} und Ihre
Betroffentheit von der Planung sind im weiteren Verfahren zu kiaren.

Uber gaf, erforderliche Ausnahmen bzw. Befrelungen von den Beseitigungs- und
Beschadigungsvernoten ist im Planverfahren zu entscheiden.

3. Vogelschutzgebiet (SPA) , Schweriner Seen” DE 2235-402 (Herr Berchtold-Micheel)

Planungszie| ist die Entwicklung eines fremdenverkehrlich und touristisch genutzten Standories in
unmittelbarer Néhe zum SPA Schweriner Seen’. Mit dem Sondergebiet sollen u. a. die
Kepazitsten der Fremdenbeherbergung in Bad Kleinen erweitert warden,

Won der geplanten Erweilerung der Fremdenbeherbergungskapazitaten kinnen insbesondere
betriebsbedingte Auswirkungen ausgehen, die zu Versnderungen und Storungen fihren kénnen,
in daren Foige es zu einer erheblichen Beeintréchtigung des SPA  Schweriner Seen” in den filr
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maligeblichen Bastandteilen kommen kann, Vom
Plangeber ist deshalb die Vertriiglichksit des Vorhabens mit den in der Landesverordnung liber
die Européischen Viogelschulzgebiete in Mecklenburg-Vorpommem (VSGLVO M-V
festgesetzien Ernaltungszielen des SPA Schweriner See” zu Gberprifen (§ 34 Abs. 1
BNatSchiG).

[umﬁ»re Immissionsschutzbehdrde: Herr Kriiger

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgagenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwégung kaum Oberwindbar sind,

1

Zul.
Die entgegenstehenden Belange sind auf der Eberfgaditplanung zu regeln.

Zu 2.
Der Hinweis wird beachtet. Es wird klargestelltsslaas Gebiet nicht im

Gewasserschutzstreifen liegt.

Zu 3.
Anforderungen an den Baumschutz sind zu ergénzen.

Zu 4.
Die Vertraglichkeitsnachweise mit dem SPA-Gebietisu fuhren. Dafir ist das

entsprechende Konzept abzustimmen und vorzubereiten

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.

b Vegeschulzgehletslandesverondnung - VSGELMVO M-V vam 12.07.2011 GVO&!, MV & da2
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Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,
die im Rahmen der bauleifplanerischen Abwégung berlcksichiigt werden missen,

Die Steflungnahme weist auf keine entgegensiehenden Belange hin

Stellungnahme wird nachgereicht
= e —

Rechtsgrundiagen |
e S Tl U e MO IR T R e Lt s - )

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalis in der Neufassung des Art.1 des Gesetzes zur
MNeuregelung des Wasserrechts vom 31.Juli 2008 (BGBI. | S. 2585) zuleizi gednderi mit Art 1
des Geselzes zur Umsetzung der Meeressiralegie-Rahmenrichtiinie sowie zur Anderung des
Bundeswasserstrallengesetzes und des Kreislaufwirtschafis- und Abfaligesetzes vom
11,06.2011 (BGBI. | 5. 1986)

LWaG Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommam vem 30 November 1852 (GNVOBI.
M-\ 5.668), zuletzt gednder! durch Art. 4 des Geseizes des Landes Meckienbuirg-
Vorpemmern zur Erg#nzung und Ausflihrung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und
Anderung anderer Gesetze vom 4.Juli 2011 (GVOBI. M-V 5. 759)

BBodSchG Bundes-Bodenschutzgesatz vomn 17, Mérz 1936 (BGEI. | 5. 502), das zulelzt durch
Artikel 5 Absatz 30 des Gesefzes vom 24, Februar 2012 (BGBI. | 5. 212) geéindert worden ist

LBodSchG M-V Gesetz Ober den Schulz des Badens im Land Mecklenburg-Vorpommern
{Landssbodenschutzgeselz - LBodSchG M-V) vem 4, Jull 2011 (GVOBI. M-V.S. 759)

AbfzustVO MV Verordnung Uber die Zustandigkeil der Abfallbeharden
hﬂb;e;gzu?‘tt;ﬂdlgkeilsvemrdnung = AbfZustViO MV) vom 15. Juni 2012, GS Meckl -Vorp. GI.

r_ = =

KANG Krelslaufwirtschaftsgesetz vem 24. Februar 2012 (BGEI. | 8. 212)

BNatSchG Geselz liber Naturschutz und Landschaftspilege (Bundesnaturschutzgesetz) v. 29,
Juli 2008 (BGBI. | 5. 2542)

NatSchAG Gesetz des Landes Mecklenburg-Veorpommern zur Ausfilhrung des
Eugg;inaturschuizgaselzes (Naturschutzausfohrungsgesetz) v. 23. Februar 2010 (GVEL M-

Verzeichnis der gesetzlich geschltzten Biotope im Landkrels Nordwestmecklenburg
Landesamt fir Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern (2000):
Grundlagan der Landschafisplanung in Mecklenburg-Vierpommern, Band 4 a. Verzeichnis der
geseftzlich geschitzlen Bictope im Landkreis Nordwestmecklenburg.

EG-Vogelschutzrichtlinie Richtiinie 2008/147/E( des Europdischen Parlaments und des Rates

w. 30. November 2009 liber die Erhaltung der wildlebenden Vegelarten (kodifizierte Fassung)

{Amtsblatt der Europdischen Union 2010 L20/7)

VSGLVO M-V Landesverordnung tber dia Europsischen Vogelschutzgebiete in Meckienburg-
Vorpommemn v. 12. Jull 2011 (GVBI. M-V 5. 482)

Kommunalaufsicht

Dig Kommunalaufsicht hat keine Bedenken oder Vorbehalte vorzubringen: X
Die Kommunalaufsicht nimmt wie folgt Stellung:

Zur finanziellen Auswirkung der Planung auf die Gemeinde kann keine Aussage getraffan werden,
da Kosten nicht angegeben wurden,

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Stellungeeahicht auf entgegenstehende

Belange hinweist. Die Auswertung erfolgt unter.L.1

E

Zu 1.
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

F

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedeo#lenVorbehalte bestehen. Da d

Gemeinde Planaufsteller ist, ist eine Ubertraguergedtstehenden Aufwendungen nich
unmittelbar im Zuge der Planaufstellung méglich.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

&ur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Vorstehende Stellungnahme gilt im Ubrigen unter der Vorausselzung, dass die Sladt/Gemeinde
ihre Einnahmemaplichkeiten volisténdig ausschépft, um die mil der Realisierung der Planung
verbundanen Kosten weitestgehend zu refinanzieran. Hiarzu z&hit sowohi die Erhebung von
Erschliefungsbeitragen nach dem BauGB bzw, von Beitrdgen nach dem KAG als auch die
Abwalzung anderer Folgekosten {z.B. fiir Ausgleichsmalinahmen, Aufforstung usw.) durch den
Abschluss von Folgekostenvertragen.

ED Ordnung/Sicherheit und StraBenverkehr

StraBenverkehrsamt
Keine Hinweise und Bedenken,

FD Bau und Gebiudemanagement
Strafenaufsichisbeh&rde

Keine Hinweise und Bedenken,

StraBenbaulasttriger
Keine Hinweise und Bedenken.

FD éffentlicher Gesundheitsdienst

Das ehemalige Mihlengeldnde soll neu geordnet werden und einer Gbemiegend touristischen
Nutzung, Fremdenbeherbergung und in Teilbereichen einer Wohnnutzung zugefihrt werden,
Die Nachnutzung hat unter Beachtung der Erfordernisse der Einhaltung gesunder Wohn- und
Arbeitsverhalinisse zu erfolgen,

Die vorhandene Verbelastung durch die Mihle und Nebenantagen wird als gering eingeschatzt.
Das Geldnde liegt unmittelbar an der viel befahrenen Bahnstrecke Bad Kleinen, welche die
Haupfigrmqueile im Plangebiet darstellt.

Eine Larmimmissionsuntersuchung wurde mil dem Ergebnis durchgefihr, dass die Orientierungs-
und Immissionsgrenzwerte bereichsweize nachis (berschritten werden.

Durch die Errichtung einer Lamschutzwand bzw. eines Larmschutzwalles kann eing
Larmberuhigung emreicht werden.

Es dirfen keine gesundheitlichen Beeintrichtigungen durch Lérm entstehen.

Die Richtwerle der TA Larm missen singehalten werden.

1T&)

G

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine HinwanseBedenken bestehen.

H

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine HinwanseBedenken bestehen.

Zu 2.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine HinwanseBedenken bestehen.

Zu 1.
Die Gemeinde wird sich unter Berlicksichtigung defofderungen des BauGB, die

einzuhalten sind, mit den Festsetzungen beschéftige

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu bericksichtigen.

A K

FD Bauordnung und Planu s

f 4 \__/j Zu 1.
Untere Denkmalbehérde : Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwéedeshen. Zur Kenntnis zu nehmen.
E= bestehen keine Einwéinde gegen das Vorhaban. | /A
Es sind Baudenkmala in dem Bereich. Sie sind als solche ausgewlesen. | L
Hinweis: '_F Zu 2.
\Wenn man die Baugrenze mit einem gewissen Abstand um ein Baudenkmal zieht, dann bedeute - (] i 3 A 1 U ichti
das bei ainer geplanian Erweiterung des Baudenkmales selstverstandiich, dase ticee Enveronmg | L In.der Begrg_ndung vv_l_rd erganzt, dass AnderungeBaamdenkmalen der Abstimmung | Zu bertcksichtigen.
natirlich nur in Abstimmung mit der Denkmalbehbrde vorgenommen werden kann, ' mit der Behdrde bedurfen.
Hinweis: :
Wenn man eine Baugrenze um das Betonsilo zieht, dann bedeutet s nicht nur, dass das
B:_a.udenfcmal mit 2_B m Bauhthe seinen Bestandsschulz hal, sondern dass es im Falle einer Zu 3.
mtéuessé:;u_r; ::;;1;; L}en;ma!wed maglathT:nlNEIsg :‘mmgl gegri:’_nen wirde — und abgebrachen ! Die Gemeinde hat sich mit dem Gebaude und zuki@mtinsprichen beschéaftigt. Zur Kenntnis zu nehmen.

. S inr ET DalUgrenze - i i H H H Fir 1 H
bndiiRepidii TN N BRI YARONT Wi e de i 28 - Baunshe entotat Durchaus ist es empfehlenswert, auch weiterhin stigtebauliche Dominanz zu
Wenn die Gemeinde dieses wonscht, ist es auch in Ordnung so. erhalten. Deshalb halt die Gemeinde an den Festggn fest. Eine alternative
: ; : ; Betrachtung ist von der Gemeinde nicht vorgesehen.
Andemnfalls kann die Gemeinde auch eine andere Festsetzung an der Sielle festsetzen, welche erst
in Kraft trate, wenn das Betonsilo seinen Bestandsschutz verloren hatle,
__-7{—‘\' L
8G Bawordnung und Bauleifplanung "\ |
—
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Brandschutz
Anhand vorliegender Unterlagen in digitaler Form wird hinsichilich des Brandschutzes wie faigt

Stellung genammen:

Grundsétzliches:
Bauliche Anlagen sind so anzuerdnen, zu errichten, zu dndern und instand zu halten, dass der

Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei
einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowle wirksame Lascharbeiten méglich sind.
{(§ 14 LBauO M-V}

Das It. B-Plan-Entwurf enthaltens SO-Gebiet beinhaltet eine zul8ssige Bebauung mit Gebsuden,
welche aufgrund deren Ausdehnung und Gebdudehdhen, erhdhte Anforderungen an den
Brandschutz, angesichls der tatsachlich in der Orschaft bestehenden brandschutz-technischen

Infrastruktur stelll

Bei dem Oberwlegenden Teil von Gebauden mit einer vorgesehenen Mutzung die einer
Beherbergung und dem Wehnen dienen, betragen die Geb&udehthen k. Planzeichnung mehr als
22 m.

Im &0-3 sind einschlieRlich sines ausnahmswelse zuldssigen Staffelgeschosses mit
anschliieBender Dachtarasse, Gebéudehdhen bis zu insgesamt 41 m maglich (3Bm+ca.3m).
(,Hochhaue"= mahr als 22 m Gebaudehthe i 8.d. § 2 Abs. 3 Satz 2 LBauO M-V)

Die Errichtung / Anderung / Nutzungséinderung van Gebduden, be| denen der zweile Rettungsweg
uber Rettungsgeréte der Feuerwehr fuhrt und bei denen die Oberkante der Bristung von zum
Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m (ber Geléndeoberfiiche liegt, ist nur
dann zuldssig, wenn die Feuerwehr Uber die erforderlichen Rettungsgerate, wie Hubrettungsgeréte
;e:é}gt (§3 Abs. 1 LBauO sowie §§ 14 und 33 Abs. 3 LBauD M-V iV.m. Hochhausrichiling - HHRL

In der {_)rlschs‘ﬂ E_!ad Kleinen werden derartige Retlungsgerdte nicht vorgehallen; so dass die
erforderlichen zwei von einander unabhangigen Rettungswege baulich zu realisieren wéren. Es
gelten die weitergehenden Anforderungen nach HHRL M-V,

Bei den Uberwiegenden Teil von zulssigen Gebduden im Plangebiet handelt es sich nach
bavordnungsrechtlichen Vorschriften um Sonderbauten” - Anlagen und Réume besonderer Art
ader Nutzung geman § 2 Abs. 4 LBauD |

Fir diese Gebdude gelten neben Anforderungen nach § 51 LBau® M-V auch Anfarderungen der
geltenden Sonderbauvorschnfien

Flachen fur die Feverwehr

Bei Sonderbauten mit einer zuldssigen Ausdehnung von = 50 m und bei Hochhausern sowie bei
Geb#uden welche zur  Durchfohrung  fir die Personenreftung  den  Einsalz  von
Hubretiungsfahrzeugen erfordern oder in einer Entfernung von mehr als 50 m von einer
Sffentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind von 6ffentlichen Verkehrsfischen zum Plangeblet als
auch innerhalb des Plangebietes ausreichend bemessene Fléchen fir die Feuerwehr edorderlich
Hierzu gehiren Zufahrien, Bewegungsflchen und Aufstelfigchen,

Auf geltende Bestimmungen sinschlagiger Rechtsvorschriften und Normen wird hingawiesen,
Z.B. LBauQ M-V, HHRL M-V, Richilinie Ober Flachen der Feuerwohr, DIN 14090

Laut Begrindung zum Planentwurf sind mit Ausnahme der Stellplatzanlage und deren Zufahrt,
innerhalb des S0-Gebiletes lediglich fullaufig nutzbare Wege geplant.

Zu 1.

Grundschutz entsprechend auseinandersetzen. Belheitg von Loschwasser ist

notwendig.
Nach Aussage des Zweckverbandes kann aus demligfientTW-Netz kein

vorhandenen Gewassern zu priifen. Gegebenenfalis dagd 6schwasser durch den B

von Zisternen abgesichert werden.
Die Anforderungen an den Objektschutz sind im Zdeg Baugenehmigungsverfahren

zu beachten. Die Begriindung ist entsprechend zneeg.

Zu 2.
Flachen fir die Feuerwehr sind entsprechend im Aegeveiteren Vorbereitung zu

beachten.

Loschwasser bereitgestellt werden. Fur die Loscharasrsorgung ist die Entnahme aus
au

I

Die Anforderungen an den Brandschutz sind zu sictgie Gemeinde wird sich mit defiZzu berticksichtigen.

Zu bericksichtigen.

1C
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Loschwasserversorgung

Planungsgrundiage fur die Loschwasserversorgung und den Léschwasserbedard fur den
Grundechutz stelt das DVGW- Arbeitsblalt W405 dar. Ungeachiel eines zusstzlich ogf
erferderlichen Loschwasserbedarfs fir einen Objektschutz, ist bel Sonderpebieten mit Gebsuden
von mehr als 3 Geschossen zur Sicherstellung des Grundschutzes eine Léschwassermenge von
mindestens 86 m*%h Uber ein Zeitraum von 2 Stunden bereitzustellen

Mit Hinweis auf die geplanten Sonderbauten (Hochhauser / ausgedshnte Gabaude mit L#nge > 50
m) muss die Loschwasserentnahme durch die Feuerwehr durch geeignete Entnahmestellen
innerhalt: des Flangebietes sichergestellt sein, Hochh#user missen gem&al HHRL M-V idR.
Feuerltschanlagen mit Loschwassereinspeiseeinrichiungen besitzen.

In diesem Zusammenhang Ist eine Léschwasserversorgung Ober lange Wegestrecken, It
Begriindung zum B-Plan-Entwuif vom Schweriner See (Luftlinie: ~ 270m), auch in Anbetracht siner
nicht nachgewiesenen tffentlich-rechtiich gesicheren Zufahrt zu einer geeigneten und jederzeit
nutzharen Entnahmestelle mit frostgeschitzier Entnahmeeinrichtung sowie der Bindung der hierfir
bendtigten Einsatzkréfte der Feuerwehr, fir eine gesicherte Grundversorgung des SO-Gebietes
ungesignet und von daher auszuschliefien

Feuerwehreinsétze an derariigen Gebiuden erfordern eine ausgesprochen hohe Leistungsfahigkeit
der zusténdigen Feuerwehr. Seitens der Planung sind Bedingungen zu schaffen, welche der
Effizienz eines Feuerwehreinsatzes dienlich sind und wirksame Léscharbeiten erméglichen,

Bauleitplanung

Die Gemeinde Bad Kleinen beabsichligt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 Miihle®
die lengfristige Sicherung und Entwickiung des ehemaligen denkmalgeschitzten Mihlengelindes
zu einem fremdenverkehrlich und touristisch genutzten Standort.

Falgende Hinweise und Ergénzungen nach § 4 Abs. 1 BauGHB zum Vaorentwurf des B-Plan 23 sind
in die weftere Planung der Gemeinde Bad Kieinen einzubringen.

I, Aligemeines

Die Gemeinde Bad Kleinen sielit den Bebauungsplan 23 auf, um das Geldnde der ehamaligen
Mihle einer neuen MNutzung zuzufihren. Das leerstehende Munlengelande stall fir dia Gemeinde
sinen innerdrtlichen stadtebaulichen Missstand dar, den sie mit der vorlisgenden Planung

beseifigen will,

Sie nutzt hierflr das Mitlel der Angebotsplanung unter Anwendung des § 13a BauGB.
Der § 13a BauGE steht fir Bebauungspléine der Innenentwicklung, die der Wiedemnutzbarmachung
von Flachen oder der Nachverdichtung dienen eder andere Malknahme der Innenentwicklung zum
Inhalt haben, Der vorfiegends Bebauungsplan hat die Wisdemutzbarmachung des ehemaligen
Muhlengeldndes zum Inhait.
Bebauungspline der Inneneniwicklung kinnen im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Im
beschleunigten Verfahren kann von einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGE abgesehen
werden. Das darf aber nur geschehen, wenn eine zuldssige Grundfldche im Sinne des §19 Abs, 2
BauNVO (Oberbaubare Flache des Grundstiicks) oder eine Grife der Grundfidche festgesetzt wird
von insgesamt: - weniger als 20.000m? (Flache von B-Plénen im sachlichen, réumlichen und
zeitlichen Zusammenhang sind mitzurechnen)
- 20.000m? - weniger als 70.000m? (Vorprifung des Einzeffalls beziglich § 2 Abs. 4
5. 4 BauGa),
In der Prufung der Voraussetzungen des § 13a BauGE findet keine Berechnung der Oberbaubaren
Flache gem#f § 18 Abs. 2 BauNVO statt. Es wird in der Begrindung lediglich gesagt, dass .die
zusatzlichen Versiegelungen durch Bau- und Verkehrsflachen weit unter 20.000m? liegen®, Dies ist
im weiteren Verfahren rechnerisch nachzuweisen,
Des weileren werden Bebauungspléne, die in einem engen sachlichen, rdumlichen und zeitlichen
Zusammengang zu dem zu prifenden Plan liegen, mitgerechnet. Der eberfalls in Aufsleliung
befindiiche Bebauungsplan Nr. 25 Sportboot-Servicestation” fillt unter diese Rubrik. Der sachliche
Zusammenhang besteht in der fouristischen Nutzung der Servicestation. Raumiich arenzt er direkt

Zu 3.
Die Anforderungen an Léschwasserbereitstellung sinsichern. Die Begriindung ist z

erganzen.

M

Zu 0.
Die allgemeine Aussage zum Planverfahren wird zmrinis genommen.

Zu 1.
Die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a Bau@® zusatzlich durch die

Flachenbilanz von versiegelten Flachen begriindgteDverden auch die
entsprechenden relevanten Nachbarbauleitplanuregshtet.

UZu berucksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu berucksichtigen.
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Ifd. Nr. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der 8tglhahmen

Entscheidung/Beschlid

im stic-wastlichen Bereich an das Plangebiet an und zeillich gesehen befindst er sich eberfalls in
der Aufstellungsphase. Das heilll, dass die iberbaubare Grundfiiche des kumulierenden B-Plan
Nr. 25 in die Berechnung zur zuléssigen Grundfidche nach § 13a Abs. 1 5. 2 Nr. 1 einzubezighen
=1,

Eine Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan, welcher fir diesen Teilbereich bisher Mischgebist

darstellt, ist nicht gegeben. Jedoch erdfinet das beschleunigle Verfahren nach § 13a Abs. 2 Nr. 2
BauGE die Moglichkeit, den Fldchennutzungsplan auch nach der Planaufsteliung anzupassen. Die
geordnete stadtebauliche Entwicklung des Gemeindegebietes darf durch den Bebauungsplan
allerdings nicht beeintrachtigt werden. Dies ist hier autgrund der exponierien und eigensténdigen
Lage des Gebletes als gegeben zu betrachten.

Il. Rechtsgrundiagen, Priambal, Verfahrensvermerke

‘Verfahrensvermerkea:

8, Katasterm&Riger Bestand — Fur die Richtigkeit des katastermafligen Bestandes zelchnet nichi
der Blrgermeister gegen. Hier muss korrigiert werden.

i, Planerische Festsetzungen

Planzeichnung;

Der kumulierende B-Plan Nr. 25 . Sportboot-Servicestation” sollte erganzend in den Ubersichtsplan
Ubermommen werden, da er auch zur Berechnung der Grundfigche nach §13aAbs. 15. 2 Nr 1
BauGB herangezogen werden muss.

Es handeli sich bel der Flache der externen Stellplatze (teilw. Flurstiick 285/2) sowie baj dem
Flurstock 284/2 um Grundsticke der DB Netz AG, die ggf noch planfesigestelt sind, Diese
Grundsiicke kénnen erst genutzt und tiberplant werden, wenn die Freistellung von
Behnbetriebszwecken nach § 23 Aligemeines Eisenbahngesetz edolgt ist. In der Begrindung wird
hiervon lediglich das Flurstlick 285/2 mit den externen Stellpldtzen erwahnt. Flurstick 2B4/2 jst
Jjedoch laut unseren Unterlagen auch im Bestand der DB Netz AG.

Planzeichenerkigdrung:
Die Planzeichen der Gebiate S0 1.1 und SO 1.2 sind um die Unterteilung in .1 und .2 zu ergénzen

Sonstige Planzeichen — Umgrenzung von Fldchen fir besondere Antagen und Vorkehrungsn zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkung”

Dieses Planzeichen ist in der Zeichnung nicht auszumachen, Dies mag am zu klein gewahiten
Malistab liegen, da ich vermute, dass damit die Larmschulzwand umrehmt igt. Fir den Mafstab ist
eine geeignete Grolie zu wahlen (§ 1 Abs. 1 PlanZV).

Sonstige Plenzeichen — Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, hier Abgrenzung der
urterschiedlichen Hahen innerhalb eines Baugebistes*

Das Planzeichen wird in der Planzelchnung doppelt verwendet. Zum einen als Abgrenzung
unterschiedlicher Baugebiate zwischen 50 1.1 und 1.2 sowie 50 2 und SO 3, zum anderen wird es
als Abgrenzung der unterschiedlichen Héhen innerhalb eines Baugebietes (SO 3) genutzl. Hierfr
sind unterschiediiche Planzeichen zu verwenden, da diese eindeutig zuzuordnen sein missen.

Auf der Planzeichnung befinden sich 3 Umgrenzungen for Steflplatze. Diese missen auch in der
Planzeichenerlkdarung eréutert werden (§ 2 Abs. 4 PlanZV) und eine entsprechende Zueordnung
erfeigen. Glelches giit fur die Kennzeichnung (Béschung?) auf der Grinfliche im nord-gstiichen
Bereich des Plangebistes.

Texiteil B:
Art der baulichen Nutzung

Zu 2.
Die Berichtigung des Flachennutzungsplanes isBbeiendung des Verfahrens nach

§ 13a BauGB mdglich.

Zu 3.
Der Verfahrensvermerk vom Kataster wird angepasst.

Zu 4.
Der kumulierende B-Plan Nr. 25 wird bei der Bettacdly nach § 13a BauGB beachtet.

Eine Darstellung ist aus Sicht der Gemeinde nialgend erforderlich.

Zu 5.
Im Bebauungsplan werden nur solche Flachen Ubérplenverfugbar sind. Die
Begriindung ist entsprechend anzupassen.

Zu 6.
In der Zeichenerklarung wird die Untergliederungi@ 1.1 und SO 1.2 angepasst.

ZuT.

Da dem Landkreis der Vorentwurf im digitalen MaBstarlag, ist diese AuRRerung
unverstéandlich. Die Satzung wird in einem Ubersbheen MaRstab ausgefertigt. Damit
sind die Festsetzungen ersichtlich.

Zu 8.
Die Planzeichen zur Abgrenzung in Bezug auf HoheNmtzung werden entsprecheng

verwendet.

Zu 9.
In der Planzeichenerklarung werden die Stellplatmtdie Boschung entsprechend

beachtet.

Zu 10.

Die Anforderungen an die Art der Nutzung werdemdmgditet. Die Gemeinde wird
Uberpriifen, inwiefern die Festsetzung eines Kernegeboder Mischgebietes anstelle
eines Sondergebietes moglich ist. Die Gemeinde digdrestsetzung wohl eher in
Richtung Mischgebiet prifen, da Kerngebiete eherdéisbetrieben vorbehalten sind.
Die Gemeinde hat die Festsetzungen Uberprift.

Zielsetzung der Gemeinde ist es, die Wohnfunktisrulassen und nicht auf einzelne
Gruppen, wie Dienst-, Aufsichts- und Bereitschatspnen zu beschréanken. Um die
allgemeine Wohnfunktion zuzulassen, wurden die #sgtingen eines Kerngebietes ur
eines Mischgebietes tUberpruft.

mit der Behoérde gefiihrt.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu bericksichtigen.

Teilweise zu beriicksichtigen.

Ein Kerngebiet scheidet wegen der Handelsfunkti@n hier nicht so stark erwartet wirdMischgebietes erfolgen.
aus. Die Festsetzung eines Mischgebietes warelferpHierzu werden Abstimmungen

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Nicht zu beriicksichtigen.

| Festsetzung eines anderen
Baugebietes.
Abstimmungen mit der Behorde
zur Mdglichkeit.

GemalR Empfehlung und
Diskussion im Bauausschuss so
dlie Diskussion mit der Behorde
bezuglich der Festsetzung eing

)
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beshlus

Die Gemeinde sefzt 4 unterschiedliche sonstige Sondergebiete nach § 11 Abs 2 BauNVO fest. Es
collte die Festselzung eines sonstigen Sondergebiets und die Untertellung lediglich in Baubereiche
mit den entsprechenden zuléssigen Nutzungen gepriift werden

ZuS01.2

Pkt.2

Das SO 1.2 ist hinsichtiich der zuldssigen Nutzungsarten im Verhaltnis zur Grsle und unter
Beachtung der bereits ereiltan Baugenehmigungen zu priifen. Um der Zweckbestimmung des SO-
Gebletes zu entsprechen sollten die Anzahl der Wohnungen und Ferienwohnungen zahlenméRig
eingeschrankt werden. Die Zulassung von Wohnungen unter dem ersten Anstrich allgemein und 6.
Ansirich ausnahmsweise im Sinne von § 8 Abs.3 BauNVvO ist widersprichlich und zu prifan,

s02

Es ist zu prilfen, ob in diesem SO- Gebiet die Durchsetzung einer Betreiberwohnung unter den
Anforderungen des § B Abs 3 BauNVO ~ wie sie auch fir SO-Gebigte richtig anzuwenden sind-
realistisch durchseizbar ist. Ich empfehle diese Festsetzung zu streichen

5013

Die untergeordnele Zulassigkeit der VWohnnutzung solite in der Zweckbestimmung und auch in den
textlichen Festzetzungen deullich hervorgehoben werden. Es ist zu prifen, In wie weit die
Untererdnung in den Festsetzungen noch konkretisiert werden kann. Auch hier ist die Zulassung
von Wohnungen unter dem ersten Anstrich allgemein (hier sollte konkretisiert werden) und dem 5.
Anstrich als ausnahmsweise im Sinne von § 8 Abs. 3 BauNVO widersprichlich und zu prifen.

Die ausnahmswelse Festsetzung von Lagersinrichiungen und Lagemdumen ist unbestimmt und zu
kenkretisieren, auch aus der Begrindung lassen sich dazu keine Hinweise entnehmen.

Zud2
Die Festsetzung ist hinsichtiich einer geordneten stédtebaulichen Entwicklung zu prifen und zu
begrinden- auch in Auseinandersetzung mil dem Denkmalschutz.

Zu 8. Bauliche und sonstige Vorkehrungen zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen

Ich weise darauf hin, dass wenn in den Festsetzungen auf technische Viarschriften zurlickgegriffen
wird, wie hier auf die DIN 4109 ~Schallschutz im Hochbau und VDI Richtlinie 2718 - diese auch
durch die Gemsinde zur Elnsichtnahme vergehalten werden missen. Es hat ein entsprechender
Hinweis zu erfolgen, we diese eingesehen werden koénnen

Die Larmschutzwand kann als Bedingung , unter zu bengnnenden Voraussetzungen nach § 9 Abs.
2 Nr. 2 BauGB festgesetzt werden

leh weise darauf hin, dass der veriiegende Vorentwurd nicht die Vioraussetzungen eines
qualifizierten Bebauungsplanes nach Mafgabe § 30 Abs.1 BauGB 1. V. m. § 16 Abs.3 BauNVO
erfillt, da keine Festsetzungen zur Grundfidchenzahl oder Grole der Grundflichen getroffen
wurden.

V. Begrilndung

Die gegebenen Hinweise und Ergénzungen sind in der Begriindung zu beriicksichtigen,

In die Begrindung soliten Kapazitatsangeben sinfliefien, die gof. Uber stidiebauliche Vertrige zu
sichern sind.

8.3 Bauwelse, Gberbaubare Grundsticksflache

Baudenkmaler sind grundsétzlich in ihrem Bestand geschitzt. leh gebe zu badenken, das durch die
Festsetzung von Baulinien und Baugrenzen ein falsches Signal an die zukonftigen Inhaber
gesendet werden kiénnte, da sclche Festsetzungen nicht nur den Bestand sichern, sandemn auch
fiir den mégiichen Wegfall" der bestehenden Geb&ude ein Baurecht sichern, Demnach besteht fiir
die Inhaber die Maglichkeit, den Bestand soweit verfallen zu lassen, dass er den Denkmalstatus

Ao

|
|
|
o

11

Zu 11.

Die Festsetzung zu 4.2 geht davon aus, dass Ndbgearim Sinne des § 14 sowie
Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports) teltp&tze auBerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig sindGBreeinde hat keine anderweitiger
Hinweise und Erkenntnisse durch Beteiligung derkbeaischutzbehdrde erhalten. Die
Gemeinde hélt an diesem Planungsziel fest.

Zu 12.
Die Anforderungen an die Bereithaltung von Unteglagverden beachtet. Die

Begriindung wird erganzt.

Zu 13.
Es ist beabsichtigt, den Bebauungsplan ohne GRdhnd Grundflache zu entwickeln,

Zu 14.
Die Begriindung wird entsprechend angepasst.

Zu 15.

Bereits bei der Abstimmung mit der StellungnahmelRiEnkmalpflege hat sich die
Gemeinde davon leiten lassen, dass die stadtebawliominanz erhalten werden solle
Die Festsetzungen sollen auch fiir den Fall dessAbsi erfolgen. Bei Erweiterungen v
Gebéauden sind Abstimmungen mit der Denkmalpflegeveradig. Die Planunterlagen
werden um diese Passage erganzt. Die Festsetzangeldhe und zur Baugrenze solle

Nicht zu beriicksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu bericksichtigen.

Die Gemeinde beabsichtigt die Festsetzung der Baagn und der H6he so zu belassgru berticksichtigen.
I Festsetzung zur Héhe und zuf

nBaugrenze.

rGemafl Empfehlung des
Bauausschuss bleibt die
nFestsetzung erhalten.

nicht geandert werden. Diese sollen verbleiben.
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I
aberkannt bekommt und abgerissen und neu erichtel werden kann, Fir den Fall, das die Gebauda
aus dem Denkmalschutz entfallen und durch Neubauten ersetzt werden sollen, wire auch eing |
becr‘l_ngte Festsetzung nach § 9 Abs 2 BauGE méglich, wobei dann unter stadtebaulichen =
Gesichtspunkten auch andere MaBbestimmungsfakioren festgesetzt werden kénnten — das stz B | ‘/ &
im Fall des Speichers zu prifen . Zu 16
==, Larmpegelbereiche werden je nach Erfordernis etg@ies setzt voraus, dass das Zu bericksichtigen.

£

8.7 Immissionsschutz

Die Larmpegelberaiche sind in die Planzeichnung zu Obermehmen. | /A Larmgutachten entsprechend auf den Bearbeitungseleganzt wird.

8 B Flachenbilanz e

Es ist die Oberbaubare Grundstucksfische darzustelien, um das Verfahen nach § 13a Abs. 15,2 |/ | ZuU 17.

Nr. 1 BauGB zu rechifertigen. [ Auf die tUberbaubare Grundstiicksflache wird im ierda nach § 13a BauGB Zu bertcksichtigen.

12, Ver- und Entgorgung —— eingegangen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass beziiglich RReit; und Wanderwege keine

Angaben zur inneren Erschliefung des Baugebistes liegen noch nicht vor, Sofem daven

Alle _ggnann!im Punkte sind im welteren Planverfahren zu kenkretisieren und solten bei der 7
Beﬁﬂging nach § 4 Abs. 2 BauGB schon zu Ende geplant sein, damit sie abschliefend beurtaill i )I/ Zu 18
werden konnen C .
= Die Belange der Ver- und Entsorgung werden ergéanzt. Zu bericksichtigen.
Rad-, Reit- und Wanderwege )
Keine Hinweise und Badanken. L N
[t
Abfallwirtschaftsbetrieh ﬁ—u\ Zul.
s | 7 .
- ur Kenntnis zu nehmen.
ausgegangen werden kann, dass die Abfallentsorgung am Hauptweg des Liferweges g
vergenemmen werden soll, gibt es aus abfallwirtschaftiicher Sicht keine Bedenken oder A Bedenken bestehen.
Anregungen. |4
i (0]
Zu 1.

Die Abfallbeseitigung ist vom Uferweg vorgesehere Begriindung ist zu ergédnzen. | Zu bericksichtigen.

14



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - - Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschlus
Nr. [11.1.1

e Herr Kriger Landkreis Nordwest- — |

Zncer 4.203 mecklenburg .

Femrd 03841 / 3040 6642

Telalax (3841 [ 3040 BEA42 - untere Immissionsschutzbehdrde -

Empfanger:
Landkreis Nordwestmecklenburg
- FD 61/63 -
23935 Grevesmiihlen
Zwmichan: 12236 Eingang: 27422012 Fertigstellung:  23.04.2013

B-Plan Nr. 23 ,,Mihlengeldnde” der Gemeinde Bad Kleinen

Untere Immissionsschutzbehorde: Herr Kriiger

Die Steliungnahme weist aut erhablichs entgegenstehende Balange hin,
dle im Rahmen der baulsitplanerischan Abwagung kaum (berwindbar sind,

PR Zu 1.
Die Stellungnahme weist auf enigegenstahende Belange hin, ) x /{ Diese Passage steht im Widerspruch zu der Steliimge I1.1 des Landkreises, in der | Zu beriicksichtigen.
e Rahmer dor mulsiiplanersohen Abwgung berlcksictugt werden misssn. dargelegt ist, dass seitens der unteren Immissibnszbehorde keine entgegenstehenden

. . ) . Belange vorliegen. Dies ist fur die Gemeinde jedmebrheblich, da eine abgewogene
| B Bislingrestrne welst aut ks entgegensieherdan Bajange hin, Planung vorzubereiten ist und entgegenstehende@ekuszuraumen sind.

Aus immissionsschutzrachtiicher Sicht gibt es zu 0.g. Vorhaben folgende Hinwelse und Anre-

gungan.
Lérmemissionen

Mit der vorliegenden Planung verfolgt die Gemeinde Bad Kleinen das ambitioniene Ziel, statt
Bauleitplanung und Flichenverbrauch auf der griinen Wiese" unter Nachhaltigkeitsgesichts-
punkten beim Siedlungsfifchenverbrauch ungenutzten Innenbersich durch Wiedennnut-
zungnahme aufzuwerten. Die Larmvorbelastung bereitet in solchen Lagen mehr Probleme als
bei der 0.g. Planung in der Peripherie und erfordert in einem héheren Male Kompromisse bal
der Auslegung der geltenden Onentierungswerta Innerhalb disser Flachen. Zu 2.
Die Mbglichkelten der Schatfung Irmberuhigter Flchen innerhalh des Mihlengetindss durch Die Beurteilung der Berechnungsergebnisse wird<amtnis genommen. Zur Kenntnis zu nehmen.

Gebdude- und Nutzungsanordnung oder Erhdhung von Abstanden zur Bahntrasse sind stark
eingeschrénkt. In den Ubsrwiegenden Tailbersichen geht es nachis flr schutzbedirftige Faolge- l/
nutzungen sehlicht um die Realisierung eines ausreichenden Gesundheitsschutzes.

Salbst untar Ausschiplung aktiven Schallsehutzes In Farm einar Ahschirmung (WandWall mit
mind. 4m H&ha) innerhalb des Plangebistes kann der tags gellende Orientierungswerte der DIN
18005 filr Wohngabiate nur zum Teil eingehaltzn werden. Im 2.0G ist dann auch der Orientie-
rungswert fiir Mischgebiate nur noch in Teilen des Plangebistes zu halten

Da der einwirkende Bahnlarm pachts lediglich 1dB,, abnimmt, sind selbst in Erdgeschosshohe
mit maximal wirkender Schallschutzwand keine nennenswerten Bereiche auszumachen, in de-

nen der Orientierungswert nachts fiir Wohngebiete singehalten wird. Der Mischgebietswert wird
lediglich unmittelbar hinter dem Silogebaude, dem Wohnhaus und den Garagen emeichl. Der
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Planberaich, in dem die Werta der 16.BimSchV fiir Wohngebiele noch singehalten werden, ba-
schrénkt sich auf einen schmalen Streifen direkt hinter den Gebaudan und zwischan Weohnhaus
und Garagen. Bereits im 2. OG gibt es prakfische keine relevanten Bareiche mehr, in danen die-
sar Grenzwer (WA) eingehalten wird. Dar Grenzwart der beim Autobahnnaobau Mischgebieten
(MI) nachts zugemutet wird, ist hier ledighich im Schallschatten der Gebaude und zwischen Ga-
rage und Wohnhaus zu finden.

Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Bau- und Immissionsschutzrechtas sind in solchen
Gebieten nicht pauschal und schan gar nicht wie Grenzwerte anzuwenden. Dennoch muss sich
die Bauleitplanung im Rahmen des Abwigungsprozasses an dissen Werten orientieren, da sie
im Zusammeanhang mit dem BImSch@® sowle der hachstrichterlichen Rechtsprechung einen
Rahmen 10r den Schulz der Gesundheit der Bevilkerung darstellen. [Das Bundesverwallungs-
gericht hat eine Abweichung von 5dB,, von den DIN-18005-Orientierungswertan fir zuldssig
erachiet, gleichzeitig aber darauf hingewiesen, dass die Ermittlung des zuldssigen Grenzwer-
tes” nur das Ergebnis einer tatrichtedichen Beurteilung sein kann. In jedem Fall ist die Grenze
des Zumutbaren dann erreicht, wenn die Larmimmissionen die Schwelle zur Gesundheitsgefahr
Uberschrelien,” Die Schwelle zur Gesundheitsgefahr diirfte durch dan in der 16. BimSchV* ge-
nannten Hachstwart von tags 70dB, und nachts 80dBy, beschrieben sein.

All den gutachterlichen Berechnungen liegt der sogenannie Schienenbonus von 5dBy zu Grun-
de, der als Abschiag eine ,Schinung® der Ergebnisse bewirkt. Diese Verfahransweise ist recht-
lich derzeit nicht zu beanstanden. Dennoch weist der Gutachter auf jingere Erkenninisse und
MNormen hin, die digsen Bonus nicht in jedem Fall fir angebracht halten.

Im ersten Teil des Gutachtans werdan im Ergebnis der Bewertung des Schienenverkehrglarms
Nutzungsempfehlungen fiir das Mihlengetinde gegeben, die chne bzw, mit untergesrdnetsn
Wahnfunktionen erfelgen sollte. Die Gebistsnutzung sollte deshalb in Richtung Gewearbe und
touristische und infrastrukturelis Einrichtungen gehen. Holelnulzung, singsschriinkte Daver- und
Ferienwohnnutzungen kimen nur unter sufwandigen Strategien passiven Schallschutzes in Be-

tracht. Die Wohnbebauung selite auf den siidésilichen Rand des Plangebietes beschrénkt war-

den,

Im zweiten Teil werden die Auswirkungan mdglicher Nutzungen auf benachbarte Wohnnutzun-
gon im Uferweg betrachtet. Diese wurdan mit dem Schutzanspruches eines allgemeinen Wohn-
gebietes verglichen. Bei gleizhmafiger Verteilung der Emissionan im Plangsbiet kfinnen
tags/nachts flachenbezogens maximal Schalleistungspegel von 58/43dB,./m? abgegeben wer-
den. In Bezug auf die Ruhszeiten der 18. BImSch\V* und dar Freizeilarm-Richtinie® sinkt disser
Wert auf 53dBs/m?. Die zundchst gleichmafige Vertellung kdnnte durch eine Glisderung mit
larmintensiveren Nutzungen in Richtung Bahnlinie optimizrt werden. Um dis Menge zusatzlicher
Verkehrsemissionen umreaiBen zu kinnen, ist it. Gutachien eine Zahlung des Ist-Zustandes not-
wandig. In jedem Fall wiren verkehrsintansive Ansiediungen nur badingt geeignet. Mit einar As-
phaltizrung des Uferweages konne man sich _Luft" durch Wanfallen des Pfiasterzuschiages in
Hohe von 3dB, verschaifen.

Zur Umsetzung der gutachterlichen Aussagen im Plan ist Eingangs fesizuhalten, dass as sich
mehr um schalllschnische Voruntersuchungan mit Planungshinweisen handelta. Konkrate in der
Planung genannta Larmpegelbearsiche wurden vom Gutachter noch nicht bestimmt und auch
nicht als Festsetzungsvorschlag vorbereitet. Die im Taxt Teil B unter Nr. 8 dargelagten Schluss-
folgerungen aus dem Gutachtan sind 2war von der Systematik (Begrindung, 5.26, letzter Ab-
satz) her aber nicht in den konkretan Zahlenwearten nachvolizishbar, Deshalb betrachte ich
diese Festsetzungen unter 6 lediglich als Vorschlag, der it. letztem Satz unter 6.2. gutach-
terlich bestétigt bzw. nachgearbeitet werden soll (sighe auch Begriindung, $.26, 7.Absalz).

In der Nutzungsanordnung weicht der Plan von den gutachterdichen Empfehlungen ab, indem er
bis auf das S02 in den andersan 3 Teilgebisten Beherbergungs- und Wohnnutzungen zuldsst, Da

Zu 3.
Die Larmpegelbereiche werden konkret durch ein Gt untersetzt und sind
entsprechend zu beachten.

Zu 4.
Die Festsetzungsvorschlage fur den passiven Schatiswerden beachtet.

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.
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sich ausschiieBlich mit aktivem Schallschutz (WallWand) schalltechnisch noch keine vertragli- ‘
chen Nutzungen realisiersn lassen, muss im Plangebiet mit passiven Schalischutzma8nahman
erheblich nachgearbaitet warden. Dabei richiet sich aber der Aufwand an den jeweiligan Gebdu- |
desaiten nach dem jeweils dont prognostizierten mafgeblichan AuRenl&rmpegel.

Je mehr die Wohn- und Baherbargungsnutzungen durch passivan Schallschutz .eingepackt” und
durch schallgedammte Liftung abgeschirml werden, kollidient dies 1.d.R. mit dem Wunsch nach
selbsthestimmter Lofung und damit der Attraktivitat in der Vermarktung. Da es aktusll besonde-
re Fenstarkanstruktionen gibt, die auch mit tellwelse getfinaten Fenstemn eine guts Schallddm-
mung esreichen sollen, kinnte folgenda Festsetzung zumindest in Teifberelchen elnen Kompro-
miss darstellen: ,Durch geeslgnete Fensterkonstruktionen fst bevorzugt sicherzustelian, dass in
den besonders ernpfindlichen Raumnutzungen (Schiaf-, Kinderzl., ...) nachis eln Innanraumpe-
gel bai gekipptam Fenster von 3008,y nicht dberschritten wird ¥

In den Festsetzungsvorschidgen blieben die Ergebnisse des zweiten Tells des Gutachtens unbe-
rlichsichtiat. Es geht nicht nur darum, Nutzungen im Plan mit ausreichendem Schallschutz ge-
genlber der Bahnirasse zu versehan, sondern auch darum, die mdglichen Nutzungen so zu
begranzen, dass die Orientierungswerte an den nachsten Wohnnutzungen auBerhalb des Plans
eingehalten werden. Hierzu sind gof. gegliederte Bereiche mit flachenbezoganen Schallleis-
tungspegeln auszuweisan.

Rechtsgrundlagen

' DIM 18005 {Deutsches Institut for Mormung &V, - Normenausschu Bauwesen), Tell 1 Mai 1887 Schall-
schutz Im Stadiebau

¢ Gesatz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch Lufiverunreinigungen, Geriusche, Er-
sghitterungen und dhnliche Vorgdnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz — BImSch@) vom 26. Seplembar
2002 (BGBI. 1, 5. 3830) zuletzt gedndart durch Artikal 2 des Gesetzes vom 24, Februar 2012 [BGBI. I, Nr.
10, 5. 212) in Kraft getreton am 1. Juni 2012

* Gonther Bannighausan u.a., MNutzung von Gawerbe- und Indusinebrachen fir Wohnzwecke — Dle Ham-
burger HatenCity, Zeitschrilt flir LArmbekdmplung, Nr.8/2004, 5. 174/175

18, Verordnung zur DurchiGhrung des Bundes-immissionsschulzgesatzes (Verkehrslarmschulzverord-
nung] vom 12, Juni 1950, BGBI. | 5. 1036, 2uletzt gedndert durch Arlikel 3 des Gesetzes vom 18.08.2006
(BGHI, |, Nr. 44, 5. 2146], in Kraft getreten am 01.10.2008

* Verordnung zur Durchffihrung das Bundes-immissionssehutzgesetzes (Sportanlagentarmschutzverord.
nung) vom 18, Juli 1991, BGBL. | 5.1588, zulizi gedndert durch Art. 1 der Verordnung vom 9. Februar
2006 (BGEI | Nr. 7, 5. 324)

Richtliniz zur Beurleilung der von Frelzeitanlagen verursachien Garduscha (Freizeitiirm-Richifinie) In
Meckienburg-Vorpommem; Erfass des Ministi Bau, Landesentwicklung und Umwal vom 03.07. 1958 - VIl
520 - 5724.0,08 -; Amishl. 1998, Nr. 35, 5.080
" Ginther Bénnighausen w.a,, Nutzung ven Gewerbe- und Industrietrachan fir Wohnzwecke — Dig Ham-

burger HafenGity, Feitgchrift flr Lermbek&mpfung, Nr.6/2004, 5.175

-y

™

Zu 5.

Die Belange des Schutzes umliegender Bebauunguswitkungen der im Plangebiet
vorbereitenden Bebauung sind zu beachten. Auf eli¢sEtzung von flachenbezogenery
Schallleistungspegeln wird verzichtet. Es wird eiue Regelung im
Baugenehmigungsverfahren orientiert.

Zu 6.
Die Rechtsgrundlagen werden zur Kenntnis genommen.

Teilweise zu bericksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Staatliches Amt
flir Landwirtschaft und Umwelt
Westmecklenburg

SIALL Wastmeckienbug
Blgicheruter 13, 19053 Schwarn

Telabon: (385 / 56 58 6-124.

'éz\hl’:nt: 0345 / 59 58 8-570
_E-Mail: Helke Shoffstalnem, my-reglerung. da
Biarbaiiet von: Heie Sie a

Amt Dorf Mecklenburg — Bad Kleinen
Z. H. Frau Kruse
Am Wehberg 17 EiN
23872 Dorf Mecklenburg |)’-‘_.._"r|1 Dar ek

wiydl

Satzung diber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das G
Lfilhle", fiir das MiihlengelEnde e

— = E.

gr-fnd KR O SIALLI WA 2e-004-13-51 22.74 002
- - (Ltle bei Gehrtftvarkehr angeben)

LBt f

% A J!.:'I'.r'! i it

1]
Su!hwerin.‘z‘i Januar 2013

ool Bn Vo ,l:n|

fhr Schreiben vom 20, Dezember 2012

dffentlicher Belange und aus fachtechnischer Sicht wie faigt Stellung:

1. Landwirtschaft/EU-Forderangelegenheiten
Die 0. g. Planungsunterfagen habe ich aus landwirischafticher Sicht geprift.

Es haqdeil sich um eine Fliche, die nicht landwirtschaftlich gdenutzt wurde. Geplante
Ausgleichsmaitnahmen waren fir mich nicht ersichtlich und fGhren somit micht zum Wegfall
von landwirtschaftlichen Flachen.

Daher werden keine waileren Bedenken und Anregungen geduBerd,

2. Integrierte lindliche Entwicklung

A}s zustindige Behdrde zur Durchfilhrung von Verfahren zur Neuregelung der
f:lgemumsvra_mﬁfmlssa nach dem 8. Abschnitt des Landwinschaftsanpassungsgesetzes und
des Flurbereinigungsgesetzes mochte ich mitteilen, dass sich das Gebiet, auf das sich die
Satzung dber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet \MOnle*
= fir das Muhlengelinde - bezieht, in keinem Varahren zur Neuregelung der
Eigentumsverhiltnisse befindet.

Bedenken und Anregungen werden deshalb nicht gesufiert.

Nach Prifung der mir tbersandten Unterlagen nehme ich in meiner Funkfion als Tréger

Zu 0.
Die Stellungnahmen der einzelnen Abteilungen werdaifolgend behandelt.

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus landwaftidher Sicht keine Anregungen

und Bedenken vorgetragen werden.

Zu 2.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass kein VerfaerrNeuregelung der

Eigentumsverhéltnisse durchgefiihrt wird und keineefyungen und Bedenken
vorgetragen werden.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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3. Naturschutz, Wasser und Boden
3.1 Naturschutz

Von dem Vorhaben sind meine Belange nach §§ 5 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 40 Abs. 2 Nr. 2
Naturschutzausfilhrungsgesetz (NatSchAG M-V) nicht betreffen. Die Belange anderer
Naturschutzbehérden nach §§ 2, 3, 4, 6 und 7 NalSchAG M-V sind zu priffan.

3.2 Wasser

Gewisser erster Ordnung gem. § 48 Abs. 1 des Wassergessatzes des Landes Mecklenburg-

Veorpommern (LWaG) und wasserwirtschaftliche Anlagen In meiner Zustdndigkelt werden

Ench! ::erﬂhl't. 0 dass von hier gegen das Vorhaben keine wasserwinschaftiichen Bedenien
estehan.

3.3 Boden

Das Altlasten- und Bodenschulzkataster fir das Land Mecklenburg-Vorpommern wird vom
Landesamt fir Umwell, Naturschutz und Geclogie Mecklenburg-Vorpommern, Goldberger
Strafle 12, 18273 Glstrow, anhand der Erfassung durch die Landrits der Landkreise und
Oberblrgermeister/Blirgermeister der kreisfraian Stidte gefihrt. Entsprechende Auskinfte
aus dem Altlastenkataster sind dort erhditlich,

Warden in Bewertung dieser Auskiinfte oder darber hinaus durch Sie schadliche
Bodenveranderungen, Alllasten  oder alfiastverddchtige Flichen im Sinne des
Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG) festgestzilt, sind Sie in Grundlage von § 2 des
Geselzes zum Schulz des Bodens im  Land Mecklenburg-Vorpommem
(Landesbodenschutzgesetz  —  LBodSchG M) verpflichtet, den  unteren
Bodenschutzbehdrden der Landireise und kreisfreien Stadte hieriiber Mitteilung zu machen,

4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft
Ich erganze lhre Feststellungen in der Begriindung wie folgt:
4.1 Immissions- und Klimaschulz

4.1.1 Genehmigungsbedritige Anlagen nach Bundes-Immissionsschutzgeseiz (BImScha)

Im Planungsbereich und seiner immissionssehutzralevantan Umgebun
: g ist folgende Anla
bekannt, die nach BimSch@ durch mich genehmigt, mir angezeigt wurde: -

- TRANSGAS Flussiggas Transpert und Logistik GmbH & Co.KG Flissiggasiager

Diesa Anlage genleft Bestandsschutz. Davon ist bei allen weiteren Planungsmalnahmen
auszugehen.

Macl-! Anlage zu TRE 301_ Nr. 25 Ziff. 7.1.22 haben Flussiggasanlagen mit thren lasbaren
Verbindungen, in denen sich Flissigphase befindet oder befinden kann zu Schutzabjekten
einen Sicherbeitsabstand einzuhalian

Schutzobjekte sind:
- Wohngebéude

- batriebermda Anlagen, Gebgude, Einrichlungen sullerhalb des Werkpelindes, in
genen sich davernd oder regelméilig Menschen aufhalten,

]

-

Zu 3.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine natutagahlichen Belange beriihrt sing

Naturschutzbehdrden wurden beteiligt.

Zu 4.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine wasdsohaftlichen Belange beruhrt sin

Zu 5.
In Bezug auf Altlasten wurde der Landkreis beteilidtlastenverdachte wurden nicht

geduBert. Die Gemeinde geht aufgrund historisckeh&che davon aus, dass keine
Altlasten vorhanden sind. Sie wird dies jedochdeziweiteren Vorbereitung sorgfaltig

betrachten.

Zu 6.
Belange des Bodenschutzes werden entsprechendiosgdilangepasst.

ZuT.
Die BImSch-genehmigte Anlage der TRANSGAS wird @mdPlanunterlagen beachtet.

Es wird berucksichtigt, dass keine Bedenken bestelseder Abstand ausreichend gro
bemessen ist.

.Zur Kenntnis zu nehmen.

dZur Kenntnis zu nehmen.

Zu bericksichtigen.
3

Teilweise zu beriicksichtigen.

Teilweise zu beriicksichtigen.

19



Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beshlus

f
f

3

- beuiebsf_remde Anlagen, Gebaude, Elnrichtungen innerhalb des Werkgelandes, in
denen sich dauernd oder regelmdfig betriebsfremde Menschen aufhalten, fir die
Vorsorgemaiinahmen nach Alarm- und Gefahrenabwahrplan nicht gelroffen sind und
dffentliche Verkehrswege.

Entsprechend Tabells 1 der TRB 801 Nr. 25 betrégt der Sicherheitsabstand fir Anlagen der

Gruppe C (Umschi;giagar) und einer max, zuldssigen Anschlussnennwelte DN B0 - 40 m.

ga der Abstand zwischen der Anlage und dem Plangeblet ca. 140 m betragt bestehen keine
edenken.

4.1.2 Larmimmissionen

Auf der Grundlage der DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau), Beiblatt 1, Teil 1, Ziffar 1.1g
sollien in den Sondergebisten gemal § 10 (11) Baunutzungsverordnung {BauNvQ)
angemessene Immissionsrichtwerte ,Auflen® (Larm) festgelegt werdsn,

4.2 Abfall und Kreislaufwirtschaft

Sollten bei Erdarbeiten Auffalligkeiten wie unnatirliche Verfdrbungen bew. Geriiche des
Bodens auftreten, ist die Landratin des Landkreises Nordwesimeckienburg zu informieren,
Der Grundstlickshesitzer st als Abfallbesitzer nach § 15 Kreislaufwitschaftsgesetz (KANG)
zur ordnungsgematan Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet,

{ITII I.If\uﬂragl__"n_'

I A A

| J fral LA i s
i g L

AHnsD Frtebel

S

Zu 8.
Die Gemeinde Bad Kleinen setzt sich mit der Schettiflematik angemessen auseinan

Der Hinweis wird beachtet. Die Festsetzung von lgsiainsrichtwerten ist jedoch nicht
vorgesehen. Orientierende Untersuchungen sindgerfdaRgeblich geht es um den
Schutz vor Larm, der sich auswirkt. Weitergehencleu&anforderungen sind im Zuge
des Baugenehmigungsverfahrens fir konkrete Anlagdieachten.

Zu 9.
Die Belange der Abfallwirtschaft sind entsprechendeachten.

jdeilweise zu beriicksichtigen.

Zu bericksichtigen.
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lus

Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Nr. |11.3

Amt fiir Raumordnung und
Landesplanung Westmeckienburg

A FUr Ragimardnung und Landesplarung Wesimecklenburg ¢
SchicBeirele § - 8, 18053 Hohwerin

Amlt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen

Fr die Gemeinde Bad KISinefi= | 11 13 15 (3 4 1 G Erdion cans somy

o 5 Frafbon 0385 ssmeat4z

Am Wehberg 17 Amt Dorf hee <tnbure-Gan Kegn 0365 568 89 180
E-flait: doette. sok @ s, my-reglenang de
120-506-08/13

T AR wiz A
Datum: 17.01.2093

At iva L'Fl'.u tu;a' BA | Z1 |y

23072 Dorf Mecklenburg

Planungsanzeige gemal § 17 : anungsgasetz (LPIG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 05. Mai 1988, GVO-Blatt M-V Nr. 18 S. 503, zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 20, Mai 2011 (GVOBL M-V S. 323), Erfass vom 05, Maj 1995
(Amisblatt M-\ Nr. 23/1996)

Landesplanerische Hinweise zum Bebauungsplan Nr. 23 ,Mihle" der Gemeinde Bad
Kleinen

Frihzeftige Beteiligung der Behérden gemdll § 4 Abs, 1 BauGB
Mitteilung der Erfordemisse der Raumordnung und Landesplanung gemai §17 bzw. § 20
LPIG

Ihr Schreiben vom 20.12 2012 (Posleingang 02.01.2013)
Die angezeigten Planungsabsichten wearden nach den Grundsétzen und Zislen der Raum-
ordnung und Landesplanung geméd® Landesplanungsgesetz, Landesraumentwicklungs-

programm fir Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) und dem Regionalen Raumentwick-
lungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) beurteilt.

Anmerkung

Die landesplanerischen Hinweise ersetzen nicht die landesplanerische Stellungnahme im
Rahmen der Beteiligung der Trdger tffentlicher Belange gemal §4 Abs, 2 BauGB,

Vorgelegte Unterlagen und Planungsziele

Zur Bewertung hat der Vorentwurf des Bebauungsplanas Nr, 23 Mihls* der Gemeinde
Bad Kleinen bestehend aus Planzeichnung (Stand 10/2012) und Begrindung vorgelegen.

Mit der vorliegenden Planung méchte die Gemeinde Bad Kieinen die bau- und planungs-
rechtlichen Voraussetzungen for die Umnutzung des denkmalgeschitzten Mihlengeldn-
des schaffen. Die Gemeinde plant die Errichtung von Fremdenbeherbergungen und die

Zu 1.
Die allgemeinen Beurteilungsgrundlagen werden zmrithis genommen.

Zu 2.
Das Beteiligungsverfahren nach 8§ 4 Abs. 2 BauGBdsjesehen. Somit sind die

Belange beachtet.

Zu 3.
Vorgelegte Unterlagen und Planziele werden zur kKesmgenommen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Schaffung eines attraktiven Freizeit- und Infrastrukiurangebotes.

Raumeordnerische Bewertung

Die Gemeinda Bad Kleinen befindet sich nrdlich des Schweriner Sees und wird vom Amt
Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen verwaliet Gemalk RREP WM liegt das Grundzentrum im
landlichen Raum mit giinstiger Winschaftsbasis, im Toursmusentwicklungsraum und teil-
weise im Vorbehalts- bzw, Vorranggebiet Naturschutz und Landschaftspflege.

Bis zum 31.12.2011 kennten in der Gemeinde 3 643 Einwohner registriert werden.

Mit demn Bebauungsplan Nr. 23 ist es der Gemeinde Bad Kleinen miglich, das jouristische
Angebot im Tourismusentwicklungsraum guantitativ und qualitativ zu erweitern und den
Tourismus als wichfigsten Wirtschaftsfaktor in der Region zu starken (vgl. Pkt. 3.1.2 (1)
und (3} RREP WM),

Die Umsatzung des Vorhabens kann dazu beitragen, einen stadtebaulichen Missstand zu
beseitigen. Dies entspricht dem Ziel der Raumordnung und Landesplanung, durch Umnut-
zung und Verdichtung von Siedlungsil&chen der Innenentwicklung vor der AuRenentwick-
lung Vorrang zu geben (vgl. Pkt 4.1 (2) RREP W),

AbschlieBender Hinwais
Die landesplanerischen Hinwelse beziehen sich auf die Grundsétze und Ziele der Raum-
ordnung und Landesplanung und greifen der erforderlichen Prifung durch die zustindige
Genehmigungsbehtrde nicht vor. Sie gelten nur solange, wie sich die Beurteilungsgrund-
lagen for das Vorhabean nicht wesentlich andermn
I Auftrag

J!F.:/L’d“—'
RA?'ﬁer Pochstein

Verteiler
Landkreis Nordwestmecklenburg, Fachdienst Bauordnung und Planung - per Maii

Zu 4.
Die raumordnerische Bewertung wird in den Untenfalgeachtet.

Zu 5.
Die Gemeinde nimmt die landesplanerischen Hinwaisdlenntnis. Sobald sich die

Beurteilungsgrundlagen andern, wird eine ernewluignahme eingeholt, in jedem
Falle geman § 4 Abs. 2 BauGB.

Zu bericksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Entscheidung/Besh

lus

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

1.4
Bergamt Stralsund
-
Prsitach 1138 - 18AD! Srabr :

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kle e i i o Her Dlietz
fiir die Gemeinde Bad KieinenF 5 31 B ks ol O3B 16121 41

-fuj'-! D:_1_: Bl Tl CaB31 161 21 12

Q. Bhatriba. mv-regenng da

23972 Dorf Mecklenburg

Am Wehberg 17 Ei.
1 e, DergETi-TV. de

JNr. 4T0EMZ

i
— i G120 AI55212

v T chan i wom b bz | voem Tiehlen Diaium
VZEW2mM 2 Gk aa 12013

BERGBAULICHE STELLUNGNAHME

Sehr geehrte Damen und Herren,
die van thnen zur Stellungnahme eingereichte MaRknahme
Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das
Gehiet "Milhle", fiir das Mihlengeldnde

beriihrt ksins bergbaulichen Belange nach Bundesberggesetz.

Fir den Bereich der 0, g. Malinahme liegen zurzeit keine Bergbauberechtigungen oder
Antrage auf Erteilung von Bergbauberechtigungen Rohsioffe vor,

Aus Sicht der vom Bergamt Stralsund zu wahrenden Belange werden keine Einwtinde
oder erganzenden Anregungen vorgebracht,

Mit freundlichen Griilfen und Gllickauf

Im Auftrag
D
Olaf Blietz N

4

Zu 1.
Es werden keine planrelevanten Belange vorgetragen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Entscheidung/Besh

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. |11.6

Behandlung der Stellungnahmen

lus

Straffenbauamt
Schwerin

Safecgnn Schwerin - Paificn 16 01 42 19091 Suhwers

Benatbear; Her Backer
Amt Dorf Mecklenburg/Bad Kleinen Teelon: C3B5 511 4449
Bauamt Taletax: 0385 511 415004151
Am Wehberg 17 E-Mail: Uwe, Backed @ sbv.mv-regisrung.da
23872 Dorf Mecklenburg Gagchaftazaichan: 2441-512.00.., -414a

IMEle bwi Anbwarl angutars)

Falz B-Plan 23 fad Knran
Dualuim: 25, Januar 2013

Stellungnahme
zur Satzung iiber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kieinen fiir das Geblet

«Mithle", fiir das Mihlengelinde

Sehr geehrte Damen, sehr geshrie Herren,

gegen ‘dl'a Satzung_! Gber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das Gebiat
.Mihle" bestehen in verkehriicher und straBenbaulicher Hinsicht kelne Bedenken Bundeas- und
Landesstralen sind von dem Plangebiet nicht betroffen.

Mit freundlichen Griien
im Aufirag

//I'r-
o ";{:"J"

G rallm';nn

L N—

Zu 1.
Es werden keine Belange vorgetragen, weil keinedBs- oder Landesstraf3en berthrt

sind.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Entscheidung/Besh

lus

S/ A _
A '.‘.}f: b oy Bp.{rz-gg i I ZecteaNechicht vom
wdatric- i andcld e 23 Schessern PF 11 8344, 18 e L 15 al™
‘ e E"}KF/:__ -I_____| ! II Ihe Bnspechosse
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen/ = Dipl-Ing. UIf DreBler
Gemeinde Bad Klei E-Hil
Am:;t:;rga'l? s g:es-sler@schwerin.rnk.da

23972 Dorf Mecklenburg 0385 5103-208
Fax
0385 5103-8208

28.01.2013

Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen filr das Gebiet
nMihle", fiir das Mithlengeldnde

Sehr geshre Damen und Herren,

wir danken [hnen fur die Betelligung in 0. g. Angelegenhaeit.

Die stddtebauliche Zielstellung, die Fiichen des ehemaligen Mihlangetindes einer
lovrismuswirtschaftiichen Nutzung zu widmen und damit neus Potenziale mil erhablichen
Entwicklungschancen fiir Bad Kleinen zu akfivieren, findet genersll unsera Zustimmung,
Zum gewshlten Verfahren und zu den planinhaltichen Festsetzungen ergeben sich aus

unserer Sicht gegenwiarig keine Hinweise und Einwendungen.

Mit freum{filhen Griifien
A

N

.

Dip}-Ing. UFf Dreftier
Geschafisbereich
Standoripolitik, International

Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen
Nr. [1.7

3 W o infravites

Ao e v struktur o7

Zu 1.
Die Zustimmung zu dem belebenden Projekt wird zemi€nis genommen.

Zu 2.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine HinwamskeEinwendungen bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Behandlung der Stellungnahmen
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lus

CITNGEGANG
Amt Barf MecklanbLrg-Bad KIE'mrgl

Mobility
EE Networks
Logistics

01 FEB. 2013

FIN |O50| BA ﬂ!‘rrr.
! DB Services Immobiien Gmbk
d

Miederassung Berlin
Eigentumsmanagement
Caroline-Michaefis-Str. 5-11

DB Services Immobdlen GmbH « Caruing-Michasls-51r, 5-11« 10115

Beerin
; 10115 Berin
Amt Derf Mecklenburg - Bad Klelnen wiww.deutschebahn.comfdbsimm
Bauamt
Frau Kruse B 51; 52; 525 bis Nesdbahnhof
Am Wehberg 17 @ Ua bis Nawrkundemusewm
= ME

23572 Dorf Mecklenburg
Sylvia Mangold
Telefon 030-29757360
Telefax 030-29757245
sytvia.mangeldi@dewischebahn.com
Leichen FREBLN-| 1 Ma
TOB-BLN-12-3752

28.01.2013

Satzung {iber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fdr das Gebiet ,Milh-
le®, filr das Milhlengeldnde
Hier: friihzeitige Beteiligung der Behtirden und sonstiger Triger éffentlicher Belange
nach § £ Abs. 1 BauGB und Information iiber die frihzeitige Ofentlichkeitsbeteili-
gung nach § 3 Abs, 1 Bau GB

Sehr geehrte Damen und Herren,
Sehr geehrte Frau Kruse,

mit Schreiben vom 20,12.2012 haben Sie uns gebeten, zum 0.4 Bebauungsplan der Gemeainde
Bad Kleinen eine Stellungnahme als Triger dffertlicher Belange abzugeben,

Die DB Services Immaobifien GmbH fungiert als Dienstleister innerhalb des DB Kanzerns fiir
immobilienrelevante Aufgaben.

Die DB Netz AG stelit die Infrastruktur fir den Bahnbetrieb zur Verfiigung, Sie dbemimmt damit
diejenigen Aufgaben, die als Ausfluss der grundsdtzlichen Bestimmungen Gemeinwohlcharak-
ter haben. Demenisprechend ist die Deutsche Bahn AG, DB Netz AG, entsprechend den Be-
schiiissen zur Neuordnung im Bahnbereich und ihre Auswirkungen auf das Bauplanrecht, Tri-
ger offenticher Belange.

Grundsatzlich richlet sich das Interesse darauf, dass alle von der Deulschen Bahn AG Im Eln-
zugsberaich der Planverfahren wahrzunehmenden Befange prinzipiell Berlicksichtigung finden.

Die beteiligten Konzerngesellschaften DB Netz AG, DB Kommunikationstechnik GmbH und DB
Energie GmbH sind eigenstindige Gesellschalten und sprechen filr sich.

Als Anlageneigentlimer-verantwortliche haten diese Konzemunternehmen fiir den jeweiligen
Verantwortungsbereich separat Stellung genammen,

Diese Stellungnahmen gelten gleichberechtigt als Stellungnabime zum Planverfahren,

Zu 1.

Hinweise zur Struktur der Stellungnahme werderkamtnis genommen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Zum Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das Gebiet JMihle”, fiir das Mihlen-
gefdnde gibt es aus Sicht der Deutschen Bahn AG grundsitzlich keine Einwande, sofern die
naﬂfﬂigenden Hinweise und Forderungen der Verfahrensbeteiligten der DB AG berlicksichtigt
werden

Infrastrukturelle Belange

Mach Prifung der eingereichten Untedagen zum Bebauungsplan Nr. 23 der Gemelnde Bad
Klelnen fllr das Gebiet Mihle™ stellen wir aus Sicht der DB AG fest, dass sich gemaE der pla-
nerischen Darstellung der Geltungsbereiches des o.g. Bebauungsplanes dstiich der Bahnstre-
cke: (1122) Libeck -StraBburg im Bereich von km: 58,9 bis km: 60,3 bahnrechts befindat.

Aus der vorgelegien planerischen Darstefllung des Geltungsbereichs des 0.g. Bebauungsplanas
geht nicht eindeutig hervor, ab Flichen der DB AG einer anderen Muizung zugefihrt werden
sollen,

Bevor Uberplante Bahnflachen einer anderen Mutzungsart zugefohit werden kénnen, ist ein
Grunderwerb von Flichen der DB AG zu titigen.

Diesem steht vom Grundsatz her nichts entgegen, jedoch ise Varaussetzung [ir die Durchfih-
rung des Grunderwerbs die Einleitung eines Freistellungsverfahren nach §23 Aligemeines Ei-
senbahngesetz (AEG), fiir das Gffentiche Eisenbahnbetrizbsgelande Im Uberhauungsbereich,
beim zustindigen Eisenbahn-Bundesamt (EBA), AuRenstelie Bedin, da die von der Uberbau-
ung betroffenen Grundstiicke im Sinne des §4 Elsenbahn-Bau- und Betiebsardnung zu den
Betriebsaniagen (Bahnanlagan) der Elsenbahinen des Bundes gehéren und somit dem Bahnbe-
trieb gewidmete Fifichen sind.

Die Beantrapung der Frejstellung von Flichen, die bisher zu Bahnbetriehszwecken bendtigt
h\lqrden. beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA), AuRenstelle Berlin ist durch einen Berechtigten zu
taligen.

Antragsbefugt sind der Eigentimer des Grundstiicks oder die Gemeinden, auf deren Gabiet
sich die Bahngrundsilicke befinden,

Es wird aul die, vom EBA erlassene, Prasidialverfigung vom 31.10.2005 nebst Anlagen ver-
wiesen, aus der entsprechende Informationen zum Freistellungsprozedere zu entmehmen sind,

Ein offizieller Kaufanirag fiir den Grunderwerb, als Verausserzung fiir den Wechsel der Pla-
nungsheheit, der In Anspruch zu nehmenden Flachen, ist zu richten an die:

DB Services Immobllien GmbH

Niederlassung Berlin

Caroline-Michaelis-Siralle 5-11

10115 Berfin.
Mach Eingang der Antragsunterlagen wird durch die DB Services Immobillen GmbH, vor Einlei-
tung des Freistellungsverfahrens, noch ein Entbehrlichkeitsprifungsverfahran fir die in An-
spruch zu nehmenden Flichen der DB AG durchgefihrt.
Damit wird sichergestellt, dass keine betdebsnotwendigen Kabel und Leitungen der DB AG
dberbaut werden bzw. sich auf den VeriuRerungsilachen befinden.

Nach getroffener Entscheidung durch das Eisenbahn-Bundesam: und erfolgten Kauf der betroi-
fenen Bahnflachen stekt siner Anderung der Nutzungsan grundsitziich nichts mehr entgegen.

Zu 2.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedebkstehen, sofern nachfolgende

Belange beachtet werden. Inwiefern nachfolgendarigl beachtet werden kénnen,
ergibt sich aus den Unterlagen.

Zu 3.
Die Information zum Geltungsbereich wird zur Kensienommen.

Zu 4.
Die Belange zum Eigentum und die Modalitaten zumn@erwerb werden zur Kenntnis

genommen. Die Gemeinde beabsichtigt nicht, Flachesrwerben. Zielsetzungen solle
fir das Gebiet des Bebauungsplanes vorbereitetaafidiert werden.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
n
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35
Gemal Elsenbahnneuvordnungsgesetz -ENeuDG vom 27.12.1993 (BGGL. | 5 2378) Artikel 1

berechtigl. Es ist davon auszugehen, dass alle Grundstiicke und Grundsstiickssteile, Gber die
die Deutschen Bahn AG gemik Arkel 1 § 22 ENeuQG verfligungsberechtigt ist, im allgemei-
nen dem besonderen Eisenbahnzweck dienen und die entsprechenden baulichen Anlagen ge-
maid Artikel 5 § 18 ENeuOG als planfestgestelite Bahnanlage zu verstehen sind.

Dle Abstandsflachen sind gem3R & 6 der LBau® M-V einzuhalten. Eine Ubernahme von Bay-
lasten aul Eisenbahngeldnde ist prundsétziich auszuschliefen.

Grundsétzlich walsen wir darauf hin, dass gemal der 16. Verordnung zur Durchfihrung des
Bundes-immissionsschutzgesetzes {Verkehrslirmschutzverordnung) durch die Deutsche Bahn
AG keine weiteren Larmschutzmalnabmen erforderdich werden. Auswirkungen, die durch Er-
schutierungen und Verkehrslam eintreten kénnen, sind gal. bel der Planung zu bericksicht-
gen.

Insbesondere gilt fiir Immissionen wie Erschitterungen, Lambelistigungen, Funkenflug und
dergleichen, die von Bahnanlagen und dem gewdhnlichen Bahnbetrieb ausgeben, der Aus-
schluss jeglicher Anspriiche.

Die Bahnstrecke: (1122) Libeck -StraBburg veriduft in Nachbarschaft des Verfahrensgebiets.
Daraus resultierende Schiden oder Beldstigungen {Risse, Erschilterungen, Lirm etc....) kén-
nen der Deutschen Bahn AG nicht zu Lasten gelegt werden.

Ebenso ist auf die Geltendmachung von AbwehrmaRnahmen nach § 1004 in Verbindung § 506
BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BimSchG), die durch den gewdhnlichen
Bahnbetrieb in seiner jewelligen Farm veraniasst werden kinnten, zu verzichten,

Eine bestehende Bahnanlage bzw. Eisenbahnstrecke genieRt einen scgenannten Bestands-
schutz” im Hinblick auf jegliche nachtriglich entlang der Anlage errichrete Bebauung.

Jegfiche [nanspruchnahme oder Beeintrdchtigung von Bahngeldnde ist auszuschlieRen,

Dies gilt u.a. auch fir die Lagerung von Baumaterialien, das Ablagern und Einbringen von Aus-
hub- oder Bauschuttmassen sowie die sonstige Nutzung von Eisenbahnflichen fiir das Errich-
ten nder Betreiben von baufichen Anlagen.

Die Gundsticksgrenze und das Gelande der DB AG missen freigehalten werden. Das Geln-
de sowie die Beiriebsanlagen der DB AG diiffen nicht betreten, beplant, betraffen und der plan-
festgestellte Zustand der, dem offentiichen Eisenbahnverkeht gewidmeten Betriebsanlagen
(Fachplanungsvorbehalt) - unabhénglg vom Grundstiickseigentum -, nicht gedndert werden,

Die Zuwegung bzw. Zuganglichkeit zu Anlagen der DB AG sind fiir Instandhaltungsmalnahmen
oder im Stérfall zu gewahreisten,

Das Grundstlick ist im Bereich der Flurstiicksgrenze zur Deutschen Bahn AG so abrusichern,
dass ein Betreten und Befahren der Bahnanlagen nicht maglich ist,

Auf Grund des Bebavungsplan Nr, 23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet Mihle" darf
keln zusdizliches Oberflachenwasser in die Bahnanlagen gelangen. Die Ableitung von Abwas-
Jsern jeglicher Art auf DB-Gelinde oder in die Entwisserungsaniagen der DB AG ist nicht Iuge-
BESEM.

Vorhanderne Bahnentwisserungssysteme der DB AG sind in ihrer Funktionsfihigkeit zu erhal-

tert bzw. milssen bel Beschidigung gemdf Ril 836 Erdbauwerke und sonstige geotechnische
Bauwerke planen, baven und instand halten® wieder ernevert werden.

§2- ist die Devtsche Bahn AG iiber die Lingenschaften der Deutschen Reichsbahn verfigungs-

Zu 5.
Es handelt sich um eine Bestandssituation. Die Bibaeben der Bahn sind vorhande

nicht schlechter gestellt werden. Deshalb wird digf.Regelung der abweichenden
Bauweise notwendig, sofern die Abstandsflacheroflenen Bauweise nicht eingehalte
werden kénnen. Es handelt sich hier um eine Regelenbaulichen Bestandsituation.

Zu 6.
Zum Schutz vor Verkehrslarm werden Festsetzungeofigm.

ZuT.
Anforderungen der Bahn in Bezug auf La&rm und Erehiingen werden zur Kenntnis

genommen. Ausfiihrungen sind in der Begriindung achien. Die jeweilige
gegenseitige Nachbarschaft ist zu gewahrleisten.

Zu 8.
Die Grundstiicksgrenzen, Grundstiick und Betriebganlaind entsprechend zu beach

Unabhéngig von der Planung gilt die Beriicksichtggdes Eigentums an Grund und
Boden.

Zu 9.
Zuwegungen zur Deutschen Bahn AG sind bei Bedaaf das Grundstuck des

Vorhabens gesondert zu regeln. Dies kann paralitalBebauungsplan erfolgen.
Unmittelbar drangt sich kein Erfordernis auf, wein konkretes Erfordernis bekannt
gegeben wurde. Die Unterlagen sind klarzustellen.

Zu 10.

Zur Grundstiicksgrenze sind entsprechende Abstimerurg fihren. Grundséatzlich
dirfen Grundstiicke nur jeweils von Betroffenen getnwerden. Die Nutzung der
Bahnanlagen durch Dritte dréngt sich nicht auf. Diterlagen sind zu ergénzen.

Zu 11.
Vor Abschluss des Verfahrens ist eine Regelungibigitung des anfallenden
Oberflachenwassers zu schaffen. Hierzu wird einvBsserungskonzept erstellt.

Die bestehende Situation soll geregelt werdenNdizung fiir vorhandene Gebaude soll

rZur Kenntnis zu nehmen.

n

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

tetu berlicksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Beeintrédchtigungen von Grundstiicken Dritter sinszasgchliel3en.
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Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

45

B_eleuchl:ungsan!agerr und Werbeeinrichtungen sind so zu gestalten, dass eine Blendung des
Eisenbahnpersonals und Verwechslung mit Sigralbegriffen der Eisenbahn jederzeit sicher aus-
geschlossen werden,

Vom Verfahrensbeteiligien DB Kommunikationstechnik GmbH wurde uns, auf unsere Anfrage
hin, durch die Fachabteilungen mitgeteilt, dass sich keine Kabel- bzw. Leitungsanlagen im Be-
reich des o.g. Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen befinden,

Die DB Netz AG, hier: LNP-O-D-SWE | Frau Wedel, hat mit Schreiben vom 25.01.2013 als Un-
ternehmenseinheit und Anlageneigentimerf-verantwortliche der betroffenen Konzemgesel-
schaften der DB AG zum Bebauungsplan Wr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das Gehiet
JMiihle®, fir das Mihlengelinde wie folgt Stellung genommen:
Zitat: ... Viom Grundsatz her haben wir als DB Netz AG gegen das Vorhaben, das Mihlenge-
biet einer anderen Nutzung zu zufiihren, nicht einzuwenden.
Folgende Belange sind jedoch aus unserer Sicht zu beriicksichtigen:
- Alle laufenden Planungen des Bahnhofsumbaus dirfen durch die bevorstehenden
Veorhaben der Gemeinde nicht gefihrdet werden.
Dazu ist zwingend der Konmkt zum zustindigen Abschrittsmanagement der PD
Schwerin (.NP-0-D-SWE (F7PA) herzustellen und weiter aufrachi zuhalten
- Voraussetzung fiir Mafinahmen des aktiven Schallschutzes ist eine eisenbahnspesifi-
sche Beurteilung in Form elner nachbarschaftichen Stellungnahme mit Zustimmung
der DB Netz AG durch das Technische Baurecht. .._...... "

Vom Verfahrensbeteiliglen DB Energie GmbH liegt uns zum gegenwirtigen Zeitpunkt, auf unse-
re Anfrage hin, noch keine Stellungnahme der Fachabteilungen, zu Kabel- hzw, Leitungsanla-
gen im Bereich des o.g. Bebauungsplan Bebauungsplans Nr. 23 der Gemelnde Bad Kleinen
var.

Um aber die, von Ihnen vorgegebene gesetzliche Bearbeitungsfrist nicht zu uberschreiten, er-
geht die Stellungnahme der DB AG ohne entsprechende Zuarbeit der DB Energie GmbH.
Sofern uns die Stellungnahme der DB Energie GmbH Obergeben wird, reichen wir diese als
Nalchhag zu dieser Stellungnahme an das Bauamt des Amts Dorf Mecklenburg - Bad Klelnen-
waijter,

Wir bitten, um Kenntnisnahme und Beachtung der o.a. Stellungnahmen.
Zu Inhaltlichen und fachlichen Fragen dieser Stellungnahmen wenden Sie sich bitte direkt an
die DB Netz AG, die DB Kommunikationstechnik GmbH bzw. an die DB Energie GmbH.

Hinweisen méchten wir darauf, dass Bauvorhaben, die die Standsicherheit von Bahnanlagen
bzw. die Betriebssicherhelt des Eisenbahnbetriebes gef3hrden kénnen, vor Baubeginn die ei-
senbahntechnische Stellungnahme/Genehmigung des Fisenbahn Bundesamt (EBA) Bonn, Au-
Renstelle Berlin bendtigen,

Mit diesem Schreiben ergent keine konkrete Zustimmung der Deutschen Bahn AG zu Bauvor-
haben im Miherungsbereich der Bahnstrecke: (1122) Libeck -Stralhurg fm Bereich von km:
59,9 bis km: 60,3 bahknrechts.

Wir bitten daher, uns am Baugenehmigungsverfahren zum Bau von Beherbergungs- und Frei-
zeitstilten der Gemeinde Bad Kleinen im Niherungsbereich der Bahnstrecke: {1122) Libeck -
Straftburg zu betefligen.

Zu 12.
Die Beleuchtungsanlagen sind entsprechend abzustimidier sollte entsprechend der

Nachweis in die nachrichtlichen Ubernahmen und Ieise erfolgen.

Zu 13.
Bebauungsplanes enthalten sind.

Zu 14.

Belange des Bahnhofsumbaus sind vom Vorhaben awsigdlicher Sicht nicht
betroffen. Abstimmungen zum aktiven Schallschutd &iei Erfordernis, an der
Grundstiicksgrenze, abzustimmen. Die Unterlagenesiteprechend unter nachrichtlich
Ubernahmen und Hinweise zu erganzen.

Zu 15.
Die Stellungnahme der DB Energie GmbH wird nactgolyjbehandelt.

Zu 16.
Bei Abstimmungsbedarf wird Kontakt mit den Stellnegmenden gesucht.

Zu 17.
Grundsatzlich sind Anlagen, die zur Beeintrachtggder Bahnanlagen fiihren kénnen,
nicht vorgesehen. In Nahe der Bahnanlagen soltatje Abstimmungen gefihrt werde

Zu 18.
Die Hinweise zum Baugenehmigungsverfahren werdeiKenntnis genommen und sin

bei Bedarf zu beachten.

Zu bericksichtigen.

Es wird in der Begriindung beachtet, dass keine IKaigtLeitungsanlagen im Gebiet degu bertcksichtigen.

Zu bericksichtigen.

e

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

n.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Teilweise zu beriicksichtigen.
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505
Sollten lhrerselts weitere Rickfragen bestehen, stehen wir Ihnen unter o.g. Rufnummer zur Ver-
fligung. Bitte verwenden sie dazu unser Aktenzelchen,

Mit freundlichen GriiRen
OB ieruic_es Immobilien GmbH

Flak I
||'|;"’{.-'I'.-"f N
o LU | MLl
1. V. Wiesner Ll,vi Manshld '

T

Zu 19.
Kontakt fiir Riickfragen wird bei Bedarf gesucht.

Zur Kenntnis zu nehmen.

3C
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Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschlus

Nr. |11.9a
Mobili
DB Netwo“rrks
Logistics
DB Services Immobifien GmbH
Miederlassung Barin
e —— 1 Eigentumsmanagement
Eﬁi‘mmm"“ GritH » Carolive-Michsefs-Sr, 511+ [0115 Carcline-Michaels-Str, 5-11
Amt Dorf Mecklenburg - Bad Klet i et
nburg - Ba enen wwe.deutschebahn.com/dbsimm
Bauamt

Frau Kruse & 51; 52; 525 his Nordbahnhof
Am Wehberg 17 M U6 bis Naturkendemuseum
23972 Dorf Mecklenburg ETNGEE] — -

GEGANGEN Syl
yivia Mangold
Amt Dort Mecklanhurg-Bod Kiingn Telefon 030-29757360
" Teletax 030-25757245
¥, ! sylvia.mangold @devcschebahn.com
V8 FEB. 2013 Zeichen FRI-BLN- 1 Ma

TOB-BLN-12-3752(1)
i 13.02.2013

r A
7 T RN r:-anJ pa/rzn fa;m
X

i

i/

le”, fiir das Mihlengelinde

Hier: friihzeitige Betelligung der Behéirden und sonstiger Triger dfentiicher Belange
nach § & Abs. 1 BauGB und Information fiber die frihzeitige Offentlichkeitsbeteili-
gung nach § 3 Abs. 1 Bau GB

Sehr geehrte Damen und Herren,
Sehr geehrte Frau Kruse,

mit Schreiben vom 28.01.2013 erhielten Sie die Steflungnahme der DB AG, als Triger dffenti-
cher Belange, zum o.g. Bebauungsplan der Gemeinde Bad Kleinen. 7u1
Zum damaligen Zeitpunkt lag uns vom Verfahrensbetelligten DB Energle GmbH noch keina i i i i i Zur Kenntnis zu nehmen.
eMatanda smmngnahmg iy L | Es wird zur Kenntnis genommen, dass seitens deEmBgie GmbH keine Anlagen zu| Zu

Zuischenzellich wurde uns durch die Fachabieilungen der DB Energie GmbH mitgeteit, dass /| beachten sind.
sich keine Kabel- bzw. Leltungsaniagen im Bersich des Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde
Bad Kleinen befinden und somit keine Einwinde bestahen,

Riickiragen an die DB Energie GmbH richten Sie bitte an Frau Riedel unter der Rufnummer:

Satzung iber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kiginen fiir das Gebiat ,Miih-
|
|
|

|

030-25712084, |
- Zu 2. .

Wir bitten Sie, dieses Schreiben der Stellungnahme der DB AG, als Triger ffentiicher Belange, | Diese Stellungnahme gilt als Teil der Gesamtstgtamme der Bahn. Zur Kenntnis zu nehmen.

vom 28.01,2013 mit Aktenzeichen TOB-BLN-12-3752 zum Bebavungsplan Nr. 23 der Gemein- i

de Bad Kleinen fir das Gebiet ,Mihle® zu ergénzen. !

Mit freundlichen Gruen B
£

vl ?qﬂfﬁg Immobilien GmbH
iy | |
ILJ *."\ k'L.'L PUETEI
i A ¥ (WG SO
I. V. Wiesner :.,i' AL Mangold -
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Entscheidung/Beschlus

Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen

Nr. [11.10
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% Esenhﬂﬂn-BundesaﬁT\_i ST - = AuBenstelle Hamburg/Schwerin
F A Dt ot g y i¥
| s |
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Berelt:  Stellungnahme als Trager Gffentlicher Belange
Satzung dber den Babauungsplan Nr. 23 der Gemelnde Bad Kleinen fir das Gebist
MMOhle”, fir das Mihlengelande
Hier: frihzeilige Betelligung der Beharden und sonstigen Trager tffantlicher
Belange nach § 4 Abs, 1 BauGB und Information Gber die frihzeitiga
Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs, 1 BauGB
Anlage: Vorentwurf der Satzung, bestehend aus Planzeichnung und Begrindung

Barug: Ihr Schreiben vom 20.12.2012

Anlzpen:

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geshrie Frau Kruse,

ich bedanke mich fir die Beteiligung des Elsenbahn-Bundesamtas im Verfahren, Zu 0.

Die nordwestiiche Plangebletsgrenze liegt an den Eisenbahnstrecken Lubeck ~ Strasburg (Stre- Allgemeine Aussage zur Lage wird zur Kenntnis gemem. Zur Kenntnis zu nehmen.
cxen Nr. 1122) und Damitz — Wismar [Stracken Nr. §441). Eisenbahninfrastrukturbatreiberin ist dia

Deutsche Bahn Netz AG, eine Eisenbahn des Bundes. Balange des Eisenbahn-Bundesamtes als |
Aufsichts- und Genehmigungsbehtirde Gber die Eisenbahnen des Bundes und Tragerin der Fach- I/
planungshohell Ober eisenbahnrechtlich zweckbestimmte Fldchen (s sie nicht den Nichtbundes- |

Eigenan Eisenbahnen zuzuordnen sind) sind insoweit berdhrt, Zu 1l
- | ul
' Es werden keine Bahnflachen berihrt. Schallschulmatamen sind entsprechend Zu berucksichtigen.

Es ergeht folgende Stellungnahme; L
1. Das Eisenbahn-Bundesamt ist keins Anlagenbestand und Lisganschaftan fihrende Stelle vorzusehen. Die Unterlagen sind zu erganzen.

st |
fir die Eisenbahnen des Bundes. Nur unter der Annahme, dass kelne unter elnem eisen- | 1l
k

|
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Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Besshlus
Nr.
[
bahnrechtlichen Zweck stehenden Fldchen einbezogen sind, bestehen aus planungsrechi-
licher Sicht grundsatziich keine Bedenken. ,—ar
Hinweis: Bezliglich der Bahnbetriebssicherheit wird darauf hingewiesen, dass die geplante 7
Larmsehutzwand so zu bauen und zu unterhslten ist, dass von ihr keine Gefahren for den
Bahnbetrisb ausgehen, Zu 2
12 ) = u2.
2. Immissionen aus dem Betriet der Bahn, wozu auch Erschi i (] i ise i licksichti
et S u auch Erschiterungen zahlen, sind zu dul- In Bezug auf Erschitterungen und deren Duldung Kindveise in den Planunterlagen gidu beriicksichtigen.
&n. Eine Betrachtung der Larmsiluation hat stattgefunden. Ob aush Erschitterungen auf s beachten. Konkrete Auswirkungen wurden bisher niciérsucht.
das Plangebiet wirken, sclite ggf. abgeklan werden,
3. Planrechisverfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (Planfeststellungen/ Plange- T Zu 3.
nehmigung), die zu berlicksichtigen wéren, sind heim Eisenbahn-Bundesamt derzeit nicht Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Planntaf@a bekannt sind und die Zur Kenntnis zu nehmen.
anhangig. Angeiindigt (noch fir dieses Jahr) ist dem Eiseribahn-Bundesamt sin Artrag k, S.chaffung des Planrechts fiir den Bahnhof vorbémsitd. Daraus ergeben sich keine
auf Herstellung des Planrechts fir Baumainahmen Im Bereich des Bahnhofes Bad Klei- o direkten Mafinahmen.
nen, Z 4
4. Soweit nicht berfa.les geschahen empfehle ich Ihnen, die DB AG (kocrdinierende Stelle D5 Die Stellungnahme der DB wurde eingeholt. Zur Kenntnis zu nehmen.
Services Immabilien GmbH, Niederlassung Beriin} in das Vertahren einzubinden und zu el o
ner Stallungnahime Gelegenheit zu gaben, \ Zu 5.
5. Diese Stellungnahme ersetzt oder berihrt nicht die Stellungnahme der am Eiserbahnfach- . | Die Bedeutung der Stellungnahme unter Vorbehalbstimmungen mit der DB wird | Zur Kenntnis zu nehmen.
plan berechiigten Gesellschaften der DB, !'. zur Kenntnis genommen.

Mit freundiichen Griften
Im Auftrag

Geteu
Schulz
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Entscheidung/Beschlus

Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Nr. [11.12 :

Amt

Darf Mecidenburg-

Bad Kieinen

Bauamt

ZH. Frau Kruse

Am Wehberg 17

23972 Dorf Mecklanburg

i PT123, Martina Hameck

+49 385 72379560

08.01.2013

Satzung Gber den Bebauungsplan Nr, 23 der Gemeinde Bad Kieinan .
JMiihie®, fur das Mahlengelénde fur das Gebiet

Sehr geshrte Frau Kruss,

die Telekom Devlschiand GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Netzeigentimerin und Nutzungsberechiigle |. $. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragl und bevolimachtigt, alis Rechie und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie aile Planverfahren Dritier
entgegenzunehmen und dementsprechiend die erforderlichen Stellungnahmen [
abzugeben. Zu der 0. g. Planung nehmen wir wie folgt Steliung: /T

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die aus
be;geﬂ.ig{em Plan ersichilich sind.

Wir bitten Sie, die lhnen berlassene Pianunteriage nur far interne Zwecke zu
benutzen und nicht an Drille weiterzugeben.

Die Aufwendungen der Telekom mtssen bei der Verwirklichung des Bebauungsplans
so gefing wle méglich gehalten werden.
Deshalb bitien wir, unsere Belange wia folgt zu berlcksichtigen:

Fir den rechizeftigen Ausbau des Telekommunikationsnatzes sowie die
Keardinierung mit dem Straflenbau und den BaumaBnahmen der anderen
Leftungsiréager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der
ErschifeBungsmalnahmen im Bebauungspisngabiet der Deutschen Telakom
Technik GmbH so frith wie méglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich
angezeigl werden.

Wir bitlen, die \.-'Qrkehrsﬂad'len so an die vorhandenen umfangreichen
Telekommunikationsiinien der Telekom anzupassen, dass diese

Zu 1.
Informationen zu Leitungen werden zur Kenntnis gemen. Sie werden den

Verfahrensunterlagen beigefiigt. In den Unterlaged auf konkrete Einweisungen ung
Abstimmungen vor BaumafRnahmen hingewiesen.

Zu 2.
Anforderungen der Telekom fiir den Ausbau sind airmasen. Dabei sind die

Anforderungen der Telekom in die Uberlegungen dem&inde und in die Abwégung d
Belange einzubeziehen. Umfangreiche 6ffentliche ddafhen sind nicht vorgesehen. [

Begriindung ist zu erganzen.

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.
er
Die
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beschlus

Telekommunikationsfinien nicht ver@indart oder veregt werden missen,

Wir machen dareuf aufmerksam, dass aus wirtschafilichen Grinden eine Versargung
des Bebauungsgebietes mit Telekommunikationsinfrastrukiur in unterirdischer
Bauweise nur bei Ausnutzung aller Viorteile einer koardinierten Erschliefung sowie
einer ausreichenden Planungssicherheit mégiich ist. Wir bitten daher sicherzustellen,
dass

- fur den Ausbau des Telekommunikakonsliniennetzes im Erschiiefiungsgebiet die
ungehinderte, unenigeltliche und kostenfreie Nutzung der kinfligen
Verkehrswege méglich ist, ’

- entsprachend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB ein Leifungsrecht (beschrinkte
persdnliche Diensibarkeit) im Planungsgebiet zugunsten der Telekom
Deutschiand GmbH, Sitz Bonn festgesetzt wird,

- der ErschiisBungsirager vempflichiet wird, rechizeilig veridssliche Angaben zum
Zeitpurikt der Bebauung der Grundstlcke sowie der Dimensionierung und
MNutzung der Gebaude zu lisfem,

- eine rechizeitige und einvernahmiliche Abstimmung der Lege und der
Dimensionierung der Leitungszonen vergenommen wird und eine Koordiniarung
der Tiefbaumalnahmen fiir Stralenbau und Leitungsbau durch den
Erschliellungstrager erfolgl,

- die geplanten Verkehrswege in Lage und Verlauf nicht mehr verdndert werden.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Gber Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen” der Forschungsgesallschaft for Stralen-
und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; sishe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten.

Einer Oberbauung der Telekommunikationstinien der Telekom stmmen wir ficht zu,
weil dadurch der Bau, die Unterhallung und Erweiterung verhindert wird und ein
ernebliches Schadensrisiko fir die Telekommunikationslinie der Telekom besteht,

Bei der Bauausfuhrung ist darauf zu achien, dass Beschidigungen der vorhandenen
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus befrieblichen Grinden (z. B.
im Falle von 5i6rungen) der ungshinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien
[ederzeit méglich ist, Insbesondere missen Abdeckungen von Abzweigkasten und
Kabelschéchien sowie oberirdische Geh&use soweil frel gehaifen, dass sie gefahrios
gedffnet und ggf. mit Kabelziehtahrzeugan angefahren werden konnen, Es ist
deshalb erforderfich, dass sich die Bauausfihrenden vor Beginn der Arbeiten Ober
die Lage der zum Zeitpunkt der Baususfihrung vorhandenen
Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der
Telekom ist zu beachten.

Die Ubergabe der Beslandsplane durch die Deutsche Telekom Technik GmbH an
die bauaustihrende Firma ist kostenpfiichiig.

Eine kostendose Trassenauskunft kann Gber die Inlemetadresse

hitos (lrassensuskunf-kabel lelekom de eingeholt werden. Dieser Senvics der
Telekom bietet registrierten Anwendem die Maglichkeit Lageplane der Telekom
einzusehen und nach entsprechender Anforderung als PDF-Datel herunterzuladen,

M~

Zu 3.
Fir die Lageplane wird die Trassenauskunft dirbgefordert. Eine Auskunft aus dem

Netz ist fir das Planverfahren aus Sicht der Gedeeiicht geeignet.

Nicht zu beriicksichtigen.
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Entscheidung/Beshlus

Ifd.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Nr.

il freundlichen Grifen

A

Marina Hamack

&l‘l adaen
Lageplan
Kabelschutzanweisung
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Kabelschutzanweisung

Bearbeltet und Herausgageben von dar Telekom Deutschland GmbH

Anweisung zum Schutze unterirdischer Telekommunikationslinien und -
anlagen der Telekom Deutschland GmbH bei Arbeiten Anderer

Stand: 21.02.2011

Die im Erdreich veregten Telekommunikationslinian und Telskommunikationsanlagen der Telekom
Deutschland GmbH, sind ein Bastandtell ihres Telekommunikationsnatzes. Sia konnen bei Arbeiten, die in
Ihrer Mahe am ader im Erdreich durchgefiihit werden, lsicht beschidigt werden, Durch solehe Beschédigungen
wird der fiir die Offentlichkeit wichtige Telokommunikationsdienst der Telekam Deutschland GmbH erheblich
gestort. Beschadigungen an Telekommunikationslinien,-anlagen sind nach MaBgabe der § 317 StGEB. strafbar,
und zwar auch dann, wann sie fahrléssig begangen werden. Aulardem ist derjenige, der fir die Beschiidigung
verantworllich ist, der Telekem Deutschland GrbH zum Schadensersatz verpflichtet. s liegt daher im Interesse
aller, die solche Arbaiten durchfithren, dufierste Vorsicht walten zu lassen und dabei insbesondere Folgendes
genad zu beachten, um Beschidigungen zu verhiiten,

1. Bei Arbeiten jeder Art am oder im Erdreich, insbesondere bei Aufgrabungen, Pllastsrungen, Bohrungen,
Baggern, Setzen von Masten und Stangen, Fintreiben von Piéhlen, Bohrern und Dormen, bestaht immer die
Gefahr, dass Telekommunikationslinien/-anlagen der Talekam Deutschland GmbH beschédigt werden,

2. Telekommunikationslinien/-anlagen der Telakom Deutschland GmbH werden nicht nur in cder an
diffentlichen Wegen, sondem auch durch private Grundstiicke (z.B. Felder, Wiesen, Waldsticks) gefihrt Die
Kabel liegen gewdhnlich in einer Tiefe von B0 cm {in Einzelfdllen 40 cm) bis 100 cm. Eine abweichande
Tiefenlage ist wegen Kreuzungen anderer Anlagen, infolge nachiriglicher Verinderung der Deckung durch
Strafienumbauten u. dgl. und aus anderen Griinden maglich. Die Kabel kénnen in Rishren eingezogen, mit
Schutzhauben aus Ton, mit Mauerstainen usw. abgadeckt, durch Trassenband aus Kunststoff gakennzsichnet
oder fref im Erdreich verlegt sein. Rohren, Abdeckungen und Trassenband schillzen die Kabel jedoch nicht
gegen mechanische Beschidigungen. Sie sollen lediglich den Aufgrabenden auf das Vorhandensein von
Kabeln aufmerksam machen (Wamschutz),

Bei Beschidigung von Kabeln' der Telekam Deurtschiand GmiH, kann Lebensgefahr fir damit in BerGhrung

kommenda Personen bestehen.
Ven unbeschédigten Kabeln der Telekom Deutschland GmbH mit isolierender AuBenhiilie gehen auf der

Trasse keine Gefahren aus.

Lpi
Betrichen werden:

= Tedekomicabe! - Telekomiabel mit Fernspeisestromboreise

-Kabel {Energicknbel), die abgesetze Technik mit Energic versorgen

Tvons

- Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

rer ‘T o Kabelschutzanweisung

Stand: 21.02.2011

Von Erdern und erdfiihiig verlegien Kabsln {Kabel mit metallischemn Auenmantel) kiinnen insbesondere bei
Gewitter Gefahren ausgehen, Germ, DIN VDE 0105 Teil 100, Abschnitt §.1.2 Wetterbedingungen, sollen bei
Gewitter die Arbeiten an diesen Anlagen eingestellt werden.

Glasfaserkabel sind auf der Kabslaufienhille mit ainem mgekennzeichnet. Hier kann es beim Hineinblicken
in den Lichtwellenleiter zu einer Schadigung des Auges kommen.

Bei Beschidigung von Telekommunikationslinien/-anlagen gill immer;

Alle Arbeiter missen sich aus dem Gefshrenbereich der Kabelbeschidigung entfernen. Dis Telokom
Deutschiand GmbH ist unverziiglich und auf dem schrelisten Wege zu benachrichtigen, damit der
Kabelschaden behoben warden kann.

3 Vorder Aufnahme von Arbsiten am oder im Erdreich der unter Ziffer | bezeichneten Art ist deshalb entweder
iiber das Internet unter der Adressa hitpsy//trassenauskunfi-kabeltelekom.de oder bei der fir das Leitungsnetz
zusténdigen Niederlassung festzusteflen, ob und wo in der Mahe der Arbeitsstelle Telekemmunikationslinien,-
anlagen der Telekem Deutschland GmbH liegen, die durch die Arbeiten gefihrdet werden kénpen. Die
Anschrift der zustandigen Miederlassung und die Telekontskte kénnen sowohi der o, g. Intemetadresse als
auch dem Telefonbuch entnommen werden,

4. Sind Telekammunikationslinien/-antagen der Telekom Deutschland GmbH vorhanden, so ist dis Aufnahme
der Arbeitan der zustindigen Miederlassung rechtzeitig vorher schrifilich, in eiligen Fallen telsfonisch voraus,
mitzuteilen, damit - wenn néftig, durch Beauftragte an Ot und Stelle - nihare Hinwsise dber deren Lags

qegaben werden kinnen,

5. Jede unbeabsichtigte Freilegung won Kabelanlagen der Telekom Deutschland GmbH st dieser
Niederlassung urverziiglich und auf dem schnallsten Wege zu meldan. Freigelegte Kabel sind zu sichern und
vor Beschadigung und Diebstahi zu schitzen. Die Erdarbeiten sind an Stellen mit freigelagten Kabaln bis zum
Eintreffen des Beauftragten der Telekom Deutschiand sinzustellen,

B. Bei Erdarbeiten in der Nahe von urterrdischen Telekommunikationsfinien/-anlagen diren spitze odar
scharfe Werkzeuge (Bohrer, Spifzhacke, Spaten, Stofleisen) nur so gehandhabt werden, dass sie hiichstens bis
2u einer Tiefe ven 10 om Uber der Telekommunikationslinie/-anlage in das Erdreich eindringen, Fir die weiteren
Arbaiten sind stumple Geréte, wie Schaufeln usw., zu verwenden, die miglichst waagerecht zu fihren und
vorsichtly  zu  handhaben sind.  Spitze  Gerdte (Dorns, Schnurpfahle) diden  oberhalb  von
Telekommunikationslirien;-anlagen nur eingetrieban werden, wann sie mit einem von der Spitze nicht mehr als
30 cm entfernten fest angebrachten Tefler oder Querriegel versehen sind. Da mit Ausweichungen der Kabellage
oder mit breiteren Kabelkandlen gerechret werden muss, sind die gleichen VerhaltensmaBnahmen auch in
giner Breile bis zu 50 cm rechis und links der bezeichneten Kabellage zu beachten, Bei der Anwendung
maschineller Baugerdte in der Nahe von Kabeln ist ein solcher Abstand zu wahren, dass eine Baschadigung
des Kabels ausgeschiossen ist. Ist die Lage oder die Tiefenlage von Kabeln nicht bekanrt, so st besondera
Vorsicht geboten, Gegebenanfalls muss der Veraul der Kabel durch in vorsichtiger Arbeit herrustellender

CQuarschligs armittalt warden,

7. In Graben, in denen Kabel freigelegt worden sind, ist die Erde zundchst nur bis in die Hohe des
Kabelauflagers einzuflillen und fest zu stampfen. Dabel ist darauf 2u achten, dass das Auflager des Kabels glatt

2von §
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Bk !P e Kabelschutzanweisung

Stand; 21.02.2011

und steinire ist. Sodann ist auf das Kabel eine 10 em hoha Schicht faser, steinfreier Erde aufzubringen und mit
Stampfen fortzufahren, und zwar zundchst sehr vorsichtig mittels halzemer Flachstampfer. Falls sich der
Bodenaushub zum Wiedereinfullen nicht eignet, ist Sand feinkiasiy (Gré8tkom 6.3 mm) einzubauen. Durch
Feststampfen steinigen Bodens unmittelbar iber dem Kabel kann dieses leicht beschidigt werden,

&. Bei der Reinigung van Wasserdurchidssen, um die Kabel herumgefiihrt sind, sind die Geréte so varsichtig zu
handhaben, dass diz Kabel nicht beschidigt werdan,

9. lede Erdarbeiten ausfihrende Person oder Firma ist verpflichtet, alle gebotens Sorfalt aufzuwanden.
Insbesondere miissen Hilfskrifte genauestens an- und eingewiesen werden, um der bei Erdarbeiten immer
bestehendan Gefahr einer Beschadigung von Telekormunikationslinien/-anlagen zu begegnan, Nur so kann
sie verhindern, dass sie zum Schadenersatz herengezogen wird.

10. Die Anwesenheit eines Beauftragten der Telekom Deutschland GmbH an der Aufgrabungsstelle hat keinen
Einfluss auf die Verantwortlichkeit des Aufgrabenden in Bazug auf die von der Person verursachien Schéden an
Kabelin der Telekom Deutschland GmbH. Der Beauftragte der Talskom Deutschland GmbH  hat keine
Anwsisungsbefugnis gegeniber den Arbeitskritten der die Aufgrabung durchfiihrenden Fimma,

Iwvon 3
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Kabelschutzanweisung

Erlauterungen der Zeichen und Abklrzungen in den
Lageplinen der Telekom Deutschland GmbH

HBearbeitet und Herausgegaben von der Telekom Dewtschiand GmbH Stand: 21.02.2011

X

Vermittlungsstelle

Kebelrohrverband aus 2%3 Kunsistoffrohren (lichte Weite 100 mm)
Kabelschacht mit 2 Einstiegstffnungen

Kabelschacht mit | Einstiegséffoung

Kabelkaral pus Betonformstein mit 2 Zughffnungen

Abzweigkasten mit Erdkabel zum Abschlusspunkt Linie APL im Gebiude
Querschnittshild der in emer Trasse verlaufenden Telekommunikationsanlage:
hier: 2 Erdkabe] und 4 Kunststoffrobre (lichte Weile 40 mm)

hier: 3 Betonformsteine und 1 Stahlhalbrohr doppelt
Rohr-Unterbrectungsseelle mit Verbindun gsstelle, hier: Muffie

Im Erdreich verbliebener Teil eines aufgepebenen Kabelschachtes mit aufgegebenen
vorhandenen Erdkabel und aufgegebener vorhandener Verbindungssielle

Mit Halbrohren baw Schraubklemmfitting berbriickte Rohr-Unterbrechungsstelle
Abrweigkesten / Unterflurbehiler mit unbelegter Kabelkanal-Hauszufihrung
Kabelschacht, verschlossen ¢ Kabelschacht, verschlossen und elekirisch peschiitzt
Rohrende, Bepinn der Erdkabelbverle

Abzweigmulfe mit Erdkabel zum Telefonhdiuschen, -zelle, -haube, -siule, Telestation

Unmittelbar tm Erdreich suspeleptes Telekom-Kabel; abgedeckt
- mit Maverziegel oder Abdeckplatten, (kann auch doppelt abgedeckt sein)

- mit Kabelabdeckhauben
- mit gelben Trassenband als Wamschutz

2 Kabelschutzrohre aus Kunststoff, Stabl, verzinkiem Stahl oder Asbestzement:
b der Strichiinie in Pleilrichiung 6,5 m lang

Kabelmearke (sus Kunststoff) ader Kabelmerkstein (aus Beton)

Kennzeichnung der EinmeBachse durch eine Strichlinie, auf de elle Abstand-
Mabe zum Kubelverband (Kabel Nr. 4 bis 6) bezogen sind.

Hinweis auf Gefihrdung durch Fernspeisung, soweit der Grenzwert nach
VIDE 800, Teil 3 Gberschritten wird, und Orsspeisung mit 230 VAC

4 von 3
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Kabelschutzanweisung

's Kabel mit Verlepepflug eingepfligt
: s 8L Sehirmleiter ober Erdkabel
i ’
NIV - Fremdes Starkstromkabel / fremdes Telekemkehbel (+Text)
it '+ + - Rohrleitung fiir filssige oder pasfirmige Stoffe (Gas, Wasser, Erdal,

i Fertheizung)

’iL . Erdler aus Kupférseil / verzinktcm Stahidraht als Ober{lichenerder

fl! == Oberfliichenerder mit abschlisssendem Tiefenerder (Erdungssiab)
1

(R Kom Melp  Komosionsscintzseinrichtung, Potenzialmess-oder -abgleichpunkt kn EVa-Saule

,-E—OEMP Erdkabelmesspari

@@— ----- (@  Kabelversweiger / GF Netzverteiler mit Evdkabel zum Gi-Abschlusspunkt im KVz
@@ Zwischenregenerater / Einspeisepunic 230VAC

+ M Mast, Berinn der Luftkabelverlegung

i

1

@ Abgesstzte EVs-Gruppe im KVe-Gehiluse

Lediglich die in den Plinen vermerkten Malfle (nicht die zeichnerische Darstellung!} geben einen
Anhalt filr die Lage der dargestellten Telekommunikationsanlagen. Einmessungen an Kabelkan#len
bezichen sich auf die Mitte der Abdeckung (Deckel). Alle Male sind in Meter vermerkt.

Bitte beachten Sie, dass es aufgrund von nachiriglicher Bautatigkeit zu Verinderungen in der
Verlegetiefe der Kabel kommen kann! Im Bereich von Verbindungsmuffen und Kabelverbinden ist
mii griifieren Ausbicgungen der Kabellage zu rechnen!

Kreuzungen und Niherungen von Starkstromkabeln und Rohrleitungen sind nur cingezeichnet
worden, soweit sie bei Arbeilen an den Telekommunikationsanlagen vorgefunden wurden oder in
anderer Weise nachtriiglich bekanntgeworden sind.

Oberflichenmerkmale und deren Abkfirzungen sind der DIN18 702 . Zeichen filr Vermessungstisse,
groBmalstibige Karten und Pline* zu entnehmen.

Svon 5
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Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh
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w1 Fernwiinme

Kérperschaft des dffentlichen Rechts
— Der Verbandsvorsisher —

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen
- Der Amtsvorsteher-

Am Wehberg 17

23972 Dorf Mecklenburg

Frau Meier
03841- TR3052
FAX: U3B41-7ROM07
E-Mail: smeienElawis.de
Thre Nachricht vom: 20.12.2013
Ihr Zeichen: Frau Kruse

Bearheiter:
Telefomn:

- Vorentwurf vom 24,10.2012

Reg.-Nr. 51/2013
Az3-13-1-02-B

Sehr gechrte Damen und Herren,
auf der Gnimdlage
20. Dezember 2005 in der Fassung der 3, Apderu

- geplante Nutzung: Sondcrgebicte
Speichergelindes

- Fliche: ... mt
- Bauzeit:

Die fehlenden Angaben bitten wir zu ergéinzen.

Uferweges.

fiir F
Spiclanlagen, touristische Infrastruktur auf dem Gehist des chemaligen Mihlen- und

- Gemarkung: Bad Kleinen, Flur 1, Flurstiscke:

Wasserversorgung und Schmutvwasserentsorgung

Lithow, den 19.02.2013

Bebauungsplan Nr.23 der Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet ,Mithle* Bad Kleinen

- frithzeitige Beteilipung der Behiirden und sonstigen Triger Sffentlicher Belange pemil
§ 4 (1) und frithzeitige Gifenthichkeitsheteiligung nach § 3 (1) BauGB

der Wasserversorgungssatzung (WVS) des Zweckverbandes Wismar v. 25042012,
der Sciunutzwn.sz.mal?mg {SWS) des Zweckverbandes Wismar vom 18.10.2000
in der Fassung der 6. Anderungssatzung (6.ASWS) v, 1, Dezember 2011 und der
der Niederschlagswasscrsatmung (NSchlWS) des Zweckverbandes Wismar vom

ngssatzung vom 1. Dezember 2011,

nehmen wir zu o. g. Vorentwurf wie folgt Stellung:

remdenbeherbergung, Wohnen, Sport- und

diverse

. Wasserhedart?’Schnuiz;;;;mnfalk eI, m'd, L s, LW WE

Derzeit besteht keine dirckle Anschlussmaplichkeit fiir das ausgewiesene Bebauungsgebist an
das bestehende Wasserversorgungs- bzw. Schmutzwasserentsorgungsnetz im Bersich des

Zu 1.
Die Ausfiihrungen zu den aufgefiihrten Punkten komieereit noch nicht gegeben

werden. Die Angaben kénnen noch nicht erganzt weidgrzu sind noch
Abstimmungen zu filhren. Das Vorhaben ist noch riohkret bekannt. Es handelt sich

einzelnen Belangen statt. Diese werden zum Gegehdex Abwégung.

Zu 2.
Im Zusammenhang mit der Trinkwasserversorgung @ndsdhmutzwasserableitung

wurden Abstimmungen mit dem Zweckverband Wismat&rd5.2013 gefuhrt. Die
Ausfuhrungen zur Trinkwasserversorgung und zur Stinwasserableitung werden wie

fur die untere Wasserbehdrde genutzt.

Teilweise zu beriicksichtigen.

um die Schaffung planungsrechtlicher Voraussetaungerabstimmungen fanden zu den

Zu bericksichtigen.
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

| Stellungrahune v. 19.02. 2013 zum B-Plan Nr. 23, Gubiet Mble” Bad irinen, Reg, Nr. 12015, Sene 3.

Var Realisienmg des Bebauungsplanes sind Neuverlegungen von Wasserversorgungsleitungen
und Bchmutrwasserkanslen im Sffentlichen Bereich (Uferweg) erforderdich,

Das Gebiet wird, aus Richtung Gleisanlagen in Richtung Uferweg, wvon
Wasserversorpungsleifung  gequert. Die Trasse dieser Leitung ist iiber eine heschrinkie
persiinfiche  Dienstbarkeit zugunsien des Zweckverbandes Wismar im  Grundbuch  der
betreffenden Flurstiicke zu sichemn.

Eine Loschwasserversorgung aus dem Sffentlichen Trinkwassernetz ist nicht moglich.
Niederschlagswasserbeseitipung

Anschlussméglichkeit an den bestehenden Regenwasserkanal ist nicht gegeben,

Die Versickerungsfihigkeit im Gebiet ist deshalb im Zuge der weiteren Plammg nachzuweisen.

Rechtzeitig vor Baubeginn sind fiir alle Medien die erforderlichen ErschlieBungsmafinahmen
(Projektierungsunteriagen) mit dem Zweckverband Wismar abzustimmen,

Zur Information erhalten Sie Ausziige aus unseren Bestandsumterlagen Wasser(WV),
Schmutzwasser (SW) und Regenwasser (RW),

Mit freundlichen Griiflen
Zweckverband Wismar
(s
Beasier
Verbandsvorsieher
Anlags: 3 Bestandsrizs WV/SW/HW M 1: 2.000 ond 1 : 1.000

B:Plan 21 3-005 [ -BadK lcinen-B-Pland3-Mihle-V orentwarf-2012-1 0. doc

ainer

f 48

Zu 3.
Die Trinkwasserleitung ist entsprechend zu beachten

Zu 4.
Die Loschwasserbereitstellung wird geman Abstimmuitglem Zweckverband Wisma
vom 15.05.2013 beachtet.

Nach Aussage des Zweckverbandes kann aus demligfientTW-Netz kein

Loschwasser bereitgestellt werden. Fur die Loscharasrsorgung ist die Entnahme aus

vorhandenen Gewassern zu priifen. Gegebenenfalis dagd 6schwasser durch den B
von Zisternen abgesichert werden.

Zu 5.
Hinsichtlich der Ableitung des anfallenden Obetikiiswassers werden die Ausfiihrung
gemaR Abstimmungsvermerk bei Zweckverband Wismaclhtet. Die Unterlagen
werden erganzt. Eine Versickerung ist nicht mogldbr Abschluss des Verfahrens sin
hier entsprechende Abstimmungen zum Konzept alef#id zu fihren.

Zu 6.
Die Abstimmungen mit dem Zweckverband Wismar wergkeftihrt. Bereits

stattgefunden hat die Abstimmung am 15.05.2013undgétzlichen Vorgehensweisen.

ZuT.
Die Bestandsunterlagen werden entsprechend beachtet

au

d

Zu bericksichtigen.

rZu beriicksichtigen.

&t bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.
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Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beschlus

23972 Dorf Mecklenburg Kritzow, 2012-12-28

Vorentwwrf des Bebauungsplanes — Nr. 23 | Miihle ©
der Gemeinde Bad Kleinen
Stand: 24.10.2012

Sehr gechrte Frau Kruse,

hiermii bestéitigen wir den Erhalt des Vorentwurfes des B-Planes-Nr. 23
. Mithle" der Gemeinde Bad Kleinen mit Stand vom 24.10,2012,

Nach Priffung der vorlicgenden Dokumente fiir unser Sachgebiet
bestehen keine Hinweise oder Anmerkungen zum Vorentwur?
des B-Plan-Nr. 23,

Fur Ruckfragen stehen wir Thuen gern zur Verfiigung.

Mit freundlictiém Grdssen

RS

%ar Post ;
_ﬁgc_g;_aﬁsﬁmgj |

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [11.14
_{.". =
EINCGEGANGEN! e
i Borf Mecienburg-Bad Klinan =37
r I Ak 1
‘M VB Fn:i"|ol5u B | o feam.
]\ ]! ﬂ] I
L
EuaBaHESE T | Sr g 5/ O Ecarbapubiel s < e Dut e Mlgoeoa Uy 149 TR TR
Amt Dorf Mecklerburg - T =
S T, Regle ! Stal Gl
Bauamt Eaﬂg?;x\:f‘.\'(g 1418
Frau J. Kruse .—ﬂ_;?ﬁf??z _
Am Wehberg 17 o, et Ta 04 <
& (3841 31 33 70

LR A vy s
Iriberrsed. v Bbvvciarg g, e

Zu 1.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine HinwaigEAnregungen bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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lus

Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom
11.15

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

e

1

f:\-"l.. I i '

EON s AG, Prstfoch 143, 5504 3 shrwsldefSpree
Amt Dorf Mecklenburg — Bad Kleinen I
fiir die Gemeinde Bad Kleinen
Am Wehberg 17

23972 Dorf Mecklenburg

Neubukow, 17, Januar 2013

Satrung iiber den Bebanungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir
das Gebiet ,,Miihle®, fiir dus Mithlengelinde
Bitte stets angeben: Upl/13/03

Sehr geshrts Damen und Hemren,
gegen die 0., Plammgen bestehen unserseits keine Bedenken,

Sie ethalten mit diesem Schreiben aktuelle Planungsunterfagen mit unserem
eingetragenen Leitungs- und Anlagenbestand, Wir weisen darauf hin, dass
diese Emtragungen nur zu Threr Information bestimmit sind und keine Ein-
weisung darstellen,

Blittc blcachtcn Sie, dass rechtzeitig vor Bepinn eventueller Bauarbeiten eine
Einweisung durch den Meisterbereich Tel, Nr. 038822-52 220 erfolgen
ITUEE.

Fiir einen weiteren Anschluss an unser Versorgungsnetz ist cine Erwedte-
rung der_Sn‘omvencﬂm@nanlagen erforderlich. Dazu sind wir auf gecignere
Flachen im 8fentlichen Bauraum gemif DIN 1998 sngswiesen,

Zur weiteren Beurteilung dieser Standorte, inshesondere zur Einschitenng
deflAufwequng:n fiir die kiinfiige Stromversorpung, hitten wir Sie rechi-
zeilig urn einen Antrag mit folgenden Informationen:

- Lage- bzw. Bebauunpsplan, verzugsweise im Malistab 1 : S0

- Erschliefungsbeginn und zeitlicher Bavablauf:

- Versorgungsstrukiur und Leistangsbedarf ;

- vergesehene Ausbaustufen mit zeitlicher Einordaung, insbesondere Bay-

E.ON edis AG
Regionalbereich
weckienburg-Vorpammern
Betrioh M5/NS/ Gas
Osteezkiste

Standore
Nesibukow

Am Stellwerk 42
1EIF3 Navbiskow
wevw.ean-pdis.oom

Postanschrift
Neubukow

Aum Stelhwerk 12
TH23T Meubukow

Narbart Lange |
103 &2 94-75-282
F 03 52 9475206
norbertlangefiean-adis.com |

Mnser Zeichen NR-M-O/La

—

Vorsitzander des
Autgichiaratas
Or. Thomas Kanig

Marstand:

Barnd Dubberytsin
(Worsitzendes)
Manfred Paasch

Dr. Andraag Relchal

Sltr Firstenwalde/Spreg
Amiggesicht Frankfurt (Ddar)
HRE 7588

St.NT. 069/100/ 00076

Usrld. DE 892/ 735,547 |

Lommerzhank AG
Firstenwalde (Spran
Xamta & 507 115
BLT 170 §00 00

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedebkstehen.

Zu 2.
Die Planunterlagen werden bei der weiteren Vorbangibeachtet. Es wird zur Kenntn

genommen, dass damit keine Einweisung verbunden ist

Zu 3.
Die Anforderungen an Einweisungen und die Vorbengjtvon MaRnahmen wird

entsprechend beachtet. Dies erfolgt unabhangigBaateitplanverfahren.

Zur Kenntnis zu nehmen.

sTeilweise zu bertcksichtigen.

Teilweise zu beriicksichtigen.
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lus

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

&ﬁﬁﬁ edis

strombedarf;

Nach Antragstellung unterbreiten wir dem ErschlisBungstriger ein Kosten-
angebot fiir den Anschlugs an unser Versorgungsnetz. Bei notwendig
werdenden Mafinahmen zur Herstellung der Baufreiheit ist rechtzeitip mit
uns eine Vereinbarung zur Kostentibernahme shzuschlicfen,

Nachfolgend méchten wir Thnen allgemeine Hinweise zur Kenntnis geben,
die Sie bitte bei der weiteren Plamung im o. g. Bereich berlicksichtigen
mischien:

Um einen sicheren Netzbetrieh und eine schnelle Stdmmgsbeseitipung zu
gewidhrleisten, achten wir darauf, unsere Leitungstrassen von Banmbepflan-
zungen freizuhalten. Wir halten es daher fiir erforderlich, im Rahmen der
konkreten Planung von Pflanzmafinahmen im Bereich ifentlicher Flachen
cing Abstimmung mit uns durchmfilhren, Dazu benfitigen wir dann einen
Lageplan, vorzugsweise im Mafisisb 1:500, in dem die geplanten Baum-
standorte eingetragen sind.

Kabel

Zu unseren vorhandenen elekirischen Betriebsmitteln sind grundsiitzlich
Abstinde nach DIN VDE 0100 und DIN VDE 0101 einzuhalten.
Vorhandene und in Beuieb befindliche Kabel diirfen weder freigelegt noch
iiberbaut werden. Zur Gewshrieistung der geforderten Mindesteingrabetie-
fen sind Abtragungen der Oberfliche nicht sulfssic. In Kabelnghe ist
Handschachtung erforderlich,

Bei weiteren Fragen steht Thnen Herr Lange unter der o.g. Telefonnumemer
gern zur Verfilgung,

Mit freundlichen GriiBen

E.ON edis AG

/J‘J,r:k e Ty 7 ._;""'/’JL//

Waorbert Lange Mario Bauschat

Anlage:
Lageplan

Zu 4.
Die Hinweise zu Kabeln sind zu beachten und bew@gteren Vorbereitung zu

beriicksichtigen.

Zu 5.
Kontaktdaten werden zur Kenntnis genommen und letch

Zu berucksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Nr. |11.16
T m— Leitungsauskunft
Wismar LaMo GmeH
Gasversorgung Wismar
Land GmlrH

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen
Frau Kruse, Banamt

Am Wehberg 17

23972 Daorf Mecklenburg

[Reg.~Nr.: 109745(bei Rockfragen bits angeben)

M Mecklenburg-Vorpommem
Jigersteg 2
18244 Blitzow

neizanschluss_ne_mvid
eon-hanse eom
T O38461-51-2134

Reiner Klukns
T 03R461-50-2127

27122012

[Banmaflnahme: Vorentwurf zum B-Plan Nr.: 23 fiir das Gebiet G Wi Land
--Mihle~, hier: frithzeitige Beteiligung der ToB *s""“'g("_';':fhﬂ ALl n )
Ort: Gemeinde Bad Kleinen, Uferweg bei Stiirungen und Gasgeriichen
0800/4267342
Tag und Nacht besetat

Sehr geehrte Damen und Herrer,

in dem von lhnen angegebenen Bereich befinden sich Versorgungsanlagen
aus dem Verantwortungsbereich der Gasversorgung Wismar Land GmbH.

Beachten Sie bitte Seite 2 dieser Auskunft.
Freundliche Griille

Reiner Klukas

Zu 1.
Der Hinweis, dass Leitungsanlagen vorhanden siird,z2ur Kenntnis genommen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Mit diesem Schreiben erhalten Sie Planausziige aus denen die Lage der Versorgungsanlagen im |
WVerantwortungshereich der Gasversorgung Wismar Land GmbH im o. a. Bereich ersichtlich ist.

Die Planausziige dienen nur zu Planungsewecken und diirfen nicht an Dritte weitergegeben |
werden. Die in den Leitungsplinen enthaltenen Angaben und MaBzahlen sind hinsichtlich der Lage

und Verlegungstiefe unverbindlich; Abweichungen sind méglich. |£_

Bei einer Bauausfilbrung sind durch die ausfilhrende Firma aktuelle Planausziige rechizeitig vor |
Baubeginn anzufordern. [
Das Merkblatt "Schutz von Versorgungsanlagen bei Banarbeiten" ist bei den Planungen zu
beachten, |

Anmerkongen:

Zum Schutz der im genannten Bereich befindlichen Niederdruckgasleitunpen sowie der
Hausanschlilsse unserer Rechtstriigerschafi/Verwaltung

sind folgende Forderungen/Hinweise zu beachten:

Beim Verlegen von Ver- ader Entsorgungsleitungen oder Bebavung/Bepflanzung sind die nach dem
jeweils giiltigen Regelwerk geforderten Mindestabstinde/Schutzstreifen einzuhalten,

Keine Uberbauung mit Bitumen, Beton oder dhnlichen Materizl, auBer im dirckten Kreuzungsbereich.
Freipelegte Gasleitungen sind fachgerecht pegen Beschidipung zu sichern.

Schiiden an Gasleitungen/Anlagen sind unverziiglich zu melden,

Die Uberdeckung der Gasleitung darf sich nicht &ndern.

Die genaue Lage und Uberdeckung der Gasleitungen ist durch Suchschachtungen zu ermitteln.

Ober- oder unterirdische Anlagen/Hinweiszeichen diirfen in Lage und Standort nicht verindert
werden.

Die Flurstiicksgrenzen warden zeichnerisch aus den Flurkarten fibertragen.

Es erfolgte keine Grenzfeststellung in der Ontlichkeir.

Die Bestandsunterlagen werden zur Zeit {iberarbeitet.

Der Bavausfithrende hat vor Beginn der Banarbeiten einen Aulgrabeschein zu beantragen. |
Eventuell notwendige Umverlegungen/Anderungen/Sicherungen/ Trennungen sind nicht in dieser
Zustimmung enthalten und bedirfen einer gesonderten Kiiirung. |
Die Durchfithrung von Baumafinahmen (z B.:Instandhaltungsarbeiten, Einbindungen oder die
Verlegung von Hausanschlilssen) im Bereich der Gasleitungen mufi gewihrleistet sein,

Eine Versorgung des genannten Bereiches mit Erdgas ist bei Wirtschaftlichkeit méglich.

N

Anlagen:
Merkblatt
Leitungsanfrage
Rohmetzplan |.pdf
Rohmeteplan 2.pdf

Zu 2.
Die Leitungsanlagen werden zur Kenntnis genommensi8d zu beachten. Es handelt

sich dabei mafR3geblich um Hausanschliisse.

Zu 3.
Anforderungen des Versorgers sind einzuhalten. éstin den Unterlagen

entsprechend hinzuweisen.

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.

49



Anlage 1 zum Beschluss 2013 - - Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

CASErROROU NG
i L L

Y | S i 'II'E
PR o ol e o

| e we | [nenE
Toaiw —

-
s R T L T T




Anlage 1 zum Beschluss 2013 - - Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

-

ra GASVERSORGUNG ~  Mekist- St orerpmgprigi ot vt

Wismae Lano GmeH

Merkblatt
-Schutz von Versorgungsanlagen bel Bauarbeiten -
I Metz der Gasversorgung Wismar Land GmbH (GWL)

Um Schiden an Gasversergingsanngen oo vermalden, sivd bel Bausrbeiten folgende Hinwelse 7 beachien:
Vorbemeriamg.

Diese technischen Fordenungen basieren auf dom Regetwark DVGW sowie der DIN-Mommen,

Sie zollen dia Rahrmatrandigen der EWL sichem und olnan stinrgsfreien Ablauf der Vemongang sber Alnehime: garantioren,
Urter Einhaltung dieser Fordanngen witd gleicheritly din Schutz der Bavausilihrenden gewhrisstes. 2u den
Rehmetzantsgen gahien gRN, Afisturen, Fer Einr i dan kathodischen

Gasrahrmetzari pen bedlifen hitorer Scherheitsanfordsnungen. Demantsprochand warden sie errdiet, gevwartat und
inszund geholten. Robemetzbeschid igurgen bei Tifausrbelton bosindrsditignn die Sffertliche und bebriebliche Sicherheit.
Es bostuht wmter Untstiinden Lebensgefahr dusdh Explaslon und Brirde sowie Erstidangsgefahr,

D GWAL betreitit Hach, Mitmiund Needsrdruckgasnitze ous Staik, PUC-und PE-HD Rafiren in varschicrensn Dimensionen,

L4 Hach-und TiefbaumsSnahmen sind 2 7u projsictieren und dorchaufibren, dess die Forderungen disses Merkblaties
eingehalten werden.

Phiichten der Souunternshmes

Jedder Baanternehmer hat bl Qurehifitaring (e Sbertragener Hacheund Tieth sten suf Bffentlichem und priatem
Grund ma dem Vochanderssn undarindisch varegie: Gasversorgungsantagen 2u rechrr,

Der Bavunternehmar ist verpfiichet

- rechizeitiy vor Baglin des Arbelten bed GWL Acskert sher die Lage der im Aufgrabunisbersich haflnafichen
Cageersorgungraniagen einaubelan,

* 818 ShierteitsgrTncden var Beginn der Bearbeiten dis tatsichiichs Lage ure! Dberdackung dir Gasversorpungsnlégin
derch fnchgerechtn Eriumdigungsmalinahmen, 7. B, Probeaufgrsbungen, selbss 7 ki,

« jegliche Aufgraburg im Berelch wm Gasversorgengzaniagen der GWL mechtzeilig bekareizugeben,

- Im Berelch von Gasversorgungsaniagen s 2 arbsiten, dass denen Beschidigung ausgesthlossen it

- seine Mitarbefter und gat. Subunternebmer entsprechend 2u unterweisen und 2 Serwachen

Durch e GWL ur Verfigung gestalke lagen und sind aul dar vorzubalten wnd sl
variangen vorzazeiaen,
Latge der Gaswerparnangrantagen
Die G verlegten ihre Gasiltungen sowohl in fentlichem 2ls sch in privaten Gad und geben, sowelt mghich,
Auskiinfie fiber die im Baubensich 1 o

Do Uberdeckung beirdgt in der Regal:

040 -100m  indffenticham Geund,*
QED-080m  inprivatem Grund

* %, DVGW G 140 e Bffentfichem Srundy s IL TEL veer b 2350 cine Verlagutife ven 04 - 10 m maghon in
Iandwictscheitlicher SutefiSche 1,20 m)

Duirch arschiielends Bavarbeitan Deitier an der Dherfliche kinnen Ve ndensngen sigetreten sein
bt et Gasletungsn sind Einbauten yefianden (. 0. Absperrarmsuren, Kondensatsarmenler, Rehrstutzon], dis seitsich

\\ abeeeigen und/oder ther den Rohesdssined Biraus cum Teil bis In Hohs dor i chs reichen. it
E G anderen Leitungen sind vormehmlich 5o durdheufibrer, dass die Umlsgung der wortandersn Gasletungen
e nicht erforderfich wird. Die Abstinde der Gasistuagen und fhrer Einbautan 7 ancanen untarrdischin Anlagun sind bai
)/r \ . Kraiiziigen and Parlelverlegung aus Sich B unter W der Abmessurpen, des Boirisbadmickes.
» g und des Rahrwerkstoffes {Stahi, Kunststnf) unbeding eineuhaiten.
\\ ~ / Dt Mindestabstinds betragen:
e 020m b Keeusungen,
Diasversoecimn QE0m B Parsieherieguagen,
T —— e Loom Bl Horteonmaiscbrungen.
ar aa B L
@ = ""'? Dieze: Mindestatstinde dirten chne besanders Vorkelirungen fiir din Gaslgitungen nich uiersderitten werdan, Art und
wo e | W | 4
= e o "—-F'.““ it ] Urnlang der Schutmmrkabrurgen sind nechitzeitig mit GWL asaustimmen,
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Wismar Lano GmeH

Flir W¥C-atungen orgeben sich Tolgende Mindestabstiinde:

Diz Mindestabstindg betmgen Lichter Mindestatctand Inm

bkt Kreuzumng Parallolithrung | Hiherung
\Wesser- urd Alrsasseriniiung =% 06
FermumRde g w 1
Stromkabal, Fornmslifekebe! o 1T

ad

a4
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a7y

‘Wurden bl Aufgrabangen Gasrohmatzanlagen aufgelunden, die nicht in den Leitungsplinen enthaken shnd, it der
susthndige Rohmoetematitar der G, sofor telefonisch Ty banachrichigen, Die Arbeiten in dissem Barvich sind = fenge
einzusteten, bis div notwendigen Untersuchungen durch sinen Beaufiragten dor GWL vorgenommen wrden.

Echucz- und Sicherheitsmatinahmen

lede Frellegung von Gagieitungen it dor EWL sofert s melden. Die Bauarbeiten sind ohre scddigend Eirwirirgnn auf
vribandene Gasleitungen ausnufBhren.

D Thalt eines Beauftragten der GWL an dar Basstelk befreit don Bauurdernahmer micht van der Veroflichtung, in
wigener Vemntwortung simekiche zum Sthute der G kdtungen orlorderfichen Mafrshmen durchaulthen,

Der Beacftragte der GWL It weder berechiigh noch werpflichest, den ich 1 o5 Bauur dirgiie
ArtmeisUngen o erteilen

Bai der DerchflUbeung der Basarbeiten sind folgande Schutz-und Sicherhet t T boadh

Baugeriite nind nur o cireusetren; dass eine Gefdhrdung der Gaskenungan und Firer Enbiute ausgrechiosssn js,

Gasleungstrassan mit pichitrgiakigen Oberllichen dien st rach deren Befestigung (1 B, durth Baggormatrateen,
Blturrsenkhesabieckung) mit Badanezeigen befabren werden,

In i Miihe von B ﬂlﬂﬂldmmﬂtbﬁmﬂmlmﬂltwmﬁmm

var Biegginn vin Rnmmartenian sind Gashstungen durch Handschachiung freimdegen, 2o schiltren und zu skcharn Gauch gegen
Sdwingungen). Mit der Bammung daef arst wrtedhalb der Rofmsohle begonnen wenden. Im Berskh von PYCung
Statimulerieitumygen sind Bammanjen urouissg.

Goplarte Aufgrabumpen im 15m-Beraich vor den Widerlagenn ven Brilcken sind dor GWI, rechzeitiy anzusslgen, um dis
Koinperssatonen in den frelgelagton Letungsn o sichern.

Freigelugte, aufgehirgie oder abgestiirrtn Gaslemurgen dirfen ncht betreten cdor andarwat iz belastet warden,
Freipelegte Gasletturgen und jhre Briauten srd fachgerecht gogen Beschidgungen sowie Lag ey tu sichern
icurrh Aufhdngeg oder Abstiliten, dabet dant die Faakeruny; nicht beschadigt werden). Um den kathadfschen Robrschotr san
Gaskduingen nicht 2u gefshrden, dirfen kere matalischan, dh. elekirisch leiterden Verbindungen, 16 sy andensn
Stahlrohdeibungen, Metsllkebeimameln, S weri odder anderen Stahtboe. Stahibatenkonstrucionen henpestelt
winnden,

Gegan Gaslaitungen darf nicht ahanstallt werder,

Im Baustellenbargich befindliche Anlagen der GWL wee Arnsturen und dergl, dis in der Gelfindecberfiche. durch
Strafenksppen und Hinwelsschlkder edennbar sind dirfen richt mit Baumaterialien, Baden wow, bodeok werden.
Insbesordorn diirfen StraBenkappen nichs durrh Asphalieningssrbeiten o oo Ghordeckt werden, dass siv unautfindbar
mnstmhdu:dtnmuﬂhdhhhmbm.Mﬂmmdaﬂhum.hdmhuhurﬂdﬂgt
veegen einer EaumaSnahive rur vorilbergehend und In beg Mafle gelagert werden. Es muss gewiihrieistot soin, dass
Bine it Lagersioffen llberdeckin Gaslkeitungstrasse sofort nach dem ersten Anfordern der GWL vom Vanarsacher und saf
deessen Kosten gerdumt wird.

Krewren Gasleitungen ning Bacgrubes, so sind fir i Im Varbsa iusrelchend bemessene Durchdringungsdffnungen, Schiltze
warzsehen. Durch den Baugrubenaushat tirfen keine susdtlichen Krifto au! die Rnbre libertragen werdan,

egliches (berbauen von Gasletturgen sinschl dar Hausarschlusslesturgen ist orruliissig. Dos Fllareen son Biumen (ker
Emﬂuwﬁumh:hmhimdmﬁdkﬂmﬂmﬂmﬂﬂhrmwﬁgﬁwwm
beorirSchtigt wind (sishe DVGWRemehwerk Hiwes GW 125 Baumpflanmngen b Bereith  emmriischer
Verscrjngsanlagen, jewsils giitige Aungabe).
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(GASVERSORGUNG Mkt Schus von Versorgsngsaningen bel Bauarbeiten - GWL
Wismar Lano GmeH

433 Vor dern Zufilen cer Boegrube odar des Rohrgrabens it die GIWL von dem Baurtemetmer rechtanitly n bensehrichtigen,
damit sie cfe nimaandinee uwid betrebstichone Lage dir Gusleiy w. die Dichthelr der Rohrverbindungen und den Zustand
dler Rohrumihililung Gberprivien snd natwendipe Reparaturen cerchélhen kinnen

a1% memrg;munmsﬁrdmnbesmseru-Smgfanmwﬂmunu-uwmdwhnimgmmdumumdmdr:wmnmﬂ
verineert wind die HﬁuﬂﬂmnlﬂmmﬂmhmullwﬂﬁﬁlemﬁﬁmmmMiﬂr!l
preignete:, verdichtungstitigsr, steinfraier Boden zu vatwenden. Der sngebrachts Bodan kit bis &3 om e Brhrechaist von
Hand 7u verdfichter. Erst danbor it car Erestz von maschinellen Geriten eulissip, Die GWL kann jedeszedt ginm
Vesdichtungsrachwels fardern, Worgefundenes Trassanwarmband mmss inglecher Lago und Hehe iler der Gaslttung windar
Eingeiegs wertern, Neues Trasserwarnband kann b der GWL angeferdart werden

1% D:rGruhmmhaudarl'mdmnu‘uﬁummﬂmmmmrmmwhndam«mmmn

%15 D Tusdtalichon Techn lichen Vertragsbedingurgin wd Bichtinien i Aaigrabergen in Verkehsfiichen ETVA-SLE 89~
sind mmmﬂtmwunummwmmmwm@:m
Serritte-Allne 10, 5067 Kb

5 Mabnghiven b Schadenshallen

51 ‘Werden bei Erdarbelten Gasgeriiche wahrgonomsmen, sind ie Arbeiten sofoet einzustelon. Die Baustelle ist ru spomen, Das.
Rauchen lnd der Umgang mz offerem Feuer it untosfassen,

52 (Gasgeriiche und dunch Erdund Tiefbeuarbeiten beschédigte Gasersorpungsanisgen sowie deren Nebanarlapen Habel) drd
umerzighich der GWL

Telefon: 0800 / 4267343

orjer cer Fausenwshr 7o melden.

-kt win Gaselntritt In Hohilume s befinchton, sind in der ﬁmmmmmmm Porst-ungd
Alwastarsystemen ru dffnen.

- 151 Gangenach bm Haus wahmstrbar, sind die Senster wnd Tiven ru e Die Faasrvhr imd ter Ertstirungsdionst dar
WL sind pofort m verstfindigen,

Vorhernidene Zindquollen sind ru beseRigen (Feuer, Rauchen=on, Schaliverbot fiir eleidrische Lestunggan ured Gerfite].

-V bef Baggerarbeiten sne Hausanschiussletung aus ey wrspeingiichon Lege gebeacht odor auch mathanisch
beansprucht, kineen Schiden an den Irstafiarerniniagen sngetreten seln. Besteht dieser Virdacht, Ist sofor der
Hauseigentlimer der Mistar sowle der sstindige Rohmesmester der GV infarmisren, der eing (barpifung der HAL
ot
-%h@mﬂmmmmmm:.&mmmmmmw“mwm
Gasaustrittes nveckenfiy, die Schaderssiofio sedan mit Boden ru badackan,

<D Persoral der bauausfihvenden Rrmen hat bis qum Grdreffen des Beaufiragten dor SWL an der Bausizlle 21
warbleiban,

- e Setindensstelbe (st wallriumig o sichern.
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CASVERSORGUNG :
C Witsuan ann Gusi Leitungsanfrage
—
Zweck der Leitungsanfrage | Baumafinahme Planung
voraussichlicher
Ausfliihrungsbeginn; *
Pressarbeiten Planung fir Extern
Name der beaufiragenden
Rammarbeiten Firma:
Spundungsarbeiten
Fragen zur Malnahme Sprengarbeit
Kampfmitielbergung Planung fur GWL
I = Ansprechparner bai GW
eine Aulterbetriebnahme von Ere A,
Leitungen ist erforderlich:
gewilnschies Abgabeformat| A4 A3 A2 Al AD bellebig =
Beschreibung der
Maknahme *

Lokation der Maltnahme (Bitte Lageplan beifiigen):

Or / Gameindea *

Stralle von / bis *
Adressdaten des Anfragenden:
Firmenname * Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen
Ansprechpartner Fr:Lr Kruse, Bauamt D |
Ort / Gemeinde * a 23972 Dorf Mecklenburg
Strafie * Am Wehberg 17
-Te!efnnnummer: . 03841 [ 798239 o o
.FaxEﬂm_w' 03841 [ 798226
E-Mailadresse * ]J:ruse@arnbd-rn-bkhde
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Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Nr. |11.17
P Al Ay der Im Aufieag dar
; — VRG
..L_,Eiﬁi « I Gasspeicher GmbH E D M com
[EINGEGAN G E Rheprechpatner
L Ami Docf ackiansurg Ao Ki<infranks Lobrer
Cosom - » * [N (s BN ¢

" AN, Tal: (0341) 3504422
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen 20 Fax: (0341) 3804100
Bauamt 0| B4 20 {BastunpsauskuntEgdmeom de
Am Wehberg 17 .5’_’] |
23972 Dorf Mecklenburg TR
Ihe Zelchen: Frag Kruse
20.12.2042
Unser Zelchen: GEN/Loa
Q02351200
‘Wir waisen darauf hdn, dase o Ihnen gl aus der Vergangenhall ais Eigentimer vorn Ener-
piegnlagen bekannfe VNG = Varbundnetz Gas AG, Lelpzig, & Zupn gesctzichor Vior 14.01.2013

schiften ur Enlflechlung vorikal inlegriedar  Energleverscogungeuriemehman  zum
01.03.2012 ihr Eigentum an den dem Geschilfsbersioh (Netz® zuzuordnencen Energleania-
gen suf die ONTRAS — VMO Gastranspori GmbH und |hr Eigentum an den dam Ge-

ieh  Speicher” 2 wndan Energle: f &uf dia VNG Gasspeicher GmbH
Cberragen hat. Dls VNG — Verbundnedz Gas AG Ist damit nicht mehr Elgsntames van Ener-
gleanlagen,

Safzurg Uber den Babauungsplan Nr. 23 der Gemeinds Bad Kialnan
filr das Gebie! "Mihie”, fir das Mohlengaidnde {Voreniwur)
Unzene Regiztriemummer; 002356/ 3700

0. 9. Reg.-Nr. bei weiterem Schrift-
Sehr geshrie Damen und Hemen, varkehr bitte unbedingt angeben.
GOMecom st vorllegend als von der ONTRAS - VNG Gastransport GmbH, Leipzig {"ONTRAS") und der
VNG Gasspeicher GmbH, Leipzig [ \VGS), beauftragles Dienstlsistungsunternehmen 3ty und handeli inso-
fern namens und in Volimacht der ONTRAS bzw, der VGE,
Ihrer oben genannte, an dis VNG - Verbundnetz Gas Aldlengesellschatt, Leipzig, gerlchtste Anfrage wurde uns
2ur welteren Bearbeilung Obermittsit
Ihrer Anfrage enlsprechend feilen wir lhnen mit, dass o, a. Vorhaben keine vorhandenen Anfagen und keing
zurzail laufenden Planungen der ONTRAS und der VGS beriihrl
Wir habien keine Einwidnde gegen das Verhaben,
Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw, dle Planung enweitert oder verfagert werden oder der Arbeileraum
die dergestelten Planungsgranzen dberschreiten, so st es notwendig, die GDMeom am weiteren Verfahren
zu befeifigen.
Diese Auskunft gilt nur fir den angelragten rdumfichen Bereich und nur flir die Anlagen der vorgenanntsn Un-
temehmen, sa dass ggf. noch mit Anlagen anderer Netz- und Speicherbefrelber brw. ~elgentimer gerechnet
werdan muss, bel denen weitere Ausklinfte singaholt warden missen.
Dia GDMeom verfritt die Interessen der ONTRAS und VGS geganiber Dritten in ©. g. Angelegenheit,
Ihre Anfragen richten Sie bitte diesbezoglich an dis GDMeam.

Bel Roekfragen steht lhnen o.g. Sachbearbeiterdn gern zur Auskunft zur Verfiigung

Freundlicha Griike
. L
i 5 FALS

K

Swven Porsch 1. A, Frank Lbner
Teamleiter Sachbearbeitar
Auskunft'Ganehmigung Auskunf/Genehmigung

Zu 1.
Zustéandigkeiten werden zur Kenntnis genommen.

Zu 2.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine LeitungehAnlagen vorhanden sind un
keine Einwande bestehen.

Zu 3.
Derzeit ist nicht vorgesehen, dass die Plangeb&riggn verandert werden.

Zu 4.
Die aus Sicht der Gemeinde erforderlichen Tragentifcher Belange wurden beteiligt

Zu 5.
Vollmacht wird zur Kenntnis genommen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

dZur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [11.18

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

SOriartz Tranamise oo Smed - G yels 3 - 1243 Saikn

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kieinen
Bauamt

Freu Kruse

Am Wehberg 17

23072 Dorf Mecklenburg

Satzung lber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das
Geblet "Mihle”, fir das Mihlengalinde

Sehr geehrte Frau Kruss,
Ihr Schrelben haben wir dankend arhatten,
Fofgende Unteragen lagen uns von lhnen zur Einsichtrahme vor:

- Satzung
= Begrindung

Nach Profung dar Unierlegen kénnen wir [hnen mitteilen, dass sich im o 0. Plan-
gebiet derzeit keine Antagen der §0Herz Teansmission GmbH (u. & Umspann-
werks, Frelleltungen und Informationsaniagen) befinden oder In nachster Zeit ge-
plant sind,

Freundliche Grile

E0Hertz Transmission GmbH

{4 A 3&@%5&

David J Fridrich

S0Hert: Transmission GmbH
75
Netzbetrien

Flihensiate 30
12435 Bedin

Dstum
G701 2093

Unsare Zeiches
Fr
2 3N0ET0

Araprechparinanin
Fran Fridich

Tetefon-Ourshuati
DI0-E150-2058

Fax-Curchwan|
O30-5150-270F |

E-Aail
splvia friedric@Enane gem
Gder

reitungeaaka SRt etz com
Ive Zejeoen

@ve Nadhechi vam
20122017

iorsEmnger des A ulsichterates
Darle! Dotteni

Bonis Bifuchl, Yaske
Udo Gingarich
Harng-Jiig Gomy

Dit, Frant. Sollatz

B, Olrk Blarmann

Geasohatsliihrer : {.}l

Sitr der Gesofschafl
Berlin

Handaistegistar
Asmisgonicht Citasindsntury
HRE 24448

Bankvertingyng

BNP Parlas, NL FFM

BLE 41210800

Kora-Nr, 5223 741073

DE?S 5121 0800 5253 7410 15
BNPADEFF

Zu 1.
Es werden keine planrelevanten Belange vorgetragen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Prgtacs 17 12 63 TR0 Schwasn

Ihr Scheeiben: 20122012 |

o

e _ T 1oEsl R
Ami Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen thr Zelchen: | JL:"" J;“ [ma{ G 5
Der Amtsvarsteher Bearbitat von: Savlepiaaus— VJ A (0
Tedufon: (38R 88 79 - 311/Fr. Bethiing
[3B545 88 78 - 317 Fr. Bovrsack
Am Wehberg 17 C3855 B8 78 13 Hr Gurry
2372 Dorf Meckien Maln Zelchen:  01-2-8\WMBad Klainen-23-01
I | Schwerin, den 22023013

Bebauungsplan Nr. 23 fir das Gebiet "Miihle", fir das Mihlengelinde der Gemeinde Bad
Kleinen, hier: friihzeitige Behérdenbeteiligung zum Vorentwurf {(chne Umweltpriifung)
Stellungnahme des Landesamtes fir Kultur und Denkmalpfiege

Sehr geshrie Damen und Herren,

im Bereich des o g Vorhabens sind nach gegenwartigem Kenntnisstand Bau- und
Kunstdenkmale bekannt, die durch die geplanten Malinshmen berohrt werden. Detailllere
Angaben zum Umgang mit diesen Denkmalen sind als Anlage 1 dieser Stellungnahme zu
entnetimen.

Nach gegenwartisem Kenntnisstand sind im Vorhabensgebiet keine Bodendenkmale bekannt, Es
kinnen jedoch jederzeil bei Bauarbeiten archiologische Funde und Fundstellen entdeckt werdan,
die umgehend der Unteren Denkmalschutzbehérde oder dem Landesami zu meldan sind (vgl.
Hinweise in Anlage 2).

Erlfuterungen:

Cenkmale sind gemal § 2 (1) DSchG M-V Sachen, Mehrheiten von Sachen und Teile von Sachen, an
daren Erhaltung und Nulzung ein offentiiches Interesse besteht, wenn die Sachen bedeutend for die
Geschichte des Menschen, fir Stadie und Siediungen oder fiir die Entwickiung der Arbeits- und
Wirtschaflsbedingungen sind und fir die Erhaltung und Nutzung kimstlerische, wissenschaftliche,
geschichtiiche, valkskundfiche oder stédiebauliche Grinde vorliegen [§ 2 (1) DSchG M-V). Gam. § 1 (3)
sind daher bei dffentiichen Planungen und MaGnahmen die Belange des Denkmalschutzes und der
Denkmalpflege zu berlicksichtigan.

Diese Stellungnahme erolgt in Wahmehmung der Aufgaben und Befugnisse der Fachbehtrden far
Bodendenkmale bzw, Denkmalpflege und als Tragar éffentlicher Belange [§ 4 (2) Pkt 8 DSchG M-v],

Mit freundlichen GriBen
Im Auftrag

nachrichtlich an;
Untere Denkmalschutzbehtirda, NWM

gez. Or, Klaus Winands

Landeskonservator 1 Antage

Das Behrelben wurde maschinell ersteft und st ohne Unterschrift gittig.

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [11.19
Landesamt fiir Kultur und
Denkmalpflege ,
— Archéologie und Denkmalpflege — : |
[ Lantiesami fur Kuits urd Denferasigtngp A

Zu 1.
Die Anforderungen an die Kunstdenkmale werden kieacBie werden entsprechend

behandelt.

Zu 2.
Es wird berucksichtigt, dass keine Bodendenkmatar sind. Die Unterlagen sind

entsprechend zu ergénzen.

Zu 3.
Belange der Denkmalpflege werden entsprechendnPtinunterlagen beachtet.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu berucksichtigen.

Zu berucksichtigen.
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Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Anlage {Bodendankmale)}

Zum Schreiben vom: 22.02.2012  zum Az: 04-2-NWIWBad Kleinen-23-01

Betr.: Bebauungsplan Nr. 23 fir das Gebiet "Mihle", fir das Mohlengeldnde der Gemainda Bad
Klzinen, hier: frihzeitige Behdrdenbeteiligung zum Vorentwurf (ohne Umweltpritfung)
weitere Auskiinfte erteill: Herr Saalow, 0385/58873-647

Informationsblatt zum Schutz von Bodendenkmalen
in WMiecklenburg-Vorpommern

Auch wenn nach gegenwartigem Kenntnisstand im Vorhabensgebiet keine Bodendenkmale
bekannt sind, kénnen bel Bauarbeiten jederzeil archéologische Funde und Fundstellen entdeckt
werden, Daher sind folgende Hinweise zu beachten:

Wienn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen enideckt werdan, ist
gemil § 11 DSchG M-V die zustindige Untere Denkmalschutzbehfrde zu benachrichfigen
und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beaufiragten des
Landesamtes in urverandedem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hisdfor der Entdecker,
der Leiter der Arbelten, der GrundeigeniUmer sowie zufilige Zeugen, die den Wert des
Fundes erkennen, Die Verpflichtung erlischt 5 Warktage mach Zugang der Anzeige.

Weitere Informationan erhalten Sie beim:

Landesamt fOr Kultur und Denkmalpflage
Mecklenburg-Verpommem

Domhof 4/5

18055 Schwerin

Tal: (0285) 58870-111
Fax: (0385) 58879-344
Email: www kulturerbe-mv.da

Zu 4.
Hinweise zu Bodendenkmalen werden beachtet.

Zu bericksichtigen.
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Anlage 1 zum Beschluss 2013 - - Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschlus
Nr.

Anlage (Bau- und Kunstdenkmalpfiege)

Zum Schreiben vom: 22.02.2013  zum Az: (1-2-NWMW/Bad Kleinen-23-01

BFﬁT Bebauungsplan Nr. 23 fir das Gebist "Mihle", fir das MGhlengelinde der Gemeinde Bad ! Zu 5.

Kieinen, hier: frihzeitige Behérdenbeleiligung zum Vorentwurf (chne Umweltprifiung) Die Hinweise zu Einzeldenkmalen werden zur Kenrgeisommen. Vor dem Zu berucksichtigen.

weitere Auskiinfie erteilt: Frau Krug, 0386/58879-326 Entwurfsbeschluss ist eine Abstimmung mit der Dealbfiege beziiglich der

; Ausnutzung der planungsrechtlichen FestsetzurBggrenze und

Erweiterungsméglichkeiten fir Gebaude, Hohe,... vioetumen.

Im Plangetist befinden sich Baudenkmale. Die exakie Aufiistung erhallen Sie bai der zustdndigen
unteren Denkmalschutzbeharde. Gemil § 8 Abs. 1 DSchG M-V sind Denkmale zu erhalien und
plleglich zu behandeln,

Eine Beurteilung der Planunterlagen hinsichtlich ihrer baudenkmalpflegerischen Relevanz und
eine Betreuung zu Fragen der stadtebaulichen Denkmalpflege sind zurzelt durch das Landesamt
fidr Kultur und Denkmalpflege nicht méghich.

Wir bitten, folgenden Hinweis aufzunehmen:

Gemah § 7 DSchG M-V ist fiir Einzeldenkmale eine gesonderte Genehmigung erforderlich.

58



Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. |11.20

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Landesamt flir innere Verwaltung
Mecklenburg-Vorpommermn

Amt fiir Gaoinformation,
Wermessungs- und Katasterwesan

Landesamt fir nnere Venwaltung Mocklerburg-Varpammer
Postlsch 12101 35, 19018 Schwarin

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinan

baarbaitat van:  Frank Tonage!

Telefon: (DE85) S86-5G266
Am Wehberg 17 Fax: [D285) 4T73004-05
D-23972 Dorf Mecklenburg Bl raumbezug(®|aiv-mv.da
Internet: Rittp: it [verma-mv, de
Az 341 - TOEB201 300009

Sehwerin, den  08.09 2043

Festpunkte der amtlichen geoditischen Grundlagennetze des Landes
Mecklenburg-Vorpommern
hier: B-Plan Nr.23 Bad Kleinen fir das Gebiat Mihle

Ihr Zeichen: .

Anlage: Merkbiatt Uber die Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte

Sehr geehrte Damen und Herren,

in dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden sich keine Festpunkte der amtlichen
geodétischen Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Beachten Sie
dennoch fir weitere Planungen und Vorhaben die Informationen im Merkblatt ilber die
Bedeutung und Erhaltung der Festpunkte (Anlage).

Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Landkreise und kreisfreien Stadte als zustindige
Vermessungs- und Katasterbehérden, da diese im Rahmen von Liegenschaftsver-
messungen das Aufnahmepunkifeld aufbauen. Aufnahmepunkte sind ebenialls zu
schitzen.

Mit freundlichen Griken
Im Auftrag

Frank Tonagel

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen und beriicksichtigssckeine Festpunkte vorhanden

sind.

Zu 2.
Der Landkreis wurde beteiligt. Er hat keine Stajjinahme in Bezug auf das

Katasterwesen abgegeben.

Zu bericksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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- Satzuagddn Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiiredas Gebiet ,Mihle", fiir das Mihlengelande

Merkblatt

Giber die Eedeutung und Erhaltung
der Festpunkte der amtlichen geoditischen Lage-, Héhen- und Schweranetre

v. Fustpunkte dar L sind i dnet i
(GGR], Benutrungsfestpunkte [BFF), tnmumnm Punkte
(TP) sowle zugehddge Ovientarun gspunkta {OP) und Exzentran,
deren Lage auf der Erda durch Kocrdinalen mil Zenfrmejergenauighah
im amtlichen Lagchumg.siﬁum faslgeiegt Iat Sia biden ﬂt Grunds
Tape i alle . i e
genscheftakatnsbar), aim Buch fr tachnische und wl.ss:ru:haﬂhhn
Ve

BESUNIEN,
Ex gibi Badargunkle und Hechpunkie,
Eir Bodenpunkl isl in der Regel ain 0,0 mlanger Granitpielss, dassan
ot ca. 15 om Bus. Budragl. In 1 kEna

des Plifiar auch bodengieich pesetz! |,vermarkt’) sain. Die Philer ha-
ben aine Kopf#che von 18 cm ¢ 16 om bis 30 om & 30 cm mit Bohie-
lech, eing reuz cder Ko i Auf dar Kepflidche
‘oder an den Seien sind in Mordrichiung ain Draleck &, In Shdrichiing
die Buchstben TP eingemaibolt Andene P'.imlur sind ml den Buch-

maiiens- und var umdl V-
massungsgesale - GraVarmG M—‘."; wom 18. Dezomber 2010
{CVDEL MV B 743).

Danach it foigandes zu beachen:

= Eigentiimaer und Muts {Pdchtar, Erbbauberechiig-
te b. &) haben das En- bow, Anbringen von Vermessungsmarkien
(z. B. Pfellar oder Balzan} auf Iven Grundstlicken und an ihren Baw-
lichon Antagen sowie tas Emenlen von Vernessungssignalen M die
Dauer von Varmessungsarbetian 2u dulden. Sie haben Handiungan
zu untesfmegen, die Yermessungsmarkan sowle (e Erkesnbarkeit
und Varwanobarkalt beeiniraetlipen kiinnton, Herze 28l auch das
andiringen von Schildarn, Sriefkdsten, Lampen a. & Gbor HFP, weall
dadurch das iotnechie Safztallen dee aud den Matalbol
et et mitigich iel.

" , durch e Vanmessungsmarken geféhrdel wanden

=ianen O, FF, AF ader 7 In

higrvon abweichénds Vermarkurian auf Bawvwaken (Plaskkagal mil
& und TR, Keramikboleen o).

Btmrmumm haian unler dem Grariplener i der Regel sine Granit.

I-meuu sind markents Bauwerksiele (2. B Kirchéum- oder An-
1ennenmasspizen}. &e weithin sishibar smd und als Zelpunkt bel
Warmassungan diensn.

Hahenfeatpunkts (HEP} sind Puskie, dis mit Milimetergenauigksii
beatimmt und f0r dis Mermaidben im amilichen Hibarbezugssystam
barechnat wurden, Sie biden die Grundlege S gio- wnd kin-
riumige HEhemermessungen, wie z. B. Inpnqmmucna Vermes-
singen, HEhendar 1in Karter, He Wan wan Ge-
Baldan, Stralen, Kandlan u. A, such fir di= Bechachiung won Bo-

dengen
Als HFP ﬁlnun 1 ([ Mausrbalzen, KEM"). Sie
warden worrugsweise im Maverwerk begonders atebidar Bauwarkea
[KIrcnan, Bricken U, 6.) 60 aing2setzl {,vermarki’), dass sne Messiat-
1a von 3,10 m Hoha |adarzed loirechi aul dem Botzen aufgehaltan
warden fann,
Iin uribetmiden Gelbnds sind dis Dolzen an Plelem sus Oranit | Fal-
lerbalzen”) angebrachi. Hece Plaller haben gine Kopffidcha von
25omx 25 e wind ragar im Mormalfall 20 cm aus dem Boden henor,
Punkte sind ch vermarkl {Unisring.
sch Fastisgung - UF] und durch ainan ca. 6.8 m langen Granilpdeilsr
(18 &m & 16 ) mil den Sushstaben NP obarirdisch gekennzeicn-
nel. Im Normedsd Ist & 2 m von der LF entfernt so vermarkt, dass
sain Kopf ca. 15 om ais dom Badan rag,

. Festpunkie der Schwerenetze (5FF) sind Punkte, fir dia mitisis gra-

wimetriszher Massungen Schwerewerle im amtlichen Schwerebe-
Zugspyslam ermitled  wurden, Sie sind mi ener Genau-
igkeit von 0,00 mGal (1 mGal = 105 mis? bestiment nd bilden dio
Grundiage fir versshiedens peaklische und Arbei
ten, 2 B. such fir Lagerztiendors churgen,
SFP gand inll Messnghaleen (@ 3 em mit Aofscarft SFF* und A),
Pl oder Fiatten sue Grand varmarkl. fhre Sandors bafirdan sich
auf befestigten Fldchen an Gebdiuden, in belesliglen Slralen, aber
auch in unbefessgien Wegsn, Sie sind allgemein sichibar, behindarm
wher nicht den Verkehr, Die GranHplation sind 60 cm % 60 &m bew.
B cm B0 cm grofl und md einem eingemelfielien Dreieck & ge-
kearzeichneL |m Kogl der Gransipfailer bafindet sich min fachar Bol-
Tan,

. Gesetzliche Grundlage i die Venmarkung und dan Schutz won Ver-
messUngemarken Al dag Geselz Obar das amdiiche Geoinfor-

kimnen, sind unverziglich der Vermassunge- und Gesinformatians-
Behdrde {siahe vnien) miteuteden, Digsas gillz. 5., wann Taile des
Gebdudes, an dem ain HFP angebeach| isl, odar wenn als TP ba
sfimnmie Teile pinas B ke (Hochpunkl) ausgeb , mgebaLt
oder abgerissen warden sallen. Gafahroungan aroken such dirch
Senaltan-, Autobshn., Eisenbabn-, Rohr- und Kabelletungebay, Er-
kennt e Eigarsimes oger Mutzur tass 5
mmrken bereds verorengegengen, schadhalk, nichi mmremannuar
odér varnder gind, £o hat er auch deses mitzutaBan

= Mit dem Erdboden verbundene YVarmassungemarken werdan yvon
kreisfirmigen Bchutzfléchen umpeben. Der Durchmesser des
Schutefidche balriigl 2 m, d. b, halen S bal lhren Arbalien mindos-
tarss 1 m Abstand vom Festpunkt] Zusatzlich wartan dese Vermaes.
sungemarken in den meleten Follen dirch robwalis Schulzsiulen
‘oder Schutzbiigel, die 2, 1 m neben der Vermessunosmarke siehan,
kennfich gemachi,

* For , 8 dem odir
dem Nmmpsnarwnrglanm die: Duldurgspdlicht cder dis Inarn-
spruchnanme dor Schutzfidchs entsienen, kam sing angamessans
Enlschiidigung in Gald gefordan wemian

Der Entschadigungaanspouch varahn in einem Jahs, die Verhung
baginnl mit dem Ablauf deg Jahree. in dem dor Scheden anlstanden
isl.

* Ordnungswidrig handoll, war vorsatziich aer falvlissig das Betre-
180 odar Bafahren von Gnundetiicken oder baubchen Anlagen fir zu-
Fassige Vermessungsasballen beninder!, uabefugl Vernessungs-mar-
ken e B. Phesiet ader Batoen) einoringt, verdndest ader antfeml, (hren
fagten Stand eder ihee Eroernbarket odar hina Venvendbarket gafihr-
det oder inre Schulzfiachan herbaut. abirdgt odar verSndert, Dig
Ordnungswidegialt samm mit elner Geldbulle bis 2 5000 € geahndet
werden.

. Ehuﬂtﬂmw adar Nu‘tzungah-amt.nﬂnﬂ kannzn zur Zahiung van
wrden, wenn durch e
Schuid oder dinch die Sdﬁuld eines Beaufiragien ane Vermes.
sungsmarkm gatirmd, varanden ader beschidgl worden [st Eigenlii-
meen, Pachiem oder ancaran Mulzungsberechliglen wird dahar esnp-
Tahlen, in ilvem sigenen Inoressa dis Punkie 20 kennllich zu machen

Festlegungsarfen der Festpunkte der geodatischen Lage-, Hdhen- und Schwerenetza

}

TP Granitnfeflar 16 o ¥ 16 & mit
Schutzeignal und Schulzsiulan

OF Granitpfailer 18 cm x 18 em mit
Schutzeaule

HFP Granifpfaller 25 am x 25 om mit
saltichem Belzan und Stehischutzbigel

(2. 8. durch Pfahle), deds sie jederze® ats Hindemis fi L i-
ran ogar andesa Fanzeuge arkanm werden kinnon, Diz mit der Feki-
besielung baaufiragten Personen sind anndhalten, die Vamessungs-
imarken zu beachien,

Diezes Merkhlath ist aufrubswahren und beim Verkeuf oder bei de- Verpachtung des Flursticks, suf dem der GGP. BFP TR, OB, HEP
oder SFF llegt, an den Erwerber oder Nulzungsberachtiaten welterzugaban,

Fragan heantwortsl jderzedt dis zustendige untere Vermessungs- und Geofnformetionebeharde oder das

Landesamt fir innane Varwaltung MecklenburgMorpommarn

Amt flir Geolnformation, Vermessungs. end Katssterwesen

LObacker Strafe 289 19069 Schwerin
Telefon 0365 5B8-56512 oder 585-56267  Tolefax 0385 4772004-05 oder 4773004-06
E-Mail: RaumberugfElaiv-mv.de
Internet: Rtpd wew hvarma-myv.de

Harausgeber:
B Landesemt fr nnere o M o-\or
Amt flir formation, Wermessungs: urd K

Saand: Januar 2011

Druck:

Landazarmt fi innem Verwalfiung
Maeklznburg-Vnreammeri

Libecker Stralte 287, 19059 Schwarn

GGF Granilpfefler 30 eém x 30 om® odes
50 g x 50 am”

=,

HFP Mausrbolzan (& 2 om bis 5.5 cm)
oeler Hohearrarke

e L

Markstein Granipieler 16 omx 15 em
miE WP

s

= s L - =

TPﬂdmkl]SmlrwdsllethSSm;lasu-n
(Buch mil Keramikboizen)”

SFP Granitplttn 80 cm 2 67 cm odar
80 ¢ x 80 cm

* Oft enii Sehutzsdulair) oder Sahlschutztligel
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. |11.21

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

EINGEGANGE ..

Amit Diorf [ecklanburg-Rad K

‘Wasser- und Schifffahrtsamt Lavenburg
Domhorster Weg 52 - 21481 Laventurg

AL IAN 107

ol s prs R4
R || l:l:iu L
. L.'..-_]l__lii I
[
/!

Ami Dorf Mecklenburg - Bad Kiginen
Am Wehberg 17
23872 Dorf Mecklenburg

Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kieinen fir das
gebiet ., Mihle”

Sehr geehrie Damen und Herren,
sehr geehrie Frau Kruse,

die Belange, die ich zu vertreten habe, werden durch Ihre oben
genanme Malnahme nichl betroffen.

Bedenken und Anregungen kann ich demzufolge nicht varbringan.

Die von Ihnen zur Verfigung gestellten Unierlagen erhalten Sia zu
meiner Entlastung zurlick,

Mit freundlichen Grilten
Im Auftrag

il
R

(Franzke)

WSsV.de

Wasser- und
Schifftabrsverwaltung
des Bundes

Wagser- und
Sehifffahrtsaml Lauenburg
Daornhorster Wey 62

21481 Lavanburg

Iar Zeichen

Main Zelchen
2133017V

21, Janusr 2013
Olaf Franzke
Telefon  +49 [DM4153/0B56-342

Zentrale 04153-558-0
Telefax 04153-556-448
wia-lavenburg @wsy bund de
wiww wsa-auanbup wav.de

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belapgéhit sind.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom
11.22

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Landesamt fiir zentrale Aufgaben und Technik
der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz
Mecklenburg-Vorpommern

LPEIR, M-, Posfc 19048 Sctearn

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen —] teamanatvon:  Frau Jérgensen
Am Wehberg 17 Talefon:  (0385) 2070-2832
Telsfax  ()3RG5) 2070-2108
23972 Dorf Mecklenburg el ablailung3@ipbk-mv.de
Akgresichsn: | PEK-Abt3-TOB-11205-2012
| Schwerin, 11. Februar 2013

Stellungnahme als Tréger &ffentlicher Belange

Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das Gebiet
»Miithle“ , filr das Miihlengeldnde

Ihre Anfrage vom 20.12.2012

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit lhrem 0. a. Schreiben baten Sie das Landesamt fiir zentrale Aufgaben und Technik der
Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg-Vorpommern (LPBK) um eine
Stellungnahme als Tréger &ffentlicher Belange zu dem im Bezug stehenden Vorhaben.

Als Trager der in der Zustindigkeit des Landes liegenden Belange von Erandschutz und
Katastrophenschutz nehme ich wie folgt Stellung:

Aus der Sicht der landesrelevanten Gefahrenabwehr im Brand- und Katastrophenschutz
bestehen keine Bedenken,

Um gleichnamige kommunale Belange im Verfahren berlicksichtigen zu kéinnen, sollten
Sie jedoch die sachlich und 6rilich zustdndige Kommunalbehérde heteiligt haben.

Autterhalb der offentlichen Belange weise ich darauf hin, dass in Mecklenburg-
Vorpommem Munitionsfunde nicht auszuschliefen sind.

Kampfmittelbelastung
Flache erhalken Sie

Konkrete und aktuelie Angaben ther die
(Kampfmittelbelastungsauskunft) der in Rede stehenden
gebihrenpflichtio beim Munitionsbergungsdienst des LPBK.

Ein entsprechendes Auskunftsersuchen empfehle ich rechizeitig vor Bauausflihrung!

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sichideiesrelevanten Gefahrenabwehr

keine Bedenken bestehen.

Zu 2.

Der Landkreis wurde als zustandige Kommunalbehbedeiligt. Hinsichtlich des
Brandschutzes wurden Anregungen vorgetragen. Hitfisic des Havarieschutzes
wurden keine Belange vorgetragen.

Zu 3.
Die Hinweise zur Vorgehensweise bei Munitionsfundemden beachtet.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu bericksichtigen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschlus

Nr.
Rechishinweis:
Gemalt § 70 Abs, 1 Sicher_heits— und Ordnungsgesetz Mecklenburg — Varpommern (SOG Zu 4.
M-V} ist der Eigentiimer einer Sache, die die tffenflichen Sicherheit oder Ordnung stor, | Die Rechtshinweise werden zur Kenntnis genommen. Zur Kenntnis zu nehmen.

fur diese Sache verantwortlich. |hm obliegt die Verkehrssicherungspflicht fir sein
Eigentum. Ein Pflichtverstofl kann zu Schadensersatzanspriichen flihren.

Der Bauherr Ist gemaft § 52 Landesbauordnung Mecklenburg — Vorpommern (LBauQ M-
V) V. m. VOB Teil C / DIN 18289 analog verpfiichtet, Angaben zu vermuteten
Kamptmittein im Bereich der Baustelie zu machen sowle Ergebnisse von Erkundungs- und u
Berdumungsmalinahmen mitzutailen. | =

Im Weiteren wird an dieser Stelle auf die Pflichten des Bauherren und des
Bauunternehmers gemé&l §§ 4 und 5 Arbeitsschulzgesetz, der BGR 161 _Arbeiten im
Spezialliefbau” Punkte 4.1.2.  Gefdhrdungsermitiung und Unterweisung’, 4.1.8.
Malnahmen vor Arbeitsbeginn® sowie der BG| 5103 ,Tiefbauarbeiten® Punkte B 141
fammen”, B 142 Bohrgerite im Spezialfiefbau®, D 150  Arbeiten in kontaminieren
Bereichen" verwlesen vor Baubeginn Erkundungen Gber eine mégliche
Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.

Mit freundlichen Grifien
im Auftrag

gez. Christine Jérgensen
{glekironisch varsandt, glltig chna Urterschrilt)
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Stellungnahme von/vom
11.25

Ifd.
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Betrieb fiir Bau und Liegenschaften

Meckienburg-Vorpommern
Geschiftsbereich Schwerin

[T Bt it Bau und |isaenaschafien Macslonbur-Varpemebem |
18058 Scrwain Widd sraliaie 4

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kle
Am Wehberg 17

e =y arbeiber : Hemr Michaelis
I Tel.: 0385 50567251
AL BN-BIRE-TORIS31.042012

23872 Dorf Mecklenburg ' |
fil, 2013
A LV |ﬂ-"JS;J T -E[E;;Ell:hheﬂ‘ln 11.01.2013

| -\.-_'_--_L

Beteiligung Tréger offentlicher Belange gemaB § 4 Absatz 1 BauGB in der Fassung des Europa
rechtsanpassungsgesetzes Bau (EAG Bau) vomn 24.06.2004

Satzung diber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen fiir d :
"Kiihle" des Mihlengelindes as Gebiet

Ihr Schreiben vom 20.12.2012 mit Anlagen

Sehr geshrte Damean und Herren,

nach Priifung des Sachverhaltes teils ich Ihnen mit, dass sich nach derzeitigem Kenntnisstand
im Malnahmegebiet kein zum Sondervenmigen BBL M-V gehdrender Grundbesitz des Landes
Mejklenburg-vorpommern befindet, ebenso keine Vorhaban durchgefthrt werden bew. geplant
:1l3(= R

Es ist jedoch nicht auszuschliefen, dass durch die geplanten Bauvarhaben forst-, wasser- oder
landwirtschaftiche sowie fur Naturschutzzwecke genuizte Landesfischan bertihr werden. Fir
eventuelle Hinweise und Anregungen zu diesen, gem. § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur
Meodernisierung der Lisgenschafisverwaltung des Landas M-V sowio des Staatlichen Hochbaus
vorm _‘.‘_?’.12.2001 nicht zum Sondervermagen BBL M-V gehérenden Grundstiicken sind die
jeweiligen Ressortverwaltungen zustandig. lch gehe davon aus, dass bereits im Rahmen des
Beteilligungsvariahrens eine Einbindung dieser Fachverwaltungen erfolgt ist.

wiit freundliihén Griken
- )'III }

Michas| BlLJde.-

Leiter des Geschaftsbersichs

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Belapgéhit sind.

Zu 2.
Die aus Sicht der Gemeinde erforderlichen Tragentifcher Belange und Behérden

wurden beteiligt. Weitere Beteiligungen drangeh siach Eingang der Stellungnahme
im Planverfahren nicht auf.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
n
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Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Nr. |11.26
Ma . AL
% Wehrbereichsverwaltung Nord 7 v
. Wehrverwalun
- Aullenstelle Kiel - ;
ASE3 - Az 45-60-00 5880 Kiel, 00012013
[etd o bitie Ak resichen angeben)
haigansoiniey  Feldumle 73, 24106 Kiel
e . S sty S T S
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen B - T
Bauamt AL, WRVRORDAS it crg
Am Wehberg 17 ;o BEAREITER AN Fisker
23972 D‘D!fMeckILm'b‘urg AT Dart * e s -Bod o

SO O~ WO
A I ur:l; I;‘;F‘n‘i E'\.}I_."-;J'ill.-j1
\_; 1540 S0 .

armer: Baulefiplinung; Beteiligung der Bw als Triger &ffentlicher Belange gem. § 4 BawdB
HEE Bebauumpsplen Nr. 23 fir das Gebiet "Mihle" fiir das Milblengelinde
Ort: Bad Kleinen, Landkreis: Mordwestmecklenburg

ez Ami Darf Mecklenburg-Bad Klsinen, Dorf Mecklenburg vam 20,12.2012

Sehr geehrte Damen und Herren,
durch die im Betreff aufgefhrien Planungen werden Belange der Bundeswehr berithrl,

Das Plangebict des o. 3. Flichennutzungsplanes egt innerhalb des Interessenbereiches der Ver-
teidigungsanlage Elmenhorst.

Gegen dic Planungen bestehen jedoch keine Bedenken.

Mit freundlichen Griifien

Im Auftrag

.Jl
S

&‘Tflﬂ}:ﬂ/
Fisker

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Anlage émei8h der Verteidigungsanlage

Elmenhorst liegt, jedoch keine Bedenken vorgetragenden.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Dguteshie Wenenfiendl - Posfiach BD 0S B2 - 14408 Potedam Abteilung Personal und Finanzen

Ami Dorl Meckienburg-Bad Kieinen YRR — Gosdhbissichan:
Am Wehbamg 17 Harr Rigmart FEASRLVIS.00 222
23572 Dorf Mecklanburg Talgforn: Fax

01/E16220 0331/316588

E-Mail
Juachim. Aleman @ dwo de UST-D: DERS Tomrs

[EINGER) v
| At Do bie™ 2otin b,

e o Polsdanm, 15.Januar 2013

Stellungnahme der Triger éffentlicher Belange
hier;  Satrung liber Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kieinen iir das Gebiet  Mihle”, fii
das Mihlengelande =

Ihr Schreiben vom 20.12.2012

Sehr geehrie Demen und Herren,

das geplante Vorhaben besintrachtigt nicht den Stlentiich-rechifichen Aufgabenbereich des Deutschen
Wetterdienstes. Deshalb werden dagegen kaine Einwénde erhoben,

Sie kénnen davon ausgahen, dass fir disses Gebiet aus metsorologischer Sicht Kelne walteren MaBinahmen
vorgesehen sind.

Sofern Sie fr Viorhaben In threm Einzugsgebist amifiche kimatologische Gutachten fir die Landes-,

Raum und Stidieplanung, 1r die Umwaeltvertraglichkeitspriung (UVP), die Anerkennung als

Kur- und Erholungson, die Windenergienutzung o, a. bendtigen, kénnen Sie diese bel uns in Aufirag geben
brw. Aufiraggeber i diesermn Sinne informigren,

Zu unserer Entlastung erhaiten Sie Ihre Unilerlagen zuriick.

Mit freundlichen Grifen
Im Auftrag Anlage

Ly i;’
T

b .'-‘:nhn‘"mnﬁrld

Varwaltungssielle Peisdam

Zu 1.
Es werden keine planrelevanten Belange vorgetragen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Ifd. | Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschlus
Nr. |11.27

Deutscher Wetierdienst ( i@)

Werter und Kifma avs efner Hand ""-__.,'_
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [11.29

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

‘*»*" Landesforst

Mecklenburg-VYorpommern
=== - Anstall des tifentlichen Rechis -
Der Vorstand

Faorstamt Grevesmiihlen

Forstami Schainbarg - Anger 8105 - 23536 Gostorf
- S Bearbeilet von:  Herm Rabe

Telefar: 03 B9 1/ 7588-0
Bauamt f : Duwetwahi =10
| AI'\']I D-r_ DT i g 2.0 Flr-'lrar' Fo Q38817569 17
Frau Kruse - E-mal: gravesmiikienGiifaa-mv.da
23972 Dorf Meck!enr:urg Z tEED 27
red. it
Akbareslcleam;

i‘“_ [.I.E T O3] B4 70 -L‘;;_n (bite bai Sohriftvarkehs angaben)
i | i e -
| F{f I K || ! Gostorf, den 19, Fabruar 2013

B-Plan Nr. 22 der Gemeinde Bad Kleinen fiir das Gebiet der, Miihle"
hier: Stellungnahme der Unteren Forstbehdrde

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach der Besichtigung des B-Plan-Gebletes durch den zustindigen Revierfirster
Herrn Matz teile ich Thnen zu o. g. Vorhaben Folgendes mit.

Gemdl § 20 Landeswaldgesetz sind in einem Schutzabstand zum Wald von 30
Metern keine Gebdude zuldssig, die dem Aufenthalt von Menschen dienen. Dabei
sind alle baulichen Anlagen unabhéingig von ihrem allgemeinen wértlichen
Verstandnis her zu beriicksichtigen. [
|

Die durch den B-Plan eingeschlossenen bzw. in der Peripherie in einem Abstand von 1
wenigstens 30 m angrenzenden Grinflachen sind kain Wald gemal LWaldG. L

Der 0. g. Satzung wird somit aus forstbehérdlicher Sicht zugestimmt.

Mt freundlichen Grifken
P
Im Au!‘tmg

Pater I%%aba
k:>r=ta;1 ISTHET

Zu 1.

Zustimmung aus Sicht der Landesforst wird zur Keisnjenommen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. |11.32

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Von: Juliane Kruse [mailtto:f. kruse@amt-dorfmeekisnbirg-badkieinen L]
Gesendet: Donnerstag, 24, Januar 2013 08:49

An: Planungsblre Mahnel

Batreff: WG: B Flan 23 Miihle Bad Kleinen.doc

Von: Uwe Brisewitz [mailto: brussewitz@whbyv-mv.de]
Gesendet: Donnerstag, 24, Januar 2013 07:33

An: Juliane Kruse

Betreff: B Plan 23 Mihle Bad Kleinen.doc

Wasser- und Bodenverband

.» Wallensteingraben-Kiiste*
KORPERSCHAFT DES OFF ENTLICHEN RECHTS

WEY. Wallenstemgraben- Riistg”, Am Welberg 17, 23972 Dol Mecklenburg
Amt Dorf Mecklenburg — Bad Kleinen

Am Wehberg 17

23972 Dorf Mecklenburg

Unser Zzichen Dratum
Dorf Mecklenburg, den 24,01,2013

Besrhedter [hre ZeicheryNachricht vom

Betr.: Bebawungsplan Nr, 23 "Miihle"
der Gemeinde Bad Kleinen

Sehr gechrie Damen und Herren,

dem o. g. Vorhaben wird seitens des Wasser- und Bodenverbandes zugestimmt. Anlagen des Verbandes sind im
Yereich des Vorhabeas nicht vorhanden.

Mit freundlichem Gruli

Briisewitz

Geschiftsflhrer

Zu 1.
Zustimmung unter Beriicksichtigung, dass keine Aetiagprhanden sind, wird zur

Kenntnis genommen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [11.34

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

LANDESANGLERVERBAND
MECKLENBURG-VORPOMMERN e,V

- pesatzich anerkar-er Nalurschutzverband -

Lesdezangeveriend M-Yell.  Blac oq 182 - 15085 (e K
Amt Dorf Mecklenburg / Bad Kleinen

Am Wehberg 17

23972 Dorf Mecklenburg

GANGEN!

75 A% 202 ]

Bl Mg Na—iwch vom

Fr T 13.01.2013

Belange von Matur und Umwelt im Rahmen des Bebauungsplanas Nr. 23 der
Gemeinde Bad Kleinen fir das Gebiet "Mthle” , fir das Mihlengelinde
Stellungnahme

Sehr geehrie Damen und Herren,

im Rahmen der von uns wahrzunehmendean Belange bestehen keine Einwande gegen den
0.3, Bebauungsplanes Nr. 23. Umwellrelevante, imeversible und schwere Auswirkungen
durch die Planungsziele des Bebauungsplanes bezogen auf unsare Belange

(Wasser Boden,aquatische Flora und Fauna im Schweriner Auflensee), sind nicht zu
erwarten. Es ergeben sich unsererseits keine Bedenken, zusatziiche Anregungen oder
Hinweise.

Mit freundiichen Grian

. f’i%ﬂ-«

Horst Friedrich
Dipl.-Ing.

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregubgstehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [11.35

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

ik, &1 9055 Schwerin, am 04.01.2013

Hermann Witlig
g —~ Klein Medewsge |
L?E Fis 'Uh I!‘fu’-[ i) lggm 5 g
g i Tel. 7
P el. 0385/478144]

{
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen
Bauamt
Am Wehberg 17
23972 Dort Mecklenburg

Betr.; Satzung iber den Bebammgsplan Nr. 23 Gemeinde Bad Kleinen fiir das
Gebiet , Miihle", fiir das Mithlengelinde Vorentwuwrf Akz: ohne

Sehr geehrte Frau Kruse,

wir bedanken uns im Namen des Kreisjagdverbandes Nordwestmecklenburg im
Landesjagdverband M-V fiir die o.g. Information und Beteiligung am Vorhaben,
Wie aus dem uns thermittelten Vorentwurf hervorgeht handelt es sich um die
Umwandlung vorhandener Bausubstanz innerhalb einer drtlichen Bebauung.
Davon sind jagdliche Interessen nicht betroffen .Als grofter anerkannter
Naturschutzverband stehen wir aber daftir, dass infolge der weiteren Planungen
und Baususfihrungen keine eingreifenden Anderungen am Nordufer des
Schweriner See vorgenommen werden ., die das Gesamtschutzgehiet
beeintriichtigen oder herunterwerten.

Mit freundlichen GriiBen
Im Namen des Kreisjagdverbandes
Nordwestmecklenburg

75

Zu 1.
Es werden keine Anregungen vorgetragen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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lus

Ifd.

Stellungnahme von/vom
11.36

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Nr.

Wald. Delne Natur.

Bonutnpamanaihei Dot Wima LY 18-, iavinar Ry 1, 10T3 Gy

G

Amt Dol Mecklenburg-Sad Kelnen
Am Wehberg 17

23972 Dorf Meckdenburg

Sehr geehrte Damen und Harren,

it freundlichen GrilBan
At .L@J

o

LA. Aptirea Gistz

aftsstelle

Landetverbang Mecklenbum-vorpamman s,

Vornlrendar 0, Dasdaiow

Gazchafturinbe;

Ghwiner Burg 1
BT 3 Ghulrow

Ta: D3843/FE58003
Fex 0384375 5580 08
Emall sdwmgi-aning. da
Lekoin dor GeschiMemiail:
Friail A Bohittrel

Gostow, gée 32013018

Sztning (ber den Babsuungsplan Nr. 23 der SGemelnde Bad Kleinen fir das Gebiet
»Mihle", fir das Milhlengzlande

die Schutzgemeinscheft Dewtscher Wald, Landesverband Meckienburg-Vorpommem a.V., het
keine Anregungen und Hinwelse zur o.g. Satzung.

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anreguoge Hinweise bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Nr. [111.2

ETNILE
Amt Don bk

Dis Dberbilrgermelsterin
Dz lll = Wirschafl, Baven und Ordning
Amd for Stadientwickiung

Amt Dorf Mecklenburg — Bad Kisinen

Am Wehberg 17 .
23972 Dorf Mecklenburg Abt, Stadtentwickiung und Stadtplanung

Heusanschrift. Am Packhof 2.6 « 19053 Schwernin
Fimmer-hr.: 4053

Telafon: ((385) 545 2466

Telefax: (03B5) 545 2510

E-Mall: Hoertali@achwerin,de

Ihre Nachricht vemithre Zelchan Ursars Machrichl vom/Mrser Zeichan  Datam Aneprachpatnerin
M0.1212 612 2013-01-07 Herr Cartal

Satzung dber den B-Plan Nr.23 fir das Gebiet sMihlex flir das Mithiengelidnde der
Gemeinde Bad Kleinen; friihzeitige Behdrdenbeteiligung

Sehrgeehrte Damen und Herren,

aus Sicht der Landeshauptstadt Schwerin gibt es zu der Satzung Gber den B-Flan Nr.23 fiir das
Gebiet »Mhle« flr das Mihlengelande der Gemeinde Bad Kieinen keine Anregungen oder
Bedanken.

Mit freundlichen GriRen
i AL

” v IP i
ViAms/in

Dr. GOnter Reinkober

Zu 1.
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregunge Bedenken bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom
.5

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen

- Der Amtsvorstsher -

Am Wehberg 17, 23972 Dorf Mecklenburg

Amt Dorf Meckienburg - Bad Kleinen
Gemeinde Bad Kleinen
Am Wehberg 17

23972 Dorf Mecklenburg

Dwtusn st Zeichen Thres Scheeibens Meis Teichen

{hwi Schriflwecine bine angeben)

{r Ame s
I et Mechlenburg-Bod Kicinen

| Fachamt; Bauamt |

[ Bearheitet von; Frau Kruse |
Telefon: 03841-798-239 |
Fax: 03841-798-226
E-Mail:  jhrusei@amt-dm-bk.de

On, Damm
W03

Stellungnahme zum Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 23 _Mihle" fiir das

Mihlengelande der Gemeinde Bad Kleinen

Sehr geehrte Damen und Hermren,

die Gemeinde Bobitz stimmt dem Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 23 Mihle" der
Gemeinde Bad Kieinen zu.

Die Gemeinde Bobitz hat keine Hinweise oder Bedenken.

Mit freundlichen Griiken

Haasa {4
B L'Jrger-meisf:r\""

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine HinwanseBedenken bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Beschluss zu VOIGV09/2013-0581
(Beratungsergebnis der Verlage im entscheidendan Gremium)

Stellungnahme zum Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 23 "Miihle"
fir das Miihlengeldnde der Gemeinde Bad Kleinen

eratung:
31.01.2013 Bauausschirss SN0ABaus-35 ungednden beschloasen
18.02.2013 Gamelndeverrsiung SHOGEV09-56  ungeandert beschiossen
Beschluss:
18.02.2013 Gemeindeveriratung Bobitz
SI08iGEV09-56 Sitzung der Gemeindevertretung Bobitz

Herr Quandt erlautent dis vorlegends Beschlussvorage.

Beschluss;
Die Gemeindevertretung Bobitz beschiieBt dem YVorentwur! zum Bebauungsplan Nr. 23

Mihle' der Gemeinde Bad Klainen zuzustimmen. Die Gemeinds Bobitz hat weder Hinweise
noch Badenken.

Abstimmungsergebnis:

Geselzliche Anzzhl der Mitglieder des Gremiums: 13
davon besetzle Mandate: 10
davon Anwesende: 8
Ja- Stimman; a
Nein- Slimmen: =
Stimmenthaltungen: -

Befangenheit nach § 24 K M-\ =

Hegé&ze
rgemeister
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Entscheidung/Besh

lus

Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Nr. |111.6

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen || Dord “”“"—'-lh‘:"l-hﬂ e

- Der Amtsvorsteher - | =

Am Wehberg 17, 23972 Dorf Mecklenburg |

Gemeinde Bad Klainen (ibar Facheit Bauamt

Amt Dorf Mecklenburg - Bad Kleinen Bearbeitet von: Frau Kruse

Am Wehberg 17 Telefon: 03841-798-239 |
Fax: 03841-798-226

| E-Mail:  jhnise@ont-dm-bic de

23572 Dorf Meckienburg

ht. Catum
A3 ams

B ZEENE

Deosm snd Zecoben lhves Schieibery
i Sebriftorchesd bite angebe)

Stellungnahme der Gemeinde Hohen Viecheln zum Vorentwurf zum Bebauungsplan
Nr. 23 Mihie® der Gemeinde Bad Kleinen

Sehr geehrle Damean und Herren,

die Gemeinde Mohen Viecheln stimml dem oben genannten Vorentwurf zum B-Blan
Nr. 23 Mihle" der Gemeinde Bad Klainen zu,

Die Gemeinde Hohen Viecheln hat wader Hinweise noch Bedenksn,

Mit freundlichem Gru

im J\uﬁraﬁ/-l .

Dipl.-Ing. Plisth ™~
Bauarntsleiterin

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinwaileg Bedenken bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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lus

Ifd. | Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Nr. |17

Aumi
et Miedekieabiorg-End Kleluea

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kieinen
- Der Amtsvorsteher -

Am Webberg 17, 23972 Dorf Mecklenburg |

r G inde Bad Kiai Fachamt: Bauamt
emeinde oa einsn o s B 2
(iber Amt Dorf Mecklenburg - Bad Klginen | Boiheital von, P Eras
Am Wehberg 17 | Telefon: 03841-798-239

Fax: 03841-798-226

23972 Daorf Mecklenburg E-Mail:  jlousefamt-dm-blode

i, Dodunni

Mpin Zeichms
#MINF

Daran undd Feiclen Thees Schefar
{le) Scbrifieciie] hine saprher)

Stellungnahme der Gemeinds Grof Stielen zum Vorentwurf zum
Babauungsplan Nr. 23 ,Mithle” der Gemeinde Bad Kleinen

Sehr gaehrte Damen und Herren,
die Gemeinde GroR Stieten stimmt dem Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 23
Mihle" der Gemeinde Bad Kleinen zu.

Die Gemelnde Grolk Stieten hat weder Hinweise noch Bedenken.

Mit freundlichem Gruft

i | &
N el
WA ) 5

Woltkowitz

Birgermsister

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinwaileg Bedenken bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. |111.8

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

T AN,
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen | Worf Mecklenbarg- Rad Wietnen |
- Der Amtsvorsteher -

Am Wehberg 17, 23972 Dorf Mecklenburg

Amt Dorf Mecklenburg - Bad Klzinen Froharst Banam

Gemeainds Bad Klasinen -
Bearbeitet von: Frau Kruse

Am Weahberg 17

Telefon: 03841-7498-239
23972 Dorf Mecklenburg | Fax: 03841-798-236
i E-Mail:  jlruse@ame-dm-bk.de
Daritm und Zeichen Thees Schre beny M Techen 0, Dt
[hei Schaitterectacd bine sngeben) L0 1

Stellunanahme zum Vorentwurf zum B-Plan Nr. 23 Mihle" der Gemeinde Rad
Klginen

Sehr geehrte Damen und Herran,

die Gemeinde Dorf Meckisnburg stimmt dem Vorentwurf zum B-Plan Nr. 23 Miihle"
der Gemeinde Bad Klainen zu.

Sie hat kelne Hinweise oder Bedenken.

Mit freundlichen szn
im Auftrag 4
f F '._II f—-r" /Il
ey
Dipl.-Ing. Piigth ™
Bauamtsleilerin

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Hinwaileg Bedenken bestehen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom

Nr. [IV.1

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beshlus

Familie BUnger
Uferweg 2
23996 Bad Klainan

Fambia Birger, Uferwen 2, 23966 Bad Klsinen
Amt Dorf Macklenburg-Bad Kleinen
fiir die Gemeinde Bad Kleinen
Bauamt

Am Wehberg 14

23872 Dorf Mecklenburg Bad Kleinen, den 09.01.2013

Einwendungen gegen den Entwurf des Bebauungsplanes
der Gemeinde Bad Kleinen Nr. 23 fiir das Gebiet ,,Miihle*

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir erheben
Einwendungen
gegen den oban bezeichneten Bebauungsplan,

Grundsdtzlich hat dis Gemeinde Planungshohait in ihrem Hoheitsgebiet,
In aller Regel ist diese Planungshoheit aus besondarem Planu ngsgrund auszuiiben,

Der B-Plan Nr. 23 In der jetzigen Auslage hat keine besonders Planungsgrundlage,
inshesonders keine konkreten Planungsansétze, sondemn stellt nur grundsétzlich
magliche Planungsszenarien dar.

Es ist daher davon auszugehen, daf es zu wesentlichen Anderungen nach
Rechiskraft dieses Bebauungsplanes kommen mul, um den konkraten
Flanungsinteressen tatsachlich emsthafter Investoren zu entsprechen.

Auch aus kommerziellen Griinden ist anzuraten, die Planung auf diesem Stand nicht
weiterzuflhren, sondem erst nach Voriegen konkreter Planungsabsichten
potentieller Investoren fertigzustellen.

Wie zum Beispiel im Falle der geplanten Bootsservicestation stdéstlich des
Plangebietes wurde eine konkrete Investition der Offentlichkeit vorgestellt und das
Flanungserfordemis konkret dargestallt.

Zu 1.
Der Einwand wird als Stellungnahme gewertet. Sie@hfolgende Behandlung.

Zu 2.

Die Grundsétze der Bauleitplanung sind in § 1 Baw@igelt. Danach haben
Gemeinden Bauleitplane aufzustellen, sobald uneg®@s fiir die stadtebauliche
Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 ABsBauGB). Die Gemeinde sieht es

erforderlich an.

Zu 3.
Die Gemeinde nutzt das Mittel der verbindlichen IBaplanung, um Festsetzungen fiir|

die zukiinftige Nutzung zu treffen. Die Planungsettitsin der Gemeinde sollen geregel
werden. Dariiber hinaus soll Investitionssicherpesichaffen werden. Die Planung wir

weitergefiihrt.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

alS

Nicht zu beriicksichtigen.
t
)|
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Ifd.
Nr.

Stellungnahme von/vom

Behandlung der Stellungnahmen

Dies ist im Falle des B-Planes Nr. 23 nicht der Falll
Die Offentlichkeit wird in Ermangelung konkreter Vorhabeninteressenten aber dis
tatséchlichen Planungsabsichten getauscht oder aber mindestens nicht ausreichend
informiert!
Insofern ist der vorgelegte Plan als stark mangelhaft anzusehen, da nicht konkret!
Das vorliegende Schalltechnische Gutachten Nr. 12-05-2 untersucht den das
;{I;rg}:ngsgame[ auf der Basis der verkehrstechnischen Erhebung aus dem Jahre
Bezug nehmend auf Seite 7 und 8 des Gutachtens, kommt der Gutachter zu der
Erkenntnis , dald mit der Prognose 2025 fur den Streckenabschnitt 5441 Bad Kieinen
Wismar der Tagwert 200% hoher ausfallen wird und der Nachtwert um 100% héhar
ausfallen wird,
d.h. Tags auf das 3-fache und Nachts auf das 2-fache ansteigen wird!l!
Dies bleibt in der B-Planung unberticksichtigt!
Die Errichiung einer Larmschutzwand von 4m Hahe ist véillig unzureichend und muf
auf jeden Fall von flankierenden Malinahmen des passiven Schallschutzes
(Schallschutzfenster, technische LOftung in Schiafraumen .. )begleitet werden.
Da es zu erheblichen Auswirkungen der Planungen auf die Anlieger der Strafle
astlich des Plangebiefes und auch nérdlich oberhatb der Bahnbriicke kommt, sind
diese Bereiche in die Planung mit einzuheziehen.
Grundlage mul} ein aktuelles Schallgutachten sein, welches die Interessen der
ausgewiesenen Wohnstandorte beriicksichtigt.
Da offensichlich bei der Planfeststellung des Bauverhabens, infolge wesentlicher
Anderung (Streckenausbau fiir Ziige mit max. 160 km/h) der Deutsche Bahn AG
versaumt wurde, auf das Erfordernis der Verbesserung des Schallschutzes durch
den Vorhabentrager einzugehen, ist nun die Gemeinde Bad Kleinen in der Pflicht
nachtraglich fir die Kenformitat des Verhabens mit den Schutzbedirfnissen ihrer
Birger 2u sorgen!
Diese Notwendigkeit ergibt sich allein schon aus der prognostizierten weiteren
erheblichen Verschiechterung des auch derzeitig schlechten Zustandes.
Die Zugfrequenz und insbesondere die Zuglingen werden erheblich groBer und
tragen somit zur malgeblichen Verschiechterung der schalitechnischen Situation bei,

:".uol'! deshalb ist tif:_!r angefiihrie rechnerische Abschlag von 5 dB(A) filr einen
..Schienenbam:ls"_nlchl gerechtfertigl, da kiinftig entgegen friherar Annahmen nicht
mehr von .Ereignissen mit geringer stérender Wirkung" ausgegangen werden kann!

Zusammenfassend muld als Planungsgrundlage nicht der Stand 2010 sondemn
zwingend die Prognose 2025 zur Beurteilung herangezogen werden!

pﬁx_usgehend ausgehend schalltechnischen Beurteilung gibt es weitere Ansatzpunkie,
die bei der weiteren Planung zu beriicksichtigen sind.

lin B-Plangebiet dirfen auf keinen Fall weitere Vorhaben zugelassen werden, die
hahere Quellverkehre verursachen, bzw. in irgendeiner Weise zur Verschlechterung
der Situation aus schalltechnischer Sicht fihren kénnen.

Insbesondere bel der geplanten Anlage im Sondergebiet (SO) 3 mit den
Grundmafen von 20 x 40 m und einer Hohe von 8 m — welche als wachank- und
Speisewirtschafl” geplant ist,

—

-~

Gd

v

Zu 4.
Die Gemeinde weist den Vorwurf der Tauschung zurlimkRahmen der

Gemeindeberatungen und im Rahmen der Beteiligunigéwen besteht Gelegenheit zyr

Stellungnahme.

Zu 5.

SchallschutzmaRnahmen werden unter Bertcksichtigaagsutachtens getroffen. Die
SchallschutzmaRnahmen sind bei Beachtung der Rrémig der Planziele zu ergénzen.
Dies ist in der Entwurfsphase entsprechend zu beacber Plan beruicksichtigt den
unglnstigsten Zustand. Die Belange sind beachtet.

Zu 6.
Die Feststellung, dass neben aktiven auch passhalSchutzmalRnahmen erforderlich

sind, wird bestatigt.

ZuT.

Das Schallgutachten betrachtet auch Auswirkungerdutch ein mégliches Vorhaben
induziert werden kénnen. Dabei werden die Auswigamauf die vorhandene
Wohnbebauung betrachtet. Eine Einbeziehung deawoiénen Bebauung in das
Wohngebiet ist nicht vorgesehen.

Zu 8.

Die Gemeinde wird gewissenhaft die Schalluntersnghur das weitere Verfahren
prifen; dazu gehort auch die Anforderung an diberiicksichtigende
Streckengeschwindigkeit. Die Gemeinde wird pri@dntatsachlich Versaumnisse im
Zusammenhang mit den Auswirkungen des Bahnlarmehd®lanfeststellungsverfahren
der Bahn gegeniiber der Wohnbebauung bestehen.

Zu 9.
Die Gemeinde wird den Eingang des , Schienenbontigép.

Zu 10.

Die Gemeinde ist angehalten, die Prognose-Dateh 202utzen. Dies hat die Gemeindur Kenntnis zu nehmen.

auch in ihrem Gutachten bzw. der Gutachter im Guéacfiir die Gemeinde
bericksichtigt. Der Belang ist deshalb bericksithti

Zu 11.
Es handelt sich um eine planungsrechtliche Vorhergides Vorhabens. Der Rahmen
zukiinftige Nutzungen wird geschaffen. In der Scmaéirsuchung hat sich die Gemein
mit der Problematik bereits auseinandergesetztbhliregig davon sind die

Anforderungen des 8§ 15 Baunutzungsverordnung gediges Nachbarschaftsschutz, Zu

beachten und zu erfiillen. Die Gemeinde wird sichiggenhaft damit auseinander setz
Die Unterlagen sind nur zum Teil zu erganzen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Teilweise zu beriicksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

fdreilweise zu beriicksichtigen.
e

en.
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beshlus

ist der Planungsansatz einer Veranstaltungshalle als Nutzung fir die notwendigen
Schallschutzmalinahmen fir die Wohngebaude dstlich des Plangebietes nicht
zielfthrend.

Eine derartige Nutzung kann weder aus wirtschaftlichen, noch aus der erkennbaren
Verschiechterung der Wohnsituation der Anlieger ernsthaft erwogen werdan,

Daher ist davon auszugehen, dal dieser Planansatz eher den Zweck eines Placebos
erflllen soll, um den Plan zu fillen und eine vage Grundaussage in diesem Planteil
auszuweisen. Fir ein solches Vorhaben gibt es keinerel wirtschaftiiche Ansétze,
noch gar einen Vorhabentréger und schon Oberhaupt kein kommunales Erfordernis,
da diese Funktion mehrfach in der Gemeinde Bad Kleinen besetzt ist.

Im Ubrigen ist da die Auslastung ais eher mafig bis gering einzuschatzen,

Uberhaupt keine ausreichende Wirdigung hat das Plangebiet als
denkmalgeschiitztes Ensemble erfahren. Dies wird eher als Ballast empfunden,
Insbesondere sollte das Schutzbedirinis des Muhlengeb&udes und das
Verandesrungsverbot der vorhandenen Bausubstanz starker betont werden.

Der Eigentiimer ist in der besonderen Pflicht hierauf Einfluf zu nehmen.

Samtliche Gebaude sind denkmalgerecht zu sanieren und dies mulk Im Plan
festgeschrieben werden!

Fir die weitere Planung ist eine Untersuchung artenschutzrelevanter Belange zu
veranlassen,

Inshesondere als Anlieger an das FFH-Geblet DE 2234-304

~Schweriner See und angrenzende Walder und Moore"

missen die Auswirkungen der Planungen untersuchte werden!

Derzeit wird der Managementplan durch das STALU Westmeacklenburg hierzu
erarbeitet.

Betroffene Arten sollten kartiert werden, insbesondere die Viarkemmen von
Greifvdgel und auch Fledermausarten missen wegen der potentiell geeigneten
Habitate geschitzt werden,

Sémtliche Stérungen sind zu unterlassen!

Der Sache dienlich wére ein sofortiges Verdnderungsverbot bis zum Abschiul der
Untersuchung.

Die derzeitigen Aktivitdten von Verschrotlungsunternehmen am Getreidesilo laufen
sow%hl dem Schutzzweck des Denkmalschutzes, als auch Artenschutzzielen
zuwider,

In die Planung ist unbedingt die verkehrliche Erschlieflung des Plangebietes
einzubeziehen. Beim derzsitigen Zustand ist keineswegs von einer geeigneten und
ausreichenden Erschliefung zu sprechen!

Die Siralbe hat keine stralenbauliche Klassifizierung, istin einem desalaten
Zustand , besonders durch den zugelassenen Mikbrauch als Baustrale fur die
DeutscheBahn AG und nur ein Totalausbau kann diesem abhelfen!

Die umgehende Wiedsrherstellung der Strae und die Darstellung des geplanten
Ausbaus zur Ausweisung der Wegebeziehung zum Plangebiet ist dringend geboten
und Planungsvorraussetzung.

i
AL

A

Zu 12.
Fir das Gebiet sind die Belange des Denkmalschattsprechend zu beachten.

Unabhangig von den Festsetzungen des Planes daténforderungen des
Denkmalschutzes. Hier sind die Ausnutzungsmaoglitbkeénnerhalb der Baugrenzen
und die Regelungen bei zukiinftigen Bauvorhaberpestkend zu beriicksichtigen. Dieg

Planunterlagen sind zu erganzen.

Zu 13.
Die Planung ist FFH-Gebietsvertraglich zu entwink&ntsprechende Nachweise sind

fihren. Hierzu sind die Eingangsdaten entspreckarfdrmulieren. Die Anforderungen
des Denkmalschutzes sind auch bei RaumarbeitenBeispiel Aktivitaten des
Verschrottungs-Unternehmens, zu beachten. Artseielgzsind zu beriicksichtigen. Ein
Gutachter hat die Mal3nahmen begleitet.

Zu 14.
Die StrafRe wird zukiinftig so ausgebaut, dass sieddérderungen entspricht. Dies

erfolgt auRBerhalb des Bauleitplanverfahrens. Dighadtierung ist als MalZnahme
geeignet.

Zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.

Zleilweise zu berticksichtigen.

8C
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Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

Die Burger darfen nicht im Unklaren tber die tatsachlichen Planungsabsichten der
Gemeinde gelassen werden. Tatsachlich ist nur mit einer Asphaltierung der Strafte
Mutzungspatential des Muhlengeldndes gegeben!

Der Schallgutachter weist auf der Seite 14 seines Gutachtens darauf hin, dall erst
durch Wegfall des .Pflasterzuschlages® von 3 dB(A) ein doppeltes
Verkehrsautkommen maglich wird und auch dies zu einer nur eingeschréinkten
Nutzung des Plangebietes filhren kann.

Durch eine Verkehrszéhlung ist daher Planungsgrundlage zu schaffen, welchen
Einflufs die verkehrliche Nutzung der Strafie auf das Planvarhaben und die Anwohner
hat und welcher Ausbaugrad bei der Strafiensanierung zu bericksichtigen ist!
Weitere erschlieffiungsrelevante Notwendigkeiten sind mit den Versorgungstrigem
abrustimmen|

Die Wiederherstellung der Strae muf oberste Prioritat haben, da erst hierdurch die
seit langem unzumutbaren Beeintrachtigungen fir die Anwohner abgestellt werden
kéinnen, die zu erwartenden weiteren BaumaBnahmen stérungsarm umgesetzt
werden kdnnen.

Ortsentwasserung, Bahnkdrperentwasserung mit Rickhaltebauwerken,
Bootsservicestation, Ausbau der Marina, Bootsanleger, Hotelneubau und weitere
Bauvorhaben fihren in absehbarer Zeit zu erheblichen weiteren Starungen und
Belastungen auf der als BaustraBie ungeeigneten Phasterstralle,

Die jetzt schon festzustellenden Schaden sind derart gravierend, daf d ringender
Handlungsbedarf gegeben ist. Dies ist nicht mit elnem Verkehrsschild als Hinweis auf
vorhandene Strallenschiden getan!

Maglicherweise gibt es den Planungsansatz siner gesinderten Stralenfihrung Ober
das Mihlengelénde, um auch die verkehrliche Belastung der Anwohner éstlich des
Plangebietes zu minimieren.

Das Thema Zuwegung ist also zwingend in die Planung mit aufzunehmen!

Christian und Roswitha Binger

::..'ZFP':’

Zu 15.
Die Belange des Verkehrs werden im Rahmen der élliisg beachtet. Die Zulassigke

der Menge an Verkehr kann ein limitierender Fakiodie Entscheidung sein. Die
Herstellung der Strale ist bis zum Zeitpunkt dbetriebnahme von Einrichtungen auf

dem Miihlengelande beabsichtigt.

tZu beriicksichtigen.
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Entscheidung/Beshlus

Anwohnar
Uferweg
23938 Bad Kleinen

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen
fir die Gemeinde Bad Kleinen
Bauamt

Am Wehberg 14

23872 Dorf Mecklenburg Bad Kleinen, den 06.01.2013

Einwendungen gegen den Entwurf des Bebauungsplanes
der Gemeinde Bad Kleinen Nr. 23 filr das Gebiet ,,Mihle®

Sehr geehrte Damen und Herran,

wir erheben
Einwendungen
gegen den oben bezeichneten Bebauungsplan.

I. Fehlende Offenlegung der tatsiichlich beabsichtigten Nutzung

Im Bebauungsplan fehlt es an der Offenlegung der tatséchiich beabsichtigten
Mutzung. Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung enthalten ein
Sammelsurium an Nutzungen, die keine Planung erkennen lassen und die
tatsachlich beabsichtigte Nutzung véliig offen lassen. Zum Teil schiiefian sich die
angegebenean Nutzungen gegenseitig aus.

Insbesondere bei der geplanfen Anlage im Sondergebiet (SO) 3 mit den
Grundmgﬂen von 20 x 40 m und einer Héhe von 8 m — welche als ,Schank- und
Speisewirtschaft’ umschrieben wird ~ ist tatsachlich eine Veranstaltungshalie
vorgesehen, die nichts mit der voraeblich geplanten fremdanverkehrelichen /
touristischen Nutzung zu tun hat.

Tatsachlich soll es sich um einen Ersatzbau fr die bereits existierande Sport- und
Mehrzweckhalle im Gemeindszsntrum handeln. Diese Halle war urspringlich fir
‘_\Ieranstaltungen aller Art von Diskotheken bis Silvesterfelern vorgesehen, Allerdings
ist diese Sport- und Mehrzweckhalle auf Grund von Bau- und Planungsfehlem der

A

Zu 1.
Es handelt sich um einen Vielzahl an Unterstellungé an den planungsrechtlichen

Zielen der Gemeinde vorbeigehen. Die Gemeinde &ahéfder Planung einen
planungsrechtlichen Rahmen und fiir Investoren hiti@sssicherheit. Die
Anforderungen an Immissionsschutz sind zu beacltabei ist auch insbesondere die
Anforderung an 8§ 15 Baunutzungsverordnung zu beachtuf die der Gemeinde
unterstellten beabsichtigten Nutzungen geht die éeahe nicht weiter ein. Die Gemein
nimmt die Aussagen zur Kenntnis und wird den Ent\iirrdie weitere Beteiligung
vorbereiten und rdumt dann nochmals GelegenheBtiiungnahme ein.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Gemeinde mit mangelhaftem Larmschutz ausgefihrt worden und deshalb in ihrer
Mutzung eingeschrankt.

Die geplante Veranstaltungshalle entspricht in ihren Abmessungen der Sport- und
Mehrzweckhalle im Gemeindezentrum. Da die tatséichlich beabsichiigie Nutzung der
Halle als Diskothek sowie Trink- und Feierhalle in der Planung nicht offen gelegt wird,
um die befroffenen Anwohner iber das Vorhaben zu tduschen, wurden deren
Emissionen auch fehlerhaft nicht in die Planung eingestellt,

Fir das 50 1.1 (ehemaliges Mihlengebsude) Ist tatsdchlich keine
Fremdenbeherbergung und touristische Infrastrukdur geplant. Dies ist auf Grund der
direkten Nahe zu den Bahnanlagen auch nicht maglich. Vielmehr soll das Gebiude
als L&rmschutzwand" fur das SO 1.2 dienen.

Fir die Gebiude im S0 1.2 besteht ebenfalls keine Planung dahingehend, diese far
Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur zu nutzen. Tatsdchlich werden '
nach Einholung von Wertgutachten die drel Immobilien derzeit von der Gemeinde
zum Kauf angeboten (Gegenstand der Gemeindevertrelersitzung am 19.12.201 2}
Kaufinteressenten sind die derzeitigen Bewohner der Gebaude.

Das Silo-Gebdude im SO 3 nutzt die Gemeinde derzeit als Maobilfunk-Sendeanliage
und sall zusatzlich als Standort fiir eine Uberdimensionierte Photovoltalk-Anlage
dienen. Da dies einen erheblichen Eingriff in das Erscheinungsbild des
denkmalgeschitzten Gebiudes sowie in das Orts- und Landschaftsbild darstellt,
wurden Aussagen zur Fassadengestalt bewusst weggelassen.

Die ausgewiesensn Sondergebiete mit den vielfaltigen Nutzungen stimmen nicht mit
der erlauternden Plandarstellung Uberein.

Il. Fehlende Erforderlichkeit

Dem Bebauungsplan fehlt es an der Voraussetzung der Erforderlichkeit der Planung
(§ 1 Abs. 3 BauGB). Gemal § 1 Abs. 3 BauGE haben die Gemeinden die
Bauleiipléine aufzustellen, sobald und soweit es fiir die stadtebauliche Entwickiung
und Ordnung erforderlich isl. Liegt eine die Erforderlichkeit begriindende Situation
nicht vor, besteht keine Befugnis zur Planung. Es bestehen keine Dringlichkeit und
kein Bedarf filr eine zweite Veranstaltungshalle, eine Minigoitaniage sowie eine
Photovoitaik-Anlage mitten in der Orischall. An keiner Stelie findet sich in den
Unterlagen ein konkreter Nachweis liber die tatsdchliche Nachfrage. Insoweit wird
die Dringlichkeit der bendtigten Flachen flr einen fremdenverkehrlich und touristisch
genutzten Standort” lediglich in den Raum gestellt, jedoch nicht nachgewiesen.

Es fehit an einem stadtebaulichen Bedarf fir den Zugriff auf die betroffenan
Freiftachen, weil die geplanten Anlagen auch an einem anderen Standort in der
Gemeinde errichtet werden kénnen. Die Kriterien der Standartwahi sind fehlerhaft,
Der Gemeinde stehen ausreichend Alternativiidchen zur Verfigung, deren Nutzung
Oberhaupt nicht erértert wurde.

Insbesondere existiert bereits eine Sport- und Mehrzweckhalle, die nur auf Grund
von Bau- und Planungsfehlemn der Gemeinde mit mangelhaftem Lamschutz
ausgefiihrt wurde und deshalb in ihrer Nutzung eingeschrénkt ist.

Es besteht keinerlei Erfordernis, dass die Veranstaltungshalle (S0 2) eine
«Lagegunst’ zum Schweriner See aufweisen milsste. Das Gleiche gilt for die

Zu 2.

die eigenen Ziele zu formulieren und Investitiooksrheit fur Interessenten am Stand
zu schaffen. Die Vereinbarkeit mit den Belangenlieskmalschutzes ist herzustellen.
Entgegen der Auffassung des Einwenders ist eslgireGemeinde die
Beherbergungskapazitat zu erhéhen. Diesem Ziel avicth die Planung entsprechend
gerecht werden mussen. In Bezug auf die Wegebememusollen diese fir das
Vorhaben hergestellt werden. Es ist klarzusteliass fur die Entwicklung des Tourism
weitere Wege entsprechend notwendig sind oder basseubauen sind. Die Begriindy
wird entsprechend angepasst. Die Gemeinde bettalzgé/orhaben aus

planungsrechtlicher Sicht. Die genannten kommurfsitzhtlichen Unterstellungen
werden hier nicht bewertet. Dass es sich um einisssthnd handelt, ist offensichtlich.
Uber den Festsetzungscharakter des Gebietes, §ebitge oder die Festsetzung eine
Mischgebietes oder Kerngebietes, wird die Gemesitteentsprechend zum Entwurfs-
und Auslegungsbeschluss verstandigen. Kerngebieteher fir Handelsbetriebe zu
betrachten sind, kommen wohl eher weniger als Mjsblete, die der Durchmischung
von Wohnen und Gewerbe dienen, in Betracht.

Fir die Gemeinde besteht ein Planungserforderings Planungserfordernis ist dafiir daTeilweise zu beriicksichtigen.
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geplante Minigolfanlage (Spiel- und Sporistitten, 50 2) sowie die Photovoltaik-
Anlage (SO 3).

Es ist nicht nachvollziehbar, dass eine Photovoltaik-Anlage des geplanten Ausmattes
mitten innerhalb einer Ortschaft errichtet werden soll. Geslgnet daflir wéren
Brachfldchen oder bisher landwirtschaftiich genutzte Flichen auerhalb des
bebauten Gemeindegebietes,

Wesentliche Teile der Planung wis die Veranstaltungshalle, die Photovoltaik-Anlage
sowje die Mobilfunk-Sendsantannen dienen nicht dem angegebenen Planungszig|
einer Nutzung des Gebietes durch den Fremdenverkehr sowle der Férderung von
Einrichtungen der Naherhclung und des Tourismus, sondem widerspreshen diesen
sogar.

Eine Erforderlichkeit fir die Schaffung weiterer Beherbergungskapazititen besteht
ebenfalls nicht, da die bisherigen Kapazititen Oberhaupt nicht ausgelastet sind. Ein
Bedar filr Flanung von Betrieben des Beherbergungsgewerbes mit 100 Betten oder
80 Gastezimmenn ist nicht gegeben, Die Gemeinde beschloss hierzu bereits fir ein
Gebiet in der Nahe des Planungsgebietes den Bau von Hotelanlagen
(Bebauungsplan Nr. 22 - Uferweg). Die Planungen wurden mangels Bedarfs bisher
nur zum Teil umgesetzt. Gemal dem Schienenl&mgutachten (S. 15) ist im
Plangebiet die Hotelnutzung nur mit umfangreichem passivem Schallschutz maglich,
so dass diese flr die vorgeblichen Erhalungszwecke ausscheidet,

Entgegen der Begrindung ist die Planung nicht erforderlich, um weitere atiraktive
Wegeverbindungen orts- und landschafisnah herzustellen und somit den naturnahen
Tourismus weiter zu stirken”. Mit der Planung wird keine einzige Wegeverbindung
hergestelit.

Die fUr eine stidtebauliche Entwicklung nicht erforderliche Planung dirfte darauf
zurlickzuftihren sein, dass die Gemeinde Eigentimerin des Plangebietes ist, Sie
erwarb das Geldnde unter falschen Angaben gegeniiber der Kommunalaufsicht zur
Rentabilitst der Anschaffung. Da eine Fehlspekulation vorliegt, sollen mit der
vorliegenden Planung kurzfristig finanzielle Mittel beschafft werden. Mithin liegt eine
nur im Inferesse eines einzelnen Grundstickeigentimers grindende Planung chre
erkennbare stidtebauliche Zielsetzung vor. Insoweit ist ein Fehlgebrauch des
planerischen Ermessens der Gemeinde gegeben.

In diesem Zusammenhang erstaunt besonders, dass kein stédtebauliches Gutachten
fur den Bebauungsplan erstellt worden ist, obwohl hauptséchlich und vordergriindig
auf den Stadtebau und einen angebiichen stadtebaulichen Missstand abgestelit wird.
[iie Festsetzungen von Sondergebieten sind nicht erforderich.

ill. Fehlende verkehrsglinstige Erreichbarkeit

Die geplantzn Anlagen erfordern sine verkehrsaiinsti gute Erreichbarkeit des
Plangebietes. Diese ist nicht gegeben, da die Erschliefung mit dem Uferweg
lediglich durch eine Sackgasse erfolgt. In der Begriindung wird fehlerhaft und falsch
ausgefihrt, das Plangebiet sei ,Ober die bestehenden StraBen gut an das
innerdrtiiche Verkehrsnetz angebunden”, Tatsachlich wird das Plangebiet nur von
einer einzigen Stralle, und zwar dem Werweg als Sackgasse erschlossen,

]

i
i
G

Zu 3.
Die Gemeinde sieht weiterhin die verkehrliche Amloing Uber den Uferweg vor. Vor

Inbetriebnahme des Vorhabens sind die StraRenbanadmafén entsprechend zu regeln
und abzustimmen. Die Kosteniibernahme hat im Gragknees jeweiligen Vorteils zu
erfolgen. Nutzungsspekulationen werden nicht gef@ie Nutzung muss sich im Rahm
der Festsetzungen bewegen und zuséatzlich die Aerienden an die Umgebung bzw. a

en

=]

den Schutzanspruch der Umgebung erfillen.

Teilweise zu beriicksichtigen.
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Die Gemeinde Bad Kleinen wird von den mehrgleisigen Schienenanlagen der |
Deutschen Bahn AG, welche paralle! zum Ufer des Schweriner Sees verlaufen,

geteilt. Der Gemeindeteil, in dem sich das Plangebiet befindet, liegt singeschiossen
zwischen den Bahnanlagen und dem Schweriner See. Es ist nur sine einzige
straltenseitige Verbindung zur restlichen Gemeinde und nachfolgend zu Kreis- und
Bundesstrafien vorhanden. Diese erfolgt ausschlieBlich tber die Mihlenstralie und

eing einzige Briicke, an die sich direkt der Uferweg anschliie®t. Die nichsten
Bahnilbergénge Ober die Bahnanlagen befinden sich mehrere Kilometer entfernt in '
der Gemeinde Hohen Viecheln und in dem Oristeil Gallentin, ohne dass hier [
StraBenverbindungen zum Flangebiet bestehen,

e

Bei dem Uferweg handelt es sich um eine Kopfateinpflasterstrale [von der

Einmindung Hauptstralie bis Uferweg 08a] und eine Kupferschlackesteinstrafie [vom
Uferweg 08a bis Uferweg 16] (angelegt in den 1960-ziger Jahren) in einer Tempo-30-
Zone. Die Nutzung des Uferweges erfolgte bis zur Schiiefung der Mehlpreduldion
hauptsachlich durch Pkw und Lkw (VW 50 mit Mehltankaufliegern und zur Ermtazeit |
von Traktoren (ZT) mit Anh&ngern) ven max, 12 t Gesamtgewicht Dieser i
Sachverhalt ist dem Blrgermeister Herm Kreher wehl bekannt. Der Uferweg wurde

beraits bei einem vorangegangenem Bauprojekt (Bebauung der Ziegenwiese — hisr
erfolgte nach Beendigung der BaumaBnahme eine leilwelse Rekonstruktion der

Strabe) und im Jahr 2012 auf Veranlassung der Gemainde stark hesehadigt, da jene

Teile des jetzigen Plangebietes als Zufahrt fir die Verladung von Baumaterialien

(u.a. Schotter, Erde, Betonteile, Baumaschinen) sowie zu deren Lagerung |
vermietete, was zu einem Uberméligen Schwerlastverkehr fiihrte. Die Gemeinde gab |
zwar 2011 ein Gutachten zu den Auswirkungen des Schwerlastverkehrs fir den

Uterweg in Auftrag, aus welchem hervorging, dass der Uferweg for die

beabsichtigten Verkehrsbelastungen (StraBenbaulast, Bauklasse soll angeblich nicht
emittelbar sein) nicht ausgelegt ist. Jedoch anstatt das zuldssige Gesamtgewicht

von Fahrzeugen entsprechend dem Guiachten zu begrenzen, traf die Gemeinde mit

der Deutschen Bahn AG die fragwOrdige Abrede, dass die Baufahrzeuge den

Uferweg nutzen (befahren) kbnnen. Obwohl der Uferweg It dem Ergebnis des

Gutachtens nur fir Fahrzeuge mit einer zul8ssigen Gesamtlast von maximal 12 t
ausgelegt ist, lieR die Gemeinde den Verkehr von Fahrzeugen mit ginem

Gesamtgewicht von bis zu 40 t im Minutentakt zu. Diss geschah vorsatzlich und
wissentlich in Kenntnis des beabsichtigten Transportvolumens und der daraus |
zwangslaufig resultierenden Schédigung von Gemeindesigentum, welche billigend in

Kauf genommen wurde. Entsprechend der ulierst bedenklichen Abrede fihrien die
dauerhaften Belastungen dann zu erheblichen Strafenschéden. Der Unterbau, die
Stralenpflasterung und die Bordsteine wurden nach aullen gedriickt. Es entstanden
Setzungen (Schlagitcher), Spurrillen und Verwerfungen im Unterbau und

StraBenbelag. Fine Befahrbarkeit der Strale ist in Teilen saither nicht mehr gegeben,
Anstatt weitere Beschadigungen der gemeindesigenen Strake zu unterbinden und

die Schaden zu beseitigen, liel die Gemeinde in der 36. Kalenderwoche 20172

lediglich das Hinweisschild ,StraBenschiden” aufsteflen.

Bereits in Zusammenhang mit den angeflihrten Bauarbeiten zeigte sich auch die
unzureichende Erschiielung des Plangebietes, da es iber Monate zu erheblichen
Verkehrsstauungen auf dem Uferweg kam. Sodann fithren die vorsatzlich
herbeigefuhirten StraBenschéden (Schlagldcher) zu einer starken Lérmbelgstigung. |
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Es ist keine Erschliefung des Plangebietes, insbesondere der geplanten
Veranstaltungshalle durch den &ffentlichen Personennahverkehr gegeben. So
verkehren zum Uferweg keine Fahrzeuge des sffentlichen Personennahverkehrs, Es
sind keine befestigten Wendeméglichkeiten gegeben. Sodann fehlt es an einer
fuBlaufigen Entfernung zu Knotenpunkten des éffentiichen Personennahverkehrs.
Der Bahnhof befindet sich im nérdlichen Teil des Gemeindegebistes stwa 1.5 km
fullaufig vom Plangebiet entfernt. Die geplanten Anlagen sind nur mit dem
individuelfen Pkw-Verkehr oder zu Fulk erreichbar, was mit einer welteren
Verkehrserzeugung verbunden ist. Damit entsteht in dem Wohngebiet Uferweg sine
erhebiiche Steigerung des Vierkehrs. Hierbei ist die Durchquerung einer Tempo-30-
Zone erforderlich.

Es fehlt eine Anbindung des Plangebietes an die bestehandan FuBwege. Der
vorhandene FulBweg von der Briicke am Planungsgebiet entlang endet auf Héhe des
geplanten SO 2. Die Planung lasst eine Weiterftihrung des Fuiweges vermissen,
Offensichtlich will sich die Gemainde als Eigentimerin des Plangebietes die Kosten
fur die Anlage eines FuRweges sparen und dessen Kosten im Rahmen des
StraBenneubaus infolge der von ihr veranlassten Beschadigungen auf die Anlieger
des angrenzenden Wohngebietes abwélzen. Die fehlende Planung fir eine
Weiterflhrung des FuBweges ist willkOrlich und erfolgt aus sachiremden

Emwagungen,

IV. Fehlende ErschlieBung

Die vorhandena Kanalisation ist fir die zusatzliche Belastung durch den Betrieb
insbesondere der Veranstaltungshalle nicht ausgelegt. Der Standort scheint auf
Grund der Bodengegebanheiten sowie der Infrastruktur nicht den Anforderungen
eines intensiv genutzten Neubaus zu entsprechen. Fehlerhaft ist die Einschatzung,
dass der Anschluss des Plangebietes an die zentrale Wasserversorgung sowie der
Anschiuss an Ver- und Entsorgungssysteme erst in weiteren Planverfahren
abzustimmen sei. Dies ist Aufgabe des vorliegenden Planverfahrens.

V. Fehlende Berilcksichtigung von Standortalternativen

Es ist festzustellen, dass die der Standortauswahl zugrunde gelegten Kriterien

nicht den Regeln der Logik und der normierten Vorgaben folgen. Sich aufdrangende
Alternativstandorte wurden tiberhaupt nicht untersucht. Es wird erwartet, dass
erstmals belastbare Kriterlen fur die Auswahl eines geeigneten Standories einer
Veranstaltungshalle mit einem Einzugsbereich, der im Schwerpunkt das Ortszentrum
Bad Kleinen umfasst, festgelegt werden, Mégiiche Standortalterativen for die
geplanten Anlagen wurden (berhaupt nicht gesucht. Es existieren in der Gemeinde
Bad Kleinen mehrere geeignete Flichen mit weitaus besserer logistischer und
verkehrstechnischer Anbindung als dies fiir das vorliegend beplante Gebiet der Fall
ist, u. a. mit Bushaltestellen und vorhandenen Parkplitzen, Hieraus ergibt sich, dass
alternative Standorte in Bad Kleinen Gherhaupt nicht untersucht wurden. was
wiedarum auch einen Verstof gegen das Abwigungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB
darstellt. Eine differenzierte Priifung vorhandener Alternativilichen erfolgte nicht, so
dass als Ergebnis der fehlerhaften Standoriauswahi nur das schon favorisierte
gemeindeeigene MUhlengelénde verblicben ist. Vortelle moglicher

Zu 4.
Die Anforderungen an die ErschlieBung sind im ladé&n Planverfahren abzustimmen

Nichts anderes hat die Gemeinde unter 8.5 ihred@tung formuliert (erfolgt im
weiteren Planverfahren). Dies findet sich auch@mpal Gliederungspunkt 12.1, 12.2,
12.3, 12.4,12.5, 12.6. Insofern geht die Ausfiriier ins Leere. Die Gemeinde
bearbeitet das sorgféltig und abschlief3end bis@atrungsbeschluss.

Zu 5.
Die Unterstellung in Bezug auf die Veranstaltungishaird zuriickgewiesen. Die

es, das Mihlengelénde entsprechend planerischbergiten und Investitionssicherheit
zu schaffen. Fur die Entwicklung des Mihlengeléndas sich als Missstand
stadtebaulicher Art darstellt, gibt es keine Alagive. Gerade die Inanspruchnahme de
Muhle bzw. des Mihlengeléandes entspricht dem speisdJmgang mit Grund und
Boden. Die Belange sind somit hier nicht zutreffencgetragen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Nicht zu bericksichtigen.

Gemeinde hat ihre Ziele im Bebauungsplan-Vorentaargestellt. Ziel der Gemeinde ist

=

86



Anlage 1 zum Beschluss 2013 -

- Satzuagddém Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kidiitadas Gebiet ,Muhle”, fir das Mihlengelénde

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr.

Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Besh

lus

Standortalternativen gegeniber der Planung wurden Gberhaupt nicht untersucht. Es
gibt aber in der Gemeinde Bad Kleinen zahlreiche weilere Alternativstandorta mit
gutem Eignungsprofil,

Die mangelnde Altemnativenpriifung ist offensichtlich auch darauf zurlickzufiihren,
dass das wesentiiche Planungsziel offensichtlich darin besteht, das — unter falschan
Angaben gegeniber der Kommunalaufsicht — von der Gemeinde erworbene
Mihlengeldnde — wiederum unter falschen Angaben und Berechnungen im
Bebauungsplan — méglichst profitabel fir die Gemeinde auszugestalten. Fiir eine
Planrechtfertigung bzw. ein Erfordemis zur Aufstellung eines Babauungsplanes reicht
dies selbstverstandlich nicht aus.

Der hier gewahite Standort flr den Neubau einer Veransialtungshalle auf dem
Mihlengeidnde scheidet aus mehreren Grinden aus. Fs bestehen
Gesundheitsgefahren, weil mit der raumlichen Néhe zur Bahnobereitung und den
Mobilfunk-Sendeanlagen Risiken fiir die Bewohner sowie Nutzer nicht
ausgeschliossen werden kénnen. Die Verwirklichung des Planes wilrde erhebliche
Eingriffe in den Lebensraum artengeschitzter Tiere bewirken, die durch mdgliche
Kompensationsmalnahmen nicht ausgeglichen werden kénnen, Die Anordnung
einer Veranstaltungshalle, mit einem Einzugsbereich aus den umliegenden
Gemeinden, die diese ausschifeflich mit Kraftfahrzeugen aufsuchen, an einer
StraBe, die sine Sackgasse darstellt und an einem Wohngebist entlang verdauft, flihrt
zu unndtigen und vermeidbaren Verkehrsgefahren und Schallimmissionen fir dis
Wohnanlieger.

Im Gebiet der Gemeinde gibt es zahlreiche unbebaute, brachliegende oder in
berschaubarem Zeifraumn verflgbare und fir die geplanten Anlagen geeignetera
Grundstiicksflchen, so dass der Zugriff auf das bisher zum Teil unbebaute,
ehemalige Muhlengelénde nicht gerechtfertigt ist (Gebot des sparsamen Umgangs
mit Boden). Auch Freifldchen fUr die Sport- und Freizeitaktivititen sind im
Innenbereich der Gemeinde ausreichend vorhanden, so dass keine Fldchen im
Aulenbereich in Anspruch genommen werden miissten.

Vl. Fehlende Anpassung an die Ziele der Raumordnung

Geméal § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane den Zielen der Raumordnung
anzupassen. Auch dies ist vorliegend nicht der Fall,

Der Bebauungsplan fohrt zu einem unnitigen Bodenverbraush in der freien
Landschaft. Bebauungspline sollen insbesondere im Hinblick auf die
Siedlungsentwicklung, die Freiraumsicherung und den Infrastrukturausbau zu einer
geordneten und nachhaltigen Raum- und strukiursllen Entwicklung beitragen.

Es werden mit der vorliegenden Planung jedoch keine gute ErschlieBung und keine
Versorgung in den vom Bebauungsplan berhrien Réumen, vor allem keine
strukturellen Entwicklungsimpulse hervorgerufen.,

Einem praventiven Ansatz beim Bodenverbrauch wird nicht Rechnung getragen, weil
wichtige Ausgleichsflachen nicht erhalten, sondem willkiirliche und ungeordnete
Fiachenzerschneidungen und unnétiger Bodenverbrauch in der freien Landschaft
herbeigeflhrt werden. Die Landschaft wird durch die geplante Bebauung un nétig
zersiedelt. Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sallen
vorrangig varhandene Potentiale in den Siedlungsgebieten genutzt werden und
fiachensparende Siedlungs- und Erschliefungsformen angewandt werden, Die

Zu 6.
Die Gemeinde hat die Stellungnahme des Amtes finf®adnung und Landesplanung

den Planungszielen eingeholt. In der StellungnatieseAmtes flir Raumordnung und
Landesplanung vom 17.01.2013 ist dargelegt, das¥dehaben dazu beitragen kann,
einen stadtebaulichen Missstand zu beseitigen. éiespricht dem Ziel der
Raumordnung und Landesplanung, durch Umnutzung/endichtung von
Siedlungsflachen der Innenentwicklung vor der Aghénicklung Vorrang zu geben.
Somit sind die Ziele der Raumordnung und Landespigieachtet. Die Belange werd

zuriickgewiesen.

ZNicht zu beriicksichtigen.
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Ver_siege!ung von Frelfldchen ist méalichst gering zu halten, Dem wird die
vorliegende Flanungl nicht gerecht. Der Gemeinde stehen auferhalb des naturnahen
Raumes am Schweriner See ausreichend innerdriliche Flichen fur Bauvorhaben zur

Verfligung.

VIl. Fehlende Beriicksichtigung von Planungsleitlinien und
Optimierungsgeboten

Die Planung tragt den Planungsisitlinien und Optimierungsgeboten des § 1 Abs. 5
und Abs. § BauGB nicht ausreichend Rechnung. GemaR § 1 Abs, 5 BauGE sollen
die Bauleitpléne eine nachhaltige stddtebauliche Entwicklung und eine dem Wahl der
Allgemeinneit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung gewéhrleisten und dazy
beitragen, eine menschenwirdige Umwelt zu sichern und die natirichen
Lebensgrundlagen zu schitzen und zu entwickaln, In § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der
Aufstellung der Bauleitpldne zu berlicksichtigende Aspekte aufgefihrt,

Aus den ausgelegten Unterlagen ergibt sich jedoch, dass die Planungsieitlinien und
Optimierungsgebote im Rahmen der Baulsitplanung nicht bzw. nicht in ausreichender
Weise berlicksichtigt worden sind und damit auch nicht bzw. nur unzureichend
Eingang in die Abwagung gefunden haben.

Die Auswirkungen der Planung werden fahierhaft als Menig erheblich” eingestufi.
Villig verkannt werden der Verlust an Biotopen verschiedenar Wertigkeiten und van
Teillebensréumen, die Besintréichligung des Mikroklimas durch Versiegelung und die
Beeintrichtigung des Landschafisbildes, Gleiches gilt fiir die erhebliche
Beeintrachtigung der Anwohner auf Grund der Larm- und Schadstoffbelastung, Die
unterlassene Beriicksichtigung von abwégungserheblichen Belangen zwingt zu einer
anderen Bewerfung der gesamten Planung.

1. Fehiende nachhaltige stidtebauliche Entwicklung

So wird die Bauleitplanung nicht nur nach § 1 Abs. 8 Nr. 7 BauGB, sondern auch
nach Maligabe des § 1a BauGB auf das Ziel der Sicherung der natiirlichen
Lebensgrundlage verpflichtet. Danach sollen die Bauleitpléne eine nachhaltige
stadtebauliche Entwickiung und eine dem Woh! der Allgemeinheit entsprechends
sozialgerechte Bodennutzung gewahrleisten und dazu beitragen, eine
menschenwirdige Umwelt zu sichem und die natiirfichen Lebensgrundlagen

zu gchiitzen und zu entwickeln. Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend
umgegangen werden. Das Optimierungsgebot zur Vermeidung und Minimierung des
planungsbedingten Eingriffs in Natur, Landschaftshild und Kleinklima (§ 1a Abs, 2
Ziff. 2 BauGB) ist bei dem Vergleich geeigneter Standortalternativen zu beachten,
Das gleiche ,planerische" Ziel liefe sich erreichen, wenn bei der jetzigen Sport- und
Mehrzweckhalle im Orts2entrum der Schallachutz nachgertistet wird, anstall i
zweite zu errichten. Die vorgeblich bendtigten Gastezimmer und -betten kénnten in
leerstehenden Wohnblécken eingerichist werden

ZuT.
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind dferderungen des BauGB zu

beachten. Die subjektiven AuRerungen werden zusilegen. Im Rahmen der
Abwagung wird auf die einzelnen Belange eingeganBenPlanunterlagen werden

erganzt.

Zu 7.1.
Es handelt sich um eine nachhaltige stadtebauticiteicklung. Die Unterstellung in

Bezug auf eine Sport- und Mehrzweckhalle wird zkgésviesen. Die Nachweise sind i
Rahmen des Aufstellungsverfahrens zu beachten.

Zu bericksichtigen.

Teilweise zu beachten.
m
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2. Fehlender Schutz des Landschaftsbildes

Das Landschaftsbild wird durch die geplanten Anlagen erheblich besintrachtigt. Die
Behauung am Uferweg besteht aus ein- bis zweigeschassigen, in der Regel
freistehenden Einfamilienhiusern, teilweise kleinen Reihenhausern, die mit Gérten
umngeben sind. Die Wohnbebauung ist vor allem durch geringe Bauhbhen und eine
aufgelockerte Bebauung sowie elne starke Durchgrinung gepragt. Die Gebaude im
50 1.2 passen sich in diese Bebauung ein,

Insbesondere aber die geplante Veranstaltungshalle ist vom Baukérpern her von
wesentiich grélerer Dimension (20 x 40 x 8 m). Eine vertragliche und
winschenswerte Einflgung ist mit einer Veranstaltungshalle dieser Dimension nicht
in erforderiichem MaBe gegeben. Dieses Bauvolumen direkt an der Strate sprengt
jeden MaRstab der angrenzenden Wohnbebauung. Diese Bebauung ist ohne
Vergleich in der Nachbarschaft. Von einer Eincrdnung in die Baustrukiur des
Gebietes — auch in die der denkmalgeschiitzien Industriebauten — kann keina Rede
sein. Ein solches Bauvolumen hat zwelfellos erhebliche Auswirkungen auf das
Landschaftsbild, wobel hier wesentliche Blickbeziehungen eine herausragende Rolle
spielen. In Bezug auf die benachbarte Wohnbebauung und die urspringliche
Industriebebauung ist die Veranstaltungshalle maBstablich Oberdimensioniert. Vallig
offen ist auch, ob die Baukdrper eine gestalterische Anpassung an die Landschatt
erfahren —z. B. durch die Verwendung natiidicher Materialien und Farben — oder ob
letztendlich ein Gebaudekomplex mit unnatiirichen Elementen, wie z. B. grolien
Glasflachen, glanzenden Metallverkieidungen, einer kraftigen bunten Farbgebung
oder &hnlichem die Bebauung zusétzlich aus dem Umfeld hervorheben. Eine soiche
Wirkung kann auch durch eine spektakulare Formgebung hervergerufen werden. In
Anbetracht der Bedeutung des Mohlengelandes in unmittelbarer Ndhe zum
Schweriner See ist es erforderlich, dass im Bebauungsplan weitere Vorgaben zum
Schutz des Landschafisbildes erfolgen. Es ist keine Bepflanzung auf der
StraBenseite fir einen Sichtschutz vorgesehen. Hier ist eine differenziere Priifung
erforderlich. Ebenso sind Vorgaben zu fordern, in welcher Art und Weise eine
Einbindung in das Landschafisbild erfolgen soll. Es muss von erheblichen Starungen
des Landschafisbildes ausgegangen werden. Eine Einschatzung ist frithestens nach
Vorlage des Hochbauentwurfs méglich. Die Landschaitsbildstérungen bedtrfen des
nicht berlcksichtigten Ausgleichs,

Das Gleiche gilt fir die beabsichtigle Gestaltung des Silo-Gebdudes. Nach den
Planungen der Gemeinde soll die Umwandlung des Silo-Gebéudes in eine
Photovoltaik-Anlage durch vollstindige Beplankung der sidlichen dem Schweriner
Sea zugewandten Seiten mit reflektieren Sclarmodulen erfelgen, Auch ein véllig
verspiegalter Turm von 38 m Héhe fihrt zu einer erheblichen Beeintrichtigung des
Landschaftsbildes. Es wiirde sich um einen unvergleichlichen und einzigartigen
Fremdktrper am Schweriner See handeln, der jede gestalterische Anpassung an die
Landschaft vermissen |asst.

3. Fehlende Beriicksichtigung der L&rm- und Schadstoffbelastung

a) Kraftfahrzeugverkehr

Bauleitpl@ne sollen eine menschenwirdige Umwelt sichern, Fehlerhaft ist die
Aussage (5. 17 der Begriindung), dass die mit der geplanten Bebauung verbundene,
starkers verkehrliche Frequentierung des Uferweges als nicht erhebliche
Beeintrachtigung eingeschatzt werde. Zur Begriindung wird auf die Vorbelastung

I'|“ 5

3

{ ;

ay

Zu7.2.

In Bezug auf das Landschaftsbild wird ein bereitgepragter Standort genutzt. Es
erfolgt eine Innenverdichtung. Dieser wird Vorramy der AuRenentwicklung gegeben.
Die Entwicklung ist unter Berlicksichtigung der Saeufordernisse der Umgebung
vorzubereiten und zu prifen. Darliber hinaus siedBdilange des Denkmalschutzes z\
beachten. Es handelt sich nicht um einen vorhalzegkeaen Plan sondern um eine
Angebotsplanung. Abstimmungen sind auch im Rahnesrzdlassigen mit der Behord

zu fuhren.

Zu 7.3.a.

nur Verkehr in dem Umfang, dass er nicht zu erbhbh Auswirkungen der
Wohnbebauung fiihrt, zulassig ist. Handlungsempfejdn hat hierzu der Gutachter
unterbreitet beziiglich des zulassigen Verkehrsawfikens unter Bertcksichtigung des
Schutzanspruches der vorhandenen Bebauung. Dieianweird sich im Weiteren mit
dem Verkehrsaufkommen, mit dem Ful3ganger- und Reelveund mit moglichen
Anforderungen an den OPNV beschéaftigen. Die Genegmiift, inwiefern ein
Verkehrsgutachten erstellt werden soll. Dabei waindh auf die Anforderungen der Lar
und Schadstoffbelastung einzugehen sein. Die Sgidimit der Veranstaltungshalle
wird durch die Gemeinde zuriickgewiesen. Alleinldiegebungssituation lasst dies au
Sicht der Gemeinde nicht zu. Der Bezug zu § 15 Biumgsverordnung wird hier
hergestellt. Die Gemeinde fiihrt hierzu eine umfadsdJberpriifung. Das Gutachten z
Schallschutz gibt einen Rahmen vor. In Abh&ngigkeit dem konkreten Vorhaben ist
ggf. eine gesonderte Einzelfallpriifung notwendigviefern ein Verkehrsgutachten fiir
alle Verkehrsteilnehmer, Radfahrer, FulRganger, K&tdvendig ist, prift die Gemeinde
Eine Abschéatzung der bisherigen Vorhaben ware sxtbpnd durchzufiihren. Die

W

Sicherlich kann nicht auf die urspriingliche Nutzudig wesentlich starker den UferwegTeilweise zu beriicksichtigen.
frequentiert hat als bisher, verwiesen werden.Amatz der Gemeinde ist jedoch, dassEntscheidungen in Bezug auf g

Belange des Schienenverkehrs und die Geschwintigikeli entsprechend zu prifen und

Teilweise zu beriicksichtigen.

Notwendigkeit eines
Verkehrsgutachtens fiihren.
Dabei auch die Klarung der
Erfordernisse zu Larm- und
Schadstoffgutachten fiihren. Im
Gesamtverkehrskonzept die
mAnforderungen der
Verkehrsteilnehmer, Radfahrer
sFuRganger, KFZ uiberprifen.
Eine Abschéatzung der sonst
igeplanten Vorhaben ist zum
Gegenstand der Abwéagung zu
machen.

Entscheidung/Beshlus

ie

zu beachten.
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durch den Verkehrslérm des Schienennetzes verwiesen, der mit dem sich
erhéhenden Kraftfahrzeugverkehr aber In keinem Zusammenhang steht.

Zwar kann die Beriicksichtigung einer planbedingten Zunahme von Verkehrslarm
entbehrlich sein, wenn die betroffenen Intereszen nicht mehr als geringfgig
betroffen sind. Die Gemeinde hat in diesem Zusammenhang aber weder das zu
erwartendea Verkehrsaufkommen nach eine etwa zu erwartende Zunahme des
Larmpegels konkrel festgestellt und auf die Zumutbarkeit fir die betroffenen Anliegar
Uberprift. Auf eine solche Feststellung kann aber nicht verzichtet werden. Dies ergibt
sich schon daraus, dass im Vergleich mit dem derzeitigen Zustand mit einer
Venvielfachung des Fahrzeugaufkommens zu rechnen ist.

Die Zunahme des Verkehrs zum geplanten Standort am Uferweg sowie der Verkehr
im Zusammenhang mit weiteren Planungen der Gemeinde verursacht erheblicha
Gefahren fiir die Gesundheit sowie die Sicherhelt, insbesondere von Kindern und
dlteren Menschen auf dem zur Erschliefung mit zusatzlichem Kraftfahrzeugverkehr
belasteten Uferweg,

Es ist keine Erschliefung des Plangebietes und insbesondere der geplanten
Veranstaltungshalle durch den éffentlichen Personennahverkehr gegeben. Es fehlt
an einer fullfaufigen Entfernung zu Knotenpunkten des éffentlichen
Personennahverkehrs. Die geplanten Anlagen sind nur mit dem individuelien Phw-
Verkehr erreichbar, was mit einer weiteren Verkehrserzeugung verbunden ist. Damit
entsteht in dem Wohngebiet am Uferweg eine erhebliche Steigerung des
Kraftfahrzeugverkehrs. Hierbei ist die Durchquerung einer Tempo-30-Zone
erforderlich. Der durch das Vorhaben hervorgerufene Kraftfahrzeugverkehr in der
Sackgasse Uferweg wird fehlerhaft iberhaupt nicht beriicksichfigt.

Ebenfalls mit Bedacht nicht beriicksichtigt wird, dass weitere Planungen der
Gemeinde ebenfalls zu einer starken Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs fihren
und flhren werden. Diese Planungen werden zum Teil zwar in der Begriindung
genannt, deren Auswirkungen allerdings fehlerhaft nicht sinbezogen,

Bereits die bisherigen Planungen und Bauvorhaben der Gemeinde flr die Sackgasse
Uferweq wie:

- die Hotelanlagen an der Badewiase (Bebauungsplan Nr. 22 - Uferweg),

- gin gewerblicher Werftbetrieb (Bebauungsplan Nr. 25 - Sportboot- und
Servicestation), welcher an das Planungsgebiet angrenzt,

- eine starke Erweiterung der Steganlagen am Ufer des Schweriner Sees (Seite 16
der Begriindung) und

- gine Blip-Anlage am Ufer des Schweriner Sees (Planentwurf Slip-Anlage
Bad Kleinen)

werden zu einer erheblichen Verkehrssteigerung und damit auch Erhtéshung der
Lamn- und Schadstoffbelastung fur die Bewohner des angrenzenden Wohngebistes
fuhren. Das Gleiche gilt fir den Besucher- sowie den Ver- und Entsorgungsverkehr
flr die gaplante Veranstattungshalle.

Diese Beeintrdchligungen der Beviikerung sind nicht mit dem ihnen tatsachlich
zukommenden Gewicht berlicksichtigt warden, zumal for die Planung fehlerhaft auf
ein Verkehrsgutachten verzichtet wurde. Insoweit weist die Planung erhebliche

Mangel auf.
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Bauleitplane sollen jedoch gesunde Wohnverhaltnisse schaffen. Die nur durch den
an das Wohngebiet angrenzenden Uferweg zu erschliefenden Anlagen verursachen |
einen gesteigerten Kraftiahrzeugverkehr und damit durch eine Auswahl von |
Alternativstandorten vermeidbaren Verkehrslarm. Es erfolgt eine zusstzliche
Verkehrslarmerzeugung dureh die Nutzung der geplanten Veranstaltungshalle in den [
Abend- und Nachistunden sowie an Sonn- und Feiertagen. Bereits die in der
Crismitte vorhandena Spori- und Mehrzweckhalle war von der Gemeinde Bad
Kieinen flr Veranstattungen konziplert. Auf Grund von Bau- und Planungsfehlern der
Gemeinde wurde jedoch der Larmschutz mangelhaft ausgefihrt, so dass die
urspriinglich geplante Nutzung nicht erfolgen konnte.

Durch den lang anhaltenden Larmstress (Dauerlarm), der vom Kraftfahrzeugverkehr
und dem Schienenverkehr ausgeht — gekoppelt mit Larm der Veranstaltungshalle im
Rahmen von Diskotheken und sonstigen Feierlichkeiten in den Abend- und
Nachtstunden sowie an Sonn- und Feiertagen —, kénnen kérperliche Resarven
erschdpfen und Organfunktionen eingeschrénkt werden. Verkehrslarm gilt daher als
potentisller Risikofakior besonders for Herzkreislauferkrankungen (Bluthochdruck,
Herzinfarkt). Meue Studien bestéatigen, dass eine starke Verkehrsbelastung in der
Wohnumgebung die Erkrankungshaufigkeit der Anwohner arhéht, Aber auch
unspezifische Stressreaktionen sind nachgewiesen, wie Konzentrationsstérungen,
Leistungsabfall, Deprassion, Unterbrechung des nattrlichen Schiafablaufs usw. Bei
Kindern, die chronischem Larm ausgesetzt waren, wurden schlechtere
Gedachtnislelstungen nachgewiesen.

Ab folgenden Dauerschallpegeln bestehen Gesundheitsrisiken:

- am Tage: Verkehrsl&rmbedingte Gesundheitsrisiken sind nach heutigern
Kenntnisstand bei Dauerschalipegel ab 80 dB(A) (Dezibel) zu erwarten. Ab 40 dB(A)
sind bereits Konzentrationsstirungen maglich.

- in der Nacht: Verkehrslarmbedingte Gesundheitsrisiken sind nach heutigem
Kenntnisstand bel Dauerschallpege! ab 50 dB(A) zu erwarten. Grenzwerte in

Dérfern/Streusiedlungen sind: tags 64 dB(A), nachts 54 dB(A). Die Grenzwerte in Jeg

Orten bzw. reinen Wohngebieten betragen: tags 59 dB(A), nachts 49 dB{A) r.f'?";-g\‘
| ff ]

Die in der Planung nicht berlicksichtigte bzw. nicht in die Abwégung eingestelite \_ 5 /

Larmimmission fihrt zur:

- Storung der Kommunikation (Unterhaltung usw.)

- Beeintréchtigung der Erholung, Entspannung und Rube nach Feierabend und
am Wochenende

- Beeintrachtigung des Schiafs

- Beeintréchtigung des Leistungsvermagens und der Gesundheit, dadurch auch
Beeintrachtigung der Arbeitsleistung

- Konzentraticnsstdrungen, Lernstérungen bei Kindern

- Beeintrachtigung des psychischen Wohlbefindens auf Grund l4rmbedingter
Nervositét,

- Verdrgerung usw,

Das Plangebiet l4sst sich verikehrsméfig nicht erschlisfen, ohne dass sich die

hieraus resultierende Verkehrsbelastung fir den Uferweg erheblich erhéht.
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Die Planung enthélt jedoch keine Aussagen zu dem fUr die ErschlieBung
erforderlichen Ver- und Entsorgungsverkehr. Es liegt keine Analyse hinsichtiich der |
Verkehrs- und Larmbelastung vor. Es ist fehlerhafl, den Gesamtverkehr lediglich

chne irgendeine Grundlage Uberschigig zu bewerten (S, 14 Gutachten) und erst im |
Machhinein Verkehrszéhiungen durchzufihren, um eine Bilanzierung der
Verkehrsstréme zu ermoglichen. Dies ist bereits Aufgabe der Planung,

Ein fiir den Umfang der Planung erforderliches grundsétzliches

Gesamtverkehrskonzept fehlt. Es muss eine Basis filr eine Gesamtuntersuchung mit
aktuellen Verkehrserhebungen geschaffen werden, welche die vielf4ltigen ‘
Verkehrsteilnehmer, den Radverkehr, den Kraftfahrzeugverkehr sowie die saiscnal
bedingten Schwankungen berlicksichtigt. Ebenso ist der Tatsache Rechnung zu |
tragen, dass sich unlerschiedliche Verkehrsteiinehmer im Gegenverkehr sicher

bewegen missen, Gemél den Angaben In der Begrindung soll der Radverkehr ‘
gefordert werden. Dieser ist durch Radverkehrsanlagen oder durch entsprechende
geschwindigkeitsveringernde Mafinahmen zu sichem, Hierzu ist keinerlai Auss age

im Bebauungsplan enthalten,

In der Begrindung (S. 43) wird zwar ausgefiihr, dass die Auswirkungen des Zu- und
Abfahrisverkehrs die vorhandenen und bestehenden Schutzanspriiche der |
vorhandenen Bebauung nicht beeintréchtigen dtrften und gesunde Wohn- und
Lebensverhaltnisse zu sichern seien. Allerdings bleiben eben diese Auswirkungen in |

den Spiel- und Sportanlagen soll es sich um eine Minigolfanlage handeln. Fur die
Veranstaltungshalle sind jeweils mehrere hundert Besucher zu erwarten. Die
Gesamtuntersuchung zum ,zusétzlichen Verkehr' muss sich in ausreichendem Malke
auf alle geplanten Anlagen und begleitenden Nutzungen beziehen sowie auch die
Ubrigen selbst nach Auffassung der Gemeinde mit dem Plangebiet in
Zusammenhang stehenden Obrigen Planungen und Nutzungen umfassen. Hier
waren beispielhaft zu nennen der Verkehr fiir;

- die bestehenden Steganfagen und Bootshéuser, welche Gber den Uferweg und die
Siralie An der Marina zuganglich sind (Bebauungsplan Nr. 17 - Ferienhausgebiet),

- die geplante dritte Steganlage,

- die geplante Slip-Anlage,

- den Werftbetrieb (Sporiboot- und Servicestation),

- die Hotelanlagen an der Badewiese und

- die Badewiese selbst

Ebenso muss in die Untersuchung einflieBen, dass derzeit ein Ausbau des
angrenzenden Schienennetzes fir Hochgeschwindigkeitsfahrten mit bis zu 160 km/h
erfolgt. Augenblicklich fahren die Zlge mit etwa 50 kmih am Plangehist entlang.

Es [st stadtebaulich notwendig, die Gesamtstruktur des Wohngebietes am Uferweg

zu erhalten. Das stédiebauliche Gesamtkonzept muss an jedem einzelnen

betroffenem Grundstick gemessan werden. Durch die geplante Bebauung wird es zu

einer Beeintrachtigung der gesunden Wohnverhélinisse im angrenzenden |

der gesamten Planung fehlerhaft véillig unberlcksichtigt. Es ist zwingend notwendig, 4%1
die mit der geplanten Bebauung verbundene, stérkere verkehrliche Frequentierung

des Uferweges zu untersuchen. In der Planung sind auf dem Plangebist Betriebe des ” %
Beherbergungsgewerbes mit 100 Betten oder 80 Gastezimmern vorgesehen. Bei Gy

Wahngebiet kammen.
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b) Veranstaltungshalle

Fehlerhaft ist die Aussage. dass Nutzungskenfiikte mit angrenzenden Gebietan®
nicht gegeben seien. Die geplante Veranstaltungshalle mit den MaRen 20 x40 x 8 m
ist eine kembereichstypische Vergnigungssiatte, die im Bereich von Wohngebietan
unzuldssig ist. Durch den Betrieb der Halle entsteht eine unzumutbare
Larmbelastigungen durch die NMutzung selbst (Musik, Sport} sowie durch den
entstehenden Besucherveriishr. Dazu gehiren zum Beispiel die Gerdusche des
Krafifahrzeugverkehrs, des Turenschiagens und der LautduBerungen von Besuchern
aulerhalb der Halle, da in dieser ein Rauchverbot gelten diirfte. Das AusmaR der so
durch die Veranstaltungshalle entstehenden Larmbeeintréichligungen wurde
{iberhaupt nicht ermittelt. Wegen dieses Emmittlungsdefizites ist die Abwigung der
Larmauswirkungen mit den sonstigen privaten und &ffentlichen Belangen fehlerhait,

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Gemeinde ab April 2012
Flachen auf dem strallenseitigen Tell des Plangebietes in unmittelbarer Néhe zum
Uferweg und zur Wohnbebauung vermistete und darauf die Einrichtung von
mehreren Biro-Containern sowie einer Wohnwagen-Siedlung fiir Bauarbelter
.genehmigte”. Bereits das Lager aus flinf bis sechs Wohnwagen und einigen Zellen
filhrte — auch aulerhalb der eigentlichen Bauarbeiten — zu einer erheblichen
Larmbeldstigung der Anwohner, Der Schall wurde vom Silo-Cebaude reflektlert, so
dass auch in den Abend- und Machtstunden sowie an Sonn- und Feiertagen eine
stindige, beeintrichtigende Gerauschkulisse vorhanden war,

Bei der Planung der Veranstaltungshalle, welche auch als Diskothek genutzt werden
kann, ist ein La&rmgutachten zu den von der Halle und van deren Besuchern
ausgehenden Emissionan einzuholen, Hier ist auch die vom Silo-Gebsude
ausgehende Schallreflaxion in ein Larmgutachten einzubeziehen, Es it die
Schaffung ausreichender Stralen- und Parkflachen fir das erhéhte
Besucherautkommen zu regeln. Um die Lirmbelastung zu minimieren, sind die
Steliplatze auf der straBen- und wohngebietsabgewandten Seite der
Weranstaltungshalle zu planen oder durch Larmschutzwande abzugrenzen.

Da dies nicht geschehen ist und die Lanmbelastung nicht berlicksichtigt wurde, ist
das Abwiagungsgebot verletzt. Da abwagungsbeachiiiche Belange nicht eingestelit
und ihre Bedeutung verkannt wurden, konnte kein Ausgleich zwischen ihnen in
verhaltnismaliger Art und Weise erfaigen. Es bestehen Anhaltspunkte, dass die
Grenzwerte der TA-Larm durch die geplante Veranstaltungshalle Gberschritten
werden,

c) Stellpldtze

Die Anlage von Stellplétzen in unmittelbarer Nahe des Uferweges und damit der
Wohnbebauung ist aus immissionsschutzrechtlichen Grinden unzulassig. Die
Larmbeldstigungen im Zusammenhang mit dem Besucherverkehr sind nicht
zumutbar. Fehlerhaft ist die Aussage In der Begriindung (Seite 18), dass noch
weitere Stellplitze auBerhalb des Plangebietes vorhanden oder zur Nutzung
vorgesehen seien. Dies ist am Uferweg nicht der Fall. Die Steliplitze sind nicht nur
gegeniber der touristischen Nutzung, sendern auch gegendber der Wehnbebauung
durch Larmschutzwénde abzugrenzen. Es ersteunt, dass insoweit die touristische
Mutzung schutzwilrdiger als die angrenzends Wohnbsbauung sein soll. Auf die
Emissionen durch Tarenschiagen sowie Anlassen von Motoren wird hingewiesen.

i

\

25
Na/

Zu 7.3.b.

Im Zusammenhang mit der Veranstaltungshalle ertibity die Betrachtung. Die
Gemeinde sieht keine Veranstaltungshalle vor. Astgonsind die Anforderungen des §
15 Baunutzungsverordnung zu beachten. Das het#,aldech ansonsten zuldssige
Nutzungen unzulassig sind, weil der Schutzanspvodhandener Bebauung das nicht

zulasst.

Zu 7.3.c.
In Bezug auf die Stellplatze sind die Anforderungerdie Wohnumgebung zu

beriicksichtigen. Dies ist in der weiteren Bearlmgjtau betrachten.

Nicht zu beriicksichtigen.

Teilweise zu bericksichtigen.
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d) Gewerbe- sowie Sport- und Freizeitl&rm

Fehlerhaft ist die Aussage, dass Gewerbe- sowie Freizeitlirm im Plangebiet nicht
vorhanden sei (Sefte 23). Im Gegensatz dazu wird nachfolgend (S, 26) dann jedoch
ausgefilhri, dass gewerbliche, sportliche oder freizeitmilige Nutzungen zugelassen
seien, die auf Grund der unmittelbaren Nahe zur vorhandenen Wohnbebauung am
Uferweg Einschrankungen unterliegen kannten. Falgerichtig ist alse doch von
Gewerbe- sowie Sport- und Freizeitldrm auszugehen.

Hierbei ist zu berlicksichtigen, dass die Gemeinde im Stidosten des Planungs-
gebietes ein kieines Teilstiick von diesern abgetrennt und zeitgleich mit @inem
Gewerbebetrieb beplant hat (Bebauungsplan Nr. 25 - Sportboot- und Servicestation),
Die Aufspaliung des einheitlichen Plangebietes erfolgte willkidich, um eine
Umweltprifung zu vermeiden und vollendete Tatsachen fir die weitere Planung zu
schaffen.

Auf jeden Fall ist die Larm- und Schadstofibelastung durch den benachbarten
Gewerbebelrieb (Schweil-, Lackier- und Laminier-Arbeiten mit Freisetzung von Larm
und Schadstoffen) einschilellich des Ver- und Entsorgungsverkehrs in die Planung
einzubeziehen. Bereits jetzt verursacht der Verkehr mit Bootsanhéngemn zu den
Steganlagen mit einer provisorischen Slip-Anlage (Bebauungsplan Nr. 17) eine
erhebliche Larmbel8stigung. Diese Emissionen werden ansteigen, da die Gemeinde
den Bau einer weiteren Steganlage und elner befestigten Slip-Anlage, unter anderem
auch fir den Gewerbebetrieb plant.

Auf die Emissionen auf Grund des Turenschlagens und der Lautulerungen von
\eranstaltungsbesuchern, insbesondere in den Abend- und Nachistunden wurde
bereits hingewiesen. Sodann ist auch bei der geplanten Minigoifanlage von erhéhten
Lammemissionen auszugehen.

e) Schienenverkehr

Die Larmimmissionsuntersuchung beziglich des Nutzungspotentials des
Plangebietes bezieht sich auf die Zugfrequentierung bzw. den Emissionspegel des
Jahres 2010. Somit bleibt véllig unberiicksichtigt, dass ab 2012 ein Ausbau der ans
Flangebiet angrenzenden Schienenanlagen fiir Hochgeschwindigkeitsfahrten mit 160
kmi/h durchgefihrt wird. Im befrachteten Jahr 2010 fuhren die Zige mit stwa 50 km/
am Plangebiet varbei. In einem Lammschutzgutachten missen die tats&chlichen
(akiuellen) sowie die unmittelbar bevorstehenden Emissionen beriicksichtigt werden.
Der Ruckgriff auf veraltete nicht mehr einschldgige Zahlen ist fehlerhaft.

f) Baubedingte Auswirkungen

Die Gemeinde hat Anfang 2012 damit begonnen, das eigentlich denkmalgeschiitzte

Sile-Gebaude zu entkernen, um mit dem Verkauf der Metallbestandteile Einnahmen

zu erzielen. Sodann vermietete die Gemeinda Flachen des Plangebistes

- als Zufahrt fiir die Verladung von Baumaterialien {Schotter, Erde, Betonteile,
Baumaschinen) sowie zu deren Lagerung,

- zur Einrichtung von Bire-Containern sowie einer Wohnwagen-Siedlung fiir
Bauarbeiter,

was jewealls mit erheblichen Larmbelastigungen verbunden war,

Ebenso wird das Plangebiet von der Gemeinde als Bausiofflager genutzt. Die

Zerstdrung von Grinfldchen und das jetzige verwahrloste Aussehen (S, 10 f) des

Plangebietes ist auf die Aktivititen der Gemeinde zurlickzufiihren.

Bei samtlichen im Plangebiet ausgefihrten Arbeiten — einschiieBlich der fir

Gemeindezwecke veranlassten Lagerung von Baustoffen und Bauschut!t — wurden

die Vorgaben des Larm- und Immissionsschutzes sowie zum Schutz der Nachtruhe

(5

[

Zu 7.3.d.
Im Zusammenhang mit dem Gliederungspunkt GewendweiesSport- und Freizeitlarm

ist hier klarzustellen, dass tatsachlich derzedleveGewerbe- und Freizeitlarm vorhand
sind. Dies betrifft Seite 23. Im Gegensatz dazaustSeite 28 von der Planung die Red
Bei der Ansiedlung im Planungsbereich sind die wegden Schutzwiirdigkeiten
entsprechend zu beachten. Nichts anderes ist aegénStand der Planunterlagen. Die
Planung des Bebauungsplanes Nr. 25 ist als reifabenbezogene Planung zu
betrachten. Der Bebauungsplan Nr. 23 gilt als Aoggdlanung. Insofern ist hier keine
Willkdir in der Planungsaktivitat der Gemeinde zhese Eine gesamtheitliche
Betrachtung unter Berticksichtigung aller VorhatstiZiel der Gemeinde, um so
entsprechend Konflikten entgegen zu wirken.

Zu 7.3.e.
Das Schallgutachten geht von Daten fur den Progdegeaum 2025 aus. Insofern

werden diese Belange zurtickgewiesen. Unabhangamndaivd die Geschwindigkeit
gepriift.

Zu 7.3.f.
Die Gemeinde wird ihr Handeln gesetzeskonform &ir Bestand und fir die Planung

beachten.

drGesamtbetrachtung ist zu

Zu bericksichtigen.

@rganzen, um Bebauungspléne
der Umgebung.

Es ist Ziel, so ist es im
Bauausschuss besprochen
worden, die Zielsetzungen in
Bezug auf die Verkehrsbelastupg
ZuU erganzen.

Z&hlung des Verkehrs.
Betrachtung des vorhandenen
Verkehrs und der Reserven
durch vorhandene
Bebauungsplane, um eine
entsprechende Aussage zu
treffen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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beharrlich missachtet. Von einem kinftigen gesetzeskanformen Verhalten kann nicht
ausgegangen werden.

4. Fehlende Vertriglichkeit mit der angrenzenden Wohnbebauung

Die vorgesehene Art der Bebauung widerspricht dem Gebietscharakter des
angrenzenden Wohngebietes. In Bezug auf die benachbarte Wohnbebauung und die
urspriingliche Industriebebauung ist die geplante Veranstaltungshalle maRstablich
Uberdimensioniert. Es handelt sich um eine kembereichstypische Veranigungsstatte,
die im Bereich von Wohngebieten unzuldssig ist. Es besteht eine grobe
Unvertraglichkeit der Bebauung mit dem Bestand. Es ist ein Hallenbau mit einer
Gesamthshe von B m Gber Strafenniveau geplant, welcher mit der benachbarten
Gebaudestruktur voliig unvertraglich ist. Hinzu kommt die fragwilrdige
Nutzungsausweisung als ,Schank- und Speisewirtschaft’, was auf die beabsichtigte
unzulassige Nutzung als Diskothek schiieen |dsst.

Die Planung widerspricht dem Grundsatz, dass mit Hinklick auf die Eigenentwickiung
eine ortsgemdle Bebauung anzustreben ist. Die maximal vertrigliche Gebaudehthe
entlang des Uferweges ist auf Grund der Umgebungsbebauung auf héchstens zwei
Geschosse zu begrenzen. Weiterhin wiére der Baukérper gestalterisch, in Dachform
und Verwendung der Materialien (roter Backstein) an die benachbarten Gebsude im
50 1.2 sowie die angrenzende Wohnbebauung anzupassen. Nicht vertragliche
Elemente wie grole Glasfléchen, glénzende Metaliverkleidungen oder eine kraftige
bunte Farbgebung sind auszuschlieRen. Es ist aus stadtebaulicher Sicht eine
sinnvolle Gebietsentwicklung durch Abrundung der vorhandenen Wohnbebauung
ohne Konflikte mit dem umgebenden Umfeld anzustreben.

Aus den genannten GrUnden widerspricht auch die Emichtung einer groBfiachigen
Phaotovoltaik-Anlage an den Fassaden des Silo-Gebéudes (SO 3) in einer
geschlossenen Orischaft dem Gebistscharakier des angrenzenden Wohngebietes,

5. Fehlende Beriicksichtigung des Denkmalschutzes

Fehlerhaft ist die Aussage, dass das denkmalgeschitzie Gesamtensemble in seinem
Erscheinungsbild gewahrt bliebe. Die Umwandlung des Silo-Gebaudes in eine
Photovoltaik-Anlage durch vollstdndige Beplankung der stdlichen dem Schweriner
See zugewandten Seiten fiihrt zu einer erheblichen Beaintrichtigung des Erschein-
ungshildes. Ebenso fihrt die Emichtung der Uberdimensicnierten Veranstaltungshalle
zu einer Unvertraglichkeit mit den Belangen des Denkmalschutzes.

Die Gebaude im SO 1 bilden ein harmonisches und einzigartiges Ensemble, das zu
sehr groBen Teilen bis heute erhzlten ist. Obwohl das Silo-Gebsuds von anderan
Bedingungen und Vorgaben gepragt ist, kemmt mit ihm die urspriingliche Nutzung
des Geldndes als Mihie und Getreidespeicher zum Ausdnick.

Beim Denkmalschutz handelt es sich um eine ,ibergeordnete Zielsetzung", die nicht
mit dem Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde abgewogen werden kann. Dies
werden sicher auch die verantwortlichen Tréger 6ffentlicher Belange mitteilen.

Die bestehende Planung verwendet die .ausdriickliche Anerkennung des
Denkmalschutzes® lediglich dazu, um die nicht erforderliche Beplanung des Gebietes
zur rechifertigen. In der Planung selbst werden die Belange des Denkmalschutzes
sowie des Orts-und Landschaftsbildes dann véllig aufier Acht gelassen und
missachtet. Die Planung setzt sich nicht grundsétziich mit dem Denkmalschutz und

Zu 7.4,

Die Gemeinde widerspricht den Spekulationen. Diezdhgen sind gemar
Festsetzungskatalog der Angebotsplanung zu betradbabei ist der
Nachbarschaftsschutz zu berticksichtigen. Im Zusartharg mit der Gestaltung sind
eine denkmalschutzvertragliche und eine immissmngzvertragliche Bauausfiihrung
regeln. Die Anforderungen der vorhandenen Bebawerdgen beachtet.

Zu 7.5.

Die Gestaltungsfestlegungen wurden noch nicht fietroDie Abstimmungen mit der
Denkmalpflege hierzu sind entsprechend zu fiihrém Spekulation zur
Veranstaltungshalle wird zuriickgewiesen. Denkmaisgferechte Entwicklungen sind
vorgesehen. Die Unterlagen sind entsprechend aszepaind zu ergénzen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zu bericksichtigen.

I GemaR Abstimmung im
Bauausschuss ist die
Abstimmung mit der
Denkmalschutzbehdrde zu
fihren. Dies hat auch im Zuge
von konkreten Abstimmungen :
erfolgen.

lus
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seinen Konsequenzen auseinander und verwendet dessen Anerkennung nur als
WVorwand. Es liegen keine fachlichen Untersuchungen zu den Denkmalen sowie zu
den Maoglichkeiten ihres Erhalts und den Aufwendungen hierzu vor, Es werden keine
Aussagen dazu getroffen, welche MaBnahren zum Erhalt rechtlich erforderlich sind.
Das alte MOhlengsbaude (SO 1.1) soll als ,Larmschutzwand” dienen, ohne dass
irgendwelche Erhaltungs- oder Nutzungskonzepte vorliegen. Das Silo-Gebaude soll,
ohne auch nur mit einer Silbe auf den Denkmalschutz einzugehen, derart umge-
staltet werden, dass eigentliches Planungsziel nur die Aufhebung des Denkmal-
schutzes sein kann.

6. Fehlender Schutz des Mikroklimas

Bauleitplane sollen das Mikroklima schiitzen. Fehlerhaft ist die Einschétzung, dass
sich Eingriffe in stadtklimatisch relevante Flachen nicht ergéiben. Tatsachlich werden
durch die geplanten Anlagen weitere Freiflachen versiegelt. Dies srgibt sich aus der
Beschreibung der Planung zum zukinfligen Flachenbedarf. Die Gegentiberstellung
der derzeitigen Flichennutzung der Obemlanten Fléchen — die Flashenbilanz — fehit,
Somit ist eine Bewertung des B-Planes allein anhand der Planuntertagen nicht
méglich. Sowohl die Beschreibung der Ist-Situation als auch die Beschreibung
beziehungsweise Erlauterung der einzelnen Vorhaben und ihre Auswirkungen sind
qualitatlv unzureichend.

7. Fehlende Beriicksichtigung der Belange des Umweltschutzes

Die Planung ber(icksichtigt nicht baw. nicht in ausreichendem Male die Belange des
Umweltschutzes, einschlieflich des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Es
wurde fehlerhaft von der Durchfihrung einer Umweltpriifung abgesehen. Fehlerhaft
ist die Aussage, dass die Auswirkungen auf den Naturhaushalt als gering
einzuschaizen selen. Ebenso fehlerhaft ist die Einschatzung, dass der dkologische
Wert des Planungsraumes als gering einzustufen sel. Die Relevanzprifung {S. 33 ff)
ist viillig unzureichend. An den bereits im Sile-Gebiude aufgenommenen
Entkernungsarbeiten wird deutlich, dass keinerlei Absicht besteht, wildiebende
geschitzte Tierarten festzustellen. Es besteht sodann keineriei Nutzungsdruck durch
die benachbarten Frequentierungen eben so wenig wie eln Pradatorendruck von
Hunden und Katzen. Lediglich eine Familie, die im S0 1 wohnt, fihrt ihren Hund auf
dem umzdunten Plangebiet spazieren.

Die von den Verhaben betroffenen Biotope sowie die im Umfeld gelegenen
Vogelschutzgebiete und die Auswirkungen auf diese sowie der Artenschutz und die
Konsequenzen aus der Lage des Bebauungsplangebistes wurden nur unzureichend
beriicksichiigt bzw. falsch bewertet. Es fehlen Ausgleichsmafnahmen sowie
Vermeidungs- und Verminderungsmafinahmen.

Die Lebensstatten wildlebender geschiltzter Tierarten dirfen nicht beeintrachtigt
werden. Die vorgesehene Bebauung beeintrachtigt Tiere, die laut Roter Liste
besonders geschiitzt sind. Somit solite jeglicher Eingriff in die Natur auch unter
diesem Gesichtspunkt vermieden werden. Die Planung schidigt den Lebensraum
besonders geschitzter Fledermausarten. Als Kriterien des Naturschutzrechis ist die
Vermeidung eines Eingriffs in Natur und Landschaft und insbesondere einer
Beeintrachfigung gesetzlich geschiitzter Arten angesprochen, Wit der vorliegenden

S

-
1

Zu 7.6.
Die Gemeinde wird die Planung auch in Bezug auf3tiendflache prazisieren. Fir der

Erhalt des Mikroklimas werden auch entsprechendmfZchen bewahrt. Eine
Entwicklung ist vorgesehen.

Zu7.7.
Im Zusammenhang mit den Belangen des Umweltschutzdslie Nachweisfiihrung fur

die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a Baw@®&nentwicklung vor
AuBenentwicklung, gefiihrt. Beim Artenschutz wurdbeneits Nachweise im
Zusammenhang mit den erfolgten Abrissarbeiten gefie faunistischen und
floristischen Erkenntnisse in Bezug auf den Artbo$z sind im Planverfahren zu
beachten. Der Innenentwicklung ist Vorrang vor Ale8enentwicklung zu geben.
Die FFH-Vertraglichkeit ist nachzuweisen. Die ashutzfachliche Betrachtung ist
durchzufuhren. Darlber hinaus sind die BelangeBaesnschutzes zu beachten. Die

Belange werden beriicksichtigt.

Teilweise zu beriicksichtigen.

o

Belange des Artenschutzes sin
entsprechend zu beachten. Dig
hat im Zuge der Abschichtung zu
erfolgen, Bebauungsplan,
Bauvorhaben...

Das Einmal3 der Baume soll in
dem unbedingt erforderlichen
Ausmal erfolgen, um die
Abstimmungen mit der Behorde
zu fuhren.

[
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Planung wird in die Lebensriume geschitzter Tierarten eingegrifien; die
Nahrungshabitate von auf dem Mihlengel4nde lebenden Mauerseglern, Sperbern
und zahireichen Fledermausarten sind von den Anlagen und sonstigen
Landschaftsverénderungen in dessen Folge betroffen. Es wurde lediglich erkannt,
dass die im Plangebiet vorhandenen Habitate von Rauch- und Mehlschwalben dem
anenschutzrechtlichen Tatbestand unterfallen.

Es liegt eine fehlende Standorteignung wegen Konfiikten mit dem Artenschutzrecht
vor. Die Verwirklichung der Planung wiirde artengeschiitzte Tierarten aus ihrem Brut-
bzw. Fortpflanzungshabitaten verireiben, ihr Nahrungshiotop einschranken bzw.
vernichten und damit einen Fortbestand der Art an diesem Standort infrage stellen.
Betroffen sind u.a. artengeschiitzie Fledermausarten. Im Plangebiet sind
fledermausglnstige Strukturen und Habitate verhanden, Die gebotene
artenschutzrechtiiche Priifung muss auch die von der FFH-Richtlinie in Anhang IV
umfassten streng zu schitzenden Tier- und Pfianzenarten von gemeinschafilichemn
Interesse berlicksichtigen. Bietope solcher streng geschiitzten Arten werden im
Rahmen der geplanten Baumalnahme zerstrt. Der bestehende Erhaltungszustand
wird durch die BaumaBnahme verschiechtert. Bei In den nach § 52 Abs. 2 BNatSchG
angesprochenen Regelungen, die Rechtsverordnungen vorbehalten sind, handelt es
sich insbesondere um die Bundesartenschutzvererdnung (BArtSchv), die
zwischenzeitlich durch die Verordnung vom 18, Februar 2005 (BGBI. | 8. 258, 896)
neu gefasst wurde. In § 1 BArtSchV und in deren Anlage 1 sind die in Spalte 3 mit
sinem Kreuz (+) bezeichneten Tier- und Pflanzenarten unter _strengen Schutz"
gestelit. Es erfolgle keine Kartierung und keine methadische korrekte Erfassung der
geschiltzten Arten einschlisBlich eines Netzfanges und der Besenderiing der
gefangenen Tiere. Eine Kartierung erst im Rahmen der Baumalnahmen (S. 40)
durchzufiihren, ist nicht ausreichend. Fehlerhaft ist die Auffassung, dass
Festlegungen erst erforderlich seien, wenn Wochenstuben, Sommer- und
Winterquartiere von Fladerméusen festgestelt werden. Bereits bei den
Entkemungsarbeiten im Silo-Gebaude wurden Nist-, Brut-, Wohn- oder
Zufluchtsstatten von Fledermausen beschadigt und zerstort, ohne dass irgendwelche
Festiegungen erfolgt wéren. Insoweit wird dies auch bei den weiteren
Baumalnahmen nicht geschehen,

Es fehlt véllig an der erforderlichen fledermauskundlichen Erkundung des
Plangebietes. Fir die Planung wurden keine Grundlagendsten zu artspezifischen
Habitaten bzw. Korridoren erhoben,

Durch die geplanten Baumalnahmen werden Biotope, dis fir dort wild lebende Tiere
und wild wachsende Pflanzen der streng geschtzten Aren nicht ausgleichbar bzw.
ersetzbar (§ 19 Abs. 3 5. 2 BNatSchG) sind, zerstort.

Zwar zielt die Planung nicht direkt auf ein Nachstellen, Fangen, Verletzen, Téten
oder der besonders oder streng geschiltzten Arten oder die Entnahme,
Beschadigung eder Zersttirung der Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstatten ab, Dies
gilt auch fiir das Abschneiden, Abpfiiicken, Aus- oder Abreifien, Ausgraben,
Beschidigen oder Vemichten von besonders oder strengen geschiitzten Planzen.
Dennoch kann es bei den anlage-, bau- oder betriebshedingten Auswirkungen des
Vorhabens zur Uberbauung von Fldchen kommen, auf denen streng oder besonders
geschitzte Arten vorkommen,

Ausgehend von dem Ziel der cben genannten besonderen Vorschriften, die Arten
wild lebender Tiere und wild wachsender Pflanzen zu erhalten, dirfen in der Planung
die fur besonders geschiitzten oder vom Aussterben bedrohten Tier- und

T
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Pflanzenarten erlassenen Schutzvorschriften nicht verletzt warden. Dieser materiell-
rechtlichen Vorgabe tragt der vorliegende Entwurf nicht Rechnung.

Das ehemalige Mihlengebdude sowia des ehemalige Silo-Gebaude dienen
bedrohten Fledermausarten als Sommer- und Winterquartier, wobei weitere
Sommerguartiere in einem Radius von 40 km um das Winterquartier liegen kéinnen.
Durch das Verhaben sind Beeintréchtigungen der Aktionsréume und der Korridore for
Austausch- und Wechselbeziehungen durch die Baumafinahmen und die direkds
Flacheninanspruchnahme sowie Zerschneidungs- bzw, Storungswirkungen zu
erwarten. Die zentralen Jagdhabitate wurden nicht untersucht. Von einem Verlust
bedeutender Akiionsrdume der Flederméuse ist aber auszugehen. Relevante
Beeintrachtigungen der potentiellen Paarungequartiere sind zu erwarten.
Schadigungen undfoder Stdrungen der Wohn- oder Zufluchtsstatten sind sehr
wahrscheinlich. Individuenbezogen besteht daher das Risiko der Schadigung von
Fortpflanzungs- oder Ruhestatten bzw. von Stérungen insbesondere wihrend der
Fortpflanzungszeiten. Beeintrichtigungen der Aktionsrdume sowis der Korridore fiir
Austausch- und Wechselbeziehungen werden durch Zerschneidungs- und
Stirwirkungen geschédigt und aine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population bewirkt, Darliber hinaus sind Beeintrchtigungen der
Aktionsraume durch Stérung und Iritation zu erwarten. Mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit werden keinerlei Feststellingen zu Quartieren, Wochenstuben
oder Nestern von Fledermausen kurz vor Aufnahme von BaumaBnahmen erfolgen.
Dies zeigt sich deutlich an den bereits aufgenommenen Entkermnungsarbeiten im Silo-
Gebaude. Somit ist eine Kartierung und Erkundung bereits in der Planungsphase
erforderlich, bevor mit der Zerstarung von Nist-, Brut-, Wohn- ader Zufluchtsstatten
von Fledermausen vollendete Tatsachen geschaffen werdan,

Fehlerhafl wird auf einen Erhalt der am Planungsgebiet entlang verlaufenden Alles
aus Rosskastanien verzichtet, obwohl diese schutzbedrftig ist (§ 19 NatSchAG M-
V). Bereits bei den begonnenen Umsetzungen der BEebauungspline Nr. 22 —
Uferweg — und Nr. 25 - Sportboot- und Servicestation — erfolgten willkiiriche
Fallungen der Alleebsume am Uferweg, ohne dass es zu Nachpflanzungen kam.
Auch dass sich die Kastanienallee lickig® darstellt, ist auf Fallungen und fehlende
Machpfianzungen zurlckzufithren. Der Erhalt der Allee ergibt sich nicht aus den
Planungsunterlagen, muss jedoch in die Planung einfiiefen,

8. Fehlende Beriicksichtigung des Gesundhaitsschutzes

Die elskiromagnetische Strahlung der benachbarten Bahnoberleitungen sowie die
wvon der Gemeinde jetzt auch planerisch festgesetzten Mobilfunkanlagen auf dem
Silo-Gebaude kénnen die Gasundhait sowle das Wohlbefinden besintrachtigen,
Der Plan unterschatzt, dass vom Betrieb der am Plangebiet verlaufenden Bahn-
Oberleitungen und der im Plangebiet befindiichen Mobilfunksendeanlagen schadliche
Umwelieinwirkungen i.S. des § 3 Abs. 1 Bundesimmissionsschutzgesetz

Zu Lasten der Nuizer der geplanten Anlagen sowie der Anwohner atsgehean
Denn die magnetischen Felder der Bahn-Obereitungen und die Strahlung der
Motilfunksendeanlagen erzeugen Immissionen, die nach Art, Ausmaf und Dauer
gesignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile bezishungsweise erhebliche
Beldstigungen fir die Nachbarschaft herbeizufihren.

HI}-J

&
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Zu 7.8.
Im Zusammenhang mit dem Gesundheitsschutz sokkeBelange betrachtet werden. O

Mobilfunkanlagen sind zulassig. Dabei ist daranfzagehen, dass sie im Rahmen des
Zumutbaren mit gesundheitlichen Anforderungen zergitiifen sind. Angesprochene
Belange sind im erforderlichen Umfang zu betrachiieErmangelung des konkreten
Ansiedlungsfalls kann eine weitergehende gutadbterlPriifung hier nicht
vorgenommen werden.

i¢eilweise zu bertcksichtigen.
Gutachten zu
elektromagnetischen Belangen
im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens.
Gemal Empfehlung des
Bauausschusses sollen
Entscheidungen zum Baurecht
auf der konkreten Ebene der
Antragstellung gefihrt und
gepriift werden. Anforderungen
an gesunde Wohn- und
Lebensverhéltnisse sind zu
gewabhrleisten. Die Gemeinde i§
als Grundstuiickseigentiimer in
einer recht einflussreichen
Position.
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Entscheidung/Beschlus

Bei den Oberleitungen der Bahnanlagen entstehen magnefische Felder unter
anderem ringférmig um die stromdurchflossenen Leiter. Das Magnetfeld setzt einen
Stromiluss voraus und héngt ven der Stromstarke ab, jedoch nicht von der
Spannung, Die Einheit der magnetischen Feldstérke ist Aim (Ampere pro Meter),
davon abgeleitet ist die magnetische Induktion (Erregung elektrischer Strame und
Spannungen durch bewegte Magnetfelder) T (Tesla). Die GroRe der
Feldstdrkeabnahme mit der Entfernung ist unter anderem von der Kompensation
abhéngig. Magnetische Felder durchdringen beinahe alle Materialien ungehindert.
Die magnetische Feldstarke bzw. Flussdichte nimmt zu oder ab durch z, B.:

- die Héhe der Stromsidrke

- den Phasenwinkel

- die Anordnung (Entfernung) der stromfilhrenden Hin-und Rileldatter zueinander
- (Kompensationseffekia)

- Ausgieichsstrome auf elektrisch leitfihigen Rohren, Schutzleitern, im Erdreich

- die Qualitat von Kompensations- und Abschirmmalnahmen

- Abstand zu Feldverursachern.

Bahnstrom kann Dacher und Fassaden aufladen und in Schwingung versetzen.
Felder von SBB und Eisenbahnen mit hoher Energiedichte kinnen krank machen.

Die elektromagnetischen Felder der Oberleitungen kénnen Bauteile wie Fassaden
und Dacher und sogar ganze Gebaude durch Induktion elekiromagnetisch aufladen.
Es sind Falle bekannt, bei denen Bauteile in Schwingungen versetzt wurden und es
zu hérbaren Tdnen aus der Resonanz der Felder zur Baumasse kam.

Das starke elektromagnetische Feld, das in der Schweiz zum Beispiel von Leitungen
der SBB ausgeht, hat eine hohe Energiedichte, so dass elektrische Energie, wis bei
einem Transformator in den Zellen induziert wird.

In der N&he zu Hochspannungsleitungen und Bahnoberleitungen ist das geh#ufte
Auttreten von kindlichen Leukamien bzw. von Krebs bei Erwachsenen belegt. Die
Expositions-Wirkungsbeziehungen sind unabhéngig vom After, der Urbanisierung
oder dem sozioSkonomischen Status. Insbesondere der Zusammenhang zwischen
magnetischen Feldern und kindlichen Leukémien war und ist Gegenstand
epidemiologischer Forschungen. Der Entwurf des Nationalen
Strahlenschutzkomitees (NCRP) der USA empfiehlt im Frequenzbereich von nahe 0
Hz bis 3 kHz als ,Option 2" Expositionsrichtwerte von 0,2 pT{200 nT) for die
magnetische Flussdichte {NCRFP 1885). Fir kinftige Planungen

empfiehlt der Entwurf, Wohnungen, Kindergarten und Schulen nicht in Zonen mit
magnetischen Flussdichten Uber 0,2 uT(200 nT) zu bauen bzw. sollten neue
Leitungen bei bestehenden Gebauden eine magnetische Flussdichte von 0,2 WT(200
nT} nicht Dberschreiten. Die ICNIRP-Richtlinis (ICNIRP 1898) basiert auf
kurzfristigen, unmitielbaren gesundheitiichen Auswirkungen wie z. B. der Reizung
peripherer Nerven und Muskeln, Schocks und Verbrennungen, die durch Bertihrung
Ieitfahiger Objekle verursacht werden und erhhten Gewebetemperaturen, die aus
der Absorption von Energle wahrend der Exposition durch EMF resultieren. Der fur
den Frequenzbereich von 25 Hz bis 800 Hz empfohlene Referenzwert fiir die
Exposition der Aligemeinbevilkerung betréigt fir magnetische Wechselfelder 5/f, Bel
= 50 Hz ergibt sich 5/0,050 kHz = 100 uT(100.000 nT). Bei hoheren Freguenzen
sinkt der Referenzwert. 1999 wurde vom National Institute of Environmental Health
Sciences (NIEHS 1899) der USA ein Bericht zu Gesundheitseffekten elektrischer und
magnetischer Felder im Frequenzbereich der Stromversorgung herausgegeben.

h
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Darin kommt die Gruppe zum Schiuss, dass die Exposition gegentiber ,Powerline
Frequency ELF-EMF" ein mégliches Karzinogen darstellt. Eine Empfehlung des
Berichtes ist, dass das NIEHS den Energieversorgern empfiehlt, die gegenwartige
Praxis der Expositionsreduktion bei der Situierung von Stromieitungen fortzusetzen
und die Erforschung zur Reduktion der Entstehung magnetischer Felder bei
Ubertragungs- und Verteilungsleitungen fortzusetzen, ohne dabei neue
Gefahrdungen zu generieren.

Im Juni 2001 Uberprifie eine Arbeitsgruppe wissenschaftlicher Experten auf
Einladung der International Agency for Research on Cancer (IARC), einer
Tellorganisation der WHO mit Sitz in Lyon, Studien Gber die Kanzerogenitat von
statischen und niederfrequenten elektrischen und magnetischen Feldem (IARC
2002), Anhand der Standardklassifizierung der IARC, die an Menschen und Tieren
sowie in Laborversuchen festgestallife Befunde abwigt, wurden niederfrequente
magnetische Wechselfelder auf Grund von epidemiologischen Studien Uber kindliche
Leukamien als méglicherweise krebserregend fir den Menschen eingestuft
{Einstufungs-Grupps 2B),

Auf dem Silo-Gebaude befanden sich nach Auskunft der Bundesnetzagentur vom
01.04 2012 zu diesem Zeitpunkt insgesamt 16 Mobilfunk-Sendeantennen. Zur
Erzielung von Einnahmen plant die Gemeinde, die Anzahl der Antennen noch zu
erhhan.

Es ist zu beflrchten, dass sich die Dauerbestrahlung dieser Sendeanlagen nachteilig
auf die Gesundheit der Anwohner auswirkt. Es liegen Hinweise vor, dass
elektromagnetische Bestrahlung durch Mabilfunk-Sendeantennen das Risiko far
Leukamie und Hirntumoren erhéht. Weiterhin fihren Mobilfunkantennen zu siner
starken Wertrninderung bei benachbarten Immabilien.

Die Ergebnisse der bereits abgeschlossenen epidemiologischen Untersuchungen im
Hochfrequenzbereich von Mobilfunk-Sendeantennen sind als ernst zu nehmende
Hinweise auf ein erhiihtes Krebsrisiko (vor allem Leukémie und Gehimtumore) als
Folge gepulster oder ungspulster elekiromagnetischer Bestrahlung zu werten. Auf
der experimenteilen Seite gibt es etliche Untersuchungen, bei denen nicht-
thermische Effekte festgestelit wurden. Viele dieser Effekte wurden bereits deutlich
unter den derzeit giltigen Grenzwerten beobachtet. Sie reichen von verinderten
Himstrémen (EEG) Gber die erhohte Durchldssigkeit der Blut-Him-Schranke, die das
Gehirn vor dem Eindringen von Fremdstoffen schiitzt, der Ausschiitung von
Stresshormonen und Einflissen auf die Zellkommunikation, Schwéichung des
Immunsystems bie zur Abnahme der Fruchtbarkeit. Im Rahmen einer EUgeférderten
Studie wurde 2004 festgestellf, dass Hochfrequenzstrahlung selbst unterhalb des fur
die Handynutzung gliltigen Grenzwerts Deppelstrangbriiche an der DNS verursacht —
ein wesentlicher Faktor der Krebsentstehung.

Eine von drei niederlandischen Ministerien beauftragte und im Septamber 2003
abgeschlossene Studie zeigt besonders bei UMTS-Feldern deutliche Auswirkungen
auf das gesundheitliche Wohlbefinden. Gelestet wurde bei rund einem Tausendste!
des deutschen Grenzwerls, einer Strahlenbelastung, wie sie in Wehnungen mit nahe
gelegenen Sendeanlagen durchaus aufiritt. Elektrosensible litten statistisch
signifikant unter Schwindel, Unwohlsein, Nervositat, Brustschmerzen/Atemnct, hatten
ein Kribbeln oder lokales Taubheitsgefithl und Konzentrationsstérungen.
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Bei Persanen, die angaben, normalerwsise nichts von Elektrosmog zu spiiren, wurde
neben Anzeichen erhishter Gehimaktivitat ein ,Geflhl der Unzulanglichkeit"
statistisch signifikant festgestelll. Das niederandische Wirtschaftsministerium
beurteilte die Ergebnisse als alarmierend”, das Bundesamt fiir Strahlenschutz
bewertet die Studie des renommierten Forschungslabors® in einer vom
Umweltinstitut Miinchen e V. angeforderten Stellungnahme vorn 11.11.2003 als
Lsorgféltig durchgefiibrt®.

Eine zusatzliche Qualitit der Bastrahlung wird mit den bereits auf dem Silo-Gebaude
zum Einsatz kernmenden LTE-Sendeanlagen erreicht.

Die bundesdeutschen Grenzwerte fir die elektromagnetische Belastung durch
Mobilfunk-Sendeantennen orientieren sich an den Empfehlungen der ,Internaticnalen
Strahlenschutzkommission® {ICNIRP) und berticksichtigen nur thermische
Wirkungen, also die Erwérmung von Kérpergewebe, Mit dem Hinweis, die Zahl der
epidemiclogischan Studien in diesem Bereich sei noch zu gering, werden jhre
Ergebnisse bei der Berechnung von Grenzwerten bisher nicht berGeksichtigt. Die
bereits vorliegenden Forschungsergebnisse haben zum Beispiel talien veranlasst,
seine Grenzwerts auf ein Hundertstel der deutschen zu senken, Im Salzburger Land
liegen sie sogar nur noch bei einem Zehntausendstel,

MNach Auskunft der Auskunft der Bundesnetzagentur vom 01.04.2012 sind zu den
damals vorhandenen 16 Mobilfunk-Sendeantennen auf dem Silo-Gebéude, die sich
auf 34,9 bis 44,5 m Hihe befanden ein horizontaler Sicherheitsabstand von 26,23 m
und ein vertikaler Sicherheitsabstand von 8,58 m einzuhalten. Diese
systembezogenen Sicherheitsabstinde widersprechen den Planungen zum Silo-
Gebdude (30 3). Innerhalb des Sicherheitzabstandes ist die Errichtung eines
Staffelgeschosses mit Dachierrasse unzuldssig.

Auszug des Antwertschreibens der Bundesnetzagentur
w---Flr den von fhnen genannten Standart ergeben eich daraus die folgenden Granzwerte und die
sahstdnde.

entsprechanden Systembezoganon Sicherhaits
Bendeantenne | Montage- | Hauptstrahl- | Gremewert | Sichorheis- Wartikaler
htihe Ober richtung in Vol pre abstand Sicherhelts-
Grund (HSR) Netar inHSR ahaand
{eri] in” [vim] ] m_ |

Mebilfunk 34,9 210 42,04 53 1.21
Motk | 348 330 42,04 557 118
Mobiffurk 349 50 42,04 573 1.18
hecbilfunk 37 140 59,22 357 025
Mobilfnk 7 20 53,22 3,77 0,26
Mobitfunk 7a 260 58,22 3.41 0,24 | [
Mohilfunk 48 ] 38,82 8,32 136
Mohilfunk 418 120 38,97 8® | 238
Mabiltunk 418 240 38,92 830 2.36 |
Mebilfunk 445 0 61 7,88 1,71 |

| Webifunk M5 o 22,08 6.7 2,02 |
Maobilfunk 445 120 42,08 67 202 |
Mobiiunk | 445 120 &1 7,88 1,71
Nebilfunk 445 240 42,00 £,7 202 |
Mobitfunk #4,5 240 61 T | 17 !
Mobitfuni 44,5 240 58,1 488 | 109 |
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Insgesamt Oberschreitet die im Plangehiet gemessene Strahlung der
Bahnoberleitungen und der Mobilfunk-Sendeantennen die neueren
wissenschaftlichen Empfehlungen.

Es wird die Einholung eines Sachverstdndigengutachtens zu den Gesundheitsrisiken
der Bahnoberleitungen und der Mobilfunkanlagen im Plangebiet beantragt, wobei die
Untersuchung zusatzlich auch die Risiken von Transienten und Oberwellen
beriicksichtigen soll. Das Gutachten wird darlegen, dass strengere
Schutzvorschriften gegen die Strahlung unter Berlicksichtigung der Risiken von
Transienten und Oberwellen geboten sind.

Es wird gefordert, dass die Kennzeichnung ven Flachen im B-Plan den tatséchlichen
MNutzungen entspricht; die unter den Mobilfunksendeanlagen liegenden Flachen sind
entsprechend anders zu widmen.

9. Fehlende Kompensation des planbedingten Eingriffes

Die Einschatzung, dass die Emittlung des Eingriffes und der erforderlichen
Ausgleichsmalnahmen nicht erforderlich sei, ist fehlerhaft. Entgegen der
Begriindung finden eine erhebliche Vemichiung von Grinflachen und eine
zusatzliche Versiegelung in erheblichem Ausmal statt, Der planbedingte Eingriff ist
zU kompensieren. Diese Planung ist insoweit defizitir. Dies erschliefit sich aus einer
Gegentiibersteliung von Inanspruchnahme, Beeintrachtigung oder Zerstérung von
Umweltbestandteilen und den nicht vorgesehenen umweltverbessernden
MaBnahmen. Nicht kompensierte Eingriffsmaltnahmen und fehlander
Bestandsschutz betreffen unter anderem die Befestigung und Versiegelung von
Flachen fur die Errichtung von Parkpldtzen vor dem Silo-Gebéude sowie durch den
Bau der Veransialiungshalle und der Minigoifanlage. Dem massiven und
groBfigchigen Eingriff durch die Bebauung des Silo-Gebaudes und Errichtung der
Veranstaltungshalle in Boden, Landschaftsbild, Artenpotenzial usw. stehen keine
Ausgleichsmalnahmen in einer gebotenen qualitativen und quantitativen Dimension
gegeniiber.

Die Vernichtung von Griinflachen fir die geplante Minigotfaniage ist zu 1: 1 zu
kompensiaren.

Der Gehdlzbestand der StraBenbiume (Rosskastanienallee) am Plangebiet ist zu
erhalten.

Die Umsetzung der Bebauungsplane Nr. 22 - Uferweg (Hotelanlagen) - und Nr. 25 -
Sportboot- und Servicestation (Werlt) — jeweils am Ulerweg zeigt jedoch, dass Teile
des Bestandes der Alleebdume — mit Zustimmung der Gemeinde cder sogar von der
Gemginde selbst — ohne Erzatepflanzungen gefallt wurden.

Ebenso wurde im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 17 -
Ferienhausgebiet - varséitzlich ein schitzenswerter Ulmenbestand am Schweriner
See varnichtet, ohne dass bisher eine Kompensation erfolgte. in dem Ortsteil
Gallentin wurde 2012 fir den Neubau der Strale zum See mit Zustimmung der
Gemeinde eine schitzenswerte Eibenalles geradet. Auch hierfur erfolgte keinerlei
Kompensation,

Der StraBenbaumbestand ist entgegen diesen Zielsetzungen dauerhaft zu erhalten
und zu pflegen,

Zu 7.9.
Im Zusammenhang mit der Innenentwicklung vor Aufdénieklung wird gesetzlich

geregelt, dass keine Eingriffs- und Ausgleichsnagglerforderlich ist. Unabhéngig dav
sind die Belange des Baumschutzes zu beachtenabemtunabhéngig vom
Bebauungsplan Nr. 23 werden hier nicht gesondérrdelt. Eine Eingriffs-
/Ausgleichsregelung ist nicht notwendig.

Nicht zu bericksichtigen.
on
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lus

heblichen Belang.

Mit freundlichem Grut
die Anwohner des Uferwegs

Burij(h‘zﬂﬂ Steinhagen, Uferweg 3, 23096 Bad Kleinen
Eflen Steinhagen, Uferweg 3, 23956 Bad Kleinen
Edith Steinhagen, Uferweg 3, 23956 Bad Kleinen
S‘tégn Steinhagen, Uferweg 5, 23996 Bad Kielnen
Martin Steinhagen, Uferweg & 23506 Bad Klelnen
Joachim Prehn, Uferweg 11, 23966 Bad Kiefnen
Elke Prehn, Uferweg 11, 23996 Bad Klainen

Drr. Michgal Eckert, Uferwer 12, 23996 Bad Kieinen
Chariotte Eckert, Ufanweq 12, 23996 Bad Kleinen
Heinz Liedtke, Uferweg 13, 23966 Bad Kielnen
Olga Lledtke, Uferweg 13, 23696 Bad Kleinen
Bjorn Liedike Uferweg 13, 23996 Bad Kleinen

Fritz Meler, Uferweag 14, 23995 Bad Kisinan

10. Fehlende Beriicksichtigung der Wertminderung von Wohngebauden

Den Anwohnern von Plangebieten steht als Plannachbam” gegeniiber der
planenden Gemeinde ein Anspruch auf gerechte Abwagung threr privaten Belange
zu. Bauplanerische Festsetzungen, die an das Plangebiet angrenzende Grundstilcke
betreffen, sind an den Inhalts- und Schrankenbestimmungen des Grundrechts auf
Eigentum, Art. 14 Grundgesetz zu messen. Insbesondere die aus der Planung
resuftierenden LAmbeeintrachtigungen, die Festsetzung von
gesundheitsgefahrdenden Mebilfunk-Sendeantennen sowie die starke
Beeintrachtigung des Landschafisbildes und der Uimgebungsbebauung fihren zu
einer Minimierung der Wohngualitat und damit zu einer erheblichen Wertminderung
der angrenzenden Wohngebaude. Dabel handelt es sich um einen abwigungser-
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Zu 7.10.
Der Gesetzgeber hat die Anforderungen an die Bpldeung geregelt. Diesen Anspru

wird die Gemeinde in Anwendung des § 1 BauGB exfilllunter dem Gesichtspunkt,
dass der Innenentwicklung vor der AuRenentwicklRagm gegeben wird, hélt die
Gemeinde an ihren Planungszielen fest. Die sactigerédbwagung wird gefihrt.

Zu 7.11.
Die Einwender werden zur Kenntnis genommen.

tu beriicksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Martina Meier, Uferweg 14, 23586 Bad Kleinen

Haorst Block, Uferweg 15, 23896 Bad Kleinen

Bérbel Block, Uferweg 15, 23986 Bad Kleinen

Hartmut Steinhagen, Uferweg 16, 23596 Bad Kisinen
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Charlotte und Dr, Michael Eckert
Uferweg 12
23996 Bad Kleinen

Charlotte und Or. Mizhael Ecker, Ulerwep 17 23876 Bad Kalnes
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kieinen [
fur die Gemeinde Bad Kleinen
Bauamt

Am Wehberg 14

23572 Dorf Mecklenburg

vorab per Fax: 038423 581114
LA

Gjm .

Einwendungen gegen den Entwurf des Bebauungsplanes
der Gemeinde Bad Kieinen Nr. 23 fiir das Gebiet ,Miihle®

Sehr geehre Damen und Herren,

wir erheben
Einwendungen
gegen den oben bezeichneten Bebauungsplan,

I. Fehlende Offenlegung der tatséchlich beabsichtigten Nutzung

Im Bebauungsplan fehit es an der Offenlegung der tatséchlich beabsichtigten
Nutzung. Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung enthalten ein
Sammelsurium an Nutzungen, die keine Planung erkennen lassen und die
tatsdchlich beabsichtigte Nutzung viillig offen lassen. Zum Teil schilefien sich die
angegebenen Nutzungen gegenseitig aus,

Insbesondere bei der geplanten Anlage im Sondergebiet (SO) 3 mit den
Grundmafen von 20 x 40 m und einer Hishe von 8 m — welche als ,Schank- und
Speisewirtschaft® umschrieben wird — ist tatsichlich eine Veranstaltungshalie
vorgesehen, die nichts mit der vorgeblich geplanten fremdenverkehrslichens
[ouristischen Nutzung zu un hat,

Tatséchlich soll es sich um einen Ersatzbau fir die bereits existierende Sport- und
tMehraweckhalle im Gemeindezentrum handein. Diese Halle war urspriinglich fiir
Veranstaltungen aller Art von Diskotheken bis Sivesterfelern vorgesehen. Allerdings
ist diese Spori- und Mehrzweckhalle auf Grund von Bau- und Planungsfehlern der

X1

Bad Kleinen, den 22.12.2012

Bl Lo pur

Zu 1.
Es handelt sich um einen Vielzahl an Unterstellungé an den planungsrechtlichen

Zielen der Gemeinde vorbeigehen. Die Gemeinde &ahéfder Planung einen
planungsrechtlichen Rahmen und fiir Investoren hiti@sssicherheit. Die
Anforderungen an Immissionsschutz sind zu beacltabei ist auch insbesondere die
Anforderung an 8§ 15 Baunutzungsverordnung zu beachtuf die der Gemeinde
unterstellten beabsichtigten Nutzungen geht die éeahe nicht weiter ein. Die Gemein
nimmt die Aussagen zur Kenntnis und wird den Ent\iirrdie weitere Beteiligung
vorbereiten und rdumt dann nochmals GelegenheBtiiungnahme ein.

Zur Kenntnis zu nehmen.

de
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Behandlung der Stellungnahmen

Entscheidung/Beshlus

Gemeinde mit mangelhaftem Lérmschutz ausgefilhrt worden und deshalb in itrer
Mutzung eingeschrénkt.

Die geplante Veranstaltungshalle entspricht in ihren Abmessungen der Sport- und
Mehraweckhalle im Gemeindezentrum. Da die tatséchlich beabsichtigte Nutzung der
Halle als Diskothek sowie Trink- und Feierhalle in der Planung nicht offen gelegt
wird, umn die betroffenen Anwohner (iber das Vorhaben zu tEuschen, wurden deren
Emissionen auch fehlerhaft nicht in die Planung eingestelit.

Fiir das S0 1.1 (ehemaliges Mithlengeb&ude) ist tatsSchlich keine
Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur geplant. Dies st auf Grund der
direkten Ndhe zu den Bahnanlagen auch nicht miglich. Vielmehr soll das Gebdude
als Larmschutzwand® flir das SO 1.7 dienen.

Fur die Gebdude im SO 1.2 besteht ebenfalls keine Planung dahingehend, diese fiir
Fremdenbeherbergung und touristische Infrastruktur zu nutzen. Tatséchlich werden
nach Einholung von Wertgutachlen die drei Immobilien derzeit von der Germeinde
zum Kauf angeboten (Gegenstand der Gemeincevertretersitzung am 19.12.2012).
Kaufinteressenten sind die derzeitigen Bewohner der Gebdude.,

Das Silo-Gebdude im S0 3 nutzt die Gemeinde derzeit als Mobilfunk-Sendeantage
und soll zusdtzlich als Standort fir eine berdimensicnierte Photovoltaik-Anlage
dienen. Da dies einen erheblichen Eingriff in das Erscheinungsbild des
denkmalgeschitzen Gebdudes sowie in das Ons- und Landschafisbild darstellt,
wurden Aussagen zur Fassadengestalt bewusst weggelassen.

Die ausgewiesenen Sondergebiete mit den vielféltigen Nutzungen stimmen nicht mit
der erlduternden Plandarstellung lberein.

Il. Fehlende Erforderlichkeit

Dem Bebauungsplan fehit es an der Voraussetzung der Erforderichkeit der Planung
(5 1 Abs. 3 BauGR). Gemal! § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden die
Bauleitplane aufzustellen, sobald und soweit es fir die stédtebauliche Entwickiung
und Ordnung erforderlich ist. Liegt eine die Erforderlichkeit begriindende Situation
micht vor, besteht keine Befugnis zur Planung. Es bestehen keine Dringlichkeit und
kein Bedarf filr eine zweite Veranstaltungshalle, eine Minigolfanlage sowie eine
Photovoltaik-Anlage mitten in der Ortschaft. An keiner Stelle findet sich in den
Untertagen ein konkreter Nachweis ber die tatséchliche Nachirage. Insoweit wird
die Dringlichkeit der bendtigten Fidchen fiir einen fremdenverkehrlich und touristisch
genutzten Standort” lediglich in den Raum gestellt, jedoch nicht nachgewiesen,

Es fehit an einem stédtebaulichen Bedarf fiir den Zugriff auf die betroffenen
Freiflachen, weil die geplanten Anlagen auch an einem anderen Standort in der
Gemeinde errichtet werden kfinnen. Die Kriterien der Standortwahl sind fehlerhaft.
Der Gemeinde stehen ausreichend Alternativildchen zur Verligung, deren Nutzung
(iberhaupt nicht ertirtert wurde.

Insbesondere existier bereits eine Sport- und Mehrzwe ckhalle, die nur auf Grund
von Bau- und Planungsfehlern der Gemeinde mit mangelhaften Larmschutz
ausgefiihrt wurde und deshalb in threr Nutzung eingeschréinkt ist.

Es besteht keinerlei Erfordernis, dass die Veranstaltungshalle (SO 2) eine
JLagegunst” zum Schweriner See autweisen miissie. Das Gleiche gilt fir die

P

Zu 2.

die eigenen Ziele zu formulieren und Investitiooksrheit fur Interessenten am Stand
zu schaffen. Die Vereinbarkeit mit den Belangenlieskmalschutzes ist herzustellen.
Entgegen der Auffassung des Einwenders ist eslgireGemeinde die
Beherbergungskapazitét zu erhéhen. Diesem Ziel avicth die Planung entsprechend
gerecht werden mussen. In Bezug auf die Wegebememusollen diese fir das
Vorhaben hergestellt werden. Es ist klarzusteliass fur die Entwicklung des Tourism
weitere Wege entsprechend notwendig sind oder basseubauen sind. Die Begriindy
wird entsprechend angepasst. Die Gemeinde bettalzgé/orhaben aus

planungsrechtlicher Sicht. Die genannten kommurfsitzhtlichen Unterstellungen
werden hier nicht bewertet. Dass es sich um einisssthnd handelt, ist offensichtlich.
Uber den Festsetzungscharakter des Gebietes, §ebitge oder die Festsetzung eine
Mischgebietes oder Kerngebietes, wird die Gemesitteentsprechend zum Entwurfs-
und Auslegungsbeschluss verstandigen. Kerngebieteher fir Handelsbetriebe zu
betrachten sind, kommen wohl eher weniger als Mjsblete, die der Durchmischung
von Wohnen und Gewerbe dienen, in Betracht.

Fir die Gemeinde besteht ein Planungserforderings Planungserfordernis ist dafiir daTeilweise zu beriicksichtigen.

rt
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Ifd. | Stellungnahme von/vom

Nr.
geplante Minigoffaniage (Spiel- und Sportstétten, SO 2} sowie die Photovoltaik-
Anlage (SO 3).

Es ist nicht nachwollziehbar, dass eine Phatovoltaik-Anlage des geplanten Ausmanes
mitten innerhalb einer Ortschaft errichtet werden soll. Geeignet dafilr wéren
Brachflachen oder bisher landwirtschaftiich genulzie Fldchen auRerhalb des
bebauten Gemeindegebictes.

Wesentliche Teile der Planung wie die Veranstaliungshalle, die Photovoltaik-Anlage
sowie die Mobilfunk-Sendeantennen dienen nicht dem angegebenen Planungsziel
einer Nutzung des Gebietes durch den Fremdenverkehr sowie der Forderung von
Einrichtungen der Naherholung und des Tourismus, sondem widersprechen diesen
sogar.

Eine Erforderlichkeit fiir die Schaffung weiterer Beherbergungskapazitdten besteht
ebenfalls nicht, da die hisherigen Kapazitidten Uberhaupt nicht ausgelastet sind. Ein
Bedarf filr Planung von Betrieben des Beherbergungsgewerbes mit 100 Betten oder
80 Gastezimmern ist nicht gegeben. Die Gemeinde beschloss hierzu bereits fiir ein
Gebiet in der Nahe des Planungsgebietes den Bau von Hotelanlagen
{Bebauungsplan Nr. 22 - Uferweg). Die Planungen wurden mangels Bedarfs bisher
nur zum Teil umgesetzt. Gemar dem Schienenl&rmgutachten (S. 15) ist im
Plangebiet die Hotelnutzung nur mit umfangreichem passiven Schallschutz midglich,
50 dass diese fir die vorgeblichen Erholungszwecke ausscheidet.

Entgegen der Begriindung ist die Planung nicht erforderich, ,.um weitere attraktive
Wegeverhindungen ors- und landschaftsnah herzusteilen und somit den naturnahen
Tourismus weiter zu stérken”. Mit der Planung wird keine einzige Wegeverbindung
hergestelit.

Die fiir eine stadtebauliche Entwicklung nicht efforderliche Planung diirfte daraut
zuriickzufiihren sein, dass die Gemeinde Eigentiimerin des Plangebietes ist. Sie
erwarb das Geldnde unter falschen Angaben gegeniiber der Kommunalaufsicht zur
Rentabilitdt der Anschafiung. Da eine Fehispekulation vorliegt, sollen mit der
vorliegenden Planung kurzfristig finanzielle Mittel beschaffl werden. Mithin liegt eine
nur im Interesse eines einzelnen Grundstiickeigentimers grindende Planung ohne
erkennbare stidtebauliche Zielsetzung var, Insoweit ist ein Fehigebrauch des
planerischen Emessens der Gemeinde gegeben.

In diesern Zusammenhang erstaunt besonders, dass kein stédtebauliches Gutachten
fur den Bebauungsplan erstelit worden ist, cbwohl hauptséchlich und vordergriindiy
auf den Stédtebau und einen angeblichen stiidtebaulichen Missstand abgestelit wird,
Die Festsetzungen von Sondergebieten ist nicht erordedich.

Ill. Fehlende verkehrsgiinstige Erreichbarkeit

Die geplarien Anlagen erfordern eine verkehrsglnstig gute Erreichharkeit des
Plangebietes. Diese ist nicht gegeben, da die Erschliefung mit dem Uferweg
lediglich durch eine Sackpasse erfolgt. In der Begrindung wird fehlerhaft und falsch
ausgefihrt, das Plangebiet sei lber die bestehenden Straflen gut an das
innerdrtliche Verkehrsnetz angebunden®, Tatsiichlich wird das Plangebiet nur van
einer einzigen Stralle, und zwar dem Uferweg als Sackgasse erschlossen.

N
&

Zu 3.
Die Gemeinde sieht weiterhin die verkehrliche Arhing Giber den Uferweg vor. Vor

Inbetriebnahme des Vorhabens sind die StraRenbanaimai@n entsprechend zu regeln
und abzustimmen. Die Kosteniibernahme hat im Gragknees jeweiligen Vorteils zu

der Festsetzungen bewegen und zusétzlich die Aerianden an die Umgebung bzw. g

erfolgen. Nutzungsspekulationen werden nicht gef@ie Nutzung muss sich im Rahme

=]

den Schutzanspruch der Umgebung erfillen.

Teilweise zu bericksichtigen.
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Die Gemeinde Bad Kleinen wird von den mehrgleisigen Schienenanlagen der
Deutschen Bahn AG, welche parallel zum Ufer des Schweriner Sees verlaufen,
geteilt. Der Gemeindetell, in dem sich das Plangebiet befindet, liegt eingeschiossen
zwischen den Bahnanlagen und dem Schweriner See. Es ist nur gine einzige
straflenseitige Verbindung zur restlichen Gemeinde und nachfolgend zu Kreis- und
Bundesstrafien vorhanden. Diese edolg! ausschlieftlich iiber die Miihlenstraie und
eine einzige Briicke, an die sich direkt der Ulerweq anschliel3t. Die ndchsten Briicken
Uber die Bahnan'agen befinden sich mehrere Kilometer entfernt in der Gemeinde
Hohen Viecheln und in dem Ortsteil Gallentin, ohne dass hier Strallenverbindungen
zum Plangebiet bestehen.

Bei dem Uferweg handelt es sich um eine Kopfsteinpflasterstralie in einer Tempo-30-
Zone, Zusétzlich wurde der Uferweg im Jahr 2012 auf Veranlassung der Gemeinde
stark beschadigt, da jene Teile des jetzigen Plangebietes als Zufahrt fiir die
Verladung von Baumaterialien (Schotter, Erde, Betonteile, Baumaschinen) sowie zu
deren Lagerung vermielete, was zu einem itberméRigen Schwerlastverkehr fihre.
Die Gemeinde gab zwar 2011 ein Guiachten zu den Auswirkungen des
Schwerlasiverkehrs fUr den Uferweg in Auftrag, aus welchem hervorging, dass der
Uferweg fiir die beabsichtigten Verkehrsbelastungen nicht ausgelegt ist. Jedoch
anstait cas zuldssige Gesamigewicht von Fahrzeugen entsprechend dem Gutachten
2u begrenzen, traf die Gemeinde mit der Deutschen Bahn AG die fragwirdige
Abrede, dass die Baufahrzeuge den Uferweg beschédigen kiinnen. Obwohl der
Uterweq nur flr Fahrzeuge mit einer zultissigen Gesamtlast von maximal 12 t
auspelegt ist, lield die Gemeinde den Verkehr von Fahrzeugen mit einem
Gesamtgewicht von 40 1 im Minutentak! zu. Dies geschah in Kenntnis des
beabsichtigten Transpertvolumens und der daraus zwangsiéufig resultierenden
Schadigung von Gemeindeeigentum, Entsprechend der dulterst bedenkiichen
Abrede fuhrten die dauerhaften Belastungen dann zu erheblichen Stralenschéden,
Die Stralienpflasterung und die Bordsteine wurden nach auRen gedriickt. Es
entstanden Setzungen (Schiagldcher), Spurrillen und Verwerfungen im
Straftenbelag. Eine Befahrbarkeit der Strafe ist in Teilen seither nicht mehr
gegeben. Anstatt weitere Beschidigungen der gemeindeeigenen Stralie zu
unterbinden und die Schaden zu beseitigen, liell die Gemeinde in der 36.
Kalenderwoche 2012 lediglich das Hinweisschild ,Strafienschéden” aufstellen.

Bereits in Zusammenhang mit den angefilhrten Bauarbeilen zeigte sich auch die
unizureichende Erschliefiung des Plangebietes, da es iiber Monate zu erheblichen
Verkehrsstauungen auf dem Ulerweg kam. Sodann fiihren die vorsétzlich
herbeigeflnrien Straflenschiden (Schlagidcher) zu einer starken Larmbeldstigung.

Es ist keine Erschlieung des Plangebietes, insbesondere der geplanten
Veranstaltungshalle durch den tffentlichen Personennahverkehr gegeben. So
verkehren zum Uferweg keine Fahrzeuge des dffentlichen Personennahverkehrs, Es
sind keine befestigten Wendeméglichkeiten gegeben. Sodann fehlt es an einer
fulllaufigen Entfernung zu Knotenpunkten des offentlichen Personennahverkehrs.
Der Bahnhaot betndet sich im nordlichen Teil des Gemeindegebietes etwa 1,5 km
fultléufig vom Plangebiet entfernt. Die geplanten Anlagen sind nur mit dem
individuellen Pkw-Verkehr erreichbar, was mit einer weiteren Verkehrserzeugung
verbunden ist. Damit entsteht in dem Wohngebiet Uferweg eine erhebliche
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lus

Steigerung des Verkehrs. Hierbei ist die Durchguerung einer Tempo-30-Zone
erforderlich

Es fehit eine Anbindung des Plangebietes an die bestehenden FulRwege. Der
vorhandene Fufweg von der Briicke am Planungsgebiet entlang endet auf Hihe des
geplanten SO 2. Die Planung lasst eine Weiterfihrung des Fullweges vermissen,
Offensichilich will sich die Gemeinde als Eigentimerin des Plangebietes die Kosten
fiir die Anlage eines Fullweges sparen und dessen Kosten im Rahmen des
Straflenneubaus infolge der von ihr veranlassten Beschédigungen auf die Anlieger
des angrenzenden Wohngebietes abwélzen, Die fehlende Planung fiir eine
Weiterfuhrung des Fullweges ist willkiirlich und erfolgt aus sachfremden

EmwEigungen.

IV. Fehlende ErschlieBung

Die vorhandene Kanalisation ist flr die zusdtzliche Belaswng durch den Befrieb
insbesondere der Veranstaitungshalle nicht ausgelegt. Der Standort scheint auf
Grund der Bodengegebenheiten sowie der Infrastrukiur nicht den Anforderungen
eines intensiv genutzten Neubaus zu entsprechen. Fehlerhaft ist die Einschétzung,
dass der Anschluss des Plangebietes an die zentrale Wasserversorgung sowie der
Anschluss an Ver- und Entsorgungssysteme erst in wefteren Planverfahren
abzustimmen sei. Dies ist Aufgabe des vorliegenden Planverfahrens.

V. Fehlende Beriicksichtigung von Standortalternativen

Es ist festzustellen, dass die der Standortauswahl zugrunde gelegten Kriterien

nicht den Regeln der Logik und der normierten Vorgaben folgen. Sich aufdrangende
Alternativstandorte wurden (berhaupt nicht untersucht. Es wird erwartet, dass
erstmals belastbare Kriterien fir die Auswahl gines geeigneten Standortes einer
Veranstaltungshalle mit einem Enzugsbereich, der im Schwerpunkt das Ortszentrum
Bad Kleinens umfasst, festgelegt werden. Magliche Standortalternativen fiir die
geplanten Anlagen wurden (berhaupt nicht gesucht. Es existieren in der Gemeinde
Bad Kleinen mehrere geeignete Flichen mit weitaus besserer logistischer und
verkehrstechnischer Anbindung als dies fiir das vorliegend beplante Gebiet der Fall
ist, u. a. mit Bushaltestellen und vorhandenen Parkplétzen. Hieraus ergibt sich, dass
allemative Standorte in Bad Kleinen iberhaugt nicht untersucht wurden, was
wiederum auch einen VerstolR gegen das Abwagungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB
darstellt. Eine differenzierte Prifung vorhandener Alternativilichen erfolgte nicht, so
dass als Ergebnis der fehlerhaften Standortauswahl nur das schon favorisierte
gemeindeeigene Mihlengel&nde verblieben ist. Vorteile méglicher
Standortahernativen gegeniiber der Planung wurden Gberhaupt nicht untersucht. Es
qibt aber in der Gemeinde Bad Kleinen zahlreiche weitere Alternativstandorte mit
qutem Eignungsprofil,

Die mangeinde Alternativenpriifung ist offensichtlich auch darauf zurlickzutiihren,
dass das wesentliche Planungsziel" offensichtlich darin bestehl, das — unter
falschen Angaben gegeniber der Kommunalaufsicht — von der Gemeinde erworbene
Miihlengeldnde — wiederum unter falschen Angaben und Berechnungen im
Bebauungsplan — mdglichst profitabel flir die Gemeinde auszugestalten. Fiir eing

e

Zu 4.
Die Anforderungen an die ErschlieBung sind im ladé&n Planverfahren abzustimmen

Nichts anderes hat die Gemeinde unter 8.5 ihred@tung formuliert (erfolgt im
weiteren Planverfahren). Dies findet sich auch@mpal Gliederungspunkt 12.1, 12.2,
12.3, 12.4,12.5, 12.6. Insofern geht die Ausfibriier ins Leere. Die Gemeinde
bearbeitet das sorgféltig und abschlie3end bis@atrungsbeschluss.

Zu 5.
Die Unterstellung in Bezug auf die Veranstaltungishaird zuriickgewiesen. Die

es, das Mihlengelénde entsprechend planerischberngiten und Investitionssicherheit
zu schaffen. Fur die Entwicklung des Mihlengeléndas sich als Missstand
stadtebaulicher Art darstellt, gibt es keine Alagive. Gerade die Inanspruchnahme de
Muhle bzw. des Mihlengeléandes entspricht dem speisdJmgang mit Grund und
Boden. Die Belange sind somit hier nicht zutreffencgetragen.

=

Zur Kenntnis zu nehmen.

Nicht zu beriicksichtigen.
Gemeinde hat ihre Ziele im Bebauungsplan-Vorentaargestellt. Ziel der Gemeinde ist
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Planrechtfertigung bzw. ein Erfordernis zur Aufstellung eines Bebauungsplanes
reicht dies selbstversiéndlich nicht aus.

Der hier gewdhlte Standort fir den Neubau einer Veranstaltungshalle auf dem
Miihlengeldnde scheidet aus mehreren Griinden aus. Es bestehen
Gesundheitsgetahren, weil mit der rdumlichen Nahe zur Bahnoberleitung und den
Mobilfunk-Sendeanlagen Risiken fiir die Bewohner sowie Nutzer nicht
ausgeschlossen werden kdnnen, Die Venwirklichung des Planes wilrde erhebliche
Eingriffe in den Lebensraum anengeschiitzter Tiere bewirken, die durch
Kompensationsmafinahmen nicht ausgeglichen werden. Die Anordnung einer

diese ausschiielich mit Kraftfahrzeugen aufsuchen, an einer StralRe, die eine
Sackgasse_ darstalit und an einem Wohngebiet entlang vedauft, fiihn zu unnitigen
und vermeidbaren Verkehrsgefahren und Schallimmissionen flir die Wohnanlieger,

Im Gebiet der Gemeinde gibt es zahlreiche unbebaute, brachliegende oder in
{iberschaubarem Zeitraum verfigbare und flir die geplanten Anlagen geeignetere
Grundsticksfléichen, so dass der Zugriff auf das bisher zum Teil unbebaute,
ehemalige Mihlengelande nicht gerechtfertigt ist (Gebot des sparsamen Umgangs
mit Boden). Auch Freifldchen fiir die Sport- und Freizeitaktivititen sind im )
Innenbereich der Gemeinde ausreichend wvorhanden, so dass keine Fléichen im
Aultenbereich in Anspruch genommen werden miissten.

Vl. Fehlende Anpassung an die Ziele der Raumordnung

Gemdf § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane den Zielen der Raumordnung
anzupassen. Auch dies ist vorliegend nicht der Fall.

Der Bebauungsplan flhrt zu einem unnétigen Bodenverbrauch in der freien
Landschaft. Bebauungspléne sollen insbesondere im Hinblick auf die
Siedlungsentwicklung, die Freiraumsicherung und den Infrastrukiuraushau 7u einer
geordneten und nachhaltigen Raum- und strukturellen Entwicklung heitragen.

Es werden mit der vorliegenden Planung jedoch keine gute Erschlieffung und keine
Versorgung in den vom Bebauungsplan beriihrien Raumen, vor allem keine
strukturellen Entwickiungsimpulse hervorgerufen.

wichtige Ausgleichsfiichen nicht erhalten, sondern willkiirliche und ungeordnets
Flachenzerschneidungen und unnétiger Bodenverbrauch in der freien Landschatt
herbeigefihrt werden. Die Landschaft wird durch die geplante Bebauung unnitig
zersiedelt. Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sallen
vorrangig vorhandene Potentiale in den Siedlungsgebieten genutzt werden und
flachensparende Siedlungs- und Erschliefungsformen angewandt werden. Die
Versiegelung von Freifidchen ist méglichst gering zu halten. Dem wird die
vorliegende Planung nicht gerecht. Der Gemeinde stehen auflerhalb des natumahen
Raumes am Schweriner See ausreichend innerfrtliche Fldchen fiir Bauvorhaben zur
Verfigung.

Veranstaltungshalle mit einem Einzugsbereich aus den umliegenden Geme mden, die

Einem praventiven Ansatz beim Bodenverbrauch wird nicht Rechnung getragen, weil

<

Zu 6.
Die Gemeinde hat die Stellungnahme des Amtes fiimRadnung und Landesplanung

den Planungszielen eingeholt. In der StellungnatieseAmtes fur Raumordnung und
Landesplanung vom 17.01.2013 ist dargelegt, das¥ddhaben dazu beitragen kann,
einen stadtebaulichen Missstand zu beseitigen. éitspricht dem Ziel der
Raumordnung und Landesplanung, durch Umnutzung/endichtung von
Siedlungsflachen der Innenentwicklung vor der Aghénicklung Vorrang zu geben.
Somit sind die Ziele der Raumordnung und Landespigieachtet. Die Belange werd

zuriickgewiesen.

ZAicht zu berucksichtigen.
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Nr. |

Vil. Fehlende Berlicksichtigung ven Planungsleitlinien und
Optimierungsgeboten

Die Planung trégt den Planungsieitiinien und Optimierungsgeboten des § 1 Abs. 5 | Zuf. o
Zu bericksichtigen.

und Abs. & BauGB nicht ausreichend Rechnung. Geméft & 1 Abs. 5 BauGB sollen Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind dierderungen des BauGB zu
glp? Elaul_ei;pl‘;ne elsrne Eﬁchgaitige_:}&dtebgulicah%Ennmcldunu u:rg eine dem Waohl der | beachten. Die subjektiven /"\uBerungen werden zudigiesen. Im Rahmen der
gemeinhei entsprechende sozialgerechie Bodennutzung gewshrieisten und dazu = ; ia A i ‘
beitragen, eine menschenwlrdige U%nwelt 2u sichem und 3i§namrlichen | Abv_\{agung wird auf die einzelnen Belange eingegangenPlanunterlagen werden
Lebensgrundiagen zu schiitzen und zu entwickeln, In § 1 Abs. 6 BauGB sind bei der erganzt.
Aufstellung der Bauleitpléine zu berlicksichtigende Aspekte aufgefiihrt.
Aus den ausgelegten Unteriagen ergibt sich jedoch, dass die Planungsleitiinien und '
Optimierungsgebote im Rahmen der Bauleitplanung nicht baw. nicht in |
ausreichender Weise berticksichtigt worden sind und damit auch nicht bzw. nur -?
unzureichend Eingang in die Abwé&gung gefunden haben. i
Die Auswirkungen der Planung werden fehlerhatt als wenig erheblich” eingestuft.
Vollig verkannt werden der Veriust an Biolopen verschiedener Wertigkeiten und von
Teillebensraumen, die Beeintrichtigung des Mikrokliimas durch Versiegelung und die
Beeintréchtigung des Landschaftsbildes. Gleiches gilt fiir die erhebliche
Beeintréchtigung der Anwohner auf Grund der Larm- und Schadstoffbelastung. Die
unterlassene Berlicksichtigung von abwégungserheblichen Belangen zwingt zu einer
anderen Bewertung der gesamten Planung.

1. Fehlende nachhaltige stddtebauliche Entwicklung

So wird die Bauleitplanung nicht nur nach § 1 Abs. & Nr. 7 BauGB, sondem auch
nach Maligabe des § 1a BauGB auf das Ziel der Sicherung der natiifichen Zu7.1. . . . . . . .
Es handelt sich um eine nachhaltige stadtebaulicieicklung. Die Unterstellung in | Teilweise zu beachten.

Lebensgrundlage verpflichtet. Danach sollen die Bauleitpldne eine nachhaltige
stadtebauliche Entwickiung und eine dem Wohl der Aligemeinheit entsprechende Bezug auf eine Sport- und Mehrzweckhalle wird zkgéeviesen. Die Nachweise sind im
sozialgerechie Bodennutzung gewdhrleisten und dazu beitragen, eine Rahmen des Aufstellungsverfahrens zu beachten.

menschenwlrdige Umwelt zu sichemn und die natirichen Lebensgrundlagen

zu schitzen und zu entwickeln. Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend 74
umgegangen werden. Das Optimierungsgebot zur Vermeidung und Minimierung des LGt
pianungsbedingten Eingriffs in Natur, Landschaftsbild und Kleinkiima (§ 1a Abs. 2
Ziff. 2 BauGB]) ist bei dem Vergleich geeigneter Standontalternativen zu beachten.
Das gleiche planerische” Ziel liefle sich erreichen, wenn bei der jetzigen Sport- und
Mehrzweckhalle im Ortszentrum der Schallschutz nachgeristet wird, anstat eine
zweite zu errichten. Die vorgeblich bendtigten Géstezimmer und -betten kénnten in
leerstehenden Wohnbificken eingerichtet werden
. Zu7.2.
2. Fehlender Schutz des Landschaftsbildes In Bezug auf das Landschaftsbild wird ein bereitsyepréagter Standort genutzt. Es | Teilweise zu beriicksichtigen.
Das Landschaftsbild wird durch die geplanten Anlagen erheblich beeintréchtigt. Die erfolgt eine Inner)verdlchtung_._ Dle_ser.wwd Vorramy der AuBgnen(tjwmklung k?egeben.
Bebauung am Uferweg besteht aus ein- bis zweigeschossigen, in der Regel - Die Entwu;klung ist unter Beruck:s_!chtlgqng der.szIelnfordermsse er Umgebung
Ireistenenden Eintamilienhausem, teilweise kieinen Reihenhdusern, die mit Ganen vorzubereiten und zu prifen. Darliber hinaus siedBdilange des Denkmalschutzes zy
umgeben sind. Die Wohnbebauung ist vor allem durch geringe Bauhdhen und eine 5 . | beachten. Es handelt sich nicht um einen vorhalzegkeen Plan sondern um eine
aufgelockerte Bebauung sowie eine starke Durchgriinung geprégt. Die Gebéude im T | Angebotsplanung. Abstimmungen sind auch im RahresrZdlassigen mit der Behorde
S0 1.2 passen sich in diese Bebauung ein. | zu filhren

Insbesondere aber die geplante Veranstaltungshalle ist varm Baukiirpern her von
wesentlich grofferer Dimension (20 x 40 x 8 m). Eine vertragliche und |
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winschenswerte Einfligung ist mit einer Veranstaltungshalle dieser Dimension nicht
in erforderlichem MaRe gegeben. Dieses Bauvolumen direkt an der Strafie sprengt
jeden Mafistab der angrenzenden Wohnbebauung. Diese Bebauung ist ohne
Vergleich in der Nachbarschaft. Von einer Einordnung in die Baustruktur des
Gebietes — auch in die der denkmalgeschiitzten Industrichauten — kann keine Rede
sein. Ein solches Bauvolumen hat zweifelios erhebliche Auswirkungen auf das
Landschafsbild, wobel hier wesentliche Blickbeziehungen eine herausragende Rolle
spielen. In Bezug auf die benachbarte Wohnbebauung und die urspriingliche
Industriebebauung ist die Veranstaitungshalie mafistablich berdimensioniert. Villig
offen ist auch, ob die Baukbrper eine gestalterische Anpassung an die Landschaft
effahren —z. B. durch die Verwendung natiirlicher Materialien und Farben — oder ob
letztendlich ein Gebaudekomplex mit unnatiirlichen Elementen, wie z. B. groRen
Glasflachen, glanzenden Metallverkleidungen, einer kriftigen bunten Farbgebung
oder ahnlichem die Bebauung zusétzlich aus dem Umfeld hervorheben. Eine solche
Wirkung kann auch durch eine spektakulire Formgebung hervorgerufen werden, In
Anbetracht der Bedeutung des Mihlenge!dndes in unmittelbarer N&he zum
Schweriner See ist es erforderlich, dass im Bebauungsplan weitere Vorgaben zum
Schutz des Landschafisbildes erfolgen. Es ist keing Bepflanzung auf der
Straflenseite fir einen Sichtschutz vorgesehen. Hier ist eing differenzierte Priffung
erforderlich. Ebenso sind Vorgaben zu fordern, in welcher Art und Weise eine
Einbindung in das Landschaltsbild erfolgen soll. Es muss von erheblichen Storungen
des Landschafisbildes ausgegangen werden. Eine Einschitzung ist frihestens nach
Vorlage des Hochbauentwurfs méglich. Die Landschaftsbildstorungen bediirfen des
nicht berlicksichtigten Ausgleichs,

Das Gleiche gilt fir die beabsichtigte Gestaltung des Silo-Gebéudes. Nach den
Planungen der Gemeinde soll die Umwandlung des Silo-Gebéudes in eine
Fhaotovoltaik-Anlage durch vollstindige Beplankung der stidiichen dem Schweriner
See zugewandten Seiten mit reflektieren Solarmodulen erfolgen. Auch ein viillig
verspiegelter Turm von 38 m Hihe fiihrt zu einer erheblichen Beeintréichtigung des
Landschaftsbildes. Es wirde sich um einen unvergleichlichen und einzigartigen
Fremdkiirper am Schweriner See handeln, der jede gestalterische Anpassung an die
Landschaft vermissen ldsst.

3. Fehlende Beriicksichtigung der Lirm- und Schadstoffbelastung

a) Kraftfahrzeugverkehr

Bauleitpléne sollen eine menschenwiirdige Umwelt sichern. Fehlerhait ist die
Aussage (S. 17 der Begriindung), dass die mit der geplanten Bebauung verbundene,
starkere verkehrliche Frequentierung des Uferwepges als nicht erhebliche
Beeintrachtigung eingeschitzt werde. Zur Begriindung wird aut die Vorbelastung
durch den Verkehrslarm des Schienennetzes verwiesen, der mit dem sich
erhdhenden Kraftfahrzeugverkehr aber in keinem Zusammenhang steht

Zwar kann die Berlicksichtigung einer planbedingten Zunahme von Verkehrsiarm
entbehrlich sein, wenn die betroffenen Interessen nicht mehr als geringfigig
betrofien sind. Die Gemeinde hat in diesem Zusammenhang aber weder das zu
erwartende Verkehrsaufkommen noch eine etwa zu erwartende Zunahme des
Larmpegels konkret fesigestelit und auf die Zumutbarkeit fir die betroffenen Anlieger
Uberpriift. Auf eine solche Feststeliung kann aber nicht verzichtet werden, Dies ergibt

Zu 7.3.a.
Sicherlich kann nicht auf die urspriingliche Nutzudig wesentlich starker den Uferwe
frequentiert hat als bisher, verwiesen werden.Amatz der Gemeinde ist jedoch, das
nur Verkehr in dem Umfang, dass er nicht zu erbhbh Auswirkungen der
Wohnbebauung fiihrt, zulassig ist. Handlungsempfejgn hat hierzu der Gutachter
unterbreitet beziiglich des zulassigen Verkehrsawfikens unter Bertcksichtigung des
Schutzanspruches der vorhandenen Bebauung. Dieianweird sich im Weiteren mit
dem Verkehrsaufkommen, mit dem Ful3ganger- und Reelveund mit moglichen
Anforderungen an den OPNV beschéftigen. Die Genagmilft, inwiefern ein
Verkehrsgutachten erstellt werden soll. Dabei waindh auf die Anforderungen der Lar
und Schadstoffbelastung einzugehen sein. Die Sgidimit der Veranstaltungshalle

Sicht der Gemeinde nicht zu. Der Bezug zu § 15 Beumgsverordnung wird hier
hergestellt. Die Gemeinde fiihrt hierzu eine umfadsdJberpriifung. Das Gutachten z
Schallschutz gibt einen Rahmen vor. In Abh&ngigkeit dem konkreten Vorhaben ist
ggf. eine gesonderte Einzelfallpriifung notwendigviefern ein Verkehrsgutachten fiir
alle Verkehrsteilnehmer, Radfahrer, FulRganger, K&tvendig ist, prift die Gemeinde
Eine Abschéatzung der bisherigen Vorhaben ware sxtbpnd durchzufiihren. Die

zu beachten.

wird durch die Gemeinde zuriickgewiesen. Alleinldiegebungssituation Iasst dies ausFuRganger, KFZ tiberprifen.

Belange des Schienenverkehrs und die Geschwintigikeli entsprechend zu prifen und

gTeilweise zu beriicksichtigen.
sEntscheidungen in Bezug auf die
Notwendigkeit eines
Verkehrsgutachtens fiihren.
Dabei auch die Klarung der
Erfordernisse zu Larm- und
Schadstoffgutachten fiihren. Im
Gesamtverkehrskonzept die
mAnforderungen der
Verkehrsteilnehmer, Radfahrer

Eine Abschéatzung der sonst
igeplanten Vorhaben ist zum
Gegenstand der Abwéagung zu
machen.
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sich schon daraus, dass im Vergleich mit dem derzeitigen Zustand mit einer
Verdoppelung des Fahrzeugaufkommens zu rechnen ist,

Die Zunahme des Verkehrs zum geplanten Standort am Uferweg sowie der Verkehr
im Zusammenhang mit weiteren Planungen der Gemeainde verursacht erhebliche
Gefahren flir die Gesundheit sowie die Sicherheit, insbesondere von Kindern und
diteren Menschen auf dem zur Erschlieung mit zusétzlichem Kraftfahrzeugverkehr
belasteten Uferweq.

Es ist keine Erschliefiung des Plangebietes und insbesondere der geplanten
Veranstaltungshalle durch den offentlichen Personennahverkehr gegeben. Es fehit
an einer fullidufigen Entfernung zu Knotenpunkten des dffentlichen
Personennahverkehrs. Die geplanten Anlagen sind nur mit dem individuellen Plow-
Verkehr erreichbar, was mit einer weiteren Verkehrserzeugung verbunden ist. Damit
entstent in dem Wohngebiet am Uferweq eine erhebliche Steigerung des
Kraftfahrzeugverkehrs, Hierbei ist die Durchquerung einer Tempo-30-Zone
erforderlich. Der durch das Vorhaben hervorgerufene Kraftfahrzeugverkehr in der
Sackgasse Uferweg wird fehlerhaft iberhaupt nicht beriicksichtigt.

Ebenfalls mit Bedacht nicht beriicksichtigt wird, dass weitere Planungen der
Gemeinde ebenfalls zu einer starken Zunahme des Kraftfahrzeugverkehrs fiihren
und fuhren werden. Diese Planungen werden zum Teil zwar in der Begriindung
genannt, deren Auswirkungen allerdings fehlerhaft nicht einbezogen.

Bereits die bisherigen Planungen und Bauvorhaben der Gemeinde fiir die Sackgasse
Uferweq wie:

- die Hotelanlagen an der Badewiese (Bebauungsplan Nr. 22 - Uferweg),

- ein gewerblicher Werftbetrieb (Bebauungsplan Nr. 25 - Sportboot- und
Servicestation), weicher an das Planungsgebiet angrenzt,

- eine starke Erweiterung der Steganlagen am Ufer des Schweriner Sees (Seite 16
der Begriindung) und

- eine Slip-Anlage am Ufer des Schweriner Sees (Planentwurf Slip-Anlage
Bad Kleinen)

werden zu einer erheblichen Verkehrssteigerung und damit auch Erhdhung der
Larm- und Schadstoftbelastung fiir die Bewohner des angrenzenden Wohngebietes
fuhren. Das Gleiche gilt fir den Besucher- sowie den Ver- und Entsorgungsverkehr
fir die geplante Veranstaltungshalle.

Diese Beeintrachtigungen der Bevolkerung sind nicht mit dem ihnen tatséchlich
zukommenden Gewicht beriicksichtigt worden, zumal fiir die Planung fehlerhaft auf
ein Verkehrsgutachten verzichtet wurde. Insoweit weist die Planung erhebliche
MEngel aui.

Bauleitpidne sollen jedoch gesunde Wohnverhilinisse schaften, Die nur durch den
an das Wohngebiet angrenzenden Uferweg zu erschlieflienden Anlagen venirsachen
einen gesteigerten Kraftfahrzeugverkehr und damit durch eine Auswahl von
Allernativstandorten vermeidbaren Verkehrsidrm. Es erfolgt eine zusétzliche
Verkehrsldrmerzeugung durch die Nutzung der geplanten Veranstaltungshalle in den
Abend- und Nachistunden sowie an Sonn- und Feiertagen. Bereits die in der
Ortsmitte vorhandene Spart- und Mehrzweckhalle war von der Gemeinde Bad
Kleinen f0r Veranstaltungen konzipiert. Auf Grund von Bau- und Planungsfehlern der
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Gemeinde wurde jedoch der Larmschutz mangelhaft ausgefiihn, so dass die
urspringlich geplante Nutzung nicht erfolgen konnte.

Durch den lang anhaltenden Larmstress (Dauerl&m), der vom Kraftfahrzeugverkehr
und dem Schienenverkehr ausgeht — gekoppelt mit Larm der Veranstaltungshalle im
Rahmen von Diskotheken und sonstigen Feierlichkeiten in den Abend- und
Nachistunden sowie an Sonn- und Feiertagen — kdnnen kérperliche Reserven
erschipfen und Crganfunitionen eingeschrénkt werden. Verkehrslarm gilt daher als
potentieller Risikofaktor besonders fir Herzkreislauferkrankungen (Bluthochdruck,
Herzinfarkt). Neue Studien bestitigen, dass eine starke Verkehrshelastung in der
Wohnumgebung die Erkrankungshiufigkeit der Anwohner erhisht. Aber auch
unspezifische Stressreaktionen sind nachgewiesen, wie Konzentrationsstirungen,
Leistungsabfall, Depression, Unterbrechung des natirlichen Schiafablaufs usw. Bel
Kindern, die chronischem Larm ausgesetzt waren, wurden schlechtere
Gedéchtnisleistungen nachgewiesen,

Ab falgenden Dauerschallpegeln bestehen Gesundheftsrisiken:

- am Tage: Verkehrsidrmbedingte Gesundheitsrisiken sind nach heutigem
Kenntnisstand bei Dauerschallpegel ab 60 dB(A) (Dezibel) zu erwarten. Ab 40 dB(A)
sind bereits Konzentraticnsstirungen méglich,

- In der Nacht: Verkehrsiirmbedingte Gesundheitsrisiken sind nach heutigem
Kenntnisstand bei Daverschallpegel ab 50 dB(A) zu erwarten. Grenzwerte in
Darfern/Streusiedlungen sind: tags 84 dB(A), nachis 54 dB(A). Die Grenzwerte in
Orten bzw. renen Wohngebieten betragen: tags 5¢ dB(A), nachts 49 dB(A)

Die in der Planung nicht beriicksichtigte bzw. nicht in die Abwégung eingestelite
L&rmimmission fiihrt zur:

- Stdrung der Kommunikation (Unterhaltung usw.)

- Beeintréchtigung der Erholung, Entspannung und Ruhe nach Feierabend und
Am Waochenende

- Begintrachtigung des Schlafs

- Beeintrdchtigung des Leistungsvermégens und der Gesundheit, dadurch auch
Beeintrdchligung der Arbeitsleistung

- Konzentrationsstdrungen, Lemstdrungen bei Kindem

- Beeintrédichtigung des psychischen Wohlbefindens auf Grund ldrmbedingter
Nervositat,

- Verdrgerung usw.

Das Plangebiet lasst sich verkehrsméfig nicht erschlieften, ohne dass sich die
higraus resultierende Verkehrsbetastung fiir den Uferweg erheblich erhéht,

Die Planung enthélt jedoch keine Aussagen zu dem filr die ErschlieRung
erforderlichen Ver- und Entsorgungsverkehr. Es liegt keine Analyse hinsichtlich der
Verkehrs- und Ldrmbelastung vor. Es ist fehlerhaft, den Gesamtverkehr lediglich
ohne irgendeine Grundlage (berschifigig zu bewerten (S. 14 Gutachten) und erst im
Nachhinein Verkehrszahlungen durchzufiihren, um eine Bilanzierung der
Verkehrsstrome zu ermdglichen. Dies ist bereits Aufgabe der Planung.

Ein fiir den Umfang der Planung erforderliches grundsitzliches
Gesamtverkehrskanzept fehit. Es muss eine Basis fir eine Gesamtuntersuchung mit
altuelien Verkehrserhebungen geschaffen werden, welche die vielfaltigen
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lus

Verkehrsteilnehmer, den Radverkehr, den Kraftfahrzeugverkehr sowle die saisonal
bedingten Schwankungen beriicksichtigt. Ebenso ist der Tatsache Rechnung zu
tragen, dass sich unterschiedliche Verkehrsteilnehmer im Gegenverkehr sicher
bewegen missen. Gemdl den Angaben in der Begrindung soll der Radverkehr
geftrdert werden. Dieser ist durch Radverkehrsaniagen oder durch entsprechende
geschwindigkeitsverringernde Mafinahmen zu sichem. Hierzu ist keinerlel Aussage
im Bebauungsplan enthalern.

In der Begriindung (S. 43) wird zwar ausgefihrt, dass die Auswirkungen des Zu- und
Abfahrisverkehrs die vorhandenen und bestehenden Schutzanspriiche der
vorhandenen Bebauung nicht beeintréchtigen dirften und gesunde Wohn- und
Lebensverhiltnisse zu sichem seien. Allerdings bleiben eben diese Auswirkungen in
der gesamien Planung fehlerhaft viillig unberiicksichtigt. Es ist zwingend notwendig,
die mit der geplanten Bebauung verbundene, stérkere verkehrliche Freguentierung
des Ulerweges zu untersuchen. in der Planung sind auf dem Plangebiet Betriebe des
Beherbergungsgewerbes mit 100 Betten oder 80 Géstezimmern vorgesehen. Bei
den Spiel- und Sportaniagen soll es sich um eine Minigolfanlage handeln. Fir die
Veranstaltungshalle sind jeweils mehrere hundert Besucher zu enwarten, Die
Gesamtuntersuchung zum zusatzlichen Verkehr' muss sich in ausreichendem MaRe
auf alle geplanten Anlagen und begleitenden Nutzungen beziehen sowie auch die
Ubrigen selbst nach Auffassung der Gemeinde mit dem Plangebiet in
Zusammenhang stehenden Ubrigen Planungen und Nutzungen umfassen. Hier
waren beispielhaft zu nennen der Verkehr fir;

- die hestehenden Steganlagen und Bootshéuser, welche Gber den Uferweq und die
Strafie An der Marina zugénglich sind (Bebauungsplan Nr. 17 - Ferienhausgehiet),

- die geplante dritte Steganiage,

- die geplante Slip-Anlage,

- den Werftbetrieb (Sporthoat- und Servicestation),

- die Hotelanlagen an der Badewiese und

- die Badewiese selbst

Ebenso muss in die Untersuchung einflieRen, dass derzeit ein Ausbau des
angrenzenden Schienennelzes fir Hochgeschwindigkeitsfahrten mit bis zu 160 km/mh
erfolgl. Augenblicklich fahren die Ziige mit etwa 50 km/h am Plangebiet entlang.

Es ist stadtebaulich notwendig, die Gesamtstruktur des Wohngebietes am Ulerweg
zu erhalten. Das stadtebauliche Gesamikonzept muss an jedem einzeinen
betroffenem Grundstilck gemessen werden. Durch die geplante Bebauung wird es zu
einer Beeintrdchtigung der gesunden Wohnverhéltnisse im angrenzenden
Wohngebiet kommen.

b) Veranstaltungshalle

Fehlerhaft ist die Aussage, dass MNutzungskonflikie mit angrenzenden Gebieten”
nicht gegeben seien. Die geplante Veranstaltungshalle mit den MaRen 20 x 40 x 8 m
ist eine kemnbereichstypische Vergniigungsstatie, die im Bereich von Wohngebieten
unzuléssig ist. Durch den Betrieb der Halle entsteht eine unzumutbare
Larmbel&stigungen durch die Nutzung selbst (Musik, Sport) sowie durch den
entstehenden Besucherverkehr. Dazu gehdren zum Beispiel die Gerfusche des
Kraftfahrzeugverkehrs, des Tlrenschlagens und der Lautduferungen von Besuchern
aulterhalb der Halle, da in dieser ein Rauchverbot gelten diirfte. Das AusmaR der so

2z

- =7
i b

Zu 7.3.b.

Im Zusammenhang mit der Veranstaltungshalle ertibity die Betrachtung. Die
Gemeinde sieht keine Veranstaltungshalle vor. Astgonsind die Anforderungen des §
15 Baunutzungsverordnung zu beachten. Das het#,alech ansonsten zuldssige
Nutzungen unzulassig sind, weil der Schutzanspvodhandener Bebauung das nicht

zulasst.

Nicht zu beriicksichtigen.
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durch die Veranstaltungshalle entstehenden Larmbeeintréichtigungen wurde
E]berhaup!lnfcht ermitielt. Wegen dieses Ermittiunpsdefizites ist die Abwégung der
Larmauswirkungen mit den sonstigen privaten und Gifentlichen Belangen fehlerhaft.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Gemeinde ab April 2012
Fldchen auf dem strallenseitigen Teil des Plangebistes in unmittelbarer Nahe zum
Uferweg und zur Wohnbebauung vermietete und darauf die Einrichtung von
mehreren Blro-Containern sowie einer Wohnwagen-Siediung fir Bauarbeiter
Jenehmigte”. Bereits das Lager aus fiinf bis sechs Wohnwagen und einigen Zelten
flihrte — auch aullerhalb der eigentlichen Bauarbeiten — zu einer erheblichen
Larmbelastigung der Anwahner. Der Schall wurde vom Silo-Gebidude reflektier, so
dass auch in den Abend- und Nachtstunden sowie an Sonn- und Feiertagen eine
stdndige, beeintrachtigende Gerduschkulisse vorhanden war,

Bei der Planung der Veranstaltungshalle, welche auch als Diskothek genutzt werden
kann, ist ein LArmgutachten zu den won der Halle und ven deren Besuchemn
ausgehenden Emissionen einzuholen. Hier ist auch die vom Silo-Gebdude
auspehende Schallreflexion in ein LArmgutachien einzubeziehen, Es ist die
Schaftung ausreichender Strallen- und Parkflachen fiir das erhihte
Besucheraufkommen zu regeln. Um die Ladmmbelastung zu minimieren, sind die
Stellpidtze auf der straflen- und wohngebietsabgewandien Seite der
Veranstaltungshalle zu planen oder durch Larmschutawénde abzugrenzen.

Da dies nicht geschehen ist und die Lérmbelastung nicht berlicksichtigt wurde, ist
das abwagungsgebot verletzt. Da abwégungsbeachtiiche Belange nicht eingestelit
und ihre Bedeutung verkannt wurden, konnte kein Ausgleich zwischen ihnen in
verhaltnismaliiger Art und Weise erfolgen. Es bestehen Anhaltspunkte, dass die
Grenzwene der TA-Ldrm durch die geplante Veranstaltungshalle Uberschritten
werden.

c) Steliplétze

Die Anlage von Stellplatzen in unmittelbarer N&he des Uferweges und damit der
Wohnbebauung ist aus immissionsschutzrechtlichen Griinden unzuléssig. Die
Lérmbeldstigungen im Zusammenhang mit dem Besucherverkehr sind nicht
zumutbar. Fehlerhaft ist die Aussage in der Begriindung (Seite 18), dass noch
wizitere Stellplétze auflerhalb des Planpebietes vorhanden oder zur Nutzung
vorgesehen seien. Dies ist am Uferweg nicht der Fall. Die Stellplitze sind nicht nur
gegendber der touristischen Nutzung, sondern auch gegeniiber der Wohnbebauung
durch Larmschutzwande abzugrenzen. Es erstaunt, dass insoweit die touristische
Nutzung schutzwirdiger als die angrenzende Wohnbebauung sein soll. Auf die
Emissionen durch Tirenschlagen sowie Anlassen von Matoren wird hingewiesen.

d) Gewerbe- sowie Sport- und Freizeitlirm

Fehlerhafi ist die Aussage, dass Gewerbe- sowie Freizeitldrm im Plangebiet nicht
vornanden sei (Seite 23). Im Gegensatz dazu wird nachfolgend (S. 28) dann jedoch
ausgefihrt, dass gewerbliche, sportiiche oder freizeitmalige Nutzungen zugelassen
seien, die auf Grund der unmittelbaren Nahe zur vorhandenen Wohnbebauung am
Uferweg Einschrénkungen unterliegen kinnten. Folgenichtig ist also doch von
Gewerbe- sowie Sport- und Freizeitldrm auszugehen.

Hierbei ist zu berlicksichtigen, dass die Gemeinde im Siidosten des Planungs-
gehietes ein kleines Teistlick von diesem abgetrennt und zeitgleich mit einem
Gewerbebetrieb beplant hat (Bebauungsplan Nr. 25 - Sportboot- und Servicestation).

Wt
£
D

Zu 7.3.c.
In Bezug auf die Stellplatze sind die Anforderungerdie Wohnumgebung zu

bericksichtigen. Dies ist in der weiteren Bearlmgjtau betrachten.

Zu 7.3.d.
Im Zusammenhang mit dem Gliederungspunkt GewendweiesSport- und Freizeitlarm

ist hier klarzustellen, dass tatsachlich derzedleveGewerbe- und Freizeitlarm vorhand
sind. Dies betrifft Seite 23. Im Gegensatz dazaustSeite 28 von der Planung die Red
Bei der Ansiedlung im Planungsbereich sind die wegden Schutzwiirdigkeiten
entsprechend zu beachten. Nichts anderes ist aegénStand der Planunterlagen. Die
Planung des Bebauungsplanes Nr. 25 ist als reifabenbezogene Planung zu
betrachten. Der Bebauungsplan Nr. 23 gilt als Aoggdlanung. Insofern ist hier keine
Willkdir in der Planungsaktivitat der Gemeinde zhese Eine gesamtheitliche
Betrachtung unter Berticksichtigung aller VorhatstiZiel der Gemeinde, um so
entsprechend Konflikten entgegen zu wirken.

Teilweise zu beriicksichtigen.

Zu bericksichtigen.
drGesamtheitliche Betrachtung
@rganzen, um Bebauungspléne
der Umgebung.

Gemal Empfehlung des
Bauausschusses ist eine
Uberarbeitung bzw. Ergéanzung
vorzunehmen. Empfehlungen
sollen erfolgen. Reserven sollen
mit betrachtet werden. Die
Reserven resultieren aus den
anderen Belangen des

Planungsrechts.
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lus

Die Aufspaltung des einheitlichen Plangebietes erfolgte willkiirlich, um eine
Umweltpriifung zu vermeiden und vollendete Tatsachen filr die weitere Planung zu
schaffen.

Auf jeden Fall ist die Larm- und Schadstoffbelastung durch den benachbarten
Gewerbebetrieb (Schweill-, Lackier- und Laminier-Arbeiten mit Freisetzung von Larm
und Schadstoffen] einschliefilich des Ver- und Entsorgungsverkehrs In die Planung
einzubeziehen. Bereits jetzt verursacht der Verkehr mit Bootsanhfngern zu den
Steganlagen mit einer provisorischen Slip-Anlage (Bebauungsplan Nr. 17) eine
erhebliche Larmbeldstigung. Diese Emissionen werden ansteigen, da die Gemeinde
den Bau einer weiteren Steganlage und einer befestigten Slip-Anlage, unter anderem
auch fir den Gewerbebetrieb plant.

Auf die Emissionen auf Grund des Tirenschlagens und der Lautdufierungen von
Veranstaltungsbesuchermn, insbesondere in den Abend- und Nachtstunden wurde
bereits hingewiesen. Sodann ist auch bei ter geplanten Minigolfaniage van erhihten
Lérmemssionen auszugehen.

&) Schienenverkehr

Die Larmimmissionsuntersuchung bezliglich des Nutzungspotentials des
Plangebietes bezieht sich auf die Zugfrequentierung bzw. den Emissionspegel des
Jahres 2010. Somit bieibt villig unberlicksichtigt, dass ab 2012 ein Ausbau der ans
Plangebiet angrenzenden Schienenanlagen fiir Hochgeschwindigkeitsfahrten mit 160
km/n durchgefihrt wird. Im betrachteten Jahr 2010 fuhren die Ziige mit etwa 50 km/h
am Plangebiet vorbel. In einem Larmschutzgutachten missen die tatsdchlichen
(aktuellen) sowie die unmittelbar bevorstehenden Emissionen berlicksichtigr werden,
Der Riuckgriff auf veraltete nicht mehr einschldgige Zahien ist fehlerhaft,

f) Baubedingte Auswirkungen

Die Gemeinde hat Anfang 2012 damit begonnen, das eigentlich denkmalgeschiitzte

Silo-Gebdude zu entkernen, um mit dem Verkauf der Metallbestandteile Einnahmen

zu erzielen. Sodann vermietete die Gemeinde Fléchen des Plangebietes

- als Zufahrt fiir die Verladung von Baumaterialien (Schotter, Erde, Betonteile,
Baumaschinen) sowie zu deren Lagerung,

- zur Einrichtung von Buro-Containern sowie einer Wohnwagen-Siedlung fir
Bauarbeiter,

was jeweils mit erheblichen Larmbel8stigungen verbunden war.

Ebenso wird das Plangebiet von der Gemeinde als Baustofflager genutzt. Die

Zerstirung von Grinfidchen und das jetzige verwahrloste Aussehen (S. 10 ) des

Plangebietes ist auf die Aklivitdten der Gemeinde zurlickzufiihren,

Bei sémtlichen im Plangebiet ausgefihrien Arbeiten — einschliefilich der fiir

Gemeindezwecke veranlassten Lagerung von Baustoffen und Bauschutt —wurden

die Vorgaben des L&rm- und Immissionsschulzes sowie zum Schutz der Nachtruhe

beharrlich missachtet. Von einem kiinftigen gesetzeskonformen Verhalten kann nicht

ausgegangen werden.

4, Fehlende Vertraglichkeit mit der angrenzenden Wohnbebauung

Die vorgesehene Art der Bebauung widerspricht dem Gebietscharakter des
angrenzenden Wohngebietes. In Bezug auf die benachbarte Wohnbebauung und die
urspriingliche Industriebebauung ist die geplante Veranstaltungshalle maftstablich
Uberdimensioniert, Es handelt sich um eine kembereichstypische Vergniigungsstatte,

Zu 7.3.e.
Das Schallgutachten geht von Daten fur den Progdegeaum 2025 aus. Insofern

werden diese Belange zuriickgewiesen. Unabhangamndaivd die Geschwindigkeit
gepriift.

Zu 7.3.f.
Die Gemeinde wird ihr Handeln gesetzeskonform &ir Bestand und fir die Planung

beachten.

Zu 7.4.
Die Gemeinde widerspricht den Spekulationen. Diezdhgen sind gemar

Festsetzungskatalog der Angebotsplanung zu betradbabei ist der

Nachbarschaftsschutz zu berticksichtigen. Im Zusartharg mit der Gestaltung sind
eine denkmalschutzvertragliche und eine immissmngzvertragliche Bauausfiihrung
regeln. Die Anforderungen der vorhandenen Bebawergen beachtet.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

Zur Kenntnis zu nehmen.

zu
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die im Bereich von Wohngebieten unzuldssig ist. Es bestehi eine grobe

Unvertrdglichkeit der Bebauung mit dem Bestand. Es ist ein Hallenbau mit einer
Gesamthohe von 8 m {iber Stralfenniveau geplant, welcher mit der benachbarten |
Gebiudestruktur viillig unverirdglich ist. Hinzu kommt die fragwiirdige
Nutaungsausweisung als .Schank- und Speisewinschaft®, was auf die beabsichtigte
unzuléssige Nutzung als Diskothek schliefen 18sst. |
Die Planung widerspricht dem Grundsatz, dass mit Hinblick auf die Eigenentwickiung

eine ortsgemélRe Bebauung anzustrehen ist. Die maximal vertrigliche Gebaudehthe
entlang des Uferweges ist auf Grund der Umgebungsbebauung auf hichstens zwei
Geschosse zu begrenzen. Weiterhin wire der Baukdrper gestalterisch, in Dachform |
und Verwendung der Materialien (roter Backstein) an die benachbarten Gebdude im
S0 1.2 sowie die angrenzende Wohnbebauung anzupassen. Nicht vertragliche
Elemente wie grof3e Glasflchen, glinzende Metaliverideidungen oder eine kraftige e
bunte Farbgebung sind auszuschlieffen. Es ist aus stiadtebaulicher Sicht eine i
sinnvolle Gebietsentwickiung 2k
durch Abrundung der vorhandenen Wohnbebauung ohne Konflikte mit dem |l
umgebenden Umfeld anzustreben, |
Aus den genannten Griinden widerspricht auch die Errichtung einer grofifl&chigen
Photovoltaik-Anlage an den Fassaden des Silo-Gebdudes (SO 3) in einer

geschiossenen Orischafl dem Gebietscharakter des angrenzenden Wohngebietes,

Zu 7.5.
Die Gestaltungsfestlegungen wurden noch nicht fietroDie Abstimmungen mit der | Zu bertcksichtigen.

o . 5 - Denkmalpflege hierzu sind entsprechend zu fiihrém Spekulation zur I GemaR Empfehlung des
Efé‘c'g:;gﬁn';tsg]'fjg:ﬁ;ﬁ:'bﬁ:gzﬁgfeﬁ%rggfjic%fsms&i&ggg:ﬁziﬁes"-"”em Veranstaltungshalle wird zuriickgewiesen. Denkmaitagferechte Entwicklungen sind | Bauausschusses sind
Photovaltaik-Anlage durch mumén@e Eephmungg der siidlichen dem Schweriiar vorgesehen. Die Unterlagen sind entsprechend aszepaind zu erganzen. Abstimmungen im weiteren
See zugewandten Seiten fiihrt zu einer erheblichen Beeintrichtigung des Planverfahren .und im Zuge deg
Erscheinungsbildes. Ebenso fiihrt die Ervichtung der liberdimensionierten Einzelgenehmigungsverfahrens
Veranstaltungshalle zu einer Unvertréglichkeit mit den Belangen des = mit der Denkmalschutzbehordeg
Denkmalschutzes. * sind zu fiihren
Die Gebdude im SO 1 bilden ein harmonisches und einzigartiges Ensemble, das zu .
sehr grofien Teilen bis heute erhalten ist. Obwohl das Silo-Gebéude von anderen
Bedingungen und Vorgaben gepragt ist, kommt mit ihm die urspriingliche Nutzung

des Gelandes als Mihle und Getreidespeicher zum Ausdruck.

Beim Denkmalschutz handelt es sich um eine .Ubergeordnete Zielsetzung®, die nicht

mit dem Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde abgewogen werden kann. Dies {
werden sicher auch die verantwortlichen Trager éffentlicher Belange mitteilen.

Die bestehende Planung verwendet die ,ausdriickliche Anerkennung des
Denkmalschutzes” lediglich dazu, um die nicht erforderliche Beplanung des Gebietes
zur rechtfertigen. In der Planung selbst werden die Belange des Denkmalschutzes
sowie des Oris-und Landschaftsbildes dann viillig aufer acht gelassen und
missachtst. Die Planung setzt sich nicht grundsatzlich mit dem Denkmalschutz und
seinen Konsequenzen auseinander und verwendet dessen Anerkennung nur als
Vorwand, Es liegen keine fachlichen Untersuchunnen zu den Denkmalen sowle zu
den Miglichkeiten ihres Erhalts und den Aufwendungen hierzu vor, Es werden keing
Aussagen dazu getrofien, welche Malnahmen zum Erhalt rechiiich erorderich sind. |
Das alte Mihlengeb&ude (SO 1.1) soll als Larmschutzwand” dienen, ohne dass [
irgendwelche Erhaltungs- oder Nutzungskonzepte vorliegen. Das Silo-Gebéude soll,

ohne auch nur mit einer Silbe auf den Denkmalschutz einzugehen, derart

umgestaltel und derformiert werden, dass eigentliches Planungsziel nur die |

5. Fehlende Berlicksichtigung des Denkmalschutzes

ot
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Authebung des Denkmalschutzes sein kann,

6. Fehlender Schutz des Mikroklimas

Bauleitpiane sellen das Mikroklima schiltzen. Fehlerhaft ist die Einschétzung, dass
sich Ein_griﬂ'e in stadtklimatisch relevante Fidchen nicht ergiben. Tatsdchlich werden
durch dag-} geplanten Anlagen weitere Freiflachen versiegelt. Dies ergibt sich aus der
Beschreibung der Planung zum zukiinftigen Flachenbedarf. Die Gegeniiberstellung
der derzeftigen Fléchennutzung der berplanten Flidchen — die Flchenbilanz — fehit,
Somit ist eine Bewertung des B-Planes allein anhand der Planunterlagen nicht
rntjgllch. Sowohl die Beschreibung der Ist-Situation als auch die Beschretbung
beziehungsweise Erlduterung der einzelnen Vorhaben und ibre Auswirkungen sind
qualitativ unzureichend.

7. Fehlende Beriicksichtigung der Belange des Umweltschutzes

Die Planung beriicksichtigt nicht bzw. nicht in ausreichendem Malle die Belange des
Umwellschutzes, einschliefilich des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Es
wurde fehlerhaft von der Durchfilhrung einer Umweltpriitung abgesehen. Fehlerhaft
Ist die Aussage, dass die Auswirkungen auf den Naturhaushalt als gering
einzuschaizen selen. Ebenso fehlerhaft ist die Einschétzung, dass der Gkologische
Wert des Planungsraumes als gering einzustufen sei. Die Relevanzprifung (S. 33 f)
ist viillig unzureichend. An den bereits im Silo-Gebaude aufgenommenen
Entkernungsarbeiten wird deutlich, dass keineriei Absicht besteht. wildlebende
geschillzie Tierarten festzustelien. Es besteht sodann keineriei Nutzungsdruck durch
die benachbarten Frequentierungen eben so wenig wie ein Pradatorendruck von
Hunden und Katzen. Lediglich eine Familie, die im SO 1 wohnt, fiihrt ihren Hund auf
dem umzaunten Plangebiet spazieran.

Die von den Vorhaben betroffenen Biotope sowie die im Umfeld gelegenen
Vogelschutzgebiete und die Auswirkungen auf diese sowie der Artenschutz und die
Konsequenzen aus der Lage des Bebauungsplangebietes wurden nur unzureichend
beriicksichtigt bzw. falsch bewertet. Es fehlen Ausgleichsmainahmen sowie
Vermeidungs- und Verminderungsmalinahmen.

Die Lebensstétten wildlebender geschiitzter Tierarten dirfen nicht beeintréchtigl
werden. Die vorgesehene Bebauung beeintréchtiat Tiere, die laut Roter Liste
besanders geschitzt sind. Somit sclite jeglicher Eingriff in die Natur auch unter
diesem Gesichtspunkt vermieden werden. Die Planung schadigt den Lebensraum
besonders geschiltzter Fledermausarten. Als Kriterien des Naturschutzrechts ist die
Vermeidung eines Eingriffs in Natur und Landschaft und insbesondere einer
Beeintrachtigung gesetzlich geschiltzter Arten angesprochen. Mit der vorliegenden
Planung wird in die Lebensréume geschitzter Tierarten eingegrifien; die
Nahrungshabitale von auf dem Milhlengelénde lebenden Mauerseglern und
zahlreichen Fledermausarten sind von den Anlagen und sonstigen
Landschaftsverdnderungen in dessen Folge betroffen, Es wurde lediglich erkannt,
dass die im Plangebiet vorhandenen Habitate von Rauch- und Mehlschwalben dem
artenschutzrechtlichen Tathestand unterfallen.

Zu 7.6.
Die Gemeinde wird die Planung auch in Bezug auf3tiendflache prazisieren. Fir der

Erhalt des Mikroklimas werden auch entsprechendmf@chen bewahrt. Eine
Entwicklung ist vorgesehen.

Zu7.7.
Im Zusammenhang mit den Belangen des Umweltschutzdslie Nachweisfiihrung fur

die Anwendbarkeit des Verfahrens nach § 13a Baw@®&nentwicklung vor
AuBenentwicklung, gefiihrt. Beim Artenschutz wurdbeneits Nachweise im
Zusammenhang mit den erfolgten Abrissarbeiten gefie faunistischen und
floristischen Erkenntnisse in Bezug auf den Artbo$z sind im Planverfahren zu
beachten. Der Innenentwicklung ist Vorrang vor Ale8enentwicklung zu geben.
Die FFH-Vertraglichkeit ist nachzuweisen. Die ashutzfachliche Betrachtung ist
durchzufuhren. Darlber hinaus sind die BelangeBaesnschutzes zu beachten. Die

Belange werden beriicksichtigt.

Teilweise zu beriicksichtigen.

o

Belange des Artenschutzes sin
entsprechend zu beachten. Dig
hat im Zuge der Abschichtung zu
erfolgen, Bebauungsplan,
Bauvorhaben...

Das Einmal3 der Baume soll in
dem unbedingt erforderlichen
Ausmal erfolgen, um die
Abstimmungen mit der Behorde
zu fuhren.

)
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Es liegt eine fehlende Standorteignung wegen Konflikten mit dem Artenschutzrecht
vor. Die Verwirklichung der Planung wiirde artengeschiitzte Tierarten aus ihrem Brut-
bzw. Fortpflanzungshabitaten vertreiben, inr Nahrungsbiotop einschrénken bzw.
vernichten und damit einen Fortbestand der An an diesem Standort infrage stellen.
Betroffen sind artengeschiitzte Fledermausarten. Im Plangebiet sind
fledermausgiinstige Strulkiuren und Habitate vorhanden. Die gebotene
artenschutzrechtliche Prifung muss auch die von der FFH-Richtlinie in Anhang v
umfassten streng xu schitzenden Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem
Interesse berlicksichtigen, Biotope solcher streng geschiitzien Arten werden im
Rahmen der geplanten Baumalinahme zerstérl. Der bestehende Erhaltungszustand
wird durch die BaumaRnahme verschlechtert. Bei in den nach § 52 Abs. 2 ENatSchG
angesprochenen Regelungen, die Rechitsverordnungen varbehalten sind, handelt es
sich inshescndere um die Bundesartenschutzverordnung (BArtSchy), die
zwischenzeitlich durch die Verordnung vom 15. Februar 2005 (BGBI. | 5. 258, B9E)
neu gefasst wurde. In § 1 BArSchV und in deren Anfage 1 sind die in Spalte 3 mit
einem Kreuz (+) bezeichneten Tier- und Pflanzenarten unter strengen Schutz
gestellt. Es erfolgte keine Kartierung und keine methodische korrekte Erfassung der
geschilizten Arten einschliefilich eines Netzfanges und der Besenderung der
gefangenen Tiere. Eine Kartierung erst im Rahmen der Baumalnahmen (S. 40}
durchzutihren, ist nicht ausreichend. Fehlerhaft ist die Auffassung, dass
Festlegungen erst erforderlich seien, wenn Wochenstuben, Sommer- und
Winterquartiere von Fledermausen festgestellt werden. Bereits bei den
Entkernungsarbeiten im Silo-Geb&ude wurden Nist-, Brut-, Wohn- oder
Zufluchtsstdtten von Flederméusen baschédigt und zerstiint, ohne dass irgendwelche
Festlegungen erfolgt wéren. Insowelt wird dies auch bei den weiteren
Baumafnahmen nicht geschehen

Es fehit villig an der erforderlichen fledermauskundlichen Erkundung des
Plangebietes. Fiir die Planung wurden keine Grundiagendaten zu antspezifischen
Habitaten bzw. Korridoren erhoben.

Burch die geplanten Baumalinahmen werden Biotope, die flir dort wild lebende Tiere
und wild wachsende Pflanzen der streng geschiitzten Arten nicht ausgleichbar bzw.
ersetzbar (8 19 Abs. 3 5. 2 BNatSchG) sind, zerstr.

Zwar zielt die Planung nicht direkt auf ein Nachstellen, Fangen, Verletzen, Titen
cder der besonders oder streng geschitzten Arten oder die Entnahme,
Beschédigung oder Zerstdrung der Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstitien ab: Dieg
gilt auch filr das Abschneiden, Abpflicken, Aus- oder Abreien, Ausgraben,
Beschadigen oder Vernichten von besonders oder strengen geschiltzten Pllanzen,
Dennoch kann es bei den anlage-, bau- oder betriebsbedingten Auswirkungen des
Vorhabens zur Uberbauung von Flachen kommen, auf denen streng oder besonders
geschilzte Arten varkommen.

Ausgehend von dem Ziel der oben genannten besonderen Vorschriften, die Arten
wild lebender Tiere und wild wachsender Pllanzen zu erhalten, diifen in der Flanung
die fiir besonders geschiltzten oder vom Aussterben bedrohten Tier- und
Pilanzenarten erlassenen Schutzvorschriften nicht verletzt werden. Dieser materiell-
rechtlichen Vorgabe trigt der vorliegende Entwurf nicht Rechrung.

Das ehemalige Mihlengebiude sowie des ehemalige Silo-Gebdude dienen
bedrohten Fledermausarien als Sommer- und Winterguartier, wobei weitere
Sommerqguartiere in einem Radius von 40 km um das Winterquartier liegen kiinnen,
Durch das Vorhaben sind Beeintréchtigungen der Aktionsrdume und der Korridore
fiur Austausch- und Wechselbeziehungen durch die BaumaRnahmen und die direkte
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Fiacheninanspruchnahme sowie Zerschneidungs- bzw, Stdrungswirkungen zu

enwanen. Die zentralen Jagdhabitate wurden nicht untersucht. Von einem Veriust I
bedeutender Aktionsriume der Fledermduse ist aber auszugehen. Relevante |
Beeintrachtigungen der polentiellen Paarungsquartiere sind zu erwarten.

Schadigunigen und/oder Stérungen der Wohn- oder Zufluchtsstétten sind sehr
wahrscheinlich. Individuenbezogen besteht daher das Risiko der Schidigung von |
Fortpflanzungs- oder Ruhestétten baw. von Storungen insbesondere wihrend der |
Fortpflanzungszeiten. Beeintrachtigungen der Aktionsréume sowie der Karridore fiir
Austausch- und Wechselbeziehungen werden durch Zerschneidungs- und
Storwirkungen geschédigt und eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der
lokalen Population bewirkt. Dariiber hinaus sind Beeintréchtigungen der
Aktionsrdume durch Stéirung und Imitation zu erwarten. Mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit werden keinerlei Feststellungen zu Quartieren, Wochenstuben
oder Nestern van Flederméusen kurz vor Aufnahme von Baumaiinahmen erfolgen. |

Dies zeigt sich deutlich an den bereits aufgenommenen Entkernungsarbelten im Sile- |
Gebéude. Somit ist eine Kartierung und Erkundung bereits in der Planungsphase |
erforderlich, bevor mit der Zerstdrung von Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstétten
von Flederméusen vollendete Tatsachen geschaffen werden, , 41:

Fehlerhaft wird auf einen Erhalt der am Planungsgebiet entlang verlaufenden Allee

aus Rosskastanien verzichiet, obwohl diese schutzbediirftig ist (§ 19 NatSchAG M-

V). Bereits bei den begonnenen Umsetzungen der Bebauungspléne Nr, 22 — |
Uferweg —und Nr. 25 - Spartboot- und Servicestation — erfolgten willkiirliche
Fallungen der Alleebaume am Uferweg, ohne dass es zu Nachpflanzungen kam.
Auch dass sich die Kastanienallee Jickig" darstellt, ist auf Fallungen und fehlende
Nachpflanzungen zuriickzutihren. Der Erhalt der Allee ergibt sich nicht aus den
Planungsunterlagen, muss jedoch in die Planung einfliefen.

8. Fehlende Beriicksichtigung des Gesundheitsschutzes Zu 7.8.
Im Zusammenhang mit dem Gesundheitsschutz sokeBelange betrachtet werden. Digeilweise zu beriicksichtigen.

Mobilfunkanlagen sind zuldssig. Dabei ist darankagehen, dass sie im Rahmen des| Gutachten zu
Zumutbaren mit gesundheitlichen Anforderungen zergitiifen sind. Angesprochene | elektromagnetischen Belangen
Belange sind im erforderlichen Umfang zu betrachieftrmangelung des konkreten |im Zuge des
{2 Ansiedlungsfalls kann eine weitergehende gutadbterlPrifung hier nicht Baugenehmigungsverfahrens.
i vorgenommen werden. Gemal Empfehlung des
Bauausschusses sollen

Entscheidungen zum Baurecht
auf der konkreten Ebene der
Antragstellung gefihrt und

gepriift werden. Anforderungen
an gesunde Wohn- und

Die eleklromagnetische Strahlung der benachbarten Bahnoberleitungen sowie die
von der Gemeinde jetzt auch planerisch festgesetzien Mobilfunkanlagen auf dem
Silo-Gebaude kiinnen die Gesundheit sowie das Wohibefinden heeintrédchtigen,
Der Plan unterschatzt, dass vom Betrieb der am Plangehiet verlaufenden Bahn-
Oberleitungen und der im Plangebiet befindlichen Mabilfunksendeanlagen schidliche
Umwelteinwirkungen i.5. des § 2 Abs. 1 Bundesimmissionsschutzgesetz

zu Lasten der Nutzer der geplanten Anlagen sowie der Anwohner ausgehen.
Denn die magnetischen Felder der Bahn-Cberleitungen und die Strahlung der
Mobilfunksendeanlagen erzeugen Immissionen, die nach Art, Ausmag und Dauer
peeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile beziehungsweise erhebliche
Beléstigungen fiir die Nachbarschaft herbeizufiihren,

Bei den Oberleitungen der Bahnanlagen entstehen magnetische Felder unter
anderem ringfdrmig um die stromdurchilossenen Leiter. Das Magnetfeld setzt sinen
Stromfluss voraus und hingt von der Stromstérke ab, jedoch nicht von der
Spannung. Die Einheit der magnetischen Feldstédrke ist Alm (Ampere pro Meter),
davon abgeleitet ist die magnetische Induktion (Emregung elekirischer Stréme und
Spannungen durch bewegte Magnetlelder) T (Tesla), Die GriRe der
Feldstdrkeabnahme mit der Entfernung ist unter anderem von der Kompensation

Lebensverhéltnisse sind zu
gewahrleisten. Die Gemeinde is
als Grundstiickseigentumer in
einer recht einflussreichen
Position.
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abhéngig. Magnetische Felder durchdringen beinahe alle Materialien ungehindert.
Die magnetische Feldstarke bzw. Flussdichte nimmt zu oder ab durch z.B.:

- die Hihe der Stromstérke

- den Phasenwinkel

- die Anordnung (Entfernung) der stromflhrenden Hin-und Rickleiter zueinander
- (Kompensationseffekts)

- Ausgleichsstrome auf elektrisch leitfdhigen Rohren, Schutzleitern, im Erdreich

- tie Qualitdt von Kompensations- und Abschirmmafinahmen

- Abstand zu Feldverursachern

Bahnstrom kann Dacher und Fassaden aufladen und in Schwingung versetzen.
Feider von 5BB und Eisenbahnen mit hoher Energiedichte kiinnen krank machen,

Die elektromagnetischen Felder der Oberleitungen kiinnen Bauteile wie Fassaden
und D&acher und sogar ganze Gebdude durch Induktion elektromagnetisch aufladen,
Es sind Falle bekannt, bei denen Bauteile in Schwingungen versetzt wurden und es
2u hiirbaren Tdnen aus der Resonanz der Felder zur Baumasse kam.

Das starke elektromagnetische Feld, das in der Schweiz zum Beispiel von Leitungen
der SBB ausgeht, hat eine hohe Energiedichte, so dass elekirische Energie, wie bei
einem Transformator in den Zellen induziert wird.

In der Nahe zu Hochspannungsleitungen und Bahnoberleitungen ist das gehéufte
Auftreten von kindlichen Leukéimien bzw. von Krebs bei Erwachsenen belegt. Die
Expositions-Wirkungsbeziehungen sind unabhangig vom Alter, der Urbianisierung
oder dem soziotkonomischen Status. Insbesondere der Zusammenhang zwischen
magnetischen Feldern und kindlichen Leukémien war und ist Gegenstand
epidemiologischer Forschungen. Der Entwurf des Nationalen
Strahlenschutzkomitees (NCRP) der USA empfiehit im Freguenzbereich von nahe 0
Hz bis 3 kHz als ,Option 2° Expositionsrichtwerte von 0,2 pT(200 nT) fiir die
magnetische Flussdichte (NCRP 1995). Fir kiinftige Planungen

empfiehlt der Entwurf Wohnungen, Kindergérten und Schuten nicht in Zonen mit
magnetischen Flussdichten Uber 0,2 uT{200 nT) zu bauen bzw. sollten neue
Lettungen bei bestehenden Gebéduden eine magnetische Flussdichie von 0,2 pT(200
nT) nicht (berschreiten. Die ICNIRP-Richtlinie (ICNIRP 1998) basiert auf
kurzfristigen, unmittelbaren gesundheitlichen Auswirkungen wie z. B. der Reizung
peripherar Nerven und Muskeln, Schocks und Verbrennungen, die durch Beriihrung
leitféhiger Objekte verursacht werden und erhtihten Gewebetemperaturen, die aus
der Absorption von Energie wihrend der Exposition durch EMF resultieren. Der fiir
den Freguenzbereich von 25 Hz bis 800 Hz empfohlene Referenzwert fir die
Exposition der Allgemeinbevilkerung betrégt fiir magnetische Wechselfelder 5/, Bei
f =50 Hz ergibt sich 5/0,050 kHz = 100 pT{100.000 nT). Bei hiheren Frequenzen
sinkt der Referenzwerl. 1999 wurde vom National Institute of Environmental Health
Sciences (NIEHS 1988) der USA ein Bericht zu Gesundheitsefiekden eleldrischer und
magnetischer Felder im Freguenzbereich der Stromversorgung herausgegeben,
Darin kommt die Gruppe zum Schluss, dass die Exposition gegeniiber , Powerline
Frequency ELF-EMF" ein migliches Karzinogen darstelit. Eine Empfehlung des
Berichtes ist, dass das NIEHS den Energieversorgern empfiehlt, die gegenwértige
Praxis der Expositionsreduktion bei der Situierung von Stromleitungen fortzusetzen
und die Erfarschung zur Reduktion der Entstehung magnetischer Felder bei
Ubertragungs- und Verteilungsleitungen fortzusetzen, ohne dabel neve
Gef8hrdungen zu generieren.
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Im Juni 2001 Gberpriifie eine Arbeitsgruppe wissenschaftlicher Experten auf
Einladung der International Agency for Research on Cancer (IARC), einer
Teilorganisation der WHO mit Sitz in Lyon, Studien (iber die Kanzerogenitit von
statischen und niederfreguenten elektrischen und magnetischen Feldemn (IARC
2002). Anhand der Standardklassifizierung der IARC, die an Menschen und Tieren
sowie in Laharversuchen fesigestelite Befunde abwégt, wurden niederfrequente
magnetische Wechselfelder auf Grund von epidemiologischen Studien Uber kindliche
Leukdmien als moglicherweise krebserregend fiir den Menschen eingestuft
(Einstufungs-Gruppe 2B).

Auf dem Silo-Gebdude befanden sich nach Auskunit der Bundesnetzagentur vom
01.04.2012 zu diesem Zeitpunkt insgesamt 16 Mobilfunk-Sendeantennen, Zur
Erzielung von Einnahmen plant die Gemeinde, die Anzahl der Antennen nach zu
erhéihen.

Es ist zu befiirchten, dass sich die Dauerbestrahlung dieser Sendeanlagen nachteilig
auf die Gesundheit der Anwohner auswirkt. Es liegen Hinweise vor, dass
elektromagnetische Bestrahlung durch Mobilfunk-Sendeantennen das Risiko fir
Leukamie und Himtumaren erhaht. Weiterhin {ihren Mobilfunkantennen zu einer
starken Wertiminderung bei benachbarten Immaohilien,

Die Ergebnisse der bereits abgeschiossenen epidemiologischen Untersuchungen im
Hochfrequenzhereich von Mobilfunk-Sendeantennen sind als emst zu nehmende
Himweise auf ein erhiihtes Krebsrisiko (vor allem Leuk&mie und Gehimtumaore) als
Folge gepulster oder ungepuister elekiromagnetischer Bestrahlung zu werten, Auf
der experimentellen Seite gibt es etliche Untersuchungen, bei denen nicht-
thermische Effekte festgesielit wurden. Viele dieser Effekie wurden bereits deutlich
unter den derzeit gultigen Grenzwerten becbachtet. Sie reichen von verdnderten
Himstrimen (EEG) (ber die erhiihte Durchi@ssigkeit der Blut-Him-Schranke, die das
Gehim vor dem Eindringen von Fremdstoffen schiitzt, der Ausschittung von
Stresshormanen und Einfllissen auf die Zellkommunikation, Schwichung des
Immunsystems bis zur Abnahme der Fruchtbarkeit. Im Rahmen einer EU-geférderten
Studie wurde 2004 festgestellt, dass Hochfrequenzstrahlung selbst unterhalb des fir
die Handynutzung giiltigen Grenzwerls Doppelstrangbriiche an der DNS verursacht
— ein wesentlicher Falktor der Krebsentstehung.

Eine von drei niederldndischen Ministerien beauftragte und im September 2003
abgeschlossene Studie zeigt besonders bei UMTS-Feldern deutliche Auswirkungen
auf das gesundheitliche Wohlbefinden. Getestet wurde bei rund einem Tausendstel
des deutschen Grenzwerts, einer Strahlenbelastung, wie sie in Wohnungen mit nahe
geiegenen Sendeanlagen durchaus aufirint. Elektrosensible litten statistisch
signifikant unter Schwindel, Unwohlsein, Nervositét, Brustschmerzen/&temnot, hatten
ein Kribbeln oder lokales Taubheitsgefiihl und Konzentrationsstirungen.

Bei Personen, die angaben, normalerweise nichts von Elektrosmaog zu spiren, wurde
neben Anzeichen erhdhter Gehirmaktivitat ein ,Geflhl der Unzuldnglichkeit*
statistisch signifikant festgestellt. Das niederlandische Wirtschaftsministerium
beurteilte die Ergebnisse als ,alarmierend”, das Bundesamt flr Strahlenschutz
bewertet die Studie des senommierten Forschungslabors” in einer vom
Umweltinstitut Minchen e.V. angeforderten Stellungnahme vom 11,11.2002 als

JSsorgiaiig durchgefihre”,
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Nr.

Eine zusdtzliche Qualitéit der Bestrahiung wird mit den bereits auf dem Silo-Gebiude
zum Einsatz kommenden LTE-Sendeanlagen emeicht,

Die bundesdeutschen Grenzwerte fir die elektromagnetische Belastung durch
Mobilfunk-5endeantennen orientieren sich an den Empfehlungen der Internationalen
Strahlenschutzkommission® (ICNIRP) und berlicksichtigen nur thermische
Wirkungen, also die Erwdrmung von Kérpergewebe. Mit dem Hinweis, die Zahl der
epidemiologischen Studien in diesem Bereich sei noch zu gering, werden ihre
Ergebnisse bei der Berechnung von Grenzwerten bisher nicht beriicksichtigt. Die
bereits vorliegenden Forschungsergebnisse haben zum Beispiel lalien veranlasst,
seine Grenzwerle auf ein Hundertstel der deutschen zu senken. Im Salzburger Land
liegen sie sogar nur noch bei einem Zehntausendstel.

Nach Auskunft der Auskunft der Bundesnetzagentur vom 01.04.2012 sind zu den
damals vorhandenen 16 Mobilfunk-Sendeantennen auf dem Silo-Gebéude, die sich
auf 34,9 bis 44,5 m Hithe befanden ein horizontaler Sicherheitsabstand von 26,23 m
und ein vertikaler Sicherheitsabstand von 6,58 m einzuhalten. Diese
systembezogenen Sicherheitsabsténde widersprechen den Planungen zum Siio-
Gebaude (SO 3), Innerhalb des Sicherheitsabstandes ist die Errichtung eines
Staffelgeschosses mit Dachterrasse unzulissig.

Insgesamt Uberschreitet die im Plangebiet gemessene Strahlung der
Bahnoberleitungen und der Mobilfunk-Sendeantennen die neueren
wissenschaftlichen Empfehlungen.

Es wird die Einholung eines Sachverstéindigengutachtens zu den Gesundheitsrisiken
der Bahnaberleitungen und der Maobilfunkanlagen im Plangebiet beantragt, wobe die
Untersuchung zusétzlich auch die Risiken von Transienten und Oberwellen
berlicksichtigen soll. Das Gutachlen wird darlegen, dass strengere
Schutzvorschrifien gegen die Strahlung unter Berlicksichtigung der Risiken von
Transienten und Oberwellen geboten sind.,

Es wird gefordert, dass die Kennzeichnung von Fidchen im B-Plan den tatsachlichen
MNutzungen entspricht; die unter den Mobilfunksendeaniagen liegenden Flachen sind
entsprechend anders zu widmen.

8. Fehlende Kompensation des planbedingten Eingriffes

Die Einschétzung, dass die Emmitthing des Eingriffes und der erforderlichen
Ausgleichsmalinahmen nicht erforderlich sei, ist fehlerhaft. Entgegen der
Begrindung finden eine erhebliche Vernichtung von Griinflichen und eine
zusatzliche Versiegelung in groflem Ausmal statt. Der planbedingte Eingriff ist zu
kompensieren. Diese Planung ist insoweit defizitdr, Dies erschiielt sich aus einer
Gegenilberstellung von Inanspruchname, Beeinrdchtigung oder Zersiérung von
Umweltbestandteilen und den nicht vorgesehenen umwelhverbessernden
Mafinahmen. Nicht kempensierte Eingriffsmaiinahmen und fehlender
Bestandsschutz betreffen unter anderem die Befestigung und Versiegelung ven
Flachen fir die Errichtung von Parkpldtzen vor dem Silo-Gebéude sowle durch den
Bau der Veranstaltungshalle und der Minigoifanlage. Dem massiven und
groffidchigen Eingriff durch die Bebauung des Silo-Gebaudes und Errichtung der
Veranstaltungshalle in Boden, Landschaftsbild, Artenpotenzial usw. stehen keine

e

Zu 7.9.
Im Zusammenhang mit der Innenentwicklung vor Aufdénieklung wird gesetzlich

geregelt, dass keine Eingriffs- und Ausgleichsnagglerforderlich ist. Unabhéngig dav
sind die Belange des Baumschutzes zu beachtenab@nrunabhéngig vom
Bebauungsplan Nr. 23 werden hier nicht gesondérrelt. Eine Eingriffs-

/Ausgleichsregelung ist nicht notwendig.

on

Nicht zu beriicksichtigen.
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lus

Ausgleichsmalnahmen in einer gebotenen qualitativen und quantitativen Dimension
gegendber. Die Vernichtung von Griinfidchen fiir die geplante Minigolfaniage ist 2y 1:
1 zu kompensieren.

Der Gehdlzbestand der StraRenb&ume (Rosskastanienallee) am Plangebiet ist zu
erhalten.

Die Umsetzung der Bebauungspléne Nr. 22 - Uferweg (Hotelanlagen) - und Nr. 25 .
Sporthoot- und Servicestation (Werft) — jeweils am Ulerweyg zeigt jedoch, dass Teile
des Bestandes der Alleebdume — mit Zustimmung der Gemeinde oder sogar von der
Gemeinde selbst - ohne Ersatzpflanzungen geféllt wurden.

Ebenso wurde im Zusammenhang mit demn Bebauungsplan Nr. 17 -
Ferienhausgebiet - vorsatzlich ein schiitzenswerter Ulmenbestand am Schweriner
See vemichtet, chne dass bisher eine Kompensation erfolgte. In dem Ortsteil
Gallentin wurde 2012 fiir den Neubau der Strafie zum See mit Zustimmung der
Gemeinde eine schiitzenswerte Eibenallee gerodet. Auch hierfiir erfolgte keinerlei
Kompensation.

Der Strallenbaumbestand ist entgegen diesen Ziglsetzungen dauerhaft zu erhalten

und zu pflegen.

10. Fehlende Beriicksichtigung der Wertminderung von Wohngebiuden

Den Anwahnern von Plangebieten steht als Plannachbarm™ gegeniiber der
planenden Gemeinde ein Anspruch auf gerechte Abwagung ihrer privaten Belanga
zu. Bauplanerische Festsetzungen, die ans Plangebiet angrenzende Grundstiicke
betreffen, sind an den Inhaits- und Schrankenbestimmungen des Grundrechts auf
Eigan_wm, Art. 14 Grundgesetz zu messen. Insbesondere die aus der Planung
resultierenden Lérmbeeintrdchtigungen, die Festsetzung von
gesundheitsgefahrdenden Mobilfunk-Sendeantennen sowie die starke
Beeintréchtigung des Landschaftsbildes und der Umgebungsbebauung fithren zu
einer Minimierung der Wohnqualitét und damil zu einer erheblichen Werminderung
der angrenzenden Wohngebéude. Dabei handelt es sich um einen
abwagungserheblichen Belang.

P

{’_Eg'l .
V- ¢
Dr. Michae! Eckent

Charlotte Eckert

Zu 7.10.
Der Gesetzgeber hat die Anforderungen an die Bpldeung geregelt. Diesen Anspru

wird die Gemeinde in Anwendung des § 1 BauGB exfilllunter dem Gesichtspunkt,
dass der Innenentwicklung vor der AuRenentwicklRagm gegeben wird, hélt die
Gemeinde an ihren Planungszielen fest. Die sactigerédbwagung wird gefihrt.

Zu 7.11.
Die Einwender werden zur Kenntnis genommen.

tu beriicksichtigen.

Zur Kenntnis zu nehmen.
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Zu 2.
Die Erhaltung der Sichtbeziehungen zum BahnhdfirsBelang. Die Belange der

Gesundheit und der Aufenthaltsqualitat sind héhdveawerten. Deshalb werden die
Belange zuriickgestellt.

Zu 3.
Reflektionen sind durch geeignete Schallschutzmafiea zu reduzieren.

Ifd. | Stellungnahme von/vom
Nr. [IV.4
(V.4
Nocctesste -ﬁ'{}‘} Steice E-Vrn A ST
vockeacsf e Born feS Eple Bt A SE |'
.-lt- Zu 1.
Der Schallschutz ist notwendig. Die Belange werdgnickgestellt. Nicht zu beriicksichtigen.

Nicht zu bericksichtigen.

Zu bericksichtigen.
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen flr das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen der Offentlichkeit zum

Vorentwurf

Stellungnehmende Behorde
und Stelle

Inhalt

Offentlichkeit

V.1

Der Einwand wird als Stellungnahme gewertet.

Die Planungserfordernisse sind in 8 1 Abs. 3 BauGB
geregelt; Bauleitpl&ne sind aufzustellen, sobald und
soweit es erforderlich ist.

Die verbindliche Bauleitplanung wird mit dem Ziel
aufgestellt, Planungssicherheit fir die Gemeinde und
Investitionssicherheit zu schaffen flr Vorhabentrager.
Die Planung wird fortgefiihrt.

Der Vorwurf der Tauschung wird durch die
Gemeinde zuruckgewiesen.

Die SchallschutzmaZnahmen sind im Rahmen der
Entwurfsphase zu prézisieren.

Neben Festsetzung von aktiven
Schallschutzmafinahmen sind passive
SchallschutzmalRnahmen erforderlich.

Das Schallgutachten betrachtet auch die umgebende
Bebauung. Die Einbeziehung von Wohnbebauung,
die extern zu betrachten ist, in das Plangebiet ist
nicht vorgesehen.

Die Gemeinde geht den Anforderungen fir die
Eingangsdaten innerhalb des Gutachtens weiter
nach. Die Gemeinde prift, inwiefern Versaumnisse
bei der Bahn vorliegen. Die Eingangsdaten sind
sicher zu ermitteln.

Die Gemeinde prift die Notwendigkeit der
Berlicksichtigung des ,Schienenbonus® von 5 dB(A).
Die Prognose fur 2025 wird verbindlich angewendet.
Die planungsrechtliche Vorbereitung muss sicher
erfolgen. Unabhangig davon gelten die
Anforderungen des gegenseitigen
Nachbarschaftsschutzes nach 8 15
Baunutzungsverordnung.

Limitierend wirken sich vorhandene Nutzungen auf
die zuklnftige Ausnutzung im Plangebiet aus. Dies
ist zu bericksichtigen.

Die baulichen Méglichkeiten sind im Zusammenhang
mit den Mdglichkeiten und Anforderungen des
Denkmalschutzes zu prifen.

Fur das FFH-Gebiet sind die entsprechenden
Nachweise zu fihren. Die Eingangsdaten fir das
Projekt sind zu ermitteln.

Im Zusammenhang mit dem Denkmalschutz sind die
Verschrottungsarbeiten und die  begleitenden
Artenschutznachweise zu prifen und beizubringen.
Die StraBe ist zuklnftig auszubauen, um den
zukunftigen Anforderungen gerecht zu werden.




Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 23 der Gemeinde Bad Kleinen flr das Gebiet

»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen der Offentlichkeit zum
Vorentwurf
Stellungnehmende Behorde | Inhalt
und Stelle
- Die Belange des Verkehrs sind im Zusammenhang

mit dem StraBenbau (Asphaltierung) zu sehen. Die
Erstellung der Stral3e ist von Inbetriebnahme der
Anlage vorgesehen.

V.2 - Unterstellungen werden zuriick gewiesen. Es geht

der Gemeinde um eine planungsrechtliche Regelung
und um Sicherheit fir die Investoren.

- Die Gemeinde formuliert ihre Ziele. Die Sicherheit fir
Investoren soll geschaffen werden. Belange des
Denkmalschutzes sind zu beachten. Die Gemeinde
mdochte die Beherbergungskapazitat erweitern. In
Bezug auf die Geh- und Radwege ist eine
Klarstellung notwendig. Das heil3t, fur die
Entwicklung des Fremdenverkehrs ist auch ein Netz
des Geh- und Radwegeverkehrs notwendig. Dies ist
anzupassen. In Bezug auf die Kommunalaufsicht
wird auf die entsprechenden
Vertragsangelegenheiten verwiesen. Im
Planverfahren geht es um die Schaffung von
Voraussetzungen fir eine zukinftige Ansiedlung, um
einen Missstand zu beseitigen. Es ist zu prifen,
anstelle eines Sondergebietes eine andere Art der
Nutzung wohl in Richtung Mischgebiet festzusetzen.
Kerngebietsfestsetzung mag ausscheiden, weil
Handelsbetriebe kaum in Betracht kommen.

- Die Verkehrsanbindung erfolgt Gber den Uferweg.
StralRenbaumalRnahmen sind vor der Inbetriebnahme
zu regeln. Die Kostenubernahme ist nach dem
Prinzip des jeweiligen Vorteils vorgesehen.
Nutzungsspekulationen werden zurtickgewiesen.

- Die ErschlieBung wird im laufenden Verfahren
vorbereitet. Dies ist auch so dargestellt. Es wird nicht
auf nachfolgende Verfahren verschoben.

- Die Unterstellung in Bezug auf die
Veranstaltungshalle  wird zuriickgewiesen. Die
Zielsetzungen gelten gem&R Vorentwurf. Das
Muhlengebaude soll genutzt werden. Die Planung ist
zur Umsetzung bzw. zur Klarstellung der
gemeindlichen Ziele notwendig. Gleichzeitig soll fur
Inverstoren Sicherheit geschaffen werden. Fir den
Muhlenstandort gibt es keine Alternative. Die
Inanspruchnahme des Mihlengelandes ist die
Umsetzung eines wesentlichen Grundsatzes des
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden.

- Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung
werden eingehalten. Dies ist in der Stellungnahme
des Amtes fir Raumordnung und Landesplanung
dargestellt. Die Bedenken werden zurtickgewiesen.

- Die Anforderungen des BauGB werden beachtet. Die
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»Miihle“, fur das Miihlengelénde

Hier: Kurzzusammenfassung von Stellungnahmen der Offentlichkeit zum
Vorentwurf

Stellungnehmende
und Stelle

Behdrde

Inhalt

subjektiven AuRerungen werden zuriickgewiesen.
Die Abwagung zu diesen Belangen dient als
Erganzung der Planunterlagen.

- Die Inanspruchnahme des Standortes entspricht
einer stadtebaulichen nachhaltigen Entwicklung. Die
Spekulationen zur Sport- und Mehrzweckhalle
werden zurlickgewiesen.

- In Bezug auf das Landschaftsbild wird klargestellt,
dass der Standort bereits vorgepragt ist. Es handelt
sich um eine Innen- vor AuBenentwicklung. Eine
Vorpragung ist vorhanden. Die Schutzbedurftigkeit
der  Umgebung ist zu  betrachten. Die
Denkmalschutzbelange sind zu beachten. Es handelt
sich um einen Angebotsplanung.

- In Bezug auf die Nutzungen erfolgt kein Bezug auf
die urspringliche Nutzung. Der zuldssige Verkehr,
auch zuklnftig zuldssige Verkehr darf nicht zu
erheblichen Auswirkungen der Wohnumgebung
fuhren. Der Gutachter geht auf das zulassige
Verkehrsaufkommen unter Berucksichtigung des
Schutzanspruches der Umgebung ein. Es ware zu
Uberprufen, inwiefern ein Verkehrsgutachten zu
Belangen des KFZ-Verkehrs der FuRRganger und
Radfahrer erforderlich ist.

? Erstellung eines Verkehrsgutachtens.

- Larm- und Schadstoffbelastigungen sind zu
Uberprifen.

- Die Spekulation zur Veranstaltungshalle wird
zurickgewiesen; unabhangig davon gelten die
Anforderungen des § 15 Baunutzungsverordnung.

- Der Gutachter stellt mit dem Schallschutzgutachten
einen Rahmen auf. Das konkrete Vorhaben ist ggf. in
einer Einzelfallprtfung Zu prufen. Der
Bebauungsplan stellt eine Angebotsplanung dar. Der
Verkehr von der Schiene ist in Bezug auf seine
Auswirkungen zu Uberprifen.

? Larm- und Schadstoffgutachten.
? Gesamtverkehrslarmgutachten und Konzept.
? Vorhabenabschatzung in der Umgebung.

- Veranstaltungshalle ist nicht vorgesehen. Eine
Betrachtung in Bezug auf Auswirkungen erubrigt
sich. Die Anforderungen des 8§ 15
Baunutzungsverordnung sind zu beachten.

- In Bezug auf Stellplatze sind die Wohngebaude in
der Umgebung auf ihre Schutzanspriiche zu
beachten.

- In Bezug auf den Larm ist derzeit klarzustellen, dass
Gewerbe- und Freizeitlarm nicht vorhanden ist. Hier
ist zwischen Bestand und Planung, fir den die
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Belange zu berlcksichtigen sind, zu unterscheiden.
Der Bebauungsplan Nr. 25 ist ein
vorhabenbezogener Plan und stellt auf die
Vorhabenbezogenheit ab. Der Bebauungsplan Nr.
23 soll die stadtebaulichen Ziele der Gemeinde
klarstellen und gilt als Angebotsplanung; gleichzeitig
gilt er als Sicherheit fir den Investor. Es handelt sich
um keine willkirliche Grenze der Gebiete. Eine
gesamtheitliche Betrachtung ist durch die Gemeinde
beabsichtigt.

? Gesamtheitliche Betrachtung vornehmen.

Das Schallgutachten geht mit den Prognosewerten
von 2025 um. Die Geschwindigkeitspriufung ist
vorzunehmen. Hierzu laufen die Abstimmungen mit
dem Gutachter.

In Bezug auf baubedingte Auswirkungen ist eine
gesetzeskonforme Handlung notwendig. Dies gilt
sowohl fir Bestand als auch fur Planung.

Die Gemeinde tritt Spekulationen gegenliber. Die
Angebotsplanung hat die nachbarschaftlichen
Interessen zu Dberlcksichtigen. Die Gestaltung
innerhalb des Gebietes wird Uberprift. Sie hat
denkmalgerecht Zu erfolgen und
immissionsvertraglich. Die  Anforderungen an
vorhandene Bebauung werden beachtet.
Gestaltungsfestlegungen werden derzeit noch nicht
getroffen. Diese sind zu prazisieren. Abstimmungen
mit der Denkmalpflege sind notwendig.

? Abstimmungen mit der Denkmalpflege.

Der Widerspruch zZur Spekulation zZur
Veranstaltungshalle wird zurtickgewiesen. Eine
denkmalschutzgerechte Entwicklung ist vorgesehen.
Die Planung ist in Bezug auf die Grundflachen zu
prazisieren. Das Mikroklima stellt auf die Erhaltung
kleinerer Grunflachen ab.

Die Nachweisfihrung fir die Anwendbarkeit des
Verfahrens nach § 13a BauGB ist zu fuhren. Dabei
sind Belange des Artenschutzes in Bezug auf
Flora/Fauna bei Abriss und MaRnahmen vorzusehen;
Innen- vor AuRenentwicklung beachten. FFH-
Vertraglichkeit nachweisen. Baumschutz und AFB.

? AFB Flora/Fauna.

? Baumschutz.

? Einmald Baume.

Die gesundheitlichen Belange sind zu beachten. Die
Mobilfunkantennen werden als Angebot angefiigt.
Der erforderliche Umfang ist zu prifen in Bezug auf
Gesundheitsgefahrdung.

? ggf. Gutachten zur Einschatzung der
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Beeintrachtigung fir gesundheitliche Belange.
Anwendbarkeit § 13a BauGB wird nachgewiesen.
Innen- vor AuBenentwicklung vorsehen. Grundflache
angeben. Keine Eingriffs-/Ausgleichsregelung
notwendig. Baumschutz beachten. Die
voraussichtlichen Nutzungen des B-Planes Nr. 23
sind zu beachten. Die Anforderungen des BauGB
sind zu beachten; dies ist wesentlicher Gegenstand
der Abwagung.

Die Einwender als Einwohner sind zur Kenntnis zu
nehmen.

V.3 Siehe V.2

V.4 -

Schallschutzwall ist notwendig, um
Aufenthaltsqualitat im Freien zu schaffen bei dem
beabsichtigten Konzept.

Die Sicht auf den Bahnhof ist ein Belang.
Gesundheitliche Belange sind zu sichern. Deshalb
Schallschutzmal3nahme notwendig.

Reflektionen kénnen durch entsprechende
Gestaltung der Schallschutzwand minimiert und
reduziert werden.

Aufgestellt fir die Diskussion:

Dipl.-Ing. R. Mahnel
Planungsbiiro Mahnel
Rudolf-Breitscheid-StralRe 11
23936 Grevesmihlen
Telefon03881/7105-0
Telefax 0 38 81/ 71 05 - 50
pbm.mahnel.gvm@t-online.de




	Vorlage
	Anlage  1 2012-12-05BKleinen_B23 VorentwurfTöB_A3A4
	Anlage  2 2012-12-04TextTeilB-3
	Anlage  3 2012-11-12 Begründ - 2
	Anlage  4 2013-05-17kurzVorentwB23BadKleinenOhneBürger-1
	Anlage  5 2013-05-17AbwVorentwB23BadKleinen-1
	Anlage  6 2013-05-17kurzVorentwB23BadKleinenBürger-1

